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Präsident Frank Imhoff eröffnet die Sitzung um 
10:00 Uhr. 

Präsident Frank Imhoff: Die 40. Sitzung der Bür-
gerschaft (Landtag) ist eröffnet. 

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer:innen und die Vertreter:in-
nen der Medien. Als Besuchende begrüße ich recht 
herzlich eine Klasse Auszubildender als Pflege-
kräfte und die 10. Hauptschulklasse der Haupt- 
und Realschule Ritterhude. – Herzlich willkommen 
hier bei uns im Haus! 

(Beifall) 

Die Sitzung beginnt heute Vormittag mit der Aktu-
ellen Stunde. Im Anschluss daran wird der Tages-
ordnungspunkt 5 aufgerufen. 

Nach der Mittagspause geht es weiter mit den Ta-
gesordnungspunkten 12 und 54. Fortgesetzt wird 
die Tagesordnung dann in der Reihenfolge der 
weiteren Tagesordnungspunkte. 

Die Sitzung wird am Donnerstag mit der Frage-
stunde fortgesetzt. Weiter geht es danach mit den 
Tagesordnungspunkten 20 und 35. 

Nach der Mittagspause geht es dann weiter mit den 
Tagesordnungspunkten 46, 25 und 33. Im An-
schluss daran werden die miteinander verbunde-
nen Tagesordnungspunkte 36 und 37 aufgerufen. 
Fortgesetzt wird die Tagesordnung dann wieder in 
der Reihenfolge der Tagesordnungspunkte. 

Die übrigen interfraktionellen Absprachen können 
Sie der digital versandten Tagesordnung entneh-
men. Dieser Tagesordnung können Sie auch die 
Eingänge gemäß § 37 der Geschäftsordnung ent-
nehmen, bei denen interfraktionell vereinbart 
wurde, diese nachträglich auf die Tagesordnung zu 
setzen – es handelt sich um die Tagesordnungs-
punkte 51 bis 56. 

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Das ist nicht der Fall! 

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit 
den interfraktionellen Absprachen einverstanden. 

(Einstimmig) 

Sehr geehrte Abgeordnete, Sie haben für diese Sit-
zung die Konsensliste übermittelt bekommen. Es 
handelt sich dabei um die Zusammenfassung der 
Vorlagen, die ohne Debatte und einstimmig behan-
delt werden sollen. Auf dieser Liste sind die Tages-
ordnungspunkte 29, 34, 40, 43, 44 und 49. 

Um diese Punkte in einem vereinfachten Verfahren 
zu behandeln, bedarf es eines einstimmigen Be-
schlusses der Bürgerschaft (Landtag). Ich lasse jetzt 
darüber abstimmen, ob eine Behandlung im ver-
einfachten Verfahren erfolgen soll. 

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit 
dem vereinfachten Verfahren einverstanden. 

(Einstimmig) 

Entsprechend § 22 der Geschäftsordnung rufe ich 
nun die Konsensliste zur Abstimmung auf. 

Wer der Konsensliste seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Konsensliste zu. 

(Einstimmig) 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte 
ich Ihnen mitteilen, dass nachträglich interfraktio-
nell vereinbart wurde, die miteinander verbunde-
nen Tagesordnungspunkte 3, 52 und 53 sowie die 
Tagesordnungspunkte 13 und 28 für die Oktober-
sitzung auszusetzen. 

Weiterhin wurde interfraktionell vereinbart, die 
Tagesordnungspunkte 38, 41 und 50 nun ohne De-
batte aufzurufen. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. 
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Aktuelle Stunde 

Meine Damen und Herren, für die Aktuelle Stunde 
ist von den Abgeordneten Birgit Bergmann, 
Prof. Dr. Hauke Hilz, Lencke Wischhusen und 
Fraktion der FDP folgendes Thema beantragt wor-
den: 

Immer mehr Jugendliche ohne Schulabschluss – 
Der rot-grün-rote Senat versagt beim Thema Bil-
dungs- und Chancengerechtigkeit 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Sascha 
Karolin Aulepp. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat der Abgeordnete Professor 
Dr. Hauke Hilz das Wort. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr 
geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Zuhörende! 
Jeder Zehnte verlässt in unserem Bundesland die 
Schule ohne Schulabschluss. Jeder Zehnte! Das 
darf nicht so bleiben, und das ist auch ein Armuts-
zeugnis dieses Senats. 

(Beifall FDP, CDU) 

Auch der Staat hat Schulpflicht. Das bedeutet, er 
muss und soll beste Bildung für alle Kinder anbie-
ten, für alle Schülerinnen und Schüler, um sie nach 
ihren Talenten zu fördern und zu fordern und sie 
zum bestmöglichen Schulabschluss zu bringen. 
Das gelingt dem SPD-geführten Ressort, das ge-
lingt Ihnen, Frau Aulepp, und das gelingt Ihnen als 
rot-grün-rote Regierung immer weniger. 

(Beifall FDP, CDU) 

Die Maßnahmen, die Sie zu ergreifen versuchen, 
fruchten offensichtlich nicht. Deswegen müssen 
wir gemeinsam hier zu einer Wende, zu einer Bil-
dungswende kommen. Das darf nicht so bleiben. 
Bei der Bildungsmisere, in der wir seit Jahren und 
fast Jahrzehnten in der Bildungsbundesliga in allen 
Vergleichsstudien fast immer am Ende stehen, da 
haben wir Potenzial, das Sie hier in unserem Bun-
desland nicht ausschöpfen. 

Wir haben Vorschläge gemacht, angefangen mit 
dem, was Sie gestern auch in der Stadtbürgerschaft 
debattiert haben. Der Personalmangel in Schule, 
der muss beherzt angegangen werden. Es reicht 
nicht, Konzepte zu erstellen. Wir haben im Februar 

vorgelegt, wie man handeln sollte. Die Handlungs-
empfehlungen konnte man heute auch in der 
Presse nachlesen. Ich war gestern bei der Debatte 
nicht dabei, aber das, was Sie sagen – Studien-
plätze erhöhen bei den Lehrämtern, Quereinstieg 
erleichtern, ausländische Berufsabschlüsse besser 
oder leichter anerkennen –, das haben wir bereits 
im Februar in einem Antrag vorgelegt. Sie sind 
dazu übergegangen und haben gesagt: „Wir wol-
len erst mal ein Konzept erstellen.“ Meine Damen 
und Herren, die Zeit für Konzepte ist vorbei. Es 
muss gehandelt werden! 

(Beifall FDP) 

Das Schulsystem insgesamt muss aus unserer Sicht 
auf drei Säulen jetzt in die Zukunft getragen wer-
den. Die wichtigste Säule dabei bleibt die Digitali-
sierung. Es war gut und richtig, alle Schülerinnen 
und Schüler, alle Lehrerkräfte mit Endgeräten, mit 
den Tablets, zu versorgen und auch entsprechend 
das WLAN in den Klassenräumen auszubauen, 
denn das bietet jetzt die Chance, darauf aufzu-
bauen und in der Digitalisierung im Unterricht 
neue Wege zu gehen. Die Digitalisierung bietet 
viele Möglichkeiten und viele Chancen, auch indi-
viduell zu fördern und zu fordern, Lehrkräfte dabei 
zu unterstützen, bei der internen Diversifizierung 
einen diversen Unterricht zu gestalten, der jeden 
Einzelnen erreicht, jeden Einzelnen – und das 
bleibt das Ziel – zum bestmöglichen Abschluss zu 
bringen. 

Diese Potenziale müssen jetzt ausgeschöpft wer-
den. Da brauchen wir auch Verbindlichkeiten vom 
Ressort. Wir dürfen das nicht dem Zufall überlas-
sen, dem Einsatz der Lehrkräfte, der in vielen Fäl-
len überproportional ist und war, gerade jetzt in der 
Coronazeit. Es gibt aber auch Einzelfälle, bei de-
nen das vielleicht nicht mit dem gleichen Elan geht. 
Wir brauchen hier verbindliche Vorgaben von dem 
Ressort, um Digitalisierung in der Unterrichtsquali-
tät zu verankern, bis hin zur Weiterentwicklung 
auch der Analysemethoden, Learning Analytics 
hier voranzutreiben, meine Damen und Herren! 

Der zweite Punkt in der Qualitätsverbesserung ist 
aus unserer Sicht der Ganztagsschulausbau. Wir 
brauchen hier mehr Tempo. Wir sehen es in den 
Vergleichsstudien, was in Hamburg passiert. In 
Hamburg ist der Ganztagsausbau deutlich voran-
getrieben worden, was zu einer deutlichen Verbes-
serung auch der Abschlüsse, der Bildungsqualität 
insgesamt im Schulsystem geführt hat. 
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Das müssen wir uns zum Vorbild nehmen. Wir dür-
fen doch nicht in unserem langsamen Tempo hier 
weiterarbeiten, denn das Recht auf Ganztagsschule 
kommt ebenfalls. Es ist aber auch eine Frage der 
Qualität, es ist eine Frage der Chancengerechtig-
keit, hier voranzukommen, denn der Zusammen-
hang von Ganztagsschulausbau und Chancenge-
rechtigkeit, das zeigen alle Vergleichsstudien, der 
ist da. Hier bleiben Sie als Senat vieles schuldig. 

(Beifall FDP) 

Ein weiterer Punkt, um das Bildungssystem zu ver-
bessern, sind autonome Schulen, nicht in dem 
Sinne, dass wir die Schulen mit ihren Problemen al-
leine lassen wollen, sondern im Gegenteil, dass wir 
dort, wo neue Ideen entstehen, diese auch ermög-
lichen, Freiräume schaffen in der Gestaltung von 
Schule und dass das auch in unserem Bundesland 
bereits mit den bestehenden Möglichkeiten pas-
siert. Das zeigen verschiedene Beispiele, nicht zu-
letzt in der vergangenen Woche oder vor zwei Wo-
chen die Paula-Modersohn-Schule in Bremer-
haven, die es geschafft hat, für den Deutschen 
Schulpreis nominiert zu werden. Herzlichen Glück-
wunsch auch von dieser Stelle! Das ist ein großer 
Erfolg, auch wenn es am Ende nicht zum Preis ge-
langt hat. Gewinnerinnen und Gewinner sind die 
Schülerinnen und Schüler dieser Schule, meine Da-
men und Herren. Herzlichen Glückwunsch! 

(Beifall FDP, CDU) 

Diesen Schulen, diesen Kollegien, die sich zusam-
mentun, neue Wege gehen, denen wird es aber im-
mer noch zu schwer gemacht. Es gibt immer noch 
Begrenzungen, Beschränkungen. Hier müssen wir 
die Fesseln lösen und diese Wege weiter fördern 
und ermöglichen. Dann entsteht etwas. Dann ent-
stehen neue Perspektiven. Jahrgangsübergreifen-
der Unterricht ist zum Beispiel an der Paula-Moder-
sohn-Schule eingeführt worden, auch gegen Wi-
derstände, aber am Ende gibt der Erfolg einem 
recht. 

Diese Leuchtturmprojekte, diese Leuchtturmschu-
len, die wir ja in Bremen und Bremerhaven haben, 
die müssen wir als Vorbild für andere nutzen und 
hier tatsächlich auch Freiräume schaffen, um diese 
Wege zu gehen und diese Wege auch in die Fläche 
zu bekommen, im Sinne der Schülerinnen und 
Schüler. 

Lassen Sie mich zusammenfassen: Wir haben Ihnen 
in dieser Legislaturperiode mehrfach Vorschläge, 

Anregungen mitgegeben, wie man das Schulsys-
tem verbessern kann, wie man es verbessern sollte. 
Bisher haben Sie diese nur begrenzt übernommen. 
Deswegen stehen Sie heute alleine da mit der Bi-
lanz. Die Bilanz eines allgemeinbildenden Schul-
systems ist der Schulabschluss. Den erreichen in 
unserem Bundesland leider immer viel zu wenige, 
es sind viel mehr übrigens als im Bundesvergleich, 
die ohne Schulabschluss bleiben. 

Ein letzter Dank gilt den berufsbildenden Schulen, 
die hier noch einiges auffangen. Immerhin ein Drit-
tel derjenigen, die ohne Schulabschluss bleiben, 
schaffen es mithilfe der berufsbildenden Schulen 
noch zu einem Abschluss und damit zu einer Per-
spektive, zu einem selbstbestimmten Leben. Hier 
muss ganz viel passieren, hier muss sich alles än-
dern, meine Damen und Herren. So, wie es ist, darf 
es nicht bleiben. Sie haben hier als rot-grün-roter 
Senat, als SPD-geführtes Bildungsressort eindeutig 
versagt. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
die Abgeordnete Gönül Bredehorst das Wort. 

Abgeordnete Gönül Bredehorst (SPD): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich bin ein bisschen irritiert, 

(Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]: Das sind Sie 
immer!) 

dass Sie mit den Maßnahmen, Herr Professor 
Dr. Hilz, meinen, 

(Abgeordneter Martin Michalik [CDU]: Gleiche 
Rede wie gestern!) 

ja meinen, dass man durch Digitalisierung und den 
Ganztagsschulausbau und autonome Schulen die 
Abbruchquote runterbringen kann. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ich bin wirklich sehr erstaunt, weil Sie dabei der 
strukturellen Zusammensetzung unserer Bevölke-
rung in keinster Weise Rechnung getragen haben. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Das ist nämlich das Grundproblem. Sie müssen 
doch gucken: Wer wohnt hier? Wer wohnt hier? 
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(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Das ha-
ben Sie ja gut geschafft!) 

Das ist eine Ausgangslage, die Sie in keinster 
Weise beachten. 

(Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]: Gerechtig-
keit in der Bildung ist doch das Thema der SPD!) 

Also, keine Frage, die Zahlen der Jugendlichen 
ohne Schulabschluss sind zu hoch. Ob es nun ein 
Prozent sind oder 9,5 Prozent: Für mich ist jeder Ju-
gendliche ohne Schulabschluss einer zu viel. Aller-
dings lässt einen der Zuwachs in den letzten Jahren 
aufhorchen. Waren es in den Jahren 2017 und 2018 
noch 8,7 Prozent, so ist es in den Folgejahren auf 
9,5 Prozent gestiegen. Das wollen und können wir 
nicht hinnehmen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE – 
Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Tun Sie 
etwas dagegen!) 

Ich finde aber, dass wir an dieser Stelle eben auch 
genau hingucken müssen, warum das so ist, Herr 
Professor Dr. Hilz. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Wir 
müssen etwas tun! – Abgeordnete Sofia Leonidakis 
[DIE LINKE]: Man muss erst die Ursachen kennen! 
– Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Man muss 
erst mal zuhören können!) 

Warum man Bremen auch nicht stumpf mit dem 
Bundesdurchschnitt vergleichen kann: In Bremen 
ist laut Drittem Lebenslagenbericht jedes zweite 
Kind von einem der Hauptrisiken für Bildungsmiss-
erfolg betroffen, Armut, Arbeitslosigkeit und/oder 
Bildungsferne der Eltern, und 15 Prozent sogar von 
allen dreien zusammen. Bei den unter 18-Jährigen 
liegt die Armutsgefährdungsquote in Bremen bei 
41,1 Prozent, und circa 50 Prozent von ihnen haben 
einen Migrationshintergrund. Diese Faktoren wir-
ken sich massiv auf die schulischen Leistungen und 
den Bildungserfolg aus. 

In den vergangenen Jahren sind viele Jugendliche 
ohne deutsche Sprachkenntnisse zugewandert. Ein 
Fünftel der jungen Menschen ohne Schulabschluss 
war nur ein Jahr im deutschen Schulsystem. In den 
vergangenen Jahren sind zudem auch mehr Men-
schen zu uns gekommen, deren Kinder teilweise 
gar nicht alphabetisiert waren. Als weitere Risiko-
gruppe benennt die Bildungsbehörde noch die 
Gruppe der Kinder mit sonderpädagogischem För-
derbedarf, 

(Zuruf Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]) 

für die ein Schulabschluss sehr viel schwerer zu er-
langen oder gar unerreichbar ist. 

Meine Damen und Herren, zusammenfassend 
kann man sagen, dass wir es hier mit komplexen 
sozialen Herausforderungen zu tun haben, auf die 
wir in weiten Teilen keinen Einfluss haben. 

(Unruhe CDU, FDP – Zurufe CDU, FDP: Doch!) 

Wir nehmen die Kinder und Jugendlichen so, wie 
sie in die Schule kommen. Wir versuchen, jeder 
und jedem individuell gerecht zu werden und die 
bestmögliche Bildung zu vermitteln. Dafür nehmen 
wir viel Geld in die Hand. Wir fangen bereits vor 
der Schule mit Sprachfördermaßnahmen an und 
sind gerade dabei, ein ressortübergreifendes För-
derprogramm zur Stärkung von Angeboten für Kin-
der von null bis einem Jahr und ihre Familien im 
Sozialraum zu erarbeiten. 

(Zuruf Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]) 

Wir statten Kitas und Grundschulen in herausfor-
dernden Lagen mit zusätzlichen Ressourcen aus. 
Wer ohne Sprache und Schrift zu uns kommt, erhält 
selbstverständlich entsprechende Lernangebote, 
mit denen er/sie an die deutsche Sprache herange-
führt wird, und besucht einen Vorkurs. Wer unsere 
Sprache schlecht spricht, wird in Sprachfördermaß-
nahmen in den Schulen oder im schulischen Über-
gangssystem gefördert. 

Was haben wir getan? Wir haben für die Jahre 
2022/2023 zusätzliche Schulmeiderprojekte an den 
ReBUZen geschaffen. 

(Abgeordnete Yvonne Averwerser [CDU]: 2022/23? 
Wie viele?) 

Fragen wir noch mal das Bildungsressort. Zusätz-
lich, also zusätzlich zu den vier Maßnahmen, die 
schon bestehen, kommen zwei dazu, und acht sol-
len es am Ende in 2023 werden. 

(Abgeordneter Elombo Bolayela [SPD]: Sechs!) 

Im Bericht zur Vereinbarung zur Durchführung der 
Initiative „Abschluss und Anschluss – Bildungsket-
ten bis zum Ausbildungsabschluss“, den wir in der 
Deputation vom 16. März zur Kenntnis genommen 
haben, wurde über das Modellvorhaben zur Be-
gleitung von Jugendlichen aus dem allgemeinen in 
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das berufsbildende System berichtet. Jugendli-
chen, denen der Übergang von einem Schulsystem 
in das andere schwerfällt, soll nach früher Identifi-
kation durch die Berufsorientierungsteams in der 
Sekundarstufe 1 ein Guide zur Seite gestellt wer-
den, der sie im Übergang, aber auch danach noch 
intensiv weiter begleitet. Parallel zu dem Modell 
wird eine Machbarkeitsstudie erstellt, die nach der 
Auswertung des Modellvorhabens sicherstellt, wie 
das Modell über die Stadt ausgerollt werden kann. 

Wir haben gerade in der letzten Deputation zusam-
men beschlossen, dass der Lückenschluss bei der 
Übermittlung der Daten rechtskreisübergreifend 
von Schule an die Agentur für Arbeit beziehungs-
weise die Jugendberufsagentur erfolgen soll. Da-
mit werden die Daten von Schülerinnen und Schü-
lern automatisch an die Jugendberufsagentur 
übermittelt. Die Jugendberufsagentur hat seit ih-
rem Bestehen eine Abteilung „Aufsuchende Bera-
tung“, und die machen nichts anderes, als die Ju-
gendlichen dort zu besuchen, wo sie sich aufhalten, 
also zu Hause oder auf der Straße. 

Trotz der hohen Herausforderungen schafft Bre-
men es, sehr viele Jugendliche aus den Risikogrup-
pen zu einem Schulabschluss zu führen. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Aber 
nicht genug!) 

Viele Schüler:innen ohne Abschluss, 73 Prozent, 
wechseln zudem direkt aus der Sekundarstufe 1 ins 
berufsbildende System. Von diesen hat jede und je-
der Dritte binnen drei Jahren nach Verlassen der 
Oberschule einen Abschluss erworben. Leider 
taucht das in keiner Statistik auf. Da möchte ich 
gern die Bildungsbehörde anregen, das in diese 
Statistik mit aufzunehmen. 

(Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]: Das ist 
Schönrederei!) 

Von den 80 Prozent der Jugendlichen ohne Ab-
schluss und ohne deutsche Staatsangehörigkeit, 
die von der Sekundarstufe 1 direkt in das berufsbil-
dende System wechselten, hat sogar mehr als die 
Hälfte ihren Abschluss erworben. Diese Jugendli-
chen schaffen also einen Abschluss, aber brauchen 
längere Zeit, um zum Erfolg zu kommen. 

Nein, wir wollen und werden kein Kind zurücklas-
sen. Wir tun alles Mögliche mit allen Mitteln, die 
uns zur Verfügung stehen, damit diese Jugendli-
chen zu einem Schulabschluss kommen. Die be-

troffenen Jugendlichen haben aber nun einmal zu-
meist keine gerade Lebens- und damit Schulbio-
grafie. Deshalb ist es so wichtig, dass sie auch nach 
der Schulpflicht die Unterstützung der Institutio-
nen und der Gesellschaft bekommen. – Danke für 
Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Sehr verehrte Abgeord-
nete, es ist ja schön, zu sehen – –. Jetzt gibt es doch 
eine Redemeldung. Als nächste Rednerin hat die 
Abgeordnete Yvonne Averwerser das Wort. 

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine Kolleginnen und Kol-
legen! Ich bin auch ein bisschen über den Verlauf 
dieser Debatte überrascht. Ich hatte mich eigent-
lich ganz anders vorbereitet, aber ich lasse es jetzt 
einfach mal. 

(Heiterkeit CDU) 

Natürlich ist jeder Schulabbrecher, den wir haben, 
einer zu viel. Das ist überhaupt nicht die Frage. Das 
Thema ist natürlich, dass ganz viele Kinder mit 
schweren Hintergründen, sage ich jetzt mal, und 
mit großen Sprachproblemen hier nach Bremen 
kommen. Da fängt es doch schon an. Wir müssen 
die Kinder sehr früh sprachlich fördern, damit sie 
dann auch tatsächlich in der Schule – nicht nach 
der Schule, sondern in der Schule! – schon zu dem 
bestmöglichsten Abschluss geführt werden. 

(Beifall CDU, FDP) 

Wenn das dann, aus welchen Gründen – –, weil ei-
ner sich eben in der Schule nicht wohlfühlt, wenn 
er eine Art Schulvermeidungsstrategie entwickelt, 
dann müssen diese Netzwerke schnell funktionie-
ren und darf es nicht irgendwie eine Toleranz-
grenze bei den Lehrern geben, bis sie nachgucken, 
was mit dem Kind vor Ort tatsächlich passiert. Es 
gibt einen Katalog, in dem alle Szenarien vorgege-
ben sind, aber kaum einer kann sich daran halten, 
weil die Ressourcen fehlen, weil natürlich die Er-
kenntnis ist, wenn ein Kind in bestimmten Stadttei-
len mal fehlt, dass es dann auch wiederkommt. 

Bis tatsächlich diese Strategien greifen, die theore-
tisch vorgegeben sind, ist das Kind meistens schon 
in den Brunnen gefallen. Wenn dann, so schön wie 
es ist, wenn Sie die ReBUZe ausbauen, es aber vor 
Ort in den ReBUZen bis zu sechs und acht Wochen 
dauert, bis tatsächlich Fallkonferenzen stattfinden 
mit allen, die eigentlich dazugehören, die dann 
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dazu führen sollen, dass ein Kind wieder zurück in 
die Schule kommt oder dass man guckt, welche 
Fördermaßnahmen es braucht, dann ist es zu spät. 

Eines will ich Ihnen auch noch mal sagen: Die 
nächsten zwei Jahre werden uns noch richtig bitter 
aufstoßen, denn dieses Thema „Schulschließung 
zur Coronazeit im Winter 2020“ wird von Schulver-
meidung zu Schulabbrechern führen, weil ganz 
viele dieser Kinder, die wir damals nach Hause ge-
schickt haben, – –, worüber wir beide uns in der 
Stadtbürgerschaft richtig kritisch auseinanderge-
setzt haben, wo wir gesagt haben, wir müssen Kin-
der, von denen wir wissen, dass sie Startschwierig-
keiten haben, dass sie schwierige Elternhäuser ha-
ben, dass sie eh in der Tendenz dazu neigen, 
Schule nicht gern zu besuchen, die müssen wir auf 
jeden Fall in Schule bringen, auch wenn die Schu-
len für andere geschlossen sind. Die, die zu Hause 
lernen konnten, die können das tatsächlich mit di-
gitalen Hilfsmitteln, wie Sie das angesprochen ha-
ben. 

(Zurufe Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]) 

Wir haben die Kinder einfach alleine gelassen. 

(Beifall CDU, FDP) 

Wir haben sehr viele Kinder alleine gelassen, und 
wir machen das sehenden Auges. 

(Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]: Das ist 
nicht wahr, diese ganzen Schulschließungen!) 

Wir werden aber trotzdem die meisten Abbrecher 
haben. 

(Beifall CDU, FDP – Abgeordnete Gönül 
Bredehorst [SPD]: Ganz viele erreichen noch ihren 
Schulabschluss! Das habe ich doch gerade erzählt!) 

Nein, nein das Problem ist doch, – –. Das ist ja 
schön, dass Sie am Montag den Termin bei der Ju-
gendberufsagentur hatten, damit Sie wenigstens 
das richtig erzählt haben. Ehrlich, es muss doch 
Ziel sein, Kindern in Schule die besten Möglichkei-
ten zu geben, damit sie dann in ein frei bestimmtes 
Leben rausgehen können, unabhängig von der Ju-
gendberufsagentur, die natürlich auch ihre Berech-
tigung hat. Das Ziel muss doch aber ein ganz ande-
res sein. Da finde ich, Sie sind ziellos, Sie sind plan-
los, Sie haben das Personal nicht, Sie wollen – –. 

Was auch noch ist, was ich an anderer Stelle auch 
immer wieder zu hören bekomme: Die ReBUZe und 

die Schulen arbeiten nicht immer gut zusammen, 
weil es keine abgestimmten Handlungskonzepte 
gibt. Es hängt sehr viel davon ab, wie es menschelt, 
muss man ganz – –. Das geht ganz häufig im sozia-
len Bereich so. Darauf kommt es – –. Es muss ver-
bindliche Handbücher geben, wer auf wen wann 
zuzugehen hat, unabhängig davon, ob man sich 
mag oder nicht, sage ich jetzt mal hier. Das muss es 
da verbindlich geben und das muss es vor allen 
Dingen in den Stadtteilen geben, wo es den großen 
Bedarf an diesen Schulvermeiderprojekten und 
diesen Begleitmaßnahmen für Schulabbrecher 
gibt. Die können wir sehr gut rausqualifizieren. Ich 
glaube, wir können es Ihnen sowieso jetzt schon sa-
gen, wo das sein wird und wo das immer schon war. 

Auch eins, weil Sie das ansprechen: Wir haben die 
kürzesten Schulschließungen gehabt in ganz 
Deutschland, das stimmt. Das war auch in weiten 
Teilen in Ordnung. Nur wie es teilweise umgesetzt 
wurde, damit waren wir nicht einverstanden. Wir 
werden dieses Thema „Umgang mit Schulabbre-
chern“ bundesweit haben. Auch da würde mich in-
teressieren, wie die Strategie der Kultusminister-
konferenz ist. Daran, das denke ich auch, müssten 
die anderen Länder auch Interesse haben, denn wir 
können es uns bei dem bisherigen Fachkräfteman-
gel oder der Arbeitsmarktentwicklung einfach 
nicht leisten, diese Menschen ohne qualifizierten 
Abschluss durchfallen zu lassen. Wir müssen sie 
länderübergreifend vermitteln können, und wir 
müssen ihnen auch da eine Chance geben. 

Noch etwas: Es ist in Teilen so weit, dass das Bil-
dungsressort alleine tatsächlich dieses Problem, 
das jetzt noch auf uns zukommen wird, wobei ich 
fest davon ausgehe, dass in den nächsten drei, vier 
Jahren die Zahlen noch einmal hochgehen – –. Es 
muss wieder ein Bündnis entstehen, es muss ein 
Bündnis aus Soziales, Bildung und Gesundheit ent-
stehen. 

(Beifall FDP) 

Sie müssen sich das auf die Fahnen schreiben. Sie 
haben ja in Teilen – –. Eins bis zehn haben Sie ja 
gemacht, aber Sie haben dieses Thema ganz sicher 
dabei nicht auf dem Zettel gehabt. Das werden Sie 
mir jetzt natürlich erzählen, dass das ein Punkt war, 
den Sie da mit druntergebuddelt haben, aber letzt-
endlich war das nicht Ihr Ansatz, den Sie gestern 
oder vorgestern in der Presse vorgestellt haben. Es 
war sicherlich kein Netzwerk zur Verbesserung 
von Schulvermeidungsstrategien beziehungsweise 
zur Verbesserung, nein, Sie wissen, was ich meine, 
zum Abbau von – –. Ja, schön, dass – –. 
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(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Wir haben 
Sie verstanden, also ich zumindest, ob Ihre Kolle-
gen auch, da bin ich mir nicht so sicher!) 

Ich glaube, doch, die verstehen mich auch. Es geht 
darum, dass wir ein Netzwerk haben, um die Kin-
der aufzufangen, um die Schülerinnen und Schüler 
gut zu begleiten und an der Stelle tatsächlich auf 
einen guten Weg zu bringen. Der gute Weg, genau. 
Wir sind nicht auf einem guten Weg. Im Moment ist 
der Weg eher nach unten, aber wir müssen das na-
türlich angehen und gucken, dass es in den nächs-
ten zwei bis fünf und sechs Jahren besser wird, 
denn jetzt, wie gesagt, wird es aufgrund der Coro-
nadelle erst mal nach oben gehen, da bin ich sehr 
sicher. Den Grund dafür habe ich Ihnen ja gesagt, 
das waren die Schulschließungen, die meiner Mei-
nung nach unkontrolliert waren. 

(Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]: Unkontrol-
liert? Das wird jetzt immer besser, Frau Aver-
werser! – Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: 
Ja, so ist sie. Es wird immer besser!) 

Wieso denn? Aber trotzdem, Sie werden es sehen, 
die Statistik wird wieder hervorbringen, wir haben 
die meisten Schulabbrecher an der Stelle, und die 
haben natürlich ihre Basis darin, dass wir an der 
Stelle 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Nein, das 
stimmt nicht!) 

auch versagt haben, weil die Begleitmaßnahmen 
nicht stattgefunden haben. 

(Beifall CDU – Zurufe Abgeordnete Gönül 
Bredehorst [SPD] – Abgeordneter Heiko Stroh-
mann [CDU]: Frau Bredehorst, nach 75 Jahren, et-
was mehr Demut bei Ihrer Bilanz! – Beifall CDU – 
Zurufe Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD] – Zu-
rufe Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]) 

Ja, wie gesagt, alles gut. Unser Ziel – –. Ja, das ist 
aber auch kein Maßstab, dass ein anderes Land 
noch mehr Schulabbrecher hat. Unabhängig da-
von, wir haben das – –. Unser Ziel muss es doch 
sein, uns nicht mit den Schlechtesten zu verglei-
chen. Unser Ziel muss es doch sein, nach vorne zu 
kommen. Unser Ziel muss es sein, jedem Kind ei-
nen guten Schulabschluss zu bringen, die besten 
Rahmenbedingungen zu geben, damit es den auch 
in Schule erreicht, damit es selbstbestimmt seinen 
Beruf wählen kann und nicht noch durch Netz-
werke gehen muss, die gut funktionieren, teilweise 
aber nicht immer optimal sind. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
der Abgeordnete Christopher Hupe das Wort. 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Das hat 
mich jetzt nicht so überzeugt! – Abgeordnete Bet-
tina Hornhues [CDU]: Ihre Bildungspolitik über-
zeugt auch nicht!) 

Abgeordneter Christopher Hupe (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Eine interessante De-
batte bisher. Ich glaube, für diejenigen, die zu 
Hause zugucken, bei den ganzen Zwiegesprächen, 
die hier passieren, ganz schwierig zu verstehen. 
Vielleicht kann ich aber hier noch mal ein paar 
Punkte aufbringen, die da auch ein bisschen Klar-
heit reinbringen. 

Es ist natürlich so, dass jeder junge Mensch, der 
ohne Abschluss das allgemeinbildende Schulsys-
tem verlässt, einer zu viel ist. Wenn wir im Moment 
von Zahlen sprechen – –. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Genau, da kann man auch mal klatschen, das 
stimmt. 

Wir müssen alles dafür tun, dass diese Zahl kleiner 
wird, das ist ganz klar, und da sind wir uns hier alle 
einig. Die Frage ist: Wie? Wenn wir uns die Zahlen 
aus den letzten fünf Jahren angucken, die ja jetzt 
vorliegen, dann sind das jedes Jahr zwischen 550 
und knapp über 600 Schülerinnen, die am Ende der 
zehnten Klasse keinen Schulabschluss haben. Da-
von sind um die 60 Prozent männlich. Für diese 
Schülerinnen ist die Aussicht auf ein selbstbe-
stimmtes Leben, auf ein geregeltes, existenzsi-
cherndes Einkommen weit weg. Da müssen wir an-
setzen. 

Da gibt es jetzt – –. Oder vielleicht davor noch, um 
auf die Gruppen einzugehen: Wer ist das über-
haupt? Da wurden gerade schon ein paar Aussagen 
gemacht. Wir haben die Kinder aus Familien unter-
halb der Armutsgrenze. Gönül Bredehorst hat die 
Zahlen eben genannt. Das ist eine große Gruppe 
unter diesen Schüler:innen ohne Schulabschluss. 
Dann kommen die Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund dazu, die ein oder zwei Jahre in einem 
Vorkurs sind und in dieser Zeit nicht genügend 
Sprachkenntnisse erwerben, nicht genug aufholen. 
Da sind ja auch Schüler bei, die in ihrem Heimat-
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land vielleicht nur zwei, drei Jahre das Bildungs-
system erlebt haben und ganz viel aufholen müs-
sen, alphabetisiert werden müssen. Für diese Schü-
lerinnen reicht die Zeit nicht, und die müssen dann 
natürlich später im Berufsbildungssystem unbe-
dingt aufgefangen werden. 

Dann kommen die Schülerinnen mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf dazu. Auch die waren so 
wie die Schüler mit Migrationshintergrund immer, 
so um ein Drittel derjenigen, die ohne Schulab-
schluss die Schule verlassen. Zuletzt ist die Zahl 
weiter auf 40 Prozent angestiegen, und ich ver-
mute, da wir immer mehr Schülerinnen mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf haben, dass dieser 
Anteil auch weiter steigen wird. Es ist richtig, dass 
alle diese Gruppen, die besonders gefährdet sind, 
in Bremen und Bremerhaven überrepräsentiert 
sind und deswegen der Vergleich zwischen den 
Bundesländern schwierig ist. Das heißt aber nicht, 
dass wir uns darauf zurücklehnen und sagen kön-
nen, hier ist die Situation schwieriger, deswegen ist 
das alles nicht so schlimm, sondern jeder einzelne 
Schüler und jede einzelne Schülerin, die nicht den 
Schulabschluss erreicht, ist ein Problem, und das 
müssen wir angehen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Da haben wir jetzt zwei Gruppen, die wir unter-
schiedlich angucken müssen. Das eine sind die Ju-
gendlichen, die sehr spät in das Schulsystem ge-
kommen sind, die Sprache nachholen müssen, die 
dann im berufsbildenden System aufgefangen wer-
den müssen, beziehungsweise die, die den Schul-
abschluss nicht geschafft haben und dann genauso 
die Chance haben müssen, das nachzuholen. Die 
andere Gruppe, für die wir Maßnahmen brauchen, 
sind die, die von Anfang an im Schulsystem sind, 
die mit einem großen Nachteil starten. 

Wir wissen ja, dass Kinder in der Grundschule in 
der ersten Klasse teilweise mit Kompetenzunter-
schieden von drei Jahren starten. Da ist es eine rie-
sengroße Aufgabe, diese ungleichen Startbedin-
gungen auszugleichen und den Kindern gleiche 
Chancen zu geben, weil dann natürlich ganz früh 
Frusterlebnisse kommen, wenn man so weit zu-
rückhängt. Die werden oft weitergetragen und füh-
ren dann zu einem negativen Schulerlebnis und am 
Ende dann zu keinem Schulabschluss. 

Wenn wir dann auf die Maßnahmen gucken: Von 
denjenigen, die das allgemeinbildende Schulsys-
tem ohne Schulabschluss durchlaufen haben – das 
wurde auch schon erwähnt –, schafft es ungefähr 

ein Drittel im berufsbildenden System, den Ab-
schluss nachzuholen. 2019 war es sogar fast die 
Hälfte. Aus meiner Sicht sind da im berufsbilden-
den System sehr gute Maßnahmen, die wurden 
teilweise auch schon erwähnt. Ich gehe jetzt nicht 
en détail auf jede ein. Wir haben die Bildungsket-
ten – ich glaube, Gönül Bredehorst hat die auch er-
wähnt – mit verschiedensten Maßnahmen, die die 
Jugendlichen passgenau abholen. 

Die Transition Guides, die wurden erwähnt, wer-
den jetzt ausgebaut, um die Übergänge zu gestal-
ten. Es gibt verschiedenste Maßnahmen für Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund, um das 
nachzuholen. Ich glaube, da gibt es ganz viele gute 
Maßnahmen, auf die zu schauen sich immer lohnt: 
Was funktioniert gut? Was muss vielleicht ausge-
weitet werden? Wo ist noch eine Lücke? Wo rut-
schen Jugendliche nach der Schule im Übergang 
noch durchs Raster? Wo kann man auch noch mal 
die Berufsorientierung stärken? 

Weil es natürlich total wichtig ist, ein Ziel zu haben. 
Wenn man weiß, oh, ich möchte diesen Abschluss 
unbedingt haben, aber dafür – also Berufsabschluss 
oder diese Berufsausbildung, diesen Beruf später – 
brauche ich zumindest diesen Abschluss und diese 
Noten, ist das natürlich etwas, das Schülerinnen 
noch mal motivieren kann und wo wir sicherlich 
auch noch mehr Energie reinstecken können. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Über allem steht natürlich auch die Schulsozialar-
beit, die auch an den berufsbildenden Schulen aus-
geweitet werden muss. Wir haben in dieser Legis-
laturperiode im Haushalt schon Mittel eingestellt, 
Schulsozialarbeit ordentlich ausgeweitet. Auch da 
ist der Fachkräftemarkt leider ziemlich leer, aber 
wir tun alles, um die Schulsozialarbeit auszuwei-
ten, und das gilt für die berufsbildenden Schulen. 

Wenn wir dann gucken, was die berufsbildenden 
Schulen schaffen, dann, muss ich sagen, ist das Mut 
machend. Wenn wir genau auf die Zahlen gucken, 
dann haben – –, und zwar auf die Zahlen derjeni-
gen, die ohne Schulabschluss das allgemeinbil-
dende System verlassen haben und dann drei Jahre 
später nach dem Durchlaufen der berufsbildenden 
Schulen noch ohne Abschluss waren, dann waren 
die – –. 

Also, die Zahl sinkt natürlich, manche holen es 
nach. 2017 waren das 6,6 Prozent, 2018 6,1 Prozent, 
2019 5,8 Prozent und – man guckt drei Jahre später 
und 2019 mit den jetzigen Zahlen, wir haben erst 
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zwei Jahre, das heißt, die Zahl kann noch weiter 
sinken –, 2020 ist sie bei 6,3 Prozent, und die haben 
erst ein Jahr durchlaufen. So, das heißt, die Zahlen 
gehen runter und die berufsbildenden Schulen 
schaffen es, immer mehr Schulabschlüsse noch 
nachzuholen. Das ist ein gutes Zeichen. 

(Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]: Aber eigent-
lich sind berufsbildende Schulen kein Reparatur-
betrieb!) 

Genau. Da wollte ich gerade hinkommen. Das ist 
gut und gerade wenn wir auf die Schülerinnen, die 
spät ins Schulsystem kommen, blicken, ist das auch 
unbedingt notwendig. Es wird immer Schüler ge-
ben, die in den zehn Jahren keinen Schulabschluss 
schaffen, und für die ist das auch wichtig. Natürlich 
ist aber noch wichtiger, dass wir es schaffen, dass 
viel mehr Schülerinnen vorher den Schulabschluss 
an den allgemeinbildenden Schulen schaffen und 
da nicht das Nachholen an den berufsbildenden 
Schulen noch kommen muss, weil wir natürlich 
wollen, dass die schon in die duale Ausbildung ge-
hen und einen Beruf erlernen, anstatt erst mal müh-
sam dann noch den Schulabschluss nachzuholen. 

Wenn wir dann auf Maßnahmen für die komplette 
Schullaufbahn gucken, dann – der Fachkräfteman-
gel wurde angesprochen, den haben wir gestern in-
tensiv debattiert, der Einfluss von Lehrkräften auf 
die Lebensläufe von Schülerinnen ist natürlich rie-
sengroß – müssen wir auch da noch mal kritisch 
draufgucken, ob eigentlich die Diversität in den 
Kollegien, in den Schulkollegien ausreichend ist. 
Wir denken, dass nicht. 

Wir müssen zusehen, dass wir eine viel bessere 
Diversität hinbekommen, weil – die Zahlen wurden 
ja genannt, wie viele Kinder in Bremen armutsbe-
troffen sind – die Zahl der Lehrkräfte, die diese Er-
fahrung gemacht haben, natürlich sehr gering ist. 
Da müssen wir schauen, dass wir viel mehr Lehr-
kräfte in die Schulen bekommen, die das abbilden, 
die Vorbilder für diese Schülerinnen sein können. 

Wir wissen von Christoph Fantini, der dieses tolle 
Projekt „Rent a Teacherman“ hat, mit dem männli-
che Lehrkräfte in Grundschulen gebracht werden, 
die bisher keine haben, dass es viele Anfragen ge-
rade aus diesen Stadtteilen von jungen Männern 
mit Migrationshintergrund gibt, die gerne Lehr-
kraft werden wollen, auch an der Grundschule, und 
die jetzt aber den Numerus clausus (NC) von 1,x 
nicht schaffen, den es teilweise braucht. Da müssen 
wir schauen, wie wir Wege finden, dass wir diese 
jungen Menschen, die unbedingt Lehrkraft werden 

wollen, die tolle Vorbilder sein können, trotzdem 
dahin bringen, dass sie eine Lehramtsausbildung 
machen können, auch wenn der NC nicht reicht. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Es gibt die hohe Zahl an Schülerinnen mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf, die keinen Schulab-
schluss schaffen. Die Zahl geht hoch, also, es schaf-
fen immer mehr einen Schulabschluss, das ist su-
per. Dadurch, dass die Zahl hochgeht, gibt es aber 
auch immer mehr, die keinen Schulabschluss ha-
ben. Da müssen wir auf die Ausstattung der Inklu-
sion gucken. Da gibt es durch den Fachkräfteman-
gel riesengroße Probleme, aber das müssen wir an-
gehen. Ich bin mir sicher, wenn die Ausstattung da 
besser wird – und darum bemühen wir uns ja –, 
dann werden auch die Zahlen derjenigen, die kei-
nen Schulabschluss schaffen, dort geringer. 

Der letzte Punkt zum Thema Fachkräftemangel – 
auch das war gestern schon Thema in der Debatte 
– ist das Thema Ressourcenverteilung nach Sozia-
lindikator. Das müssen wir verbessern. Wir müssen 
an die Schulen, die eine besonders hohe Belastung 
haben. Wo die Belastung durch die sozioökonomi-
schen Hintergründe der Schülerinnen besonders 
groß ist, da müssen auch mehr Lehrkräfte hin und 
da müssen wir Anreize schaffen, dass die Lehr-
kräfte an diese Schulen wollen, mit den Schülern 
arbeiten wollen und dafür dann aber auch entlastet 
werden. Ich glaube, das wird dann auch einen gro-
ßen Effekt auf den Schulerfolg der Schülerinnen 
haben. 

Es gibt aber auch Sachen, die durchaus kritisch an-
gesprochen werden müssen. Das eine ist die Förde-
rung, die Sprachförderung in Kita und Schule. Wir 
haben den Senat mit einem Antrag aus der Bürger-
schaft aufgefordert, ein Konzept aufzustellen. Das 
hat sehr lange gedauert. 

(Abgeordneter Martin Michalik [CDU]: Viel zu 
lange!) 

Ja, das ist so, und das muss man kritisieren. Es hat 
zu lange gedauert, bis dieses Konzept da ist, bis die 
Behörde überhaupt einen Überblick über die Maß-
nahmen hatte, die schon gemacht werden – es sind 
ja viele Maßnahmen –, und welche gut laufen und 
welche nicht. Die Umsetzung dieses Konzepts läuft 
leider auch nur schleppend an. Das ist nicht gut, da 
müssen wir viel mehr Tempo aufnehmen. Da sind 
das Bildungsressort und die Bildungssenatorin und 
natürlich der gesamte Senat gefordert, das schnell 
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voranzubringen, weil Sprache natürlich der Schlüs-
sel für den Bildungserfolg ist. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE, 
FDP) 

Ein weiteres Thema, auf das man kritisch schauen 
muss, ist das Institut für Qualitätsentwicklung 
(IQHB). Dieser Antrag ist aus der letzten Legisla-
turperiode. Jetzt vor Kurzem wurde das Institut 
nach langer, langer Zeit endlich ausgegründet, 
aber es ist auch immer noch nicht so ausgestattet, 
wie es sein muss, damit wir die Schulen unterstüt-
zen können, damit nämlich zum Beispiel die Schü-
ler, die jetzt erschreckenderweise am Ende der 
Grundschule nicht lesen und nicht schreiben kön-
nen – unter den Schulabbrechern ist ja eine große 
Zahl an Schülern, die am Ende der Schullaufbahn 
nicht lesen und schreiben können und Analphabe-
ten sind, die irgendwie durchgerutscht sind –, da-
mit diese Schüler erkannt werden. Ich glaube, das 
zeigt, dass Lehrkräfte und Schulen Unterstützung 
für Schülerinnen brauchen, die nicht alle rausgefil-
tert und erkannt werden und die Förderung be-
kommen, die sie brauchen. 

Ich glaube, da kann das IQHB eine große Hilfe sein. 
Dafür müssen wir das weiter ausbauen und stärken 
und die Erkenntnisse, die das IQHB fassen wird, 
müssen natürlich auch in der Schulentwicklung en-
den. Da müssen wir diese ausbauen. Das ist eine 
Aufgabe für die nächste Legislaturperiode, die 
Schulentwicklung so zu stärken, dass sie den Schu-
len mit ihren Problemen hilft und eine gute Unter-
richts- und Schulentwicklung ermöglicht. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Auf die Schulmeiderinnenprogramme wurde jetzt 
schon eingegangen. Wir haben Mittel im Haushalt 
eingestellt, die werden jetzt schon ausgeweitet, das 
ist total wichtig. Das stimmt, dass da zu viele durch 
die Raster rutschen. Auch da ist Schulsozialarbeit 
gefragt, die wir ja ausgebaut haben, um diese 
Schülerinnen früher zu erwischen und früher auf-
zusuchen, damit die guten Projekte, die es an den 
ReBUZen gibt, die ja auch nachgewiesenermaßen 
zu Erfolgen führen, dass die weiter gestärkt wer-
den. Wir wollen die Bildungsabteilung an den Re-
BUZen ausbauen, das stärken. Ich glaube, das ist 
der richtige Weg, und das wird dann noch mehr 
Schülerinnen zum Bildungserfolg führen. 

Ja, ich sehe gerade, ich habe alle Punkte schon ge-
nannt. Das sind eine Menge. Vielleicht komme ich 
gleich noch mal zurück. Ich glaube, um das noch 

mal zusammenzufassen, es gibt Bereiche, da muss 
schneller etwas passieren. Das blieb liegen, viel zu 
lange. Insbesondere die Sprachförderung, da muss 
unbedingt etwas getan werden. Wenn wir aber zu-
mindest auf den berufsbildenden Bereich schauen, 
ich glaube, mit den Bildungsketten, da passieren 
viele gute Sachen, da kann viel abgefangen wer-
den. 

Natürlich ist ganz klar, es muss aber das Ziel sein, 
dass die Zahl derjenigen, die die allgemeinbil-
dende Schule mit einem Schulabschluss abschlie-
ßen, deutlich größer wird beziehungsweise dass die 
Zahl derjenigen, die es nicht schaffen, sinken muss. 
Ich glaube, genau das ist der Punkt, den ich gerade 
noch zu Corona gesucht habe. Ich glaube, dass das 
dann auch total wichtig ist, dass die berufsbilden-
den Schulen da gerade so gut aufgestellt sind, weil 
natürlich, wenn es mehr – –. 

Das ist noch zu sehen, Sie sind sehr davon über-
zeugt. Ich glaube, dass wir die Schulen offen gelas-
sen haben, wird zumindest in Bremen dazu führen, 
dass wir vielleicht ein bisschen besser dastehen als 
andere Bundesländer, das wird sich zeigen. Zumin-
dest sind aber die Systeme da. Das macht Mut, das 
ist ein gutes Zeichen und da wird gute Arbeit ge-
macht und das wird dann helfen, um diese Schüle-
rinnen abzuholen. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
die Abgeordnete Sofia Leonidakis das Wort. 

Abgeordnete Sofia Leonidakis (DIE LINKE): Sehr 
geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ein Schulabschluss ist für junge Men-
schen die wesentlichste Voraussetzung und Quali-
fikation für den Einstieg in die Berufsausbildung 
und in den Arbeitsmarkt. Ohne Schulabschluss 
sind später gute Arbeitsbedingungen und ein be-
ruflicher Aufstieg unwahrscheinlich und das Ri-
siko, Perspektivlosigkeit und Arbeitslosigkeit zu 
bekommen, ist extrem hoch. Daher ist es natürlich 
eines der wesentlichsten Ziele der Bildungspolitik, 
jedes Kind zu einem Schulabschluss zu führen. 

Die Zahlen zum Abgang ohne Schulabschluss nach 
der zehnten Klasse lassen uns allen, glaube ich, 
deshalb keine Ruhe. Ich glaube, an dem Punkt en-
det die Einigkeit aber auch schon fast, denn was 
hier die Vorredner:innen der Koalitionsfraktionen 
bereits gesagt haben: Die Ursachen sind deutlich 
komplexer, als das zumindest der Redebeitrag der 
FDP hier vermuten lässt. 
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(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich habe ein bisschen gewartet, was kommt. Ich 
habe gewartet: Kommen vielleicht zielgruppenspe-
zifische Fragestellungen? Fehlanzeige. Sagen Sie 
etwas zur sozialen Lage? Null. Machen Sie Ursa-
chenforschung? Nichts. 

(Zurufe Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP] 
und Abgeordnete Lencke Wischhusen [FDP]) 

Ehrlich gesagt, Ihre Analyse ist, mit Verlaub, 
Schrott. Wer so vorgeht, ein Problem, ein richtiges 
Problem zu benennen – –. 

(Zurufe FDP) 

Ich sage nicht, dass das Problem falsch ist, aber 
dass Sie es sich hier leisten, im Landtag einen Bei-
trag zu bringen, der null Analyse vorlegt, der null 
zielgruppenspezifische Fragestellungen aufwirft, 

(Zuruf Abgeordnete Lencke Wischhusen [FDP]) 

das finde ich, ehrlich gesagt, politisch fast schon 
fahrlässig. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir haben doch Risikofaktoren, wir haben ganz 
klare Risikofaktoren, sie sind genannt worden, und 
das sind Risikofaktoren struktureller Art: Es sind 
Armut, auch der kurze Schulbesuch und Förderbe-
darfe. Das sind die drei wesentlichen Risikofakto-
ren, 

(Zuruf Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]) 

und auf die muss man doch einmal mit einem Wort 
eingehen, Herr Professor Dr. Hilz. 

Ja, 2019 gab es einen erheblichen Sprung nach 
oben bei der Zahl der Jugendlichen, die am Ende 
der zehnten Klasse keinen Schulabschluss erreicht 
haben. Da muss man genau hinschauen. Seit 2019 
hat sich die Zahl der Jugendlichen ohne Schulab-
schluss dann aber auf hohem Niveau bei etwa 
9,5 Prozent pro Jahrgang eingependelt. 

Wir haben es also nicht mit einem weiteren Anstieg 
zu tun, sondern wir hatten einen Sprung in 2019. 
Dieser Sprung, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
der ist keine Neuigkeit, und der hat eine klare Ur-
sache, die wurde bereits in vielen Gremien und sei-
tens des zuständigen Ressorts und der Senatorin 
benannt. Die ist: Die Jugendlichen, die erst kurz 

vor dem Schulabschluss nach Deutschland einge-
wandert sind, die schaffen es eben nicht in ein oder 
zwei Jahren, in denen sie hier die Schule besuchen, 
innerhalb dieser Zeit bis zur zehnten Klasse den 
Abschluss zu erreichen. Das wurde bereits vielfach 
und an vielen Stellen kommuniziert. 

Dass es den jungen Menschen nicht gelingt – da 
muss man doch mal spezifisch hingucken, diese 
Präzision erwarte ich schon von einem Landtagsab-
geordneten und einer Landtagsfraktion –, 

(Unruhe CDU, FDP) 

innerhalb kürzester Zeit eine neue Sprache zu ler-
nen, Schulstoff nachzuholen, Traumata zu bearbei-
ten, sich in einem neuen Land zurechtzufinden und 
dann sofort gemeinsam mit den Schüler:innen ei-
nen Schulabschluss abzulegen, die bereits in 
Deutschland die Kita und zehn Jahre lang die 
Schule besucht haben, das liegt doch irgendwo auf 
der Hand. 

(Beifall SPD) 

Die wesentliche Frage ist deswegen in Bezug auf 
diese Gruppe nicht, ob sie am Ende der zehnten 
Klasse den Schulabschluss erreicht hat, sondern ob 
es uns gelingt, ihnen im Anschluss Angebote zu 
machen, damit sie weiter zur Schule gehen und den 
Schulabschluss nachholen können. Sie sollen die 
Zeit haben und sie sollen sie bekommen, die sie 
brauchen, um den Schulabschluss zu erlangen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Für diese Jugendlichen ist dann das Übergangssys-
tem – das wurde bereits von meinen Kollegen und 
Kolleginnen genannt – an den beruflichen Schulen 
zuständig. In der Regel stehen die Praktikumsklas-
sen oder die Berufsorientierungskurse auch den Ju-
gendlichen ohne Schulabschluss offen, und es ge-
lingt den Schulen auch, Jugendliche zu einem Ab-
schluss und später auch zu einer Berufsausbildung 
zu führen. Es fallen aber leider auch Jugendliche 
durch das Raster, die die Berufsschulen ohne Ab-
schluss verlassen. Daher sind wir der Meinung, 
dass wir auch noch mal im Übergangssystem Refor-
men vornehmen müssen. 

Als LINKE haben wir schon in der letzten Legisla-
tur vorgeschlagen – das ist auch eben noch mal er-
wähnt worden –, dass es ein Recht auf Schulbesuch 
über das 18. Lebensjahr hinaus geben sollte. Wer 
es bis zum 18. Lebensjahr noch nicht geschafft hat, 
seinen Schulabschluss zu machen, aber motiviert 
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ist, weiter zu lernen, muss im Übergangssystem 
bleiben dürfen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Dann sollte auch die Verweildauer in den Berufs-
orientierungsklassen insgesamt flexibler gehand-
habt werden. Hier soll auch eine Wiederholung 
leichter möglich sein. 

Außerdem müssen wir auch noch mal die Erwach-
senenschulen in den Blick nehmen, denn was na-
türlich nicht sein kann, ist, alles im Schulsystem ab-
zudecken, sondern auch die Erwachsenenschulen 
müssen in den Blick genommen werden. Wir wis-
sen, dass die Kapazitäten der Erwachsenenschule 
teilweise richtig an ihre Grenze gelangt sind. 

Das finde ich tatsächlich auch ein bisschen drama-
tisch, denn wer schon in jungen Jahren eine be-
wegte Biografie hinter sich gebracht hat und im Er-
wachsenenalter dann noch mal bereit ist, die Schul-
bank zu drücken, um den Schulabschluss nachzu-
holen, der oder die sollte das meiner Meinung nach 
auch können. Deswegen müssen wir überprüfen, 
ob die Kapazitäten der Erwachsenenschule ausrei-
chend sind. 

Das ist nur eine kleine Auswahl von Maßnahmen, 
die wir unbedingt noch mal anschauen müssen, um 
mehr Jugendlichen mit Zuwanderungsgeschichte, 
auch mit junger Zuwanderungsgeschichte, also 
kürzlicher Zuwanderungsgeschichte, zu ihrem 
Recht auf Bildung zu verhelfen. 

Ich möchte noch eine grundsätzliche Anmerkung 
machen: Wir sprechen ja hier über Prozentwerte, 
der Prozentwert „9,5 Prozent“ ist gefallen. Ein Red-
ner hat sich hier die Mühe gemacht, auch über Per-
sonen zu sprechen. Es sind in 2021 in Bremen und 
Bremerhaven 612 Menschen gewesen, die die 
zehnte Klasse ohne Schulabschluss verlassen ha-
ben. Das sind 612 zu viel, keine Frage, es sind aber 
auch Menschen und Individuen mit eigenen Ge-
schichten, mit eigenen Zielen, mit eigenen Biogra-
fien, mit eigenen Konstellationen. Da muss man 
auch den Einzelnen und die Einzelne in den Blick 
nehmen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Auch das möchte ich mal anfügen – das hat auch 
Sozialsenatorin Anja Stahmann immer gesagt –: 
Viele dieser Jugendlichen sind hochmotiviert, und 
ich möchte auch, dass wir mal den Blick weg von 

Defiziten und hin zu Ressourcen wenden. Die Mo-
tivation und Willenskraft, die viele dieser jungen 
Menschen aufbringen, das sind auch Ressourcen, 
die wir für die jungen Menschen fruchtbar machen 
können, indem wir ihnen diese Angebote machen. 

Natürlich sind zugewanderte Schüler:innen nicht 
die einzigen, die es überproportional nicht zu ei-
nem Schulabschluss schaffen. Die Pressesprecherin 
von Bildungssenatorin Aulepp hat im „Weser-Ku-
rier“ ja schon darauf hingewiesen, dass es vor al-
lem Jugendliche aus benachteiligten Familien sind, 
die ein höheres Risiko haben, die Schule ohne Ab-
schluss zu verlassen. 

Diesen Kindern, die in der sozialen Schere unten 
sind, und das häufig auch in Verbindung mit ge-
schlechtsspezifischen oder herkunftsspezifischen 
Merkmalen, denen fühlen wir uns als LINKE be-
sonders verpflichtet. Deswegen haben wir uns in 
den vergangenen Jahren konsequent dafür stark-
gemacht, dass die Schulen vor allem in den be-
nachteiligten Stadtteilen unterstützt werden: Dop-
pelbesetzung, temporäre Lerngruppen, Schulsozi-
alarbeit ist bereits genannt worden, oder zusätzli-
che Sachmittel für die Schulen haben wir konse-
quent anhand des Sozialindex an die Schulen ge-
geben. Hilfen in der Coronapandemie wurden na-
türlich zuerst in die Stadtteile mit hoher Armutsge-
fährdung gegeben. 

Stichwort Corona, das finde ich tatsächlich auch, 
darüber muss ich mich wirklich extrem wundern: 
Wir waren das Bundesland, das die kürzesten 
Schulschließungen in der Coronapandemie hatte. 
Das hat Kollegin Bredehorst bereits genannt. Wir 
haben dafür gekämpft, dass Erzieher:innen, Lehr-
kräfte bei der Impfung vorgezogen werden, wir ha-
ben dafür gesorgt, dass wir keine Schulschließun-
gen hatten, und wir haben dafür richtig auf den De-
ckel gekriegt. Was hat das für Aufsehen erregt, was 
hat das für eine Welle erzeugt, auch hier im Parla-
ment, wo uns Fahrlässigkeit, Gefährdung und sonst 
was vorgeworfen wurde? 

Wir haben da alle zusammen den Rücken gerade 
gemacht und haben gesagt: „Nein, die Erwachse-
nen sind diejenigen, die ein Erkrankungsrisiko ha-
ben, deswegen müssen die Erwachsenen sich zu-
rücknehmen und nicht die Kinder.“ Dafür stehe ich 
bis heute, das war richtig. Dass Sie uns das jetzt als 
eine Ursachenanalyse vorbringen, das finde ich 
wirklich unverhältnismäßig. 
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(Beifall DIE LINKE, SPD – Abgeordnete Yvonne 
Averwerser [CDU]: Reden Sie doch mal mit den 
Leuten, die in Schulen arbeiten!) 

Zurück zu unserem Ansatz: Unser Ziel ist es, früh 
anzusetzen. Da sind wir uns ja zumindest einig, 
Kollegin Averwerser, die Kinder schon in den 
Grundschulen, möglichst sogar schon in den Kitas 
zu stärken, um das Fundament für erfolgreiche Bil-
dungsbiografien zu legen. Ob wir mit dieser Stra-
tegie erfolgreich sind, das zeigt sich nicht in einem 
Tag, es zeigt sich auch manchmal nicht unbedingt 
nur in Zahlen, sondern da muss man auch manch-
mal genauer gucken. 

Ich bin zuversichtlich, dass wir mit unserem prä-
ventiven Ansatz richtigliegen und dass es gelingen 
wird, mit all diesen Maßnahmen, die ich genannt 
habe, die die Kolleginnen und Kollegen genannt 
haben, Schulabbrüchen vorzubeugen. 

Die langfristige Stärkung von Kindern in frühen Le-
bensjahren hilft natürlich den Jugendlichen nicht, 
die jetzt in der achten oder neunten Klasse sind und 
kurz vor dem Schulabschluss stehen und Probleme 
damit haben. Für diese Jugendlichen muss jetzt ein 
Interventions- und Unterstützungsangebot ge-
schaffen werden, um sie zu stärken und sie zum 
Abschluss zu führen. Deswegen haben wir in den 
aktuellen Haushaltsberatungen als Koalitionsfrak-
tionen bereits die regionalen Beratungs- und Un-
terstützungszentren mit weiteren Finanzmitteln 
gestärkt. So können sie die erfolgreichen pädago-
gischen Zusatzprojekte wie zum Beispiel die Ange-
bote gegen Schulmeidung ausbauen und wichtige 
Angebote vor Ort schaffen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Die Senatorin für Kinder und Bildung hat diese Ini-
tiative aufgegriffen und vor den Sommerferien in 
der Deputation ein Konzept vorgelegt, wie an den 
ReBUZen systematisch eine Bildungsabteilung auf-
gebaut und parallel die Fritz-Gansberg-Schule 
sukzessiv geschlossen werden kann. Wir sind als 
Koalition genau an den Problemen dran. Vor allem 
haben wir eine Ursachenanalyse, die vergangene 
Woche auch im „Weser-Kurier“ geschildert wurde. 

Wir stärken die regionalen Unterstützungssysteme, 
um mehr Jugendliche auffangen zu können, die 
akute Probleme auf dem Weg zum Schulabschluss 
haben. Unser Fokus auf gerechte Bildungschancen 
für alle ist in der Bereitstellung durch die entspre-
chenden Haushaltsmittel klar erkennbar. Da haben 
wir immer gesagt: Ungleiches ungleich behandeln. 

Ich hoffe, dass die entsprechenden Maßnahmen 
auch entsprechend wirken können. 

Ich will etwas einmal ganz klar sagen: Armutsbe-
kämpfung ist doch nichts, was ein Ressort allein 
leisten kann. Solange wir eine Stadtentwicklung 
haben, die von einer massiven und auch von einer 
steigenden Spaltung der Stadtteile in Arm und 
Reich gekennzeichnet ist, können die Schulen das 
nicht zu 100 Prozent ausgleichen. Wenn es Klassen 
gibt, in denen keine bis kaum Sprachvorbilder mit 
Herkunftssprache Deutsch sind, kann man noch so 
viele Lehrkräfte oder Pädagog:innen einsetzen. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Warum ist 
das so?) 

Das gegenseitige Lernen in der Klasse können sie 
nicht kompensieren. Deswegen möchte ich noch 
mal betonen: Materielle Armut ist nicht gleichbe-
deutend mit Bildungsferne. Arbeiter:innenfamilie 
heißt zum Beispiel nicht, dass die Bildung der Kin-
der nicht gefördert wird. Die Wahrscheinlichkeit 
steigt aber, je mehr Bildungsbenachteiligungsfak-
toren zusammenkommen, und das hat mit den Fa-
milien, aber auch mit dem Umfeld zu tun. Deswe-
gen braucht es eine soziale Stadtentwicklung, die 
statt Segregation soziale Durchmischung erzeugt. 
Davon bin ich felsenfest überzeugt. 

(Beifall DIE LINKE, SPD – Abgeordneter Heiko 
Strohmann [CDU]: Die Frage ist nur: Wie?) 

Zum Beispiel, indem es auch geförderten Wohn-
raum in privilegierten Lagen gibt, das gibt es viel 
zu wenig und da müssen wir ran. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Oder um-
gekehrt?) 

Auch umgekehrt, natürlich. 

Zusammenfassend muss man also feststellen, dass 
wir es hier mit komplexen Ursachen zu tun haben, 
die sich kaum nur auf eine Kennziffer, auf eine Per-
son, auf ein Ressort, auf eine Partei oder auf sonst 
etwas reduzieren lassen. Für die zugewanderten 
Jugendlichen müssen wir Berufs- und Erwachse-
nenschulen genau anschauen, damit wir noch mehr 
Jugendlichen den Weg zum Schulabschluss ebnen. 
Für andere Jugendliche mit einem steinigen Weg 
brauchen wir Angebote in den ReBUZen, wir brau-
chen weitere zielgruppenspezifische Maßnahmen, 
wie sie bereits genannt wurden. 
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Unser Ziel dabei ist klar: Alle Jugendlichen sollen 
eine Brücke zum Schulabschluss bekommen, um 
ihn zu schaffen. Ob das nach der zehnten Klasse o-
der zu einem späteren Zeitpunkt ist, das ist in dem 
Fall für die Jugendlichen – –. Für uns ist es wichtig, 
dass sie den Schulabschluss erlangen können. Da 
haben wir eine Reihe von Maßnahmen aufgelegt, 
weil wir uns die Mühe machen, uns die Ursachen 
anzuschauen, weil wir zielgruppenspezifische An-
gebote schaffen, die nun mal unterschiedlich sind. 
Diese Präzision, die ist auch nötig, um diese Brü-
cken und diese Wege zu eröffnen. – Danke schön! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
Senatorin Sascha Karolin Aulepp das Wort. 

Senatorin Sascha Karolin Aulepp: Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich will 
zum Anfang der Debatte sagen, dass ich ganz froh 
bin, dass sich hier niemand der Rednerinnen und 
Redner auf die ja auch der gesamten Thematik zu-
grunde liegende Studie, den Bildungsmonitor der 
Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft, bezogen 
hat – weil das ja tatsächlich auch eher eine frag-
würdige Grundlage ist –, sondern – und das ist ja 
der Gegenstand der heutigen Debatte – sich alle, 
die hier debattiert haben, darauf bezogen haben, 
was eigentlich das aktuelle Problem ist. – Mal 
mehr, mal weniger, denn dass die Aktuelle Stunde 
vor allen Dingen von der einbringenden Fraktion 
zur Generaldebatte genutzt wird und dass viel ge-
donnert wird, das haben wir ja gestern auch schon 
gesehen. 

Ich bin doch sehr froh, dass es am Ende tatsächlich 
um die konkreten Problemlagen geht, denn dass es 
Schülerinnen und Schüler gibt, die unser Schulsys-
tem ohne Schulabschluss verlassen, ist ein ernst-
haftes Thema, das es wert ist und verdient, diffe-
renziert diskutiert zu werden, und zwar differen-
ziert anhand der Problemlage. 

(Vizepräsidentin Sülmez Dogan übernimmt den 
Vorsitz.) 

Mir geht es in meiner Arbeit darum, für reale Prob-
leme Lösungen zu finden, weil nur das den jungen 
Menschen, um die es hier geht, gerecht wird. Das 
setzt voraus, nicht oberflächlich und plakativ an Sa-
chen heranzugehen, sondern sich die Lage im De-
tail anzugucken. Das setzt eine präzise Analyse vo-
raus, weil man sich genau angucken muss, um wel-
che Kinder und Jugendlichen es geht. 

Ja, seit 2018 verlassen in Bremen mehr junge Men-
schen die allgemeinbildende Schule nach der 
zehnten Klasse ohne Abschluss. Ja, das ist für die 
jungen Menschen, die ihr ganzes Leben noch vor 
sich haben, fatal, weil der Schulabschluss, der Bil-
dungsabschluss nach wie vor für den zukünftigen 
Lebensweg, für die finanziellen Verhältnisse, die 
Berufswahl und damit auch die gesellschaftliche 
Teilhabe entscheidend ist. 

Über welche Menschen reden wir an der Stelle, 
und welche Maßnahmen müssen wir entsprechend 
ergreifen? Die Wahrscheinlichkeit, die Schule am 
Ende der zehnten Klasse ohne Abschluss zu verlas-
sen, ist sozial korreliert, das ist hier auch schon 
deutlich geworden. Auch die wesentlichen drei 
Gründe sind hier genannt worden. Da müssen die 
Maßnahmen ansetzen und, meine Damen und Her-
ren, da setzen sie auch schon an, um erstens das 
Schulsystem so zu stärken, dass mehr Schüler:in-
nen bis zur zehnten Klasse einen Abschluss schaf-
fen, und um zweitens den jungen Menschen, die 
jetzt davon betroffen sind, nach der zehnten Klasse 
noch keinen Schulabschluss erworben zu haben, 
auch einen solchen Abschluss zu ermöglichen. 

Das hat nichts damit zu tun, dass da Probleme ver-
schoben werden oder dass es um Reparaturbetrieb 
geht. Ich finde, diese Begriffe sind hier völlig unan-
gemessen. Es geht darum, allen Kindern und Ju-
gendlichen das zu ermöglichen, was sie brauchen, 
und zwar in ihrer eigenen Geschwindigkeit. 

(Beifall SPD) 

Da will ich mit Erlaubnis des Präsidenten selbigen 
zitieren. Ich finde das Bild von den unterschiedli-
chen Startlinien der Kinder, von denen aus die Kin-
der loslaufen, ist treffend und richtig. Wenn man 
länger laufen muss, weil die Startlinie einfach wei-
ter vorn ist, dann braucht man für den Weg eben 
auch mehr Zeit. Wenn man dann auch noch be-
rücksichtigt, dass die Kinder bei diesem Lauf unter-
schiedliche Päckchen zu tragen haben, dann ist es 
gut und richtig, dass wir am Ende der zehnten 
Klasse eben nicht sagen: „Jetzt ist es aber zu Ende, 
wenn du deine Schulpflicht erfüllt hast, dann 
kriegst du keine Angebote mehr“, sondern dass wir 
diese Angebote machen. 

Es geht um drei Gruppen: diejenigen, die zu Hause 
kein Deutsch sprechen, sondern eine andere Mut-
tersprache haben, und insbesondere diejenigen, 
die erst seit kürzerer Zeit im deutschen Schulsys-
tem sind. Wohlgemerkt – das sieht die Initiative 
Neue Soziale Marktwirtschaft eben nicht –, das hat 
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wenig mit dem Migrationshintergrund an sich zu 
tun und überhaupt nichts mit der Staatsangehörig-
keit. Das zu betonen ist mir an der Stelle noch mal 
wichtig. 

(Beifall DIE LINKE) 

Dann sind es diejenigen, die in einer schwierigen 
sozialen Lage leben, die es ihnen ganz konkret er-
schwert, die Schule erfolgreich abzuschließen, und 
drittens diejenigen, die einen statuierten sonderpä-
dagogischen Förderbedarf haben. 

Meine Damen und Herren, das sind die Kinder und 
Jugendlichen, die in einem exklusiven Schulsys-
tem komplett aus der Statistik der allgemeinbilden-
den Schulen rausfallen – aus den Augen, aus dem 
Sinn. Da kommt es dann überhaupt nicht vor, dass 
diesen Kindern kein Schulabschluss ermöglicht 
wird. Das macht die Statistik schön, ist für diese 
Kinder aber fatal. Anders als bei uns in Bremen, wo 
sich die Anzahl derjenigen, die mit Förderbedarf 
einen Schulabschluss erreicht haben, seit Einfüh-
rung der inklusiven Beschulung von 40 Prozent auf 
62 Prozent erhöht hat. 

(Beifall SPD) 

Das ist ein Erfolg. Dafür nehme ich dann auch in 
Kauf, in Statistiken der Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft weniger gut auszusehen, weil das 
gut für die Kinder ist. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Die zweite Gruppe, von der ich gesprochen habe, 
sind die Kinder und Jugendlichen, die aufgrund je-
weils unterschiedlicher individueller Problemlagen 
in der Schule nicht dranbleiben können. Da geht es 
um Lebenskrisen, da geht es um prekäre Verhält-
nisse zu Hause, Motivationseinbrüche oder auch 
individuelle psychosoziale Krisen. Für die Gruppe 
von Kindern und Jugendlichen braucht es indivi-
duelle Unterstützung in der Schule. Ja, da war und 
ist der Ausbau von Schulsozialarbeit ein ganz wich-
tiger Schritt, und, ja, den Weg müssen und werden 
wir weiter verfolgen. Dafür müssen wir auch die 
entsprechenden Ressourcen zur Verfügung stellen. 

Es braucht für diese Kinder und Jugendlichen un-
terschiedliche Beschulungsangebote in den allge-
meinbildenden Schulen, zum Beispiel in Form der 
temporären Lerngruppen und Familienklassen, in 
den regionalen Beratungs- und Unterstützungs-
zentren, die regionale Beratungs-, Bildungs- und 
Unterstützungszentren werden sollen und für die 

wir – das ist auch schon in der Deputation erwähnt 
worden – beschlossen haben, die Beschulungsan-
gebote von vier auf sechs zu erhöhen. Da geht es 
um weitere Schulmeiderprojekte von freien Ju-
gendhilfeträgern. 

Natürlich spielt auch die Erwachsenenschule eine 
ganz wichtige Rolle, einen Abschluss nachzuholen, 
wenn sich die persönliche Situation stabilisiert hat. 
Ganz wichtig ist hier aber auch die Arbeit des Ju-
gendamtes und der Jugendhilfe, denn der Unter-
stützungsbedarf dieser jungen Menschen hört ja 
nicht an der Schultür auf. 

Schließlich möchte ich auf diejenigen eingehen, 
die Deutsch als Zweit- oder als Drittsprache lernen 
müssen, die zu Hause kein Deutsch sprechen, die 
spät zugewandert sind und deshalb erst seit kurzer 
Zeit unsere Schulen besuchen. An den Anfang ge-
hört die Feststellung – das gehört zu einer präzisen 
Analyse und auch zu einer Einordnung der Ergeb-
nisse dazu –, dass wir in Bremen, ähnlich wie viele 
andere Großstädte, überproportional viele dieser 
jungen Menschen haben. Deswegen macht es auch 
keinen Sinn, Bremen an dieser Stelle mit Bayern o-
der Niedersachsen zu vergleichen, sondern viel-
leicht mit München und Hannover. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Berlin!) 

Großstädte sind besonders attraktiv für – ja, auch 
mit Hamburg, auch mit Berlin – die Zuwanderung 
im Rahmen innereuropäischer Migration oder eben 
auch für aus ihrer Heimat geflüchtete Menschen. 

Das sind Kinder und Jugendliche, die vor Krieg, Ar-
mut, Hunger und Tod fliehen, die sich zum Teil jah-
relang auf der Flucht befinden, die teilweise allein 
fliehen mussten, ohne ihre Eltern, oder die die El-
tern auf der Flucht verloren haben. Das sind doch 
junge Menschen, die sich mit ganz anderen Dingen 
haben behaupten müssen und auch immer noch 
behaupten müssen als mit Stillsitzen und kogniti-
vem Lernen, deren Bildungsverlauf riesige Brüche 
hat und die sich mit einem Mal darauf einstellen 
müssen, Deutsch als Bildungssprache zu lernen 
und im deutschen Bildungssystem zurechtzukom-
men. 

Diese Gruppe wächst, und natürlich stellt das unser 
Schulsystem vor große Herausforderungen, und es 
bedarf eines größeren Ressourceneinsatzes, um 
diese Schüler:innen zu einem Schulabschluss zu 
führen. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 40. Sitzung am 12.10.2022 und 13.10.2022 5773 

Diesen Schüler:innen müssen wir einen schnellen 
Einstieg in die Bremer Schule ermöglichen, und das 
tun wir auch. Das Vorkursmodell hat sich bewährt. 
In diesem werden sprachliche Grundlagen gelegt. 
Gleichzeitig haben Kinder und Jugendliche Kon-
takt im Unterricht mit ihrer Stammklasse und wer-
den sozial einbezogen. Das bieten wir auch denje-
nigen an, die erst zum Ende der Sekundarstufe 1 
einwandern, weil wir auch denen im allgemeinbil-
denden Schulsystem soweit wie möglich einen 
Schulabschluss ermöglichen wollen. Das sind die 
abschlussorientierten Klassen, da bekommen die 
Jugendlichen, um die es geht, gezielt Sprachunter-
richt und dann fachliche Förderung, Vorbereitung, 
gezielte Förderung auf die Abschlussprüfungen. 

Auch da kann ich noch mal, wie bei den Kindern 
mit statuiertem Förderbedarf, auf die Tücken der 
Statistik hinweisen: In manchen Bundesländern 
tauchen diese jungen Menschen, die mit 15 oder 
16 Jahren zuwandern, gar nicht mehr im System 
der allgemeinbildenden Schulen auf, als ginge es 
nicht um die Förderung jedes einzelnen jungen 
Menschen, sondern um schönere Zahlen. Meine 
Damen und Herren, uns in Bremen geht es um die 
Förderung jedes einzelnen jungen Menschen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Zur Wahrheit gehört aber auch: Vielen reicht diese 
Zeit nicht, um einen Schulabschluss zu schaffen. 
Für diejenigen, die in der Allgemeinbildung bis 
zum Abschluss der zehnten Klasse keinen Ab-
schluss erreichen, bietet die Berufsbildung tatsäch-
lich die Möglichkeit, einen Schulabschluss nachzu-
holen. Auch wenn ich mich wiederhole: An dieser 
Stelle nützt es überhaupt nichts, zu sagen, dafür 
sind die nicht zuständig oder das ist ein Reparatur-
betrieb, das müsste eigentlich schon viel früher 
passieren. Ich glaube, den Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen, die auf diese Weise einen Schul-
abschluss nachholen können, denen ist es egal, wie 
man das nennt. Die sind froh über ihre Motivation, 
den Schulabschluss nachzuholen, und dass ihnen 
dieses Nachholen auch noch ermöglicht wird. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Aber 
das kann doch nicht das politische Ziel sein!) 

Herr Professor Dr. Hilz, das politische Ziel dieses 
Senats ist es, 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Da bin 
ich mal gespannt!) 

jedem Kind, jedem Jugendlichen, jedem jungen 
Erwachsenen in dem Moment, in dem er bereit ist, 
fähig und in der Lage ist, einen Schulabschluss 
nachzuholen, diese Möglichkeit auch zu geben. 
Gern früh im Verlauf der Bildungsbiografie, aber 
gern, wenn das aus der konkreten Situation der 
jungen Menschen nicht möglich ist, auch zu einem 
späteren Zeitpunkt. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE – 
Abgeordneter Thore Schäck [FDP]: Das hat ja nicht 
geklappt!) 

Ich kann mir eigentlich auch nicht vorstellen, dass 
das die FDP anders sieht, aber das kann man ja se-
hen. 

Ich finde es jedenfalls schon mal erfreulich, dass 
auch zumindest Herr Professor Dr. Hilz konstatiert 
hat, dass es diese Möglichkeit gibt, und nicht wie 
Frau Bergmann von Schönrederei redet. Warum 
das eine Schönrederei sein soll, wenn pro Jahrgang 
30 bis 50 Prozent oder bei spät zugewanderten jun-
gen Menschen fast 60 Prozent am Ende noch einen 
Schulabschluss erreichen, das weiß ich nicht. Für 
mich ist das tatsächlich schön, aber das hat viel-
leicht auch was mit der Rhetorik hier in diesem 
Haus zu tun. 

Das zeigt aber auch noch mal, wie wichtig es ist, 
länger zur Schule gehen zu können, wenn man 
später dazugekommen ist, weil man für diese Stre-
cke, die man laufen muss – da will ich dieses Bild 
von der Startlinie gern noch mal benutzen –, und je 
nachdem, wie lange man diese Strecke laufen muss 
– –. 

Meine Damen und Herren, die Schülerinnen und 
Schüler, die in der Gefahr stehen, die Schule ohne 
einen Abschluss zu verlassen, die bringen vielfäl-
tige individuelle Problemlagen mit. Diese Situation 
beruht aber auf einer gesamtgesellschaftlichen Si-
tuation. Schule allein kann diese Problemlagen 
nicht lösen. Wer das ernsthaft behaupten will – bei 
der FDP klang das gerade so ein bisschen an –, der 
muss schon ziemlich blauäugig sein, denn das ist 
und bleibt eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Wir können aber – und das müssen wir mit unserem 
Bildungssystem auch – dabei helfen, jedem einzel-
nen jungen Menschen Chancen auf einen Ab-
schluss zu ermöglichen, auf eine Ausbildung – die 
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Jugendberufsagentur ist gerade auch schon ange-
sprochen worden –, auf einen Beruf und auf gesell-
schaftliche Teilhabe. 

Die Kolleginnen und Kollegen in den Schulen, im 
Übergangssystem, bei den freien Trägern leisten 
für diese Jugendlichen einen gewaltigen Beitrag. 
Dafür möchte ich mich an dieser Stelle auch ganz 
herzlich bedanken. Sie arbeiten nicht an der Auf-
hübschung von Statistiken, sie arbeiten daran, den 
Kindern und Jugendlichen eine Perspektive zu ge-
ben. Daran will ich gern weiter mitarbeiten. – Herz-
lichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Professor Dr. Hauke Hilz 
das Wort. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Frau 
Präsidentin, sehr geehrte Zuhörende! Wir haben 
kein Erkenntnisproblem in diesem Hause, auch 
nicht in unserer Fraktion, sondern wir haben ein 
Umsetzungsproblem. 

(Beifall FDP, CDU – Abgeordnete Sofia Leonidakis 
[DIE LINKE]: Sie wollen ja alles mit Digitalisierung 
lösen! – Zurufe Abgeordnete Gönül Bredehorst 
[SPD]) 

Wir haben ein Umsetzungsproblem, und diese ana-
lysierenden Reden auch von Ihnen, Frau Aulepp, 
auch von Ihnen, Frau Bredehorst, sind eigentlich 
ohne Perspektive, nach dem Motto: Es läuft alles, 
es geht alles. Die Ergebnisse sind doch aufrüttelnd! 

(Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]: Das habe 
ich doch überhaupt nicht gesagt!) 

Doch, Sie haben gesagt, ich kriege es wörtlich nicht 
mehr hin: Darauf haben wir keinen Einfluss, auf 
diese Faktoren. 

(Zuruf Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]) 

Sie haben keinen Einfluss auf den Zustand dieses 
Bundeslandes, und das, meine Damen und Herren, 
nehmen wir als FDP-Fraktion nicht hin. 

(Beifall FDP) 

Wenn wir schlechte Zahlen haben und schlechte 
Ergebnisse am Ende der Schulpflicht – –. Das Ende 
der allgemeinbildenden Schule, das Ende der 
Schulpflicht ist der Schulabschluss, und wenn es 

nicht gelingt, ausreichend Schülerinnen und Schü-
ler, ausreichend Jugendliche zu einem Schulab-
schluss zu bringen, dann haben wir ein Problem, 
und dann muss man Probleme anpacken und han-
deln. 

(Abgeordnete Sofia Leonidakis [DIE LINKE]: Was 
ist denn das Entscheidende, der 18. Geburtstag o-
der der Schulabschluss?) 

Der Schulabschluss ist entscheidend, Frau Le-
onidakis, und es ist auch entscheidend, dass man 
etwas tut und etwas dafür macht, um hier besser zu 
werden. Das wurde in Ihrer Rede übrigens deut-
lich, dass Sie Ansätze haben und auch willens sind, 
hier etwas zu ändern, genauso in der Rede von 
Herrn Hupe. Von der SPD, sowohl von Frau 
Bredehorst als auch von Frau Aulepp, habe ich das 
nicht gehört. 

Das Problem ist auch noch: Wenn es dann Möglich-
keiten gibt, wenn dann ein Aufbruch ist wie mit 
dem IQHB, wie bei der Sprachbildung, dann hat 
Herr Hupe ja recht, dann dauert es Jahre, drei 
Jahre, beim IQHB fünf Jahre, bis überhaupt irgen-
detwas in dieser Behörde passiert. Das kann doch 
nicht sein! In Sachen Sprachförderung sind wir ge-
meinsam mit SPD und CDU in Bremerhaven eigene 
Wege gegangen und haben aus kommunalen Mit-
teln erst mal die Sprachförderung finanziert, damit 
etwas passiert. Das ist doch die Wahrheit, meine 
Damen und Herren! 

(Beifall FDP – Abgeordnete Sofia Leonidakis [DIE 
LINKE]: Und wenn der später kommt?) 

Das heißt, wir dürfen uns doch mit dem Status quo 
nicht zufriedengeben und sagen: „Wir haben ja al-
les analysiert, und es ist alles schwierig“, sondern 
man muss Wege – –. 

(Zurufe Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]) 

Doch, natürlich, allem voran, es bleibt dabei: Frau 
Bredehorst, auch Sie haben gesagt: Wir haben ein 
Problem, das muss angegangen werden. 

(Abgeordnete Sofia Leonidakis [DIE LINKE]: Ge-
nau, wir haben konkrete Vorschläge gemacht, ab-
seits der Digitalisierung!) 

Neben der Frage bezüglich der Kinder mit Förder-
bedarf oder der Jugendlichen mit Förderbedarf, die 
keinen Abschluss haben, haben wir doch auch ein 
Problem in der Umsetzung der Inklusion. Das muss 
man doch auch mal benennen. Es ist seit 2009 nicht 
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gelungen, seit man sich auf den Weg gemacht hat, 
die Inklusion in Schule mit ausreichend Personal 
auszustatten. Nicht jetzt, wo wir Fachkräftemangel 
haben, aber auch nicht 2009 bis 2015, als der Markt 
noch da war. Da ist es nicht gelungen, da fehlten 
an der Stelle die finanziellen Mittel, um Inklusion 
erfolgreich umzusetzen, meine Damen und Herren! 

(Beifall FDP – Abgeordnete Sofia Leonidakis [DIE 
LINKE]: Sie wissen aber schon, dass Personal 
fehlt!) 

Ja, jetzt fehlt das Personal, das war damals nicht 
der Fall, Frau Leonidakis. In diesem Fall aber – jetzt 
sagen Sie: Jetzt haben wir genug Geld bereitge-
stellt – hilft Geld allein offensichtlich nicht, denn im 
Ländervergleich – auch das haben wir in der letz-
ten Deputation gesehen – stehen wir mittlerweile 
gar nicht so schlecht da. Trotzdem bleibt aber die 
Qualität zurück. Wir sind weiterhin bei der Bil-
dungsarmut der letzte Platz unter den Bundeslän-
dern, bei der Schulqualität der letzte Platz unter 
den Bundesländern. Das ist die Wahrheit. 

Deswegen muss man hier nicht an kleinen Stell-
schrauben drehen, sondern man muss große Wege 
gehen. Deswegen habe mich auf die drei Punkte 
konzentriert: Ganztagsschulausbau, übrigens ins-
besondere in den Bereichen, wo sozial benachtei-
ligte Stadtteile sind. Da ist das seit Jahren und Jahr-
zehnten bekannt, dass Ganztagsausbau hilft. Das 
bleiben Sie schuldig! 

(Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]: Schul-
standortplanung! Haben Sie das nicht mitbekom-
men?) 

Digitalisierung so umsetzen, dass die innere Diffe-
renzierung in den Oberschulen gelingt, das bleiben 
Sie schuldig. Und am Ende autonome Schulen 
schaffen, um Möglichkeiten für die Schulen, für die 
Kolleg:innen zu schaffen, die sich auf den Weg ma-
chen, dort neue Wege zu gehen. Das ist das, was 
wir Ihnen ankreiden. 

Die Analyse, die haben wir verstanden, aber wir 
machen Vorschläge, wie man das abstellt. – Herzli-
chen Dank! 

(Beifall FDP – Abgeordnete Gönül Bredehorst 
[SPD]: Weil wir es Ihnen erklärt haben!) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Aktuelle Stunde ist damit geschlossen. 

Bremische Landwirtschaft zukunftsfähig machen  
Große Anfrage der Fraktion der CDU  
vom 23. März 2022  
(Drucksache 20/1419) 

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 3. Mai 2022  
(Drucksache 20/1453) 

Dazu als Vertreterin des Senats Staatsrätin Gab-
riele Nießen. 

Ich gehe davon aus, dass der Senat die Antwort auf 
die Große Anfrage nicht mündlich wiederholen 
möchte. – Sie nicken. Vielen Dank Frau Staatsrätin! 

Damit ist die Aussprache eröffnet. 

Als erster Redner hat der Abgeordnete Frank Im-
hoff das Wort. 

Abgeordneter Frank Imhoff (CDU): Frau Präsiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
freue mich, dass ich heute hier als Abgeordneter für 
meine Fraktion sprechen darf. Jetzt ist mir natürlich 
deutlich bewusst, dass Bremen nicht das Agrarland 
Nummer eins ist, aber trotzdem haben wir diese 
Große Anfrage eingebracht, weil auch für Bremen 
und für unsere Bevölkerung die Landwirtschaft 
eine mehrfachere große Rolle spielt. 

Wenn wir hier sonst über Landwirtschaft sprechen, 
dann sprechen wir meistens über Auflagen, über 
Verordnungen oder das, was die Landwirte an Ziel-
zahlen zu erreichen haben, also immer über das, 
was die Landwirtschaft leisten soll. Ich möchte hier 
heute viel mehr oder viel lieber mit Ihnen darüber 
sprechen, was wir für die Landwirtschaft tun kön-
nen, damit die Landwirtschaft auch in Bremen eine 
Zukunft hat. 

(Beifall CDU) 

Lassen Sie mich am Anfang erklären, warum es 
wichtig ist, in Bremen auch Landwirte zu haben. 
Erstens, weil die Landwirtinnen und die Landwirte 
für uns Lebensmittel produzieren, hier direkt vor 
Ort. Das ist klimafreundlich und trägt auch zur Ver-
sorgungssicherheit bei. Zweitens erhalten sie an 
unseren Rändern der Stadt die dörflichen Struktu-
ren, die als Naherholungsgebiet für unsere Bürge-
rinnen und Bürger aus der Stadt dienen, und drit-
tens leisten sie einen Beitrag zum Arten- und zum 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1419
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1453
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Umweltschutz, und natürlich sichern sie auch Ar-
beitsplätze, und sie brauchen eine Existenzgrund-
lage für ihre Betriebe. 

Traurige Tatsache ist dabei – und das haben wir in 
der Großen Anfrage ja auch gesehen –, dass die 
Anzahl der Betriebe stetig abnimmt. In den letzten 
20 Jahren haben 82 Höfe aufgegeben. Das sind 
38 Prozent. Übrig geblieben sind mittlerweile nur 
noch 133 Höfe. Wenn wir davon noch mal 38 Pro-
zent abziehen würden, dann mag man sich gar 
nicht ausmalen, wie wenig Landwirte überhaupt 
noch übrigbleiben. Es ist jetzt also an der Zeit, die 
richtigen Rahmenbedingungen zu schaffen, damit 
unsere Höfe in Bremen erhalten bleiben. Deswe-
gen muss als erstes nach den Bedürfnissen geguckt 
werden oder wo die aktuellen Herausforderungen 
liegen. 

Man muss leider feststellen: Die Landwirtschaft hat 
harte Jahre hinter sich. Das liegt vor allen Dingen 
an dem extremen Preisdruck natürlich, auch dem 
Preisdruck der Einzelhandelsketten, den steigen-
den Bodenpreisen und der Bodenknappheit, dem 
Strukturwandel, der häufigen Trockenheit mit dem 
Klimastress, immer neuen Herausforderungen an 
Tierwohl aber auch immer weiteren und neuen 
Umweltauflagen. Jetzt kann man sagen, die Bau-
ern finden ja immer was zu jammern, das war ja 
schon immer so; aber meine Damen und Herren, 
wenn in den letzten 20 Jahren unsere Landwirt-
schaft um fast 40 Prozent geschrumpft ist, dann zei-
gen die Zahlen eben ein anderes Bild, denn die 
Landwirtschaft, die jammert nicht nur, die hat wirk-
lich mit Problemen zu kämpfen. 

Uns muss es gelingen, der Landwirtschaft bei den 
extremen Herausforderungen, die bestehen, eine 
langfristige Perspektive zu bieten und auch lang-
fristige Rahmenbedingungen zu schaffen. 

(Beifall CDU) 

Wo wir gerade bei Rahmenbedingungen sind: Ich 
sage mal, wir sind ja nicht nur dafür da, Rahmen-
bedingungen zu schaffen, sondern auch Stimmun-
gen zu schaffen. Deswegen komme ich auch um 
ein Thema nicht umhin, meine Damen und Herren, 
das haben wir jetzt in der Großen Anfrage zwar 
nicht behandelt, aber das ist natürlich diesen Som-
mer auf den Tisch gekommen: Und zwar dachte ich 
immer, dass die Grünen irgendwie noch ein Stück 
weit Hand in Hand mit der bremischen Landwirt-
schaft zusammengehen wollen, und so habe ich 
auch die Große Anfrage zumindest gelesen und die 
Antworten. Das fand ich auch immer richtig, aber 

das Positionspapier der Grünen-Fraktion, das die-
sen Sommer auf den Tisch gekommen ist, das da 
heißt „Ernährungswende für Klimagerechtigkeit, 
Gesundheit und Tiere, pflanzliche Ernährung för-
dern“ – als ich das gelesen habe, da ist mir doch 
echt eine Kartoffel im Hals stecken geblieben, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall CDU, FDP) 

Da ist wirklich auf elf DIN-A4-Seiten alles aufge-
schrieben worden, was für die Landwirtschaft hier 
in Bremen eine schallende Ohrfeige ist. Darin steht 
ja, dass die Ernährungswende gefordert wird auf 
Grundlage der Planetary-Health-Diet-Analyse. 
Was steht da drin? Da steht drin, dass der Konsum 
von tierischen Lebensmitteln um drei Viertel redu-
ziert werden soll. Meine Damen und Herren – oder 
was heißt Damen und Herren, liebe Grüne –, wis-
sen Sie eigentlich, was es für die Bremer Landwirt-
schaft bedeutet oder wie das in der bremischen 
Landwirtschaft aussieht? 

Wir haben fast nur Grünland und fast ausschließ-
lich Kühe auf diesem Grünland stehen. Meine Da-
men und Herren, wer so etwas fordert, dem kann 
ich nur sagen, der gibt der bremischen Landwirt-
schaft eine schallende Ohrfeige, und das ist nicht 
in Ordnung und das haben Sie mit diesem Papier 
getan, meine Damen und Herren. 

(Beifall CDU, FDP) 

Als Bremer Grüne schreiben Sie in diesem Papier: 
„Gerechtigkeit gegenüber Tieren lässt sich mit 
dem Konsum von tierischen Lebensmitteln nicht 
vereinbaren. In erster Linie soll es darum gehen, 
weniger Tiere zu halten.“ Da frage ich mich eigent-
lich bitte schön, wie Sie das hier in Bremen machen 
wollen. Regional in Bremen heißt doch Fleisch oder 
Milch. Können Sie mir eigentlich mal erklären, wie 
Sie immer darauf kommen und diese Doppelmoral 
auch leben, dass in Bremen die Welt ja so in Ord-
nung ist, aber überall anders in Deutschland, da ist 
die Landwirtschaft schlecht? 

Die Bremer Landwirte, die arbeiten genauso wie in 
anderen Bundesländern. Die machen keinen Un-
terschied. Da wird nach den gleichen wissenschaft-
lichen Erkenntnissen Landwirtschaft betrieben. 
Meine Damen und Herren, das gilt nicht nur für 
konventionelle Betriebe, das gilt genauso für die 
Bio-Betriebe, die sind nämlich genauso betroffen 
wie alle anderen Betriebe auch. Deswegen verbitte 
ich mir solch eine Doppelmoral. 
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(Beifall CDU) 

Jetzt ist meine Zeit schon wesentlich überschritten, 
Frau Präsidentin. 

(Heiterkeit) 

Ich komme zum Schluss. Für mich steht jedenfalls 
fest: Die Landwirtschaft hier arbeitet wirklich nach 
wissenschaftlichen Erkenntnissen. Die Landwirtin-
nen und Landwirte, die geben wirklich hohen Ein-
satz für ihre Produktion von Lebensmitteln, und wir 
von der CDU-Fraktion, wir erkennen das an. Ich 
persönlich erkenne das an und sage Danke an die 
bremische Landwirtschaft. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Arno Gottschalk. 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Dass 
Frank Imhoff jetzt seinen Veggieday nehmen 
würde, damit hatte ich nicht gerechnet, da werde 
ich ihm nicht folgen. Zustimmen kann ich ihm aber 
zumindest erst mal in seinen positiven Einschät-
zungen, was die Landwirtschaft hier in Bremen be-
wirkt, welchen Beitrag sie leistet. Das können wir 
gern unterstreichen. 

Ich würde aber diese Große Anfrage, die von der 
CDU gestellt worden ist, gern auch dazu nutzen, 
mir die Inhalte anzugucken, was gebracht worden 
ist. Dort steht ja vornean insbesondere die struktu-
relle Entwicklung im Bereich der Landwirtschaft in 
Bremen, und es wird ein Thema angesprochen, was 
als großes Problem herausgestellt wird, nämlich die 
Frage der Entwicklung der Bodenpreise. Zu diesen 
zwei Sachen folgende Anmerkung: 

Erstens, Herr Imhoff hat das schon gesagt: von 2003 
bis 2020 eine Abnahme der landwirtschaftlichen 
Betriebe in Bremen um 38 Prozent, das ist enorm. 
Das ist so ungefähr, Herr Strohmann, Sie wollten ja 
mal ein Bild, als würden wir von hier bis hier die 
Bürgerschaft verkleinern. 

(Abgeordneter Martin Michalik [CDU]: Falsche 
Seite! – Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ist 
ja fast die Hälfte! – Heiterkeit CDU, FDP) 

Das sind rund 40 Prozent. Daran sieht man natür-
lich, das ist ein enormer Verlust, aber in der Land-
wirtschaft ist es in der Tat erst mal eine Abnahme. 

Wenn wir jetzt lesen, dass sich diese Abnahme ver-
langsamt hat: Na ja, von 2003 bis 2010 hat jeder 
vierte Betrieb aufgegeben und von 2010 bis 2020 
fast jeder fünfte. Also eine regelrechte Verlangsa-
mung im großen Stil kann man noch nicht feststel-
len. 

Der Punkt ist aber: Wenn man noch mal ein biss-
chen genauer hinschaut und die milcherzeugenden 
Betriebe nimmt – dort haben wir leider nicht die 
Zahlen 2003 und 2020, sondern wir haben nur 2016 
und 2020 –, dann sehen wir, dass die Zahl der Be-
triebe von 55 auf 37 abgenommen hat. Das heißt, 
ein ganzes Drittel hat binnen vier Jahren, binnen 
fünf Jahren aufgegeben. Das ist die eigentlich 
wirklich dramatische Entwicklung der letzten 
Jahre im milcherzeugenden Bereich. Wir sehen 
aber zugleich dort, dass pro Betrieb die Zahl der 
Kühe, die gehalten werden, von 55 auf 91 angestie-
gen ist. 

Das heißt, die Zahl ist um 40 Prozent innerhalb von 
fünf Jahren im Durchschnitt bei den Betrieben, die 
übriggeblieben sind, gestiegen. Deshalb können 
wir nicht einfach nur sagen, die Zahl der Betriebe 
hat abgenommen. Herr Imhoff, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, wir haben es mit einem dramati-
schen Konzentrationsprozess in diesem Bereich zu 
tun. Das ist die Entwicklung, die wir hier haben. Ich 
glaube, dem müssen wir uns von diesem Blickwin-
kel nicht einfach nur Abnahme, sondern Konzent-
ration – –, den Blickwinkel müssen wir uns geben. 
Insbesondere auch bei der Frage, wie es dann mal 
weitergehen soll. 

Das ist der erste Punkt. Der zweite: Steigende Bo-
denpreise werden in der einführenden Sache sehr 
stark herausgestellt. In der Tat, wenn man sich an-
guckt, von 1,44 Euro/m2 in 2000 bis auf 2,68 
Euro/m2 in 2020: Eine Steigerung der Quadratme-
terpreise um 86 Prozent und nicht um 46, wie es in 
der Vorlage steht. 86 Prozent. Das hört sich in der 
Tat nach sehr, sehr viel an. Nur, man muss natür-
lich mal ein bisschen differenzieren. Es gab ja auch 
Inflation. Wenn wir die wegnehmen, sind wir nur 
noch bei einer Steigerung von 40 Prozent. Wenn 
wir das mal auf die Jahre umrechnen, dann haben 
wir eine reale Preissteigerung, Herr Imhoff, von 
1,8 Prozent pro Jahr. Das liegt so im Bereich kleiner 
festverzinslicher Wertpapiere. Das ist keine große 
Dramatik. 

Wir haben in den letzten Jahren in der Tat eine Zu-
nahme um praktisch real vier Prozent in dem Be-
reich. Nur, was passiert ist, ist ja gleichzeitig An-
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fang dieses Jahrtausends, da mussten die Land-
wirte beim Kauf von Grundstücken fünf oder sechs 
Prozent Zinsen bezahlen. In den letzten vier, fünf 
Jahren ein Prozent und teilweise noch weniger. 
Das heißt, die Dramatik bei den Bodenpreisen sehe 
ich, ehrlich gesagt, so nicht, sondern es ist etwas 
ganz anderes gewesen. Die Entwicklung der Bo-
denpreise war so moderat, die Finanzierungsbedin-
gungen so günstig, dass genau daraus dieser 
enorme Konzentrationsprozess finanziert werden 
konnte. 

Das ist ein ganz anderer Befund als der, den Sie 
herausstellen, liebe Kolleginnen und Kollegen. Das 
müssen wir natürlich für die nächsten Jahre auch 
noch im Blick haben. Das sind die Herausforderun-
gen im strukturellen Bereich. Der nächste Punkt 
wird dann natürlich sein: Was heißt das für die Zu-
kunft? – Danke erst mal! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Ingo Tebje. 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleg:innen! Ich bin 
in den letzten zwei Jahren mit meiner Familie auf 
sehr vielen landwirtschaftlichen Betrieben in ganz 
Deutschland gewesen – vom Spargelhof bis zum 
Kartoffelhof, von der Geflügel- bis zur Rinderfarm 
und sowohl auf konventionellen als auch auf Bioh-
öfen. 

Das, was alle Hofbesitzer dabei geeint hat, war, 
dass sie ihren Beitrag für den Umwelt- und Klima-
schutz leisten wollen und es bereits in vielen Berei-
chen sehr intensiv tun, dass aber dazu auch häufig 
die politischen und rechtlichen Rahmenbedingun-
gen nicht passen, um das tatsächlich so umsetzen 
zu können, wie sie es eigentlich gern wollen. Auch 
im Austausch, den wir im Rahmen der Enquete-
kommission mit den Bremer Landwirt:innen hatten, 
war das einer der zentralen Punkte. 

Welchen Herausforderungen die Bremer Land-
wirt:innen sich gegenwärtig und zukünftig stellen 
müssen und wie wir als Politik diese begleiten und 
ihnen begegnen müssen, darauf wird aber eigent-
lich in dieser Großen Anfrage und den gegebenen 
Antworten gar nicht so intensiv eingegangen, 
wenn man nicht zwischendrin etwas hineindeutet. 
Liest man hingegen das Rahmenpapier für das Ent-
wicklungskonzept Landwirtschaft 2035, werden 
gleich in der Präambel die Herausforderungen ge-

nannt: fehlender Nachwuchs, Ökologisierung, Um-
welt- und Klimaschutz, Biodiversität, Tierwohl, 
faire Preise für Landwirt:innen, Arbeitsschutz und 
fehlende gesellschaftliche Anerkennung. 

Ich nenne hier jetzt noch mal ein paar weitere 
Punkte, die auch Auswirkungen auf die Land-
wirt:innen in Bremen haben: maximale Intensivie-
rung und Exportorientierung, ruinöser Wettbe-
werbsdruck durch große Industrie- und Handels-
ketten, steigende Flächenpreise, überbordende 
Bürokratie, falsche Subventionierungen und För-
derungen, die auch bei den Landwirt:innen, gerade 
hier in Bremen, schlichtweg nicht ankommen. Die 
Herausforderungen sind immens, hinzu kommen 
die Auswirkungen des Ukrainekriegs, steigende 
Energiepreise, steigende Preise bei den Futtermit-
teln. 

Trotzdem erst einmal genug von den vor uns lie-
genden Problemen. Ich möchte doch noch ein paar 
anerkennende Worte sprechen: In Bremen werden 
2 500 Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche 
ökologisch bewirtschaftet. Das entspricht einem 
Anteil von 28 Prozent der Landesfläche – Tendenz 
steigend. Auch ein hohes Mitglied dieses Hauses 
stellt ja gerade auf Ökolandbetrieb um. 

(Zuruf Abgeordneter Frank Imhoff [CDU] – Abge-
ordneter Heiko Strohmann [CDU]: Hat! Der ist jetzt 
auch ein Öko!) 

Ich hoffe, da gilt dann auch zukünftig das Biosiegel 
für diese leckere Mettwurst, 

(Unruhe CDU, Bündnis 90/Die Grünen) 

die wir hier im Hause auch sehr schätzen. Insofern 
glaube ich, sind wir da auf einem guten Weg. 

(Zuruf) 

Ja, das Familienrezept ist sehr lobenswert, das 
kann ich nur betonen. 

(Heiterkeit) 

Mit dem hohen Anteil von Öko-Landbau sind wir 
in Deutschland Spitzenreiter, der gesamtdeutsche 
Bundesschnitt liegt nur bei neun Prozent. In Bre-
men sind 87,4 Prozent der landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen Dauergrünland. Dieses Grünland 
fördert die Artenvielfalt und speichert CO2. Ohne 
die Landwirt:innen in Bremen könnten wir diese 
wichtigen ökologischen Flächen gar nicht pflegen 
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und erhalten, wir sind zwingend auf sie angewie-
sen. 

(Beifall FDP) 

Auch die Rinderhaltung hat in den letzten 20 Jah-
ren in Bremen schon stark abgenommen. Es waren 
2003 11 283 Rinder und 2020 8 797 Rinder – ein 
Rückgang von 22 Prozent. Damit ist natürlich auch 
der Anteil der weidenden Rinder zurückgegangen, 
aber die brauchen wir natürlich auch für das arten-
reiche Grünland. Deswegen ist gerade diese Wei-
deprämie, die wir eingeführt haben, so wichtig und 
ich hoffe, dass wir durch dieses Instrument noch 
mehr Landwirt:innen überzeugen und helfen kön-
nen, ihre Tiere wieder auf die Weide zu führen. 
Wenn schon Tierhaltung, dann brauchen wir maxi-
male Weidehaltung! 

Insgesamt brauchen wir aber, und das klang ja 
auch schon an, trotzdem eine weitere deutliche Re-
duzierung der Tierhaltung. Herr Imhoff, Sie haben 
das vorhin schon angesprochen: natürlich muss das 
Ziel sein, die Fleischmengen entsprechend zu re-
duzieren, weil wir nur dann die Ziele weltweit er-
reichen können, die für eine CO2-freie Welt not-
wendig sind. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Ich 
möchte keine CO2-freie Welt!) 

Es ist halt eine Frage der Doppelmoral: Ich erinnere 
mich noch an die Klimaenquete. Da sagte ihre Kol-
legin Frau Grönert: Naja, wenn wir hier in Deutsch-
land halt mehr essen, als durchschnittlich alle, die 
so ein Tier essen, dann müssen die halt in der Drit-
ten Welt und woanders weniger Fleisch essen. 
Dann können wir hier mehr Fleisch essen. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Was?) 

Ich finde, so eine Haltung ist eine Doppelmoral, 
aber nicht die Frage, ob wir hier unseren Fleisch-
konsum reduzieren müssen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Deshalb ist es wichtig, gemeinsam mit der Land-
wirtschaft zu forschen, welche ökologischen und 
agrarpolitischen und auch wirtschaftlich sinnvollen 
Alternativen es für diese wichtigen Flächen gibt, 
um Umweltschutz, Klimaschutz und eine nachhal-
tige Landwirtschaft zusammenzubringen. Das sind 
die Herausforderungen unserer Zeit. 

Ich glaube, meine Zeit ist abgelaufen. Ich komme 
gleich zum letzten Punkt noch einmal in die De-
batte. – Danke für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Philipp Bruck. 

Abgeordneter Philipp Bruck (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kol-
leg:innen! Ich dachte eigentlich, wir diskutieren die 
Große Anfrage zur Zukunft der Landwirtschaft und 
nicht die Große Anfrage zu unserem Positionspa-
pier. Das können Sie ein anderes Mal noch mal bei 
uns persönlich einreichen. Für die Debatte heute 
vertrete ich Herrn Saffe, der leider nicht dabei sein 
kann. Ich habe aber natürlich mit ihm gesprochen, 
und wir sind uns beide einig zum Beispiel, was den 
Rückgang der Betriebe in Bremen angeht, dass uns 
das besorgt. Da müssen wir was tun. Wir wollen ja 
die bäuerliche Landwirtschaft in Bremen erhalten, 
und wir wollen eben vor allen Dingen die bäuerli-
che Landwirtschaft erhalten und nicht irgendwel-
che Agrarkonzerne, die dann die Flächen aufkau-
fen und darauf eine andere Landwirtschaft ma-
chen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen – Abgeordneter 
Heiko Strohmann [CDU]: Genau!) 

Die landwirtschaftlichen Betriebe haben ja auch 
eine besondere Herausforderung, weil sie eben 
nicht einfach wie jetzt ein großes Unternehmen wie 
Kellogg‘s, Hachez oder so abwandern können, wo-
anders ihren Betrieb aufmachen, sondern die ha-
ben hier die Flächen. Sie können nur entweder 
bleiben, oder sie müssen aufgeben, dann sind sie 
weg. Das wollen wir natürlich nicht. Wir wollen ja, 
dass sie bleiben, und deswegen gilt es auch, sie zu 
unterstützen. 

Dazu ist ein wichtiger Aspekt die Flächenfrage. Die 
Entwicklung, die wir da gesehen haben, 600 Hek-
tar verloren, macht deutlich, dass es nicht beliebig 
so weitergehen kann, dass wir Flächen für die Le-
bensmittel brauchen, für die Naherholung brau-
chen, für die Artenvielfalt brauchen und so weiter. 
Deswegen ist auch zum Beispiel der Übergang in 
die Flächenkreislaufwirtschaft so wichtig, den wir 
im Zuge des Gewerbeentwicklungsprogramms 
verabredet haben, der dafür sorgt, dass diese Flä-
chen auch wirklich erhalten bleiben. Da könnten 
Sie, liebe CDU, sich auch mal klarer positionieren, 
auf welcher Seite Sie eigentlich stehen. 
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(Beifall Bündnis 90/Die Grünen – Abgeordneter 
Heiko Strohmann [CDU]: Auf der Seite der Guten!) 

Das Thema Lebensmittelpreise wird auch aufgeru-
fen. Wir sind ja irgendwie von klein auf darauf kon-
ditioniert, dass Lebensmittel möglichst billig sein 
müssen. Insbesondere im städtischen Kontext wis-
sen viele Menschen gar nicht wirklich, wie Lebens-
mittel erzeugt werden. Deswegen ist auch Ernäh-
rungsbildung wichtig. Deswegen ist jeder Schul-
garten ein wichtiger Beitrag, auch „Essbare Stadt“, 
also alles, was sichtbar macht, wie Lebensmittel ei-
gentlich entstehen, ist ein sinnvoller Beitrag, den 
wir unterstützen wollen. 

Der russische Angriffskrieg auf die Ukraine hat die 
Preise ja auch noch mal verändert. Die sind vor al-
len Dingen beim Konventionellen hochgegangen. 
Das liegt daran, dass Pestizidpreise, mineralische 
Düngemittelpreise, Futtermittel und so weiter teu-
rer geworden sind. Das zeigt eben, dass auch die – 
–. Die Biolandwirtschaft hat es ja nicht im gleichen 
Maße gehabt, weil sie nicht diese Kosten haben, 
weil sie gar keine mineralischen Düngemittel oder 
Pestizide in diesem Sinne einsetzen. Das zeigt, wel-
ches Pfund wir damit haben, dass wir in Bremen 
bundesweit Spitze sind mit der ökologischen Land-
wirtschaft, dass wir auf 30 Prozent der Flächen in 
Bremen ökologisch wirtschaften. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Dann zum Thema Klima: Ja, die Rinderhaltung zur 
Milch- und Fleischproduktion ist klimaschädlich, 
und ja, die Wissenschaft sagt, 75 Prozent Reduktion 
der Tierbestände ist notwendig, wenn wir das Pari-
ser Klimaschutzziel einhalten wollen, was Sie of-
fenbar nicht einhalten wollen, wenn Sie das infrage 
stellen. 75 Prozent Reduktion bedeutet aber ja 
auch, dass 25 Prozent verbleiben. Für uns ist es ein 
Unterschied, ob die Betriebe hier in Bremen sind, 
ob sie wie in Bremen wirtschaften oder ob es die 
Betriebe zum Beispiel aus der Region Cloppen-
burg, Vechta sind, in denen eben eine ganz andere 
Tierhaltung gemacht wird, die wir uns nicht wün-
schen. 

Wenn wir also vom Abbau reden, dann ist klar, dass 
damit nicht die bremischen Betriebe gemeint sind, 
die Weidehaltung haben, die keine Tierbestände 
haben, sondern, dass wir die Megaställe der Tier-
industrie abbauen wollen, das ist unsere Vorstel-
lung. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen – Abgeordneter 
Heiko Strohmann [CDU]: Aber wir sind in Bremen!) 

Herr Imhoff, dass wir reduzieren müssen, das sagen 
ja auch Sie. Sie haben in der Enquetekommission 
auch festgestellt, gefordert, 50 Prozent weniger 
Fleischkonsum. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ja!) 

Wie verhält sich das denn jetzt? Ist das auch eine 
Ohrfeige für die Landwirtschaft aus Ihrer Sicht oder 
ist das einfach Populismus auf Kosten einer ernst-
haften Agrarpolitik, Populismus auf Kosten des Kli-
mas 

(Abgeordneter Ralph Saxe [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ja, die Frage stellt sich!) 

und am Ende auch auf dem Rücken der Land-
wirt:innen? 

(Zuruf Abgeordneter Jens Eckhoff [CDU]) 

Ja, der Unterschied der Prozentzahlen ist dann der 
Unterschied zwischen einer wertschätzenden Poli-
tik für die Landwirte und einer Ohrfeige für die 
Landwirte. Das können Sie noch mal erklären, Herr 
Eckhoff! 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Ja, genau!) 

Für uns ist klar, natürlich haben Tiere auf den Wei-
den auch Vorteile, auch das haben wir immer wie-
der betont, Vorteile für die Artenvielfalt, für die Bo-
deninsekten, für den Wiesenvogelschutz. Das geht 
ja auch oft aus den Antworten des Senats hervor. 
Natürlich muss die Landwirtschaft aber auch einen 
Beitrag zum Klimaschutz leisten. Sie sind ja nicht 
nur Täter in dem Sinne, dass es zum Klimawandel 
beiträgt, sondern sie sind auch Opfer. Die letzten 
fünf Jahre, davon waren vier dürre Jahre. Das 
heißt, die Landwirtschaft hat ja ein originäres Inte-
resse daran, Klimaschutz zu betreiben, und das 
wissen auch die bremischen Landwirt:innen selbst. 
Die haben zum Beispiel im Sommer ja die Moor-
schutztagung organisiert. 

Das bedeutet auch, solche Zukunftskonzepte wie 
verstärkter Moorschutz zum Klimaschutz ist ja was, 
was die Landwirtschaft auch selbst bewegt, auch 
andere Themen, Agri-Photovoltaik (Agri-PV) und 
so weiter, kann man diskutieren. Für uns ist klar, 
alle solche Maßnahmen, die ja auch fundamental 
die Bewirtschaftungsweise ändern, die das Ge-
schäftsmodell der Betriebe ändern, das ist nichts, 
was man den Betrieben aufdrückt, was man den 
Landwirt:innen aufdrückt, sondern das ist etwas, 
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was man in Gesprächen, in Programmen gemein-
sam löst durch vertragliche Verabredungen, die 
auch eine Zukunftsperspektive geben, die Pla-
nungssicherheit geben, weil es in unserem öffentli-
chen Interesse ist, Klimaschutz, Artenschutz und so 
weiter zu betreiben, und das muss sich für die 
Landwirt:innen auch lohnen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

In diesem Sinne fördert das Land Bremen auch die 
regionale ökologische Landwirtschaft mit der Wei-
deprämie, die wurde schon angesprochen, mit dem 
Aktionsplan. Die Gesundheit Nord gGmbH (GeNo) 
unterstützt zum Beispiel ja die regionale Landwirt-
schaft auch dadurch, dass sie diese regionalen Pro-
dukte bezieht, dass sie jetzt Biomilch aus der bre-
mischen Landwirtschaft bezieht. Ich glaube, an 
dieser Stelle kann man sagen, dass Jan Saffe, den 
ich vertrete, einen ganz maßgeblichen Anteil hatte, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das 
stimmt!) 

und in diesem Sinne möchte ich zum Abschluss vie-
len Dank sagen, Jan, und gute Besserung. – Vielen 
Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus 
Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Wir reden über Veränderungen in der Landwirt-
schaft – Arno Gottschalk hat das als Konzentrati-
onsprozess beschrieben –, aber wir müssen uns 
doch auch fragen, warum diese Konzentration 
stattfindet. Das hat nicht etwas mit dem Markt der 
Landwirte untereinander zu tun, sondern mit der 
Situation, wie Nahrungsmittel, die dort produziert 
werden, gekauft werden, wie die Konkurrenzsitua-
tion angestachelt wird durch diejenigen, die die 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse kaufen: Was wol-
len wir bezahlen? Was ist der Einzelhandel bereit 
zu bezahlen? Wozu führt das dann bei der Land-
wirtschaft? Das hat die Landwirtinnen und Land-
wirte gezwungen, in dieser Situation als Reaktion 
entweder aufzugeben oder zu wachsen. 

Dann machen sie sich natürlich große Sorgen, wie 
sie in Zukunft arbeiten sollen. In Bremen beantwor-
ten das viele, indem sie sich auf Öko-Landwirt-
schaft stürzen, weil sie dort eine Zukunft sehen. 

Das ist auch gut so. Es ist aber ihre freie Entschei-
dung. Genauso ist es ihre freie Entscheidung, was 
sie denn produzieren, und es soll auch unsere freie 
Entscheidung bleiben, was wir denn essen. 

(Beifall FDP) 

Dass das alles Auswirkungen hat, darüber klären 
wir die Leute gerne auf. Darüber reden wir auch 
mit ihnen. Wir müssen aber auch sagen, was wir 
wollen und darum, Philipp Bruck, können sich die 
Grünen nicht drücken, auch wenn das hier eine 
landwirtschaftspolitische Debatte ist, was sie denn 
als Ernährungsdebatte haben wollen, denn Land-
wirtschaft und Ernährung hängen nun mal elemen-
tar miteinander zusammen. 

(Zuruf Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 
90/Die Grünen]) 

Da kann man nicht sagen, wir diskutieren jetzt nur 
das andere. Dass die Landwirtinnen und Landwirte 
dann verunsichert sind, wenn man in Bremen sagt, 
wir wollen so keine Fleischproduktion mehr, kann 
ich doch ganz und gar verstehen. 

(Zuruf Abgeordneter Philipp Bruck [Bündnis 
90/Die Grünen]) 

Denn eins ist klar: Wir haben hier in Bremen 
6 355 Hektar, das ist die Zahl von 2020, Dauergrün-
land, das bewirtschaftet wird, das auch Dauergrün-
land bleiben wird, denn es will ja keiner beackern. 
Das wäre ja klimapolitischer Blödsinn. 

(Abgeordneter Frank Imhoff [CDU]: Das darf man 
gar nicht!) 

Aus gutem Grund, Herr Präsident. 

(Abgeordneter Frank Imhoff [CDU]: Nein, ich bin 
Abgeordneter!) 

Stimmt. Aus gutem Grund, Herr Abgeordneter Im-
hoff. Es ist an der Stelle schlichtweg so, dass dieses 
Dauergrünland gepflegt und erhalten werden 
muss. Wir müssen doch als Land eine Antwort da-
rauf geben, wer das tun soll und wie das getan wer-
den soll. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Dagegen hat ja auch niemand etwas!) 

Die Menschen, die das bewirtschaften mit ihrer 
Milchwirtschaft, bei der auch Fleisch erzeugt wird, 
ja, diese Menschen wollen doch wissen, ob wir 
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dazu stehen zu der Leistung, die sie erbringen für 
unser Land 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Das hat der Kollege gerade gesagt!) 

und für unsere Stadtgesellschaften. Das ist die Auf-
gabe, die wir hier haben. Da verunsichert ein grü-
nes Papier doch erheblich. 

(Beifall FDP) 

Die Zielkonflikte, die es da gibt, die muss man se-
hen, aber die muss man beantworten. Da muss man 
eben gucken, dass man diese regionale Erzeugung 
auch erhält, denn ohne die kommen wir nicht aus. 
Diese Flächen lassen sich nicht anders bewirtschaf-
ten, sollen sie auch nicht, und wir können sie nicht 
anders pflegen. Das heißt, wir sind darauf angewie-
sen, solidarisch mit den Landwirtinnen und Land-
wirten zu arbeiten und zu schauen, dass wir hier 
die Bewirtschaftung dieses Grünlandes hinbekom-
men, die Pflege dieser Flächen. Wir hätten doch 
schon längst lauter Birkenwälder im Blockland und 
andere Wälder, wenn dort nicht Landwirtschaft be-
trieben würde. Die ganze Kulturlandschaft wäre 
dahin. Diese Leistung müssen wir anerkennen, 
müssen wir erhalten und wollen wir als Freie De-
mokraten auch erhalten. 

(Beifall FDP) 

Insofern brauchen wir hier einen vernünftigen Weg 
miteinander, der dies aufgreift, der für uns sagt, 
wie wir mit diesen Flächen umgehen wollen, und 
da hilft es auch nicht, zu sagen, global habe das 
eine andere Bedeutung. Ich glaube, wir als Region, 
die auch in Zukunft landwirtschaftliche Erzeu-
gungsfläche stellen kann bei höheren Globaltem-
peraturen, sind gefordert, hier weiter landwirt-
schaftliche Produktion zu betreiben. Andere Regi-
onen werden ausscheiden aus landwirtschaftlicher 
Produktion, und angesichts der Ernährungskrise, 
die wir aufgrund der Kriegssituation – die hoffent-
lich bald vorbei ist, aber wer weiß das schon – ha-
ben, können wir es uns auch nicht leisten, hier we-
niger produktiv zu sein. 

Insofern gibt es große Herausforderungen, die wir 
haben und insofern eine große Leistung, für die wir 
als politische Aktive und Verantwortliche nur de-
nen, die es machen, den Landwirtinnen und Land-
wirten, herzlich danken können, dass sie dort aktiv 
sind und uns helfen. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Ingo Tebje. 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleg:innen! Herr 
Buhlert, Sie sind ja gerade darauf eingegangen, 
wegen der Verunsicherung der Landwirtschaft und 
Philipp Bruck ist darauf eingegangen auf die Frage, 
es geht ja gar nicht darum, dass wir keine tieri-
schen Produkte mehr brauchen, sondern es geht 
um die Frage der Menge. Ehrlich gesagt, hat sich 
mir noch nicht erschlossen, warum. Ich glaube, die 
momentane Menge, die hier in Bremen und Bre-
merhaven von unseren Landwirt:innen als solches 
erstellt wird, ich glaube, die passen auch in die Pla-
netary Health Diet hier. Insofern ist das, glaube ich, 
nicht das Problem. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen – Zuruf 
Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]) 

Das Problem liegt woanders. Ich glaube, ich habe 
das auch anfangs schon gesagt, denn die großen 
Herausforderungen unserer Zeit, der Klimawandel 
und der Erhalt der Biodiversität, die ich eingangs 
schon beschrieben habe, können wir nur gemein-
sam – das ist genau der Punkt – wir können das nur 
gemeinsam mit den Landwirt:innen entwickeln 
und voranbringen. Für die Bremer Landwirtschaft 
bedeutet das zum Beispiel ja auch Aufgaben wie 
Wiedervernässung der Moore, Pflege der Feucht-
wiesen, das Anlegen von Blühstreifen und Hecken, 
die Umstellung unserer Ernährung auf ökologi-
sche, regionale und saisonale Produkte, wobei es 
halt auch um einen weiteren Rückgang der tieri-
schen Lebensmittel gehen wird. 

Hier braucht es auch stabile Unterstützung von uns 
und der Bremer Regierung. Das sehe ich auch so. 
Dafür wird jetzt auch gemeinsam intensiv an dem 
Entwicklungskonzept Landwirtschaft 2035 und an 
der Entwicklungsstrategie Milchvieh und Weide-
haltung gearbeitet. Das, worauf ich aber noch ein-
mal hinauswill: Machen wir uns doch nichts vor, für 
eine wirklich nachhaltige Landwirtschaft braucht 
es eine andere Agrarpolitik auf EU- und Bundes-
ebene. Herr Buhlert, Sie sagten „die freie Entschei-
dung der Landwirte“. Letzten Endes sind es doch 
die Vorgaben, die die Landwirte auf diesen Part 
des ständigen Wachsens, der Subventionspolitik 
der EU als solches bringen. Da müssen wir ran, für 
eine neue Ausrichtung dieser Vorgaben, dass wir 
halt auf ökologische und kleine Landwirtschaft set-
zen und die Aufgabe der Landwirtschaftspflege in 
den Mittelpunkt rücken. 
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(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen – Ab-
geordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Landwirte 
oder Landschaftspfleger? – Abgeordnete Dr. Hen-
rike Müller [Bündnis 90/Die Grünen]: Beides!) 

Ich glaube, die Landwirte sind unsere Landschafts-
pflegerinnen und -pfleger, und das müssen sie 
auch vergütet bekommen. Wir brauchen sie drin-
gend, und deswegen ist dort wirklich die Umstel-
lung auf Umwelt- und Klimaschutz das Maß oder 
das Gebot der Stunde, die gezielte Unterstützung 
der Landwirt:innen und eben nicht der Konzerne, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. – Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Frank Imhoff. 

Abgeordneter Frank Imhoff (CDU): Sehr verehrte 
Präsidentin, liebe Damen und Herren! Herr Tebje, 
das müssen Sie sich noch mal vor Augen führen: 
Landwirtschaft bedeutet eben nicht Landschafts-
pflege. Landwirtschaft bedeutet Ernährung und 
Lebensmittel, meine Damen und Herren. Die brau-
chen wir alle. Wir brauchen eine Versorgungssi-
cherheit in Deutschland, in Europa, und da hilft es 
nichts, sich irgendwas auszudenken, was schön 
sein könnte. Wir alle müssen satt werden, dafür 
müssen wir eine Politik machen. 

(Beifall CDU, FDP) 

Ich möchte noch mal kurz auf die Ausführungen 
von Arno Gottschalk eingehen, der ja explizit die 
Bodenpreise angesprochen hat. Ja, natürlich ist das 
so, dass die Bodenpreise moderat angestiegen sind, 
mit der Inflation und mit der allgemeinen Entwick-
lung. Das größere Problem ist doch aber, dass die 
Landwirte, die normalen Familienbetriebe gar 
nicht mehr die finanziellen Mittel haben, um diese 
Bodenpreise bezahlen zu können, und dass im 
zweiten Zuge Immobiliengesellschaften, Möbel-
konzerne, wirklich Industrielle massiv Land in 
Deutschland aufkaufen und damit spekulieren. Das 
ist ja das viel größere Problem, das wir haben, nicht 
die ein, zwei Euro oder wie viel Euro das auch pro 
Jahr sind, die die Bodenpreise vielleicht mehr sind. 

Sehr geehrter Herr Bruck, natürlich können Sie 
hier erklären, dass in Bremen alles schön ist, und 
natürlich können Sie erklären, dass es in Cloppen-
burg alles nicht richtig ist. Das ist ja hervorragend. 
Ich glaube, wir sind uns zumindest einig darüber, 
dass wir den Fleischkonsum in Deutschland redu-

zieren wollen. Da hat unsere Fraktion nie gegenge-
standen. Wir haben zu den DEG-Standards immer 
gestanden. Da werden wir auch weiterhin zu ste-
hen, und uns ist auch bewusst, dass auch Landwirt-
schaft ihren Beitrag dazu leisten muss, den Klima-
wandel aufzuhalten. 

(Beifall CDU) 

Das steht überhaupt gar nicht infrage, aber Ihre 
Versuche, die Diskrepanz aufzuheben, dass alle 
anderen schlecht sind und dass die bremische 
Landwirtschaft doch gut ist, das hat man schon ge-
sehen, dass es heute nicht funktioniert hat, und das 
hat genauso wenig bei Ihrem Entschuldigungs-
schreiben an die bremische Landwirtschaft funkti-
oniert. Denn wenn Sie selbst kein schlechtes Ge-
wissen gehabt hätten, hätten Sie auch kein Ent-
schuldigungsschreiben geschickt. 

(Beifall CDU, FDP) 

Ich möchte aber noch kurz einen anderen Punkt 
ansprechen, den wir hier vielleicht auch noch mal 
mit bedenken sollten: die Versorgungssicherheit 
allgemein in Deutschland. Frau Senatorin Schaefer 
ist heute auf der Agrarministerkonferenz. 

(Staatsrätin Gabriele Nießen: Verkehr!) 

Oh, Verkehr, na gut, dann ist sie heute auf der Ver-
kehrsministerkonferenz, aber sie ist auch öfter auf 
der Agrarministerkonferenz, und sie hat natürlich 
auch – –. Im Bundesrat hat auch dieser Senat eine 
Stimme, um auch Landwirtschaftspolitik und alle 
Umweltthemen zu berichten. 

Wenn wir uns jetzt anschauen, was für ein Bild wir 
in der Ukraine haben und was dadurch entstanden 
ist, dass eine Neuordnung in der Welt gerade ge-
schieht, die wirklich traurig ist – –. Ich stehe mit of-
fenem Mund, wenn ich die Nachrichten sehe, was 
für ein Elend und für Leid in dieser Welt ist, aber 
wir haben festgestellt in dieser Krise, dass wir oft-
mals abhängig sind von anderen Staaten. Das sind 
wir momentan noch nicht in der Nahrungsmitteler-
zeugung, aber wenn wir so weitermachen, meine 
Damen und Herren – –. Darüber müssen wir disku-
tieren, darüber müssen wir uns austauschen. Wel-
chen Weg wollen wir in Deutschland, welchen Weg 
wollen wir in Europa überhaupt gehen? 

Schauen Sie sich an: Dadurch, dass in den roten 
Gebieten, in den nitratbelasteten Gebieten mittler-
weile nur eine Unterdüngung von 20 Prozent statt-
finden darf, kann in Deutschland nicht mal mehr 
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Backweizen in diesen Gebieten produziert werden, 
und wir müssen von der USA gentechnisch verän-
derten Weizen kaufen, damit wir in Deutschland 
Brot backen können. Das kann doch nicht Ziel un-
ser Politik sein! 

(Beifall CDU) 

Darüber müssen wir reden. Genauso haben wir das 
aktuelle Problem, dass die sensiblen Gebiete von 
Herrn Cem Özdemir gemeldet worden sind nach 
Brüssel. Sensible Gebiete heißt, da, wo man weni-
ger Pflanzenschutzmittel bis zu gar keine Pflanzen-
schutzmittel einsetzen will, europäisch gesehen. 
Jetzt hat Frankreich die Naturschutzgebiete ge-
meldet. Deutschland hat komplett alle Landschafts-
schutzgebiete in Deutschland gemeldet. Das heißt, 
dass wir zukünftig in Deutschland, wenn das so 
durchkommt, keine Pflanzenschutzmittel mehr auf 
unsere Felder ausbringen dürfen. Das betrifft auch 
übrigens die Biobranche, die dann auch nicht mehr 
ihre erlaubten Pflanzenschutzmittel mit aufbringen 
darf. 

Meine Damen und Herren, wie wollen wir denn 
noch eine Versorgungssicherheit überhaupt hier in 
Europa darstellen? Das funktioniert so nicht, und 
wir müssen dieses Thema diskutieren, offensiv dis-
kutieren, damit nicht die Populisten in diesem Land 
dieses Thema übernehmen. Deswegen spreche ich 
das hier an, weil es wichtig ist für unser Land. 

(Beifall CDU, FDP) 

Herr Bruck, Sie haben es – –. Oh, mit der Zeit, das 
ist ja – –. Also wirklich Frau Präsidentin! 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Jetzt ver-
stehen Sie uns mal!) 

Ich verstehe gar nicht, wie die so schnell ablaufen 
kann, aber na gut, okay. Herr Bruck, Sie sind ge-
rade auf die Vernässung der Moore noch mal ein-
gegangen. Ja, aber wenn wir die Moore in 
Deutschland vernässen wollen oder nur mal in un-
serem Umland, dann heißt das, dass 6 000 bis 7 000 
landwirtschaftliche Familienbetriebe aufgeben 
müssen. Das heißt, dass 25 Prozent der deutschen 
Milchproduktion eingestellt werden müssen. Ich 
frage mich, wie wir mit 75 Prozent Milchproduk-
tion, also Unterdeckung, wie wir damit noch klar-
kommen wollen. Diese Fragen müssen wir disku-
tieren, da müssen wir ehrliche Antworten liefern. 

Wir müssen langfristige Rahmenbedingungen für 
die Landwirte schaffen, dass die hier noch eine 

Existenzgrundlage haben, und ich würde mich 
freuen, wenn wir auch zu diesen Themen dem-
nächst mal mit der Landwirtschaftssenatorin – –. 
Vielleicht haben Sie heute auch schon Antworten, 
Frau Nießen, als Staatsrätin, die diesem Ressort ja 
auch mit vorsteht. Ich würde mich freuen, wenn wir 
diese Fragen offensiv bitte diskutieren können, 
aber nicht nur aus Sicht des Umweltschutzes, son-
dern auch dann und wann mal bitteschön aus der 
Sicht der Landwirte. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Arno Gottschalk das Wort. 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, wenn 
wir gerne so ein Wunschbild vor Augen haben wür-
den, dann würden wir sagen, eine schön vielfältige, 
kleinteilige Landwirtschaft, die sich ökologisch in 
allen Formen engagiert, das wäre von uns allen si-
cherlich das Wunschbild. Nur denke ich, wenn wir 
jetzt darüber nachdenken, welche Perspektiven die 
Landwirtschaft in Bremen haben wird, dann kön-
nen wir nicht von Wunschbildern ausgehen, son-
dern wir müssen den Fakten, vor allen Dingen auch 
den ökonomischen Fakten, erstmal wirklich ins 
Auge sehen. 

Wenn man die Rahmenbedingungen anschaut, 
dann werden wir auf der einen Seite – in welchem 
Tempo auch immer – mit Sicherheit eine Entwick-
lung haben, bei der der Fleischkonsum zurückge-
hen wird, wir werden in der Tendenz wahrschein-
lich auch einen Rückgang bei Milch haben. Wenn 
ich darauf gucke, was aus den ganzen Soja-, Hafer- 
und sonstigen Produkten kommt, dann wird es 
auch dort einen Rückgang geben. Das heißt, auf 
der Seite wird der Kuchen zumindest tendenziell 
kleiner. 

Auf der anderen Seite, wenn man sich anguckt, 
was in den Betrieben geschehen wird: Die werden 
massiv in den Bereich der energetischen Moderni-
sierung investieren müssen. Das ist ein Kostenfak-
tor, der auf jeden Fall Forderungen erheben wird, 
dass da investiert werden muss. Wir werden es 
zweitens sehen, dass über alle Betriebe hinweg 
auch die Investitionen in die Maschinerie, in die 
Technik, in die Informationstechnik, vor allen Din-
gen in dem Bereich, weiter enorm nach oben ge-
hen. 
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Was heißt das aber dann? Wachsende Investitionen 
heißt, dass die betreffenden Betriebe größere Ab-
satzmengen haben müssen, damit sich das über-
haupt rechnet. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Menge 
und Preis ist die Sache!) 

Deshalb wird dieser Prozess – –. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Menge 
mal Preis!) 

Menge mal Preis. Wenn aber auf der anderen Seite 
der Druck von einem schrumpfenden Kuchen 
kommt, dann werden die Preise nicht durch die De-
cke gehen, Herr Dr. Buhlert, sodass uns in diesem 
Bereich eigentlich droht, und dem müssen wir ins 
Auge sehen, dass dieser Konzentrationsprozess, 
den wir jetzt in den letzten Jahren gesehen haben, 
dass der sich genauso und vielleicht mit noch hö-
herem Druck fortsetzen wird. Da hilft kein 
„Wünsch dir was“ dagegen, sondern wir werden 
mit dieser Frage umgehen müssen: Was ist denn 
von diesem Betriebsgrößendruck her – –, wie kann 
der, wie muss der eingeschätzt werden? 

Aus meiner Sicht werden wir bei einem Durch-
schnitt von 91 Kühen hier in Bremen nicht stehen-
bleiben. Das wird weitergehen. Wir werden noch 
nicht die Megaställe wie in Vechta haben oder der-
gleichen, aber in der Tendenz nimmt das weiter zu. 
Wenn sich diese Tendenz durchsetzt, wird auch die 
Frage der ökologischen Pflege der Landschaftsge-
biete in dem Bereich noch größere Spannungsver-
hältnisse haben, und wir werden uns Gedanken 
machen müssen: Wie wird das denn eigentlich ge-
hen? Die Weideprämie allein wird uns in den Be-
reichen mit Sicherheit nicht reichen. Das ist ein 
schönes Goodie da drin, mit dem man sich befrie-
digen kann, aber bei den großen, harten Fakten 
droht etwas ganz anderes. 

Darauf, glaube ich, müssen wir die Antworten fin-
den, und wir müssen uns von dem verabschieden, 
was wir uns wünschen, und sehr viel genauer hin-
gucken, wie die wirtschaftlichen Gegebenheiten 
sind, und wir müssen uns dann auch neue Gedan-
ken machen, wie denn tatsächlich im ökologischen 
Bereich die Pflegeaufgaben, die wir uns alle wün-
schen, übernommen werden. 

Das sind Sachen, die werden wir aus Bremer Sicht 
nicht allein bewältigen können. Da wird auch der 
Bund viel stärker noch gefordert sein müssen, um 
überhaupt die Kulturlandschaft hier in unseren 

Breiten zu sichern. Da müssen wir draufgehen, 
aber wie gesagt, mit einem klaren Maß, was sich 
ökonomisch wirklich tut, denn das sind die Mächte, 
die sich am Ende durchzusetzen drohen, und da 
brauchen wir eine Antwort. – Danke schön! 

(Beifall SPD) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Dr. Magnus Buhlert das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Ja, wir werden Veränderungen in der Landwirt-
schaft haben, weil sich das, was wir essen, ändern 
wird, weil die Menschen auch freiwillig anders es-
sen werden. Das ist jetzt schon am Markt deutlich 
zu erkennen. Es gibt Unternehmen, die früher 
Wurstwaren verkauft haben, die inzwischen einen 
größeren Teil ihres Sortiments als vegane Produkte 
oder vegetarische Produkte verkaufen. 

Hochspannend, was da alles an Entwicklung ist. 
Das bringt uns aber nicht zu der Lösung für die bre-
mische Landwirtschaft. Wir haben einen Großteil 
Grünland. Das können wir nicht beackern. Da wer-
den wir nicht den Hafer und die Hirse oder das Soja 
erzeugen, sondern wir müssen eine Antwort für un-
sere Landwirtschaft haben. Genauso müssen wir 
die Frage stellen und beantworten: Welche Moore 
werden denn wieder vernässt? Sind das die bremi-
schen Moore? Ich glaube kaum. 

Insofern müssen wir doch die Frage stellen: Was 
passiert mit der landwirtschaftlichen Fläche über-
haupt? Da sind wir dann auch in der Verantwor-
tung, das, was wir in Bremen als landwirtschaftli-
che Fläche haben, zu erhalten und zur Verfügung 
zu stellen, wenn wir doch wissen, dass sie an ande-
rer Stelle nicht mehr zur Verfügung stehen wird. 
Die Wiedervernässungsprojekte im Umland bei 
hochökologischen Mooren und übrigens auch das 
Einstellen des Torfabbaus dort sind sinnvolle Maß-
nahmen, aber die führen doch insgesamt zu einer 
Reduzierung der Fläche in Deutschland. Wir kön-
nen uns nicht darauf verlassen, dass andere in be-
liebiger Menge Flächen für uns zur Verfügung stel-
len. 

Die landwirtschaftliche Fläche, global betrachtet, 
wird abnehmen. Insofern ist das eine besondere 
Verantwortung, hier tätig zu werden und tätig zu 
bleiben. Das heißt, bei einem Konzentrationspro-
zess, den es ja gibt, müssen wir beantworten, wie 
die Betriebe den aushalten, wie sie den bewältigen 
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können. Da gibt es eine große Verantwortung und 
die hat der Bundeslandwirtschaftsminister gemein-
sam mit der EU: verlässliche Rahmenbedingungen. 

Alle Nase lang gibt es neue Vorgaben. Jemand, der 
heute investiert, sollte aber sicher sein, dass er 
Rechtssicherheit hat, dass er weiß, ich habe meinen 
Stall, den ich neu angelegt habe, mit dem ökologi-
schen, aber auch energetischen Standard gebaut, 
dass er die Investitionen auch tragen kann und er 
nicht noch mal nachrüsten muss und dazu gezwun-
gen wird. Dasselbe gilt für die Tierwohlvorgaben. 
Wir setzen uns für Tierwohl ein, da muss auch wei-
terhin etwas geschehen, aber auch da muss ein 
Standard definiert werden, und da muss man den 
entsprechend den Erkenntnissen auch halten, da-
mit die Menschen, die dort wirtschaften, verlässli-
che Rahmenbedingungen haben. 

Dafür setzen wir Freien Demokraten uns ein, dass 
diese Standards eben festgelegt und nicht nur Auf-
lagen gemacht und Abgaben diskutiert werden, 
sondern dass es auch eine Verlässlichkeit gibt, da-
mit man dann als Landwirtin oder Landwirt weiß, 
woran man ist und woran man sich halten und wo-
mit man kalkulieren kann, denn das ist die Auf-
gabe. Ehrlich gesagt, die müssen wir beantworten, 
und wir sind das auch den Menschen, die dort in 
Bremen tätig sind, schuldig. 

Wir müssen die Frage beantworten, wie wir mit der 
bremischen landwirtschaftlichen Fläche umgehen, 
und diese gilt es zu erhalten, weil es unsere Auf-
gabe ist, das für landwirtschaftliche Produktion zur 
Verfügung zu stellen, was wir als Bundesland zur 
Verfügung stellen können. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Philipp Bruck das Wort. 

Abgeordneter Philipp Bruck (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleg:innen! 
Zunächst mal zu der Frage Grünland und ob man 
das beackern könnte oder sollte: Ich habe hier nie-
manden gehört, der dafür spricht, Grünland zu be-
ackern. Natürlich ist das Unfug, das will niemand. 
Trotzdem ist Beweidung nicht die einzige Möglich-
keit der Grünlandnutzung. 

Auch heute schon ist es auf den Weideflächen in 
unserem Umland hier nicht – –, auf den Grünland-
flächen ist Beweidung nicht die einzige Nutzung, 
aber auch diese Nutzung hat eben ihre Berechti-

gung, hat ihre Zukunft, hat ihre Vorzüge, insbeson-
dere im Artenschutz, das haben wir jetzt schon viel-
fach diskutiert. Selbst in irgendeiner veganen Welt 
wäre es sinnvoll, da Tiere leben zu lassen, eben we-
gen dieser Vorzüge. Das heißt, das ist hier über-
haupt nicht zur Debatte gestellt. 

Wenn wir über das Thema Moorschutz reden, und 
das heißt, da würde dann etwa 25 Prozent weniger 
Milch produziert, wird es Sie nicht überraschen, 
wenn ich sage, das ist ja in einer klimafreundlichen 
Ernährungsweise ohnehin geboten, dass wir auch 
den Konsum von Milchprodukten reduzieren, um 
insgesamt klimaverträglich zu wirtschaften. Das 
heißt, die Milchproduktion ist nicht das Problem 
und kann nicht das Problem sein. 

Wenn Sie sagen, tausende Betriebe gehen verlo-
ren, wäre das natürlich in der Tat ein Problem, aber 
auch das ist überhaupt nicht notwendige Konse-
quenz von Moorschutz oder von Wiedervernäs-
sungsmaßnahmen. Auch die Wiedervernässung er-
fordert ja Personal, auch das erfordert ein Manage-
ment, Wasserstandsmanagement und so weiter. 
Auch wiedervernässte Flächen können ja bewirt-
schaftet werden. Das fängt mit anderen Tierarten 
an, die man darauf hält, oder auch so etwas wie 
Paludikulturen und so weiter. Es gibt auch andere 
Bewirtschaftungsformen, sodass das nicht das Ende 
von Landwirtschaft ist, wenn man Moore wieder-
vernässt. 

Was dagegen ein Problem wäre, wäre, wenn wir 
keine Wiedervernässung machen, insbesondere 
auf den Hochmoorflächen. Da bin ich mir nicht si-
cher: Ist das das, was Sie wollen, Herr Imhoff? Ge-
rade die Hochmoorflächen wiederzuvernässen ist 
doch das, was wir für den Klimaschutz als absolut 
eine der zentralsten Maßnahmen brauchen wer-
den. Wenn Sie das ablehnen, glaube ich, sind die 
Landwirt:innen an dieser Stelle schon einiges wei-
ter. 

(Abgeordneter Frank Imhoff [CDU]: Das habe ich 
nicht gesagt!) 

Dann gibt es die Frage der Flächen insgesamt, also 
die Idee, wir hätten einen Flächenmangel und des-
wegen Probleme mit der Ernährungssicherheit. Der 
entscheidende Punkt beim Thema Ernährungssi-
cherheit ist allerdings die Frage, wie viele Flächen 
wir für die Futtermittelproduktion nutzen, wie viel 
Getreide und so weiter in den Futtertrögen landet. 
Das ist die entscheidende Frage der Landwirt-
schaft: der Umfang der Tierhaltung. 
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Deswegen brauchen wir für eine zukunftsfähige 
Landwirtschaft eben auch diese Diskussion. Wir 
brauchen auch andere Wirtschaftsmodelle, wir 
brauchen auch eine andere Ernährungsweise und 
so weiter, und davon profitieren dann am Ende 
auch die Landwirt:innen, weil sie ja auch auf eine 
intakte Umwelt, auf ein intaktes Klima angewiesen 
sind, das wir mit solchen anderen Bewirtschaf-
tungsweisen herbeiführen. 

In so einer Welt ist es natürlich auch leistbar, Pesti-
zideinsatz zu verringern und so weiter, also eine 
ökologischere Landwirtschaft im Gesamten, auch 
in der Bioagrarwirtschaft zu erreichen, das ist mög-
lich. Dafür brauchen wir aber eben den Umwelt-
schutz und den Klimaschutz, und für den stehen 
wir. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat Staatsrätin Gabriele Nießen das Wort. 

Staatsrätin Gabriele Nießen: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, sehr geehrte Abgeordnete, sehr ge-
ehrte Zuhörerinnen und Zuhörer! Herzliche Grüße, 
das wollte ich jetzt noch überbringen, von Frau Se-
natorin Schaefer von der Verkehrsministerkonfe-
renz aus dem schönen Bremerhaven. Wie meine 
Vorrednerinnen und Vorredner – Vorredner, Vor-
rednerinnen gab es nicht – danke auch ich für die 
Große Anfrage zum Thema Landwirtschaft. Ja, 
Frau Präsidentin, ich verzichte auf das Vorlesen der 
Antworten. Ich würde mir erlauben, wesentliche 
Punkte noch mal herauszugreifen. 

Herr Abgeordneter Imhoff, ich versuche, nicht ich 
versuche es, sondern ich ordne es zu Beginn direkt 
einmal grundsätzlich ein: Für uns gehört die Land-
wirtschaft, die landwirtschaftlichen Betriebe und 
die Landwirtinnen und die Landwirte unverrück-
bar zum Land Bremen, genauso wie alle anderen 
Wirtschaftssektoren mit ihren Arbeitsplätzen auch. 

(Beifall CDU, SPD, DIE LINKE) 

Und, das konnte man der Begründung entnehmen, 
die Landwirtschaft ist massiven Veränderungspro-
zessen ausgesetzt. Wir haben große Transformati-
onsprozesse vor uns und das ist aus allen Reden 
jetzt deutlich geworden: Es gibt immense Heraus-
forderungen. Ich möchte einmal den Blick darauf 
werfen, und das sind ja auch die Antworten der 
Großen Anfrage: Wie begegnen wir diesen Heraus-
forderungen auch als Senat? Dabei möchte ich 
noch mal auf die Fördermittel fokussieren, die, 

glaube ich, noch nicht zur Sprache gekommen sind. 
Allein zwölf Millionen EU-Fördermittel fließen in 
die Landwirtschaft, um dort weiter zu unterstützen. 

Wir befinden uns in einer Phase einer inhaltlichen 
strategischen Befassung mit der Landwirtschaft – 
ich komme gleich noch auf die unterschiedlichen 
Planwerke –, um uns mit den Herausforderungen 
auf vielfacher Ebene auseinanderzusetzen. Wir 
brauchen unsere Landwirtschaft, das ist jetzt wirk-
lich schon zahlreich angesprochen worden, für eine 
gesunde Ernährung, und zwar insbesondere – das 
ist unser Ziel im Aktionsplan 2025, Herr Bruck hat 
darauf hingewiesen, auch stellvertretend für Herrn 
Saffe, der diesen wesentlich mitbegleitet hat – mit 
regionalen, saisonalen und Bio-Produkten. Ich 
habe kurz meine Tochter gefragt, ob ich sie erwäh-
nen darf und sie mir nicht hinterher sagt, ich wäre 
ja total peinlich, falls sie das kennen, falls sie auch 
jugendliche Kinder haben. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Meine 
Kinder finden mich toll!) 

Sie hat mir das zugestanden, dass ich das darf, und 
ich habe das an anderen Stellen auch schon erzählt: 
Meine Tochter ist ein Reggie. Damit sie es einord-
nen können: Sie isst regionale und saisonale Pro-
dukte. Zum Positionspapier, habe ich wahrgenom-
men, ist die Debatte hier gestartet worden, obwohl 
sie gar nicht Gegenstand der Großen Anfrage war, 
und wird uns mit Sicherheit noch befassen. Deswe-
gen gestatten Sie mir aber hier, meine Damen und 
Herren, dass ich darauf nicht weiter eingehe. 

(Glocke) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Frau Staatsrätin, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Frank Imhoff? 

Staatsrätin Gabriele Nießen: Ja, gerne. Dann wird 
ja hier die Zeit – –. Sie kennen das jetzt ja mit der 
Zeit, Herr Abgeordneter. 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Ich habe jetzt nur 
Pause gedrückt, um Sie zu fragen, Frau Nießen, 
aber Ihre Zeit geht davon ab, Ihre Redezeit, wenn 
Sie das erlauben. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/die 
Grünen]: Ja! – Abgeordneter Heiko Strohmann 
[CDU]: Aber nur die Antwort, die Frage nicht!) 

Staatsrätin Gabriele Nießen: Oh. Okay. Herr Ab-
geordneter, dann müssen Sie sich beeilen. 
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Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Bitte schön, Herr 
Imhoff! 

Abgeordneter Frank Imhoff (CDU): Frau Staatsrä-
tin, vielen, vielen Dank, dass Sie diese Frage zulas-
sen. Frau Staatsrätin, wenn Sie sagen, dass Bio ja 
so gut wäre, wo ich ja auch unheimlich hinter stehe, 
keine Frage, aber glauben Sie, wenn ein Großteil 
der deutschen Landwirtschaft bio ist oder sein 
sollte irgendwann mal, dass dann noch die Versor-
gungssicherheit in Deutschland gewährleistet ist? 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Ja, natürlich!) 

Staatsrätin Gabriele Nießen: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Imhoff, für Ihre Nachfrage. Ich 
würde noch mal darauf antworten, wie ich vorhin 
geantwortet habe: Ich glaube, dass wir eine De-
batte hier weiterführen werden in diesem Hohen 
Haus zum Positionspapier, wie Ernährung sich auf-
stellen soll, und wie wir uns da als Landwirtschaft 
positionieren, und dann, gehe ich davon aus, wer-
den wir diese Frage vertiefen. 

Ich fahre einmal weiter fort. Ich habe noch mal zwei 
Fragestellungen aus der Großen Anfrage heraus-
gegriffen, einerseits die Frage 6: Ist Milchviehwirt-
schaft klimaschädlich? Ein wesentliches Thema in 
dieser Großen Anfrage, es ist vorhin auch schon an-
gesprochen worden. Ich möchte noch mal auch von 
unserer Seite zusammenfassen: Das Umweltbun-
desamt hat herausgestellt für die Bundesrepublik, 
dass die Methanemissionen aus der Landwirtschaft 
der größte Faktor sind, gefolgt von Abfall und Ab-
wasser. 

Wir hatten im Frühjahr dieses Jahres bezogen auf 
eine Anfrage der LINKEN diese Debatte auch in 
der Deputation für Klima, Umwelt, Landwirtschaft 
und Tierökologie. Ich möchte es aber einordnen, 
und dann gucke ich noch mal zum Abgeordneten 
Imhoff, tatsächlich für das Land Bremen. Die land-
wirtschaftlichen Methanemissionen des Landes 
Bremen bezogen auf Deutschland betragen nur 
0,08 Prozent. Das ist ein sehr geringer Teil und ist 
darin begründet, dass wir nicht so einen hohen 
Tierbesatz haben wie das in anderen Ländern der 
Fall ist. 

Lassen Sie mich noch einen weiteren Punkt heraus-
greifen, der meines Erachtens, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, auch noch nicht angespro-
chen wurde, das ist das Programm der Bremer 
Grünlandsäume. Da konnten Sie unserer Großen 
Anfrage entnehmen – und das sehen wir auch 

selbstkritisch so –, da gibt es ehrlich gesagt bei den 
Antragsstellungen noch Luft nach oben. Zwei An-
träge sind nicht besonders viel, um dieses Pro-
gramm positiv zu bedienen, aber Sie konnten un-
serer Antwort auch entnehmen: Wir haben die 
Gründe für die geringe Inanspruchnahme analy-
siert. Wir hoffen, dass wir jetzt mit Ihnen gemein-
sam für dieses Programm werben und dann auch 
mehr Antragsteller in den nächsten Jahren dann 
tatsächlich mit Mitteln und der Umsetzung von 
Grünlandsäumen bedienen können. 

Ich komme, Frau Präsidentin, in den mir verblei-
benden Minuten ganz kurz noch mal zu den Fak-
ten. Es ist erwähnt worden: Die Anzahl der land-
wirtschaftlichen Betriebe hat abgenommen um 
38 Prozent. Das ist – und das ist schon erwähnt wor-
den – alarmierend. Insgesamt hat auch der Bestand 
an Rindern deutlich abgenommen, um 22 Prozent. 
Das wird auch nicht dadurch aufgefangen, dass die 
Betriebe selbst jetzt mehr Rinder und Milchkühe in 
ihren Ställen haben, sondern der Rückgang ist zu 
konstatieren. 

Fokussiert wurde vorhin schon in den Antworten 
auf die Weideprämie, die wir eingeführt haben. 
Hier möchte ich einmal auch noch erwähnen, dass 
in 2021 und in 2022, das konnten Sie unserer Ant-
wort entnehmen, 37 beziehungsweise 38 Anträge 
auf Weideprämie gestellt worden sind. Damit – das 
zumindest habe ich nicht in unserer Antwort gefun-
den, deswegen ergänze ich es gern noch mal – sind 
ungefähr die Hälfte der Mittel, die wir im Haushalt 
eingestellt haben, abgeflossen. Darüber freuen wir 
uns sehr. In 2022 werden die Mittel im November 
dieses Jahres bewilligt. 

(Beifall DIE LINKE) 

Man darf ruhig mal klatschen. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Muss 
man aber nicht! – Abgeordneter Heiko Strohmann 
[FDP]: Da haben Sie recht!) 

Darf man aber bei guten Beiträgen. Derzeit wird 
unsere Entwicklungsstrategie für die Milchvieh- 
und die Weidehaltung erarbeitet. Diese Entwick-
lungsstrategie – und das ist das, was ich vorhin er-
wähnt habe, wie wollen wir uns mit der Landwirt-
schaft gemeinsam strategisch aufstellen – findet ih-
ren Abschluss im zweiten Quartal 2023. Die drama-
tischen Flächenverluste von 600 Hektar sind schon 
angesprochen worden und die damit verbundene, 
durch die Flächenverknappung verbundene Preis-
steigerung. 
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Die Förderpolitik, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, ich habe es erwähnt, durch die EU, 
GAP-Förderung (Gemeinsame Agrarpolitik) und 
Bundesförderung GAK (Gemeinschaftsaufgabe 
Agrarstruktur und Küstenschutz), mit der Kofinan-
zierung des Landes hilft uns, die Landwirtschaft 
beim Transformationsprozess zu unterstützen und 
ehrlich, da spielen Klimaanpassung und Klima-
schutz bei den Themen immer eine Rolle. Auf die 
Moorböden ist eingegangen worden und den darin 
enthaltenen Kohlenstoff und die bedingte und not-
wendige Vernässung der Moorböden. Für uns ist 
wichtig – und deswegen möchte ich es noch mal 
herausstellen –, dass Klimaschutz, Naturschutz – 
und davon gibt es viel auf landwirtschaftlichen Flä-
chen, auch das konnten Sie der Beantwortung ent-
nehmen –, landwirtschaftliche Produktion und Er-
nährung gemeinsam miteinander in Einklang zu 
bringen sind. 

Der Krieg in der Ukraine wird – und da können wir, 
glaube ich, alle gemeinsam die Auswirkungen 
noch nicht absehen – weiter zu steigenden Ener-
giepreisen, steigenden Düngemittelpreisen, stei-
genden Futtermittelpreisen führen, und da gilt es, 
gemeinsam zu diskutieren, auch mit der Agrarmi-
nisterin unseres Landes, wie wir damit umgehen 
und wie wir diesen Veränderungen begegnen kön-
nen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Aussprache ist damit geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort 
des Senats, Drucksache 20/1453, auf die Große An-
frage der Fraktion der CDU Kenntnis. 

Plattdüütsch in Bremen: Langt dat, wat de Senat 
for de Regionalspraak deit?  
Große Anfrage der Fraktion der FDP  
vom 21. Februar 2022  
(Drucksache 20/1359) 

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 5. April 2022  
(Drucksache 20/1426) 

Dazu als Vertreter des Senats Bürgermeister 
Dr. Andreas Bovenschulte. 

Ich gehe davon aus, dass Sie, Herr Dr. Boven-
schulte, die Antwort auf die Große Anfrage nicht 
mündlich wiederholen wollen? 

(Heiterkeit – Abgeordnete Dr. Henrike Müller 
[Bündnis 90/Die Grünen]: Wieso nicht?) 

Sie müssen jetzt schon eine Antwort geben. – Okay, 
Sie verzichten. 

Die Aussprache ist eröffnet. 

Als erster Redner hat der Abgeordnete Herr 
Dr. Buhlert das Wort. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Leve 
Präsidentin, leve Lüüd! Ik frei mi vun’n Harten över 
de lange Antwoort un will mi ok hartlich bi den Se-
nat bedanken un bi den Senator för de Kulturfra-
gen. Bi all de Problemen op de Welt dröfft wi all ok 
nich vergeten, de Boom steiht mit starken Wurteln 
fast. Wohr is, Platt kann een jümmer weniger op de 
Straat un annerswo hören. Meist sünd dat enkelte 
Lüüd, de Platt in de Scholen rindreegt or in den 
Kulturbedrief. Mi weer dat wichtig, dat wi mal hier 
in dat Parlament ok sehn, wat wi för en Schatt in de 
Stadt un in us Land hebbt. 

(Beifall FDP) 

Un na de Lektür vun de Antwoorden vun den Senat 
bün ik mi dor nich mehr seker, wat de Senat weten 
deit, wat wi för en Schatt hebbt. Dat Institut för ned-
derdüütsche Spraak in’n Snoor is bi us de Middel-
punkt för de Regionalspraak. Dat ännert ok dat 
ne’e Lännerbüro nich. Dat gifft en Reeg an Punk-
ten, wo dat Institut mehr kann as de annern. Dat is 
de Inrichtung, in de sik de Plattsnackers sülven üm 
dat Platt kümmert. Un dat nich blot in ganz 
Noorddüütschland un för ganz Noorddüütschland, 
hier sitt de Lüüd, de Bescheed weet un de mehr we-
ten un as Deenstleister ok wieder geevt, wiet ut 
Bremen rut. Hier kann een allens över de plattdüüt-
sche Spraak un Kultur to weten kriegen. Hier steiht 
de grote Bibliothek, de ok för de wetenschoplichen 
Fragen veel hergifft un de de Lüüd vun wiet her 
anstüern doot. De Spraak steiht in’n Middelpunkt 
un dorüm is dat Institut ok Partner vun use Univer-
sität un för den Ünnerricht an de Universität. 

Nadem se sik lang över dat Fackliche uttuuscht 
hebbt, sünd de Länner Bremen, Hamborg, Ned-
dersassen un Sleswig-Holsteen tosamen doröver 
enig worrn, dat vun 2018 an de finanzielle Stütt in-
stellt warrt, de se vele Johren lang an dat Institut 
geven hebbt. Mit dat Geld wullen se dat Föddern 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1453
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1359
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1426
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vun dat Plattdüütsche op en anner Grundlaag stel-
len. 

Nu gifft dat dat Lännerbüro. Aver reckt dat ut, wat 
de kriegt för all de Möög, de Ünnerstütten un de 
Möög mit de Scholen? Ik denk, dat Instutut för de 
nedderdüütsche Spraak schull ok man wieder Geld 
kriegen, dormit se wieder doon köönt, wat se doot. 

(Beifall FDP) 

Wenn ik de Antwoorden lees, will mi de Gedanke 
to faten kriegen, dat sik de Senat dat so’n beten 
schöön snackt. Ik will man den Senat seggen, dat 
he sik dor op nich jümmer verlaten kann, dat de 
Minschen jümmer mit en goot Woort un Snacken 
de Saak wieder vöran drievt un dorbi blievt. Wi 
mööt us kümmern un warme Wöör reckt to düsse 
Tiet nich ut. De Grundlaag för dat Föddern langt 
man nich ut, dor mööt wi mehr doon. 

Leve Lüüd to’n annern Punkt. Ik frei mi, dat de Se-
nat dat Streven na dat Platt in de Pleeg begrött. De 
olen Minschen warrt dordörch oft un sünnerlich 
plattdüütsche Fragen stellt. Demenzkranken deit 
dat goot in ehr Spraak to snacken. Wenn Pleger un 
Plegerinnen marken doot, dat se över Plattdüütsch 
en Togang to de olen Minschen kriegen doot, lehrt 
se ok sülven de plattdüütsche Spraak kennen. Ver-
leden Week eerst hett Buten un Binnen künnig 
maakt, dat dat Projekt „Pleeg op Platt“ den Kultur-
pries för de düütsche Spraak kregen hett. Un, leve 
Senat, so vele Kulturpriesdreger hebbt wi nich in 
düsse Stadt. Dor köönt wi ok woll en beten mehr 
Engaaschment wiesen un dat Institut för nedder-
düütsche Spraak ok mit Geld ünnerstütten, denn 
de hebbt dat maakt. 

(Beifall FDP) 

Un ik bedank mi bi de Lüüd, de „Pleeg op Platt“ 
lehrt un de olen Minschen hölpen. Dat is en grote 
un gode Saak. 

Leve Lüüd, Platt maakt jüm en beten provintschell 
vörkamen, un se mööt wat lachen, aver us Fraag un 
de Diskuschoon. Man denken se jümmer doran, 
jede Gesellschop warrt dörch Hören vun ehr Ge-
schicht formt un dat Bild, wat se sik vun düsse Ge-
schicht maakt. De plietsche Goethe hett seggt: „En 
Chrönk schrifft blot de, den de Nutiet wichtig is.“ 
Kümmert se sik üm Platt in us Land, kümmert se sik 
üm dat Hart vun use Kultur vun hier, un ahn Hart 
lett sik dat slecht leven. Mi freit, dat wi Priesen 

hebbt un de Wettstriet „Best op Platt“ in’t Leven ro-
pen warrt, gode Lüüd un grote Ideen kaamt ut de 
Spraak vun de Harten. Weest bedankt för dat. 

Leve Lüüd, Platt is as Werser un Roland en Deel 
vun Bremen. Snacken se sik de Welt nich schöön. 
Ehr finantschellen Konzepten as Senat sünd man 
nich mehr as en Fiegenblatt. Dregen se de Verant-
woorden för us Hart ok in Tokumst un de drückt 
man an’n besten mit en beten mehr Geld in de 
Tasch ut. Un noch wat is mi wichtig. Wi Frie‘en De-
mokraten wüllt dorüm un dorför intreden, dat de 
Biraat Platt bi de Börgerschop ok in de Tokumstpe-
riood anständig wiedergeiht. – Hartlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Elombo Bolayela das 
Wort. 

Abgeordneter Elombo Bolayela (SPD): Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Ich freue mich, 
über so ein Thema zu reden. Muttersprache, Hei-
matsprache ist wichtig. An dieser Stelle: Monoko 
ya Mboka to mpe momoko ya Mama ézali na lito-
mba mingi po na biso nyoso. Nasepeli ndenge 
binso nyonso lelo tosangani Mpo na kosolola na ma 
oyo etali Plattdeutsch, Alémagne na Bremen. Zu-
sammengefasst: Ich freue mich sehr, dass wir heute 
hier versammelt sind, um über Plattdeutsch zu 
sprechen, diese Muttersprache oder Heimatspracht 
ist wichtig. Auch wenn ich diese Muttersprache 
nicht beherrsche, bin ich aber noch lernfähig, und 
ich habe damit auch oft in meiner Freizeit zu tun. 
Vielen Dank für diese Große Anfrage! 

(Beifall SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit den Fünfzi-
ger- und Sechzigerjahren ist die regionale Sprache 
Platt auf den Straßen immer weniger zu hören. 
Meistens handelt es sich um einzelne Menschen, 
die Plattdeutsch in den Schulen oder sogar in Be-
trieben sprechen. Nur ein paar aus den älteren Ge-
nerationen wie zum Beispiel in den Shantychören, 
Heimatvereinen und einigen Kirchengemeinden 
können diese Sprache noch sprechen und tragen 
diese meistens durch ihren Gesang weiter. Das sind 
die Fakten. 

Nach kulturintensiver Feststellung haben sich Län-
der wie Bremen, Schleswig-Holstein, Niedersach-
sen und Hamburg 2017 zusammengetan, um die 
länderübergreifende Förderung der niederdeut-
schen Sprache auf eine neue Grundlage zu stellen. 
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Mit einem Länderzentrum mit Sitz bei uns in Bre-
men ist uns da ein wichtiger Schritt zur Veranke-
rung der Sprache gelungen. Mittlerweile sind die 
Vernetzungen unter den Akteuren der vier Bun-
desländer gut etabliert und aufgebaut. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, die Förderung der nieder-
deutschen Sprache sehen wir gemeinsam mit den 
drei weiteren Bundesländern nicht als reine Pflicht-
aufgabe, die sich aus der Europäischen Charta der 
regionalen oder Minderheitensprachen ableiten 
lässt, sondern auch abseits dessen als ein zentrales 
und wichtiges Anliegen. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Deshalb haben wir mit den anderen drei Bundes-
ländern nach soliden und nachhaltigen Perspekti-
ven sowie Entwicklungs- und Fördermöglichkeiten 
für die niederdeutsche Sprache gesucht. 

Die Aufgaben und die Ziele des neu gegründeten 
Länderzentrums sind der länderübergreifende 
Schutz, der Erhalt und die Weiterentwicklung der 
niederdeutschen Sprache nicht nur in den vier 
Bundesländern, sondern auch über die Länder hin-
aus. Das Land Bremen gewährleistet einen bedeu-
tenden Beitrag zur Verstärkung von Förderung der 
niederdeutschen Sprache im Rahmen der Spra-
chencharta. Das Länderzentrum für Niederdeutsch 
(LzN) ist vor allem in den Handlungsfeldern Bil-
dung, Kultur und einem anwendungsorientierten 
Transfer aus der Wissenschaft tätig. Es trägt zur 
Verbreitung von Informationen auf dem Gebiet der 
niederdeutschen Sprache und Literaturwissen-
schaft in Kooperation mit dem wissenschaftlichen 
Kompetenzträger bei und regt auch hier einen Aus-
tausch an. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Kultursenator 
stellt jährlich Geld für Projekte zur Verfügung für 
die Förderung der niederdeutschen Sprache. Diese 
jährlichen Projektmittel für niederdeutsche Musik, 
Theater, Literatur und Festivals werden sehr gut 
von Initiativen angenommen und effektiv genutzt. 
In den letzten Jahren wurden alle Förderanträge 
positiv bewertet und unterstützt. 

Mir hat die Antwort auf die Frage 8 besonders ge-
fallen. Hierbei wurde Bezug genommen auf Platt-
deutsch in der Pflege, ein sehr wichtiges Anliegen, 
wie ich finde. Die SPD-Fraktion begrüßt das Bestre-
ben, Plattdeutsch in den Alltag in der Pflege zu in-
tegrieren, zumal dadurch die Gehirnleistung der 
älteren Menschen trainiert wird, was wiederum 
insbesondere demenzkranken Menschen zugute-
kommt. In der bisherigen Altenpflegeausbildung in 

Bremen wurde in einigen Altenpflegeschulen Platt-
deutsch als Unterrichtsfach integriert. Außerdem 
finden immer wieder Kurse in einigen Altenpflege-
einrichtungen statt. 

Deshalb hat die Eberhard-Schöck-Stiftung den 
„Initiativpreis Deutsche Sprache“ an das Länder-
zentrum für Niederdeutsch in Bremen für „Platt in 
de Pleeg“ letzte Woche am 7. Oktober in Baden-
Baden verliehen. Wir freuen uns, dass die Jury das 
Thema Muttersprache und Demenz in der Pflege so 
wichtig gefunden hat. Dieser Preis, meine Damen 
und Herren, ist noch einmal ein Beweis dafür, dass 
die Akteure in Bremen und in Bremerhaven gute 
Arbeit leisten. 

(Beifall SPD) 

Natürlich geht das nicht ohne die Unterstützung 
der Kultur. An dieser Stelle möchte ich Frau Nöl-
ting und dem gesamten Team des Länderzentrums 
und dem Institut für niederdeutsche Sprache zu 
dieser tollen Arbeit gratulieren. Wir als SPD-Frak-
tion wollen weiterhin diese gute Arbeit unterstüt-
zen. – Vielen Dank für die erste Runde! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Ilona Oster-
kamp-Weber. 

Abgeordnete Ilona Osterkamp-Weber (Bündnis 
90/Die Grünen): Fru Präsidentin, leve Lüüd! 
Vundaag hebbt wi de Grote Anfraag vun de Frie’en 
Demokraten, de wi diskuteren, ob dat woll langt, 
wat de Senat för de Regionalspraak Plattdüütsch 
deit. Is dat genoog, wüllt ji weten? Dor heff ik würk-
lich lang över nadacht. Wat kann genoog ween, üm 
so‘n Regionalspraak Plattdüütsch to bewohren. En 
passen Antwoort dorto is mi bet vundaag ni richtig 
infullen. Aver, ik will ju seggen, Fritz Reuter, de 
hett, ik glööv dat sünd meist 200 Johr her, dor hett 
he seggt: „Wenn een deit, wat he deit, kann he nich 
mehr doon, as he deit.“ 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Man ik will en beten vertellen, wat wi hier in Bre-
men allens doot. En poor Saken hebbt ji al höört. 
2017 hebbt sik Bremen, Hamborg, Neddersassen 
un Sleswig-Holsteen tosamen daan un dat Landes-
zentrum für Niederdeutsch grünnt, un wi hebbt dat 
INS, dat is dat Institut für niederdeutsche Sprache. 
De beiden doot en Mass för unse Spraak. 
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(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Dat is nödig, dormit de Spraak blifft un erhollen 
blifft. Veel Bispelen hebbt wi al höört vun de Kolle-
gen, en poor will ik ok noch vertellen. De maakt 
Theater, de hebbt en Bült an Böker, de hebbt Films, 
de hebbt Apps un de hebbt Wiederbillen, üm de 
Spraak to lehren. Dor kannst du hengahn, ok as 
Pleegkraft oder ji köönt dat maken, wenn ji nu na 
düsse Diskuschoon Plattdüütsch proten wüllt un 
dor Plattdüütsch lehren. Wi hebbt den Bremer Hei-
matbund, wi hebbt den Runnen Disch Plattdüütsch 
in Bremen un Bremerhaven, wi hebbt dat Senioren-
büro, wi hebbt de Karken, de plattdüütschen Gotts-
deenst maakt, un wi hebbt dat Radio „Bremen 
Een“, de maakt plattdüütsche Narichten un de 
maakt ok Höörspelen. 

Leve Lüüd, wenn ji dat all höört, wat wi hier in Bre-
men hebbt, denn köönt ji sik vörstellen, dat wi hier 
in Bremen en Bült Lüüd bruukt, de sik in ehr Frie-
tiet friewillig hier inbringt. Ahn de geiht dat nich. 
Man kann düsse Lüüd nich genoog danken un dor 
hebbt wi wöördige Wöör genoog. Ik glööv, man bi’t 
Dankeseggen is ni genoog un de Sack na baven 
hen apen. 

Man dat is allens nich so eenfach, dat de Kinner un 
de groten Lüüd Plattdüütsch lehren. In so’n Groot-
stadt as Bremen hebbt de mehrsten Kinner keen 
Kontakt mehr to Minschen, de noch Platt proten. In 
de Dörpen is dat noch en beten anners. Ok in Ars-
ten, Mahndörp, ok in’n Noorden vun Bremen pro-
ten de Lüüd noch Platt, un dor is dat denn ok noch 
eenfacher Platt in Scholen antobeden. Bremen hett 
keen egen Rahmenplaan, kann aver de vun de an-
nern Länner nehmen un dormit ünnerrichten. Dat 
passeert ok in enigen Scholen un Kinnergoorns, un 
dat begrööt wi bannig. 

En Saak noch, wat mi sülven so wichtig is, un dat 
hebbt de Kollegen ok al vertellt. Plattdüütsch in 
Pleeg! Dat is en heel moi Saak. De LzN hett en heel 
moi Projekt, dat „PlattHart“. De Pleeginrichten, de 
anbeden Platt to proten oder wo Lüüd sünd, de Platt 
proten köönt, de warrt dormit uttekent. Ole Min-
schen, de markt, dat dor Lüüd sünd, de Platt proten 
köönt, de föhlt sik heel veel beter. Dat Beleevnis 
heff ik sülven maken kunnt, un ik segg jo, dat is 
heel wunnerbor. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Leve Lüüd, Plattdüütsch is keen Spraakwies, Platt-
düütsch is en egen Spraak. De is 1999 övernahmen 
worrn in de Europäische Charta för Regional- un 

Minnerheitenspraken. Spraak un Identität, Identi-
tät un Spraak, de höört tosamen. De sünd nich vun 
enanner to trennen, un de funktioneren blot, wenn 
de een dat anner bi‘nanner hett. 

All de nich mit Platt opwussen sünd, is dat för de 
Lüüd nich eenfach Platt to lehren. De hebbt ok 
noch anner Spraken to lehren, de Minschen, de to 
uns kamen ut anner Kulturen, de hebbt ehr Hei-
matspraak. Un en twete Heimatspraak Platt to leh-
ren neven Hoochdüütsch, dat is nich so eenfach. 
Dorüm is dat so wichtig, dat de, de Plattdüütsch 
proten köönt un dat ok doot, dat de de Mööglich-
keiten hebbt düt in ehr Alldag to integreren un dat 
to doon. So is dat wichtig, dat wi Mööglichkeiten 
schafft Plattdüütsch to proten, hier in’t Parlament, 
in de Pleeg, in Gruppen. Un dorüm, ik bün blied, 
wi sünd blied, dat wi dat LzN un dat INS hebbt, de 
sik dorüm kümmert un so’n wichtigen Bidrag dor-
för doot. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

So, nu heff ik jo nu en Bült mit mien Oostfresenplatt 
vertellt, een Saak will ik aver even noch mal seg-
gen, lüttje Döntje sotoseggen. Spraak entwickelt 
sik unheemlich wieder, wi hebbt so ne‘e Wöör, de 
wi in‘t Plattdüütsch intergreert hebbt. En poor will 
ik ji nu vertellen: Wi hebbt dat Snuukdook, dat is 
de Maske, wi hebbt dat Ankiekbook (Facebook), wi 
hebbt den Tippsnack (Chat), wi hebbt den Nett-
breef, dat is en E-Mail, un wi hebbt den Klappree-
kner, den hebbt se all hier stahn, dat sünd uns Lap-
tops. 

(Heiterkeit) 

So will ik seggen, de Spraak leevt, de entwickelt 
sik wieder, un dat is so spannen de to proten, so dat 
ik jo inladen will mehr Platt to proten. Dat will höl-
pen, dat wi düsse Regionalspraak wiederproten 
köönt un dat se nich verloren geiht. – Besten Dank! 

(Beifall) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Klaus-Rainer Rupp das 
Wort. 

Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp (DIE LINKE): 
Fru Präsidentin, leve Lüüd! Ik weet ni, ob ji weet, 
wat en Iesenbahnbalkenopundaltrecker is. In 
Hochdeutsch ist das ein Schrankenwärter. 
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(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Was? – Abgeordneter Heiko Strohmann 
[CDU]: Das kennen die jungen Leute gar nicht!) 

Schrankenwärter, Iesenbahnbalkenopundaltre-
cker – ik finn dat lustig. 

(Heiterkeit) 

Plattdüütsch is in use Gegend en Stück vun de Kul-
tur, op de dat ankummt. De Spraak to bewohren un 
in’n Gang to holen is öffentliche Opgaav, düsse 
Opgaav hebbt sik de noorddüütschen Bunnslänner 
aktiv annahmen. Vör fief Johren hebbt veer Bunns-
länner tosamen beslaten, wat dorop optopassen, un 
dat Föddern vun de nedderdüütschen Spraak op en 
ne’e Grundlaag to stellen. De Bistand bet nu vun 
dat private Institut für niederdeutsche Sprache 
woor instellt, un de Opgaav is op dat ne’e Länder-
zentrum für Niederdeutsch överdragen worrn, wat 
as öffentlich-rechtliche Sellschop opstellt worrn is. 
In’t Johr 2018 hett dat en beten duert, bet de ne’en 
Strukturen hier in Bremen opboot weren, Rüüm, 
Deenstfroen un -manns funnen worrn. 

Middewiel is dat ne’e Lannerzentrum aver richtig 
dor un lööst nu siene Opgaven för dat Överleven 
vun Plattdüütsch. En besünnern Ogenmark leggt 
dat Lännerzentrum dorbi dorop, Plattdüütsch in de 
Pleeg to bringen. För öllere Minschen hett dat en 
hogen Belang, dat se in de ut ehr Kinnertiet un 
Jöögd bekannte Spraak ansnackt warrt. Besünners 
för de Demenzkranken kann dat en grote Hölp 
ween un Totruen ranschaffen. Mit sien Programm 
„Platt in de Pleeg“ hett dat Lännerzentrum en Pro-
jekt, wat veel weert is henkregen, um wedder Platt 
in de Pleeghüüs in Noorddüütschland wedder 
höörbor to maken. Düt Projekt hett to Recht düt 
Wekenenn den „Initiativpries Deutsche Sprache“ 
kregen. De Pries wiest, dat dat Lännerzentrum nu 
allerbest löppt. 

Dat in de Pleeghüüs noch so veel na Platt fraagt 
warrt, wo zoort de Nafraag na düsse Spraak is. So 
heff ik mit Sorgen in de Senatsantwoort leest, dat 
dat Anbott, dat dat betlang in de Utbillen för de O-
lenplegers un Olenplegerinnen geven hett, nich in 
de ne’e generaliseerte Pleegutbillen övernahmen 
worrn is. Dat in de Pleegutbillen so keen Tietfens-
ter för dat nedderdüütsche Anbott vörsehn is, dat 
hool ik för en Fehler. För üm so wichtiger hool ik, 
dat düt prieskröönte Projekt „Platt in de Pleeg“ 
noch wieder utboot warrt. 

(Beifall DIE LINKE, FDP) 

Ok mit Kummer mööt wi op de Antwoorden to dat 
Verankern vun Plattdüütsch in de Scholen ankie-
ken. Hier hett de Pandemie dorto föhrt, dat sik keen 
ne’e Scholen mehr för düsse Anbott Plattdüütsch 
zertifizeert hebbt. Dat in de slimme Bredulje, wat 
de Pandemie weer, Scholen för allens op ehr Karn-
fachen kiekt, kann een verstahn. Dat aver bargt de 
Gefohr, dat dordörch dat Anbott nich mehr wohr-
nahmen warrt. Dorüm mööt wi in de Johren, de op 
uns tokaamt, noch mehr Kraft gegenstüern. Dat 
schull keen Ergebnis vun de Pandemie ween, dat 
Plattdüütsch in de Scholen verschütt geiht. 

Wat bi de Senatsantwoort ok opfallt is, dat Platt-
düütsch egentlich blot noch an Grundscholen 
vörkummt un blot an een Gymnasium. Dor fraagt 
man sik al, wo de annern Scholen mit Sekundar-
stufe I sünd. Wi mööt ganz kloor noch mehr An-
strengen ünnernehmen, dormit dat Plattdüütsch för 
all Öllersstufen an de Scholen gifft. Hier seh ik in 
de Senatsantwoort en düütlich frie’e Stell. 

Laat mi ganz kort en poor Wöör to den Fragenkata-
log vun de FDP seggen. Düt is ut en nostalgischen 
Blick op dat Institut för nedderdüütsche Spraak 
formt. Dormit is aver de FDP in de Debatte vun vör 
fief Johren steken bleven. De öffentlichen Opgaven 
för de Spraakpleeg in’n Sinn vun de Europäische 
Charta för Regional- un Minnerheitsspraken sünd 
al lang op dat ne’e Länderzentrum övergahn. Statt, 
dat wi mit de FDP över ole Kooperation to snacken, 
schullen wi doröver snacken, woans wi mit dat Ver-
hältnis vun öffentliche Opgaven un ehrenamtli-
chen Engaaschment ümgaht un woans sik de nee 
definieren lett. Ok kann een besnacken, ob de 
ne’en Strukturen goot genoog opstellt sünd, üm dat 
Plattdüütsch in de Mitt vun dat 21. Johrhunnert to 
bringen. Hett dat Lännerzentrum allens wat de 
bruukt, üm Plattdüütsch as Digital-Anbott utto-
boen? Wo tokumstfast is dat Anbott op Platt vun Ra-
dio Bremen un NDR? Köönt de beiden Sennanstal-
ten mehr maken un beter tosamen arbeiden? So’n 
Fragen schullen wi stellen. 

Wenn wi uns dat ankiekt, wat man allens so sehn 
kann, dat de noorddüütschen Bunnslänner mit dat 
Lännerzentrum för Nedderdüütsch hier in Bremen 
op en Plattform mit gode Strukturen to Stand brocht 
hett un den Opdrag to de Pleeg vun de Regional-
spraak goot to Putt kummt. In de Utbillen för de 
Pleeg un in allgemene Scholen köönt wi sehn, dat 
dat Plattdüütsche de hele Tiet ünner Druck steiht. 
Un dat, wat wi mit Möög henkregen hebbt, ok gau 
wedder verswinnen kann. Dat bruukt also de Stütt 
ümmerto vun us ut de Politik, för dat Lännerzent-
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rum as ok för Plattdüütsch allgemeen. Denn de Ge-
fohr, dat düt weertvulle Kulturdenkmaal ut us Re-
gion verswinnen deit, also för jümmer verswinnen 
deit, is nich verbannt. – Hefft Dank! 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Frank Imhoff das Wort. 

Abgeordneter Frank Imhoff (CDU): Fro Präsiden-
tin, leve Froons- un Mannslüüd! Ik freu mi eerstmal 
bannig, un dat ut mehr Grünn ok. Eerstmal freu ik 
mi, dat wi hier överhaupt mal Platt snacken doot, 
hier in’t Parlament. Denn dat is wat ganz besün-
ners, un dat bruukt wi ok, un dor sünd wi uns, glööv 
ik, uns all enig. 

(Beifall) 

Un to‘n Tweten freu ik mi, dat wi jüst so’n akkraat 
schiere Reed höört hebbt vun Fru Osterkamp-We-
ber. In best Oostfresenplatt hett de hier wat snackt, 
dat is doch goot, oder? 

(Beifall – Heiterkeit Bündnis 90/Die Grünen) 

Best, so! Un dat wi ut Oostfreesland kaamt, dat 
köönt ju doran hören, dat wi seggt, wi proot. Proten 
deit blot de Oostfrees, de Bremer de snackt ümmer, 
also dat is dat Glieke, ne. Blot dat se dat even mal 
höört hebbt. 

Goot, wi hebbt je hüüt de grote Anfraag vun de 
FDP-Frakschoon, de verscheden Fragen hatt hett to 
verscheden Saken, aver ik will ju nu eerstmal wat 
anners vertellen. Ik will nu eerstmal vertellen, ganz 
an’n Anfang vun düsse Legislaturperiood hebbt ji 
all hier en Andrag maakt un hebbt seggt, Mensch, 
den Biraat Platt, den wüllt wi wedder in’t Parlament 
hebben. Un den Utschuss hebbt ji insett un den 
hebbt ji dor glieks mit rinschreven, wi mööt ok en 
Innovatschoonswettbewarv, mööt wi maken, dor-
mit wi dat Plattdüütsche wedder mehr in de Bevöl-
kerung rinbringt. 

Un wat hebbt wi maakt? Wi hebbt de Opgaav, de 
dat Parlament us stellt hett, hebbt wi ümsett. Wi 
hebbt letzten Maand en Pries vergeven. Wi hebbt 
5000 Euro eerstmal insammelt, hebbt denn den 
Wettbewarv utschreven, un 22 Scholen un Institut-
schonen, Verenen un annere hebbt sik beworven 
un hebbt seggt, ja, dor wüllt wi mitmaken, Platt-
düütsch höört to us in Bremen dorto. Ja, un dat 
Ganze – –. Ja, nu kann ik jüm mal vertellen wokeen 
wunnen hett, wenn ji dat nich sehn oder höört 

hebbt, wunen hett en Hard-Rock-Band, ja, de Platt-
düütsch singen deit. Un dat is doch Bremen as dat 
leevt un leevt, oder nich? 

(Beifall) 

Tominnst de Arbeit in’n Biraat Platt is goot un de 
maakt wi ok wieder, un dat is ganz ganz wichtig. 

Jetzt much ik aver op de grote Anfraag nochmal to 
spreken kamen, de ok de FDP stellt hett. Hier hebbt 
wi ja sehn, dat gifft veer grote Blöck, de de FDP dor 
affraagt hebbt. 32 Fragen hebbt de stellt un de 
eerste grote Block gung üm dat INS, dat Instutut för 
Nedderdüütsche Spraak, dat sitt in’n Snoor, sitt dat 
dor. Un de maakt en ganz gode Arbeit, ja. De hebbt 
en riesige Bibliothek, hebbt de, de kümmert sik üm 
allens, wat mit Plattdüütsch to doon hett, un wenn 
de FDP-Fraktschoon en Anfraag stellt un will de ö-
versett hebben, denn gifft se de dor hen. Denn ö-
versett de de ok, wiel de köönt dat vernünftig 
schrieven. So, de maakt ganz veel wichtige Saken, 
dat wi hier ok en Grundlaag hebbt för use platt-
düütsche Spraken. De arbeidt ok mit de Weten-
schop tohoop, allens richtig, allens goot, un ik kann 
blot seggen, goot dat wi düt Institut ok hebbt, un wi 
wüllt all, dat de ehr Arbeit ok wiedermaken köönt, 
miene Damen un Herren. Dat kann ik man eerstmal 
fastholen. 

(Beifall CDU, Bündnis 90/Die Grünen) 

Denn kummt de twete grote Block, de güng üm de 
Pleeg. De Pleeg, dor is nu al veel vun vertellt worrn. 
De bruukt wi, ole Lüüd köönt oftmals an‘n besten 
dormit wat anfangen, womit se in de Kindheit groot 
worrn sünd un dat weer mit Plattdüütsch. Un 
dorüm is dat richtig un wichtig, dat wi dat maakt. 
Un dat Lännerzentrum för de Nedderdüütsche 
Spraak, wat wi mit de ganzen noorddüütschen Län-
ner tohoop hebbt, dat hier in Bremen sitt mit Fru 
Nölting vörnweg, de hebbt en ganz gode Arbeit 
maakt. De maakt gode Anbott, dormit de Plegerin-
nen un Pleger sik dor wiederbillen köönt. 

De drüdde Punkt, dat weer de School. Un in de 
School, dor gifft dat ganz vele Lehrers, de sik ganz 
goot dorför insett. Wi hebbt Schönebeck, Arsten un 
Burgdamm, dat sünd Bispele wo wi seggen köönt, 
wo wi würklich gode plattdüütsche Arbeit maakt. 
Aver man mutt ok seggen, wat wüllt wi överhaupt, 
ne? Also ik bün ümmer, ik finn dat total wichtig, dat 
wi mit dat Plattdüütsche vöran kaamt. Aver wenn 
wi ehrlich sünd, denn mööt de Kinner eerstmal 
Schrieven, Lesen un Reeknen lehren. Un wenn wi 
denn noch Tiet hebbt, denn bün ik ümmer de 
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Eerste, de dorför loslöppt, dat de Plattdüütsch dorto 
ok noch lehren doot. Aver een na den annern, un 
dat mööt wi jichtenswo tohoop kriegen, un dat 
maakt övrigens ok dat Lännerzentrum för Nedder-
düütsche Spraak mit Fru Nölting. De maakt dor 
Wiederbillen un dat is ganz wichtig. Un ik glööv, 
dat is ok richtig, dat sowat maakt warrt. 

Ja, un to’n Afsluss, de Tiet, de löppt al wedder, ik 
glööv de Klock is kaputt, 

(Heiterkeit) 

aver dat is egal, much ik nochmal to de FDP seg-
gen, also, de ganze Anfraag, de weer egens so, dat 
ji seggt, dat jichtenswo dat Institut för nedderdüüt-
sche Spraak hier in’n Snoor – dat mutt Geld heb-
ben. Aver, wenn ji dat würklich wüllt, worüm stellt 
ji denn keen Andrag? Denn köönt wi hier doch 
doröver afstimmen, ob de Geld kriegt oder nich. Un 
nich blot fragen un achter’n Pieler achterrut schu-
len: Ja, wi hebbt doch fraagt? Ne! Denn stellt doch 
hier mal en Andrag, un denn köönt wi doröver af-
stimmen, aver nich eenfach mal fragen. – Danke 
schöön! 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Elombo Bolayela das 
Wort. 

Abgeordneter Elombo Bolayela (SPD): Fru Präsi-
dentin, leve Kolleginnen, leve Kollegen! Wi freut 
wi uns, dat de Jury dat Thema „Moderspraak un 
Demenz in de Pleeg“ so wichtig finnt. Butendem is 
dat heel dull, dat uns wunnerbore Moderspraak 
Plattdüütsch praat warrt un dormit op de sülve 
Plattform as Hoochdüütsch stellt warrt. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Tapfer! – Heiterkeit – Beifall) 

Meine Damen und Herren, Mitte September hatten 
wir hier im Haus der Bremischen Bürgerschaft 
„Best op Platt“, den Preis der Bremischen Bürger-
schaft verliehen. Dieser Wettbewerb der Bremi-
schen Bürgerschaft hat das Ziel, Platt zu fördern. 
Ich hoffe, dass wir diesen Preis, Herr Präsident, in 
Zukunft weiter an engagierte Plattdeutsch-Initiati-
ven verleihen können. 

Bei diesem Wettbewerb haben zwei Grundschulen 
aus Schöneberg und Burg gewonnen. Ich habe An-
fang dieser Woche, am Montag, während einer 
Plattdeutsch-Gesangsstunde eine dieser Schulen 
besucht – die Lehrerin ist auch Leiterin des Neu-

städter Shantychors –, an der noch Plattdeutsch ge-
pflegt wird. Daher finde ich die Verbindung zwi-
schen den alten, deutschen Traditionen wie See-
mannschören oder Shantychören, an denen die äl-
tere Generation teilnimmt und engagiert ist, und 
den Schulen sehr wichtig für die Förderung der 
niederdeutschen Sprache. 

Einen zweiten besonderen Aspekt stellt Platt-
deutsch in der Bildung bei den ganz kleinen Kin-
dern in der Schule dar. Platt ist leider aus dem All-
tag der Kinder in Bremen, in Bremerhaven sowie in 
anderen deutschen Großstädten verschwunden. 
Das liegt darin begründet, dass die Sprache in den 
Fünfziger- und Sechzigerjahren als minderwertig 
gegenüber dem Hochdeutschen angesehen wurde. 
Deshalb verfügt die Generation zwar noch über ei-
nen guten passiven Wortschatz, aber nur wenige 
sprechen selber aktiv Platt. Die nachfolgenden Ge-
nerationen, also auch die Kinder und Jugendlichen, 
die heute in die Schulen oder Kitas gehen und in 
großen Städten leben, sind in den meisten Fällen 
ohne Kontakt mit Plattdeutsch aufgewachsen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in den letzten 
Jahren habe ich vermehrt wahrgenommen, dass in 
den Shantychören, Seemannschören – eine eben-
falls alte, deutsche, maritime Tradition – häufig auf 
Platt gesungen wird. Für mich sind diese Chöre als 
Botschafter für diese Sprache ernstzunehmen, und 
die brauchen auf jeden Fall Unterstützung. Ich 
finde es gut, wenn Omas und Opas mit den Kindern 
in der Schule über die Muttersprache auch Gesang 
gemeinsam üben können. Das können wir für die 
Zukunft auf jeden Fall unterstützen, diese Verbin-
dung, die ich diese Woche neu entdeckt habe. Das 
gibt mir noch mehr Gedanken. Ich hoffe, dass wir 
uns in der ein oder anderen Form darüber unterhal-
ten müssen, wie wir diese ältere Generation gerade 
mit unseren Kindern und Schule zusammenbrin-
gen können. – Vielen Dank für die Aufmerksam-
keit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Die Uhr? 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Ja, Sie haben viel 
geredet. 

(Heiterkeit) 

Als nächster Redner hat der Abgeordnete Dr. Mag-
nus Buhlert das Wort. 
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Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Leve 
Präsidentin, leve Lüüd! De Fraag vun us weer, of 
de Senat genoog deit för de plattdüütsche Spraak, 
un wi hebbt lehrt, dat dat nich genoog is. Un an dat 
Lännerzentrum, wat se dorhen geevt, dat reckt 
nich, un dat is för us dor rutkamen. Un jo, Frank 
Imhoff, wi wüllt, dat dat Institut för nedderdüütsche 
Spraak direkt Geld kriggt, wiel dat ok veel deit. Un 
wi köönt dat föddern, wiel dat hier en wichtige Ar-
beit för Bremen maakt warrt un nich mehr de Ar-
beit maakt, de nu dat Lännerzentrum maakt. Un 
dat wüllt wi. Denn dat, wat wi nu maakt, is en beten 
mehr as en Fiegenblatt, aver man bannig nich veel. 

(Beifall FDP – Zuruf Abgeordneter Frank Imhoff 
[CDU]) 

Un dorüm, un dorüm wüllt wi villicht en Andrag 
stellen, wenn wi de Huushooltdebatten hebbt. Aver 
nu hebbt wi de Debatt to use Fraag hatt, un de 
hebbt wi nu föhrt. 

Un en annern Punkt weer noch, dat dat Platt-
düütsch in de Scholen wedder mehr warrn mutt. Un 
dat in nu ok en Saak, de ünner de Pandemie leden 
harr. Un dorüm mööt wi mehr doon för dat Platt-
düütsche in de Scholen. Un dorüm is dat ok en 
Opgaav, wo dat Lännerzentrum un dat Institut för 
nedderdüütsche Spraak mehr doon mööt. Un 
dorüm seggt wi as Frie’e Demokraten, wi doot nich 
genoog, un wi mööt mehr doon. – Hartlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat Bürgermeister Dr. Andreas Bovenschulte 
das Wort. 

Bürgermeister Dr. Andreas Bovenschulte: Frau 
Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich ver-
neige mich erst mal voller Respekt vor den Platt-
deutschkenntnissen der Kolleginnen und Kollegen. 
Damit kann ich nicht aufwarten, kann nur mit ei-
nem plattdeutschen Nachnamen aufwarten. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Der 
wäre eigentlich Anlass, das zu lernen! – Zuruf Ab-
geordneter Jens Eckhoff [CDU] – Heiterkeit) 

Plattdeutsch liegt dem Senat sehr am Herzen, nicht 
nur weil es rechtlich vorgeschrieben ist, sondern 
voller Überzeugung. Dazu ist auch schon alles 
Richtige und Notwendige gesagt worden. Deshalb 
ist es natürlich auch ein Anliegen und nicht nur 
eine rechtliche Verpflichtung, das Plattdeutsche zu 
fördern. Der Staat und die Kommune können in 

diesem Zusammenhang Unterstützung leisten, 
aber ob das Plattdeutsch eine Zukunft hat, hängt im 
Wesentlichen davon ab, ob die Zivilgesellschaft, ob 
wir alle das sprechen oder lernen oder uns dabei 
verbessern und es nicht nur zu solchen Anlässen 
wie heute, sondern tatsächlich auch im Alltag ver-
wenden. 

Die Grundlage muss tatsächlich die Verwurzelung 
in der Gesellschaft sein. Das, was Staat und Kom-
mune machen können durch Förderung, ist An-
stöße geben, Unterstützung leisten, aber sie kön-
nen ein aktives Sprachverhalten in der Gesellschaft 
nicht ersetzen. Wie unterstützen wir das? Durch 
zwei Arten: institutionelle Förderung des Länder-
zentrums für Niederdeutsch. Seit 2017 ist da der 
Drops gelutscht, ist die Entscheidung gefallen. Das 
ist der Ort, wo wir gemeinsam mit drei anderen 
Bundesländern die Förderung des Plattdeutschen 
institutionell verankert haben. Wir werden sicher-
lich nicht daneben eine zweite institutionelle För-
derung aufbauen beim INS. Das ist eine gute Ar-
beit, die der Verein leistet, aber wir werden keine 
zweite institutionelle Förderlinie danebenstellen. 

Was es natürlich trotzdem gibt, ist jede Menge Pro-
jektförderung für alle Institutionen, die sich mit 
dem Niederdeutschen beschäftigen, auch für das 
INS, was natürlich eine hervorragende Arbeit 
macht, aber, wie gesagt, als privater Verein. Wir 
haben in den letzten Jahren, das ist schon gesagt 
worden, jeden einzelnen Förderantrag aus der nie-
derdeutschen Szene positiv beschieden. Ich gehe 
davon aus, dass wir auch in Zukunft jedem Antrag 
sehr wohlwollend gegenüberstehen werden. 

Wenn man da jetzt eine Bilanz zieht, kann man die 
Frage natürlich stellen: Kann man mehr machen? 
Wie immer lautet die Antwort wie in jedem Politik-
bereich: Natürlich kann man mehr machen. Das ist 
immer eine Frage der finanziellen Mittel und der 
Ressourcen, und wir werden natürlich auch jede 
Idee wohlwollend prüfen, die in diesem Bereich zur 
Diskussion gestellt wird. Wenn dann die finanziel-
len Mittel zur Verfügung stehen, dann kann man 
die auch umsetzen. Ich finde aber, der Kollege Bür-
gerschaftspräsident hat eine Sache richtig gesagt: 
Man muss auch die Prioritäten geradekriegen. Man 
muss wissen, was Vorrang hat, wenn es zum Bei-
spiel um Unterricht in den Schulen geht und was 
auch sehr wichtig ist, was aber möglicherweise 
dann auch tatsächlich etwas ist, was eine zusätzli-
che Sache ist und nicht im Zentrum des Kurriku-
lums steht. 
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In diesem Sinne: Wir machen eine Menge. Wir 
könnten auch noch mehr machen. Wir sind offen 
für Ideen, soweit sie finanzierbar sind, und wir 
wünschen natürlich als Senat dem Plattdeutschen 
eine wunderbare Zukunft und sind da auch eini-
germaßen optimistisch. „Kiek nich in’t Muuslock, 
kiek in de Sünn“ – das ist die Haltung, die wir zu 
diesem Thema haben. – Besten Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Aussprache ist damit geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort 
des Senats, Drucksache 20/1426, auf die Große An-
frage der Fraktion der FDP Kenntnis. 

Ich unterbreche die Landtagssitzung bis 14:35 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung um 13:02 Uhr) 

 

Präsident Frank Imhoff eröffnet die unterbrochene 
Sitzung wieder um 14:34 Uhr. 

Präsident Frank Imhoff: Die unterbrochene Sit-
zung der Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröff-
net. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte 
ich Ihnen mitteilen, dass nachträglich interfraktio-
nell vereinbart wurde, den Tagesordnungs-
punkt 10 für die heutige Sitzung auszusetzen. 

Wir setzen die Tagesordnung fort. 

Aufbau eines Testzentrums für wasserstoffbetrie-
bene Fahrzeuge  
Antrag der Fraktionen der SPD, DIE LINKE, 
Bündnis 90/Die Grünen und der CDU  
vom 11. Oktober 2022  
(Neufassung der Drucksache 20/1518 vom 28. 
Juni 2022)  
(Drucksache 20/1635) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Dr. Clau-
dia Schilling. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Martin Günthner. 

Abgeordneter Martin Günthner (SPD): Herr Präsi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir diskutieren jetzt über das Testzentrum für was-
serstoffbetriebene Fahrzeuge. Ich glaube, dass man 
die besondere Bedeutung des Themas nicht mehr 
so richtig hervorheben muss. Wir haben in den letz-
ten 20 Jahren gerade auch in diesem Haus immer 
wieder darauf hingewiesen, von wie zentraler Be-
deutung der Ausbau der erneuerbaren Energien 
für die Energiewende ist, von wie zentraler Bedeu-
tung es darüber hinaus ist, dass wir mit dieser Ener-
giewende und mit der Energie, die dort produziert 
wird, auch die entsprechenden Speichersysteme 
aufbauen, um diese Energie speichern zu können. 

Insofern ist neben dem Thema der Batteriespeiche-
rung Wasserstoff als Speichermedium zu einem im-
mer wichtigeren Thema in den vergangenen Jah-
ren geworden. Deswegen ist es so gut, dass wir mit 
diesem auch in diesem Haus breit getragenen An-
trag heute dafür sorgen können, diesen Seegangsi-
mulator in Bremerhaven mit aufzubauen, das, was 
wir dort an Forschungs- und Entwicklungskapazi-
tät haben, weiter auszubauen. Wir haben ja bereits 
mit dem IWES, das in diesem Feld unterwegs ist, 
dem Fraunhofer-Institut für Windenergiesysteme I-
WES, eine herausgehobene Forschungseinrich-
tung, die europaweit anerkannt ist, die dort tätig 
ist, und dieses Testzentrum ist dazu eine herausra-
gende und hervorragende Erweiterung, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Der Seegangsimulator, ursprünglich gestartet auch 
als reiner Seegangsimulator, der untersuchen will, 
wie sich Wasserstoff und Brennzelle bei starkem 
Seegang unter Echtbedingungen auswirken, der 
inzwischen auch dahingehend erweitert werden 
soll, dass auch weitere Fahrzeuge, weil gerade im 
Bereich von schweren Landfahrzeugen, von Lkws 
das Thema Wasserstoff eine immer größere Bedeu-
tung bekommt, von Nutzfahrzeugen immer grö-
ßere Bedeutung bekommt, damit ausgebaut wer-
den soll – –. Dieser Seegangsimulator wird zentral 
dazu beitragen, das Thema Wasserstoff in dieser 
anwendungsorientierten Forschung am Standort 
Bremerhaven weiter ausbauen zu können. Dafür ist 
das gesamte Areal, was wir ja auch für Green Eco-
nomy entwickeln wollen, rund um die Luneplate 
sehr, sehr gut geeignet. 

Das Ziel dabei muss immer sein, es zu schaffen, 
dass wir das, was wir mit Energiewende beschrei-
ben, vom Forschungsteil über den Entwicklungsteil 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1426
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1518
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1635
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in die konkrete Anwendung hin, gerade auch am 
Standort Bremerhaven weiterentwickeln können. 

Dieser Seegangsimulator, der hat, damit Sie sich 
das vorstellen können, sechs große Hydraulikzylin-
der. Wer schon mal am Flughafen Bremen in dem 
Simulator für Pilotinnen und Piloten war, hat eine 
ungefähre Vorstellung. Wenn man nicht nur drin 
war, sondern auch von draußen draufguckt, wie so 
etwas aussehen kann: Darauf ist eine große Platt-
form, auf die ein 40-Fuß-Container montiert wer-
den kann. Diese unterschiedlichen Bewegungen, 
die durch die Zylinder simuliert werden können, 
die simulieren dann den Wellengang, die Extrem-
bedingungen, denen auf hoher See, wenn in einem 
Schiff wasserstoffbasierte Kraftstoffe oder Wasser-
stoff als Energiespeicher genutzt wird, die Bedin-
gungen, denen die ausgesetzt sind. 

Wir sind überzeugt davon, dass wir mit dieser Tes-
tinfrastruktur einen wichtigen Beitrag leisten, um 
die Wasserstoffökonomie insgesamt, die in die Ex-
zellenz zum Standort Bremerhaven, in die Ge-
samtexzellenz, in die maritime und marine Wissen-
schafts-, Forschungs- und Entwicklungslandschaft, 
die wir in Bremen und Bremerhaven haben, hinein-
passt, dass wir mit diesem Seegangsimulator dafür 
einen wesentlichen und wichtigen Baustein heute 
mit an den Start bringen können mit diesem Antrag 
und dass wir damit genau in die richtige Richtung 
zielen. 

Klar ist immer: Wir brauchen Wasserstoff in der Zu-
kunft, um die Energiewende zum Gelingen brin-
gen zu können, und wir brauchen eben den Aus-
bau erneuerbarer Energien, wie wir es aus diesem 
Haus heraus immer wieder gefordert haben, ons-
hore und offshore, damit diese Energiewende funk-
tionieren kann, aus beidem zusammen. Aus diesem 
klaren politischen und ökonomischen Ansatz auf 
der einen Seite und aus dem, was wir an For-
schungsentwicklung und Forschungsstärkung ge-
rade am Standort Bremerhaven, dem starken Wis-
senschaftsstandort, betreiben, daraus wird das Ge-
samtkonzept, mit dem wir hier als Koalition erfolg-
reich unterwegs sind, und insofern bitte ich Sie um 
Zustimmung zu diesem Antrag. – Herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Thorsten Raschen. 

Abgeordneter Thorsten Raschen (CDU): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich freue mich, dass wir gemeinsam diesen 

wichtigen Antrag zum Thema Wasserstoff heute in 
der Bremischen Bürgerschaft debattieren können. 
Bei der Koalition möchte ich mich für diesen Antrag 
bedanken und auch dafür, dass unsere Änderun-
gen in den gemeinsamen Antrag von SPD, Grüne, 
LINKE und CDU eingeflossen sind. 

Das Thema Wasserstoff und damit die Dekarboni-
sierung ist gerade im Verkehrssektor ein wichtiger 
Meilenstein auf dem Weg zur Klimaneutralität und 
damit zur Verhinderung von CO2-Ausstößen. Aller-
dings müssen wir bei der Umsetzung in der Zeit 
deutlich schneller werden, als es bisher der Fall 
war. In Bremerhaven werden ab November die ers-
ten drei Wasserstoffbusse im Einsatz sein. Anfang 
2023 werden dann vier weitere folgen. Damit sind 
dann circa zehn Prozent unserer Busse in Bremer-
haven CO2-neutral unterwegs. Leider bieten alle 
Hersteller bisher nur Standardlinienbusse und 
keine Gelenkbusse an. Von deutschen Herstellern 
werden bisher keine reinen Wasserstoffbusse an-
geboten. 

Auf die Ausschreibung haben sich nur ein polni-
sches, ein belgisches und ein portugiesisches Un-
ternehmen beworben. CaetanoBus, der portugiesi-
sche Hersteller, hat sich durchgesetzt, hinter dem 
der Automobilkonzern Toyota steht, und der Zu-
schlag ist am Ende nach Portugal gegangen. Die 
Brennstoffzelle wird von Toyota für die vom Land 
Bremen finanzierten Busse geliefert. Dass deutsche 
Fahrzeughersteller keine Angebote abgegeben ha-
ben, zeigt den Handlungsdruck auf: Wir dürfen bei 
der Umsetzung der neuen Technologie keine Zeit 
mehr verlieren, sonst gefährden wir den gesamten 
Standort Deutschland. 

(Beifall CDU) 

Meine Damen und Herren, parallel zu den Bussen 
soll eine öffentliche Wasserstofftankstelle auf dem 
Gelände von Bremerhaven Bus an der Hexenbrü-
cke entstehen. Das Betreiberunternehmen will sie 
so ausstatten, dass sowohl Pkw als auch Nutzfahr-
zeuge dort betankt werden können. Der Wasser-
stoff soll in Bremerhaven produziert werden bei ei-
ner Windenergieanlage; am Grauwallring wird 
eine Elektrolyseanlage aufgebaut, die rund acht Ki-
logramm Grünen Wasserstoff pro Tag mit Hilfe von 
Windstrom erzeugen soll. Das reicht für 30 bis 
35 Busse. 

Allerdings sollte eigentlich beides zeitgleich an den 
Start gehen. Leider ist für die Bewilligung des För-
derbescheids durch den Bund fast ein Jahr verstri-
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chen. Diese langen Zeiträume müssen deutlich re-
duziert werden. Fakt ist aber: Mit dem ÖPNV be-
kommen wir im Land Bremen jetzt ein erstes kon-
kretes und für alle sichtbares Wasserstoffprojekt an 
den Start. Mit der öffentlichen Tankstelle werden 
wir im nächsten Jahr das Henne-Ei-Prinzip endlich 
lösen können. 

Ein weiteres wichtiges Projekt ist das der Firma 
FAUN. Die Firma FAUN will in unserer Region im 
Land Bremen wasserstoffbetriebene Abfallfahr-
zeuge und Großkehrmaschinen produzieren. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Tut sie 
schon!) 

Ja, will oder macht weiter, ja. 

Auf der Weltmesse für Wasser, Abwasser, Abfall, 
Rohstoffwirtschaft, der IFAT, im Juni in München 
konnte ich mir die erheblichen Gewichtsunter-
schiede zwischen einem Elektro-Lkw und einem 
Wasserstoff-Lkw ansehen. Die Wasserstofftechnik 
kommt mit einem erheblich geringeren Gewicht 
aus. Die Produktion dieser Fahrzeuge hier vor Ort 
ist ein weiteres sehr wichtiges Signal für den Was-
serstoffstandort Bremen und Bremerhaven. 

Gerade in der Schifffahrt wird ein erheblicher Teil 
der CO2-Emissionen ausgestoßen. Die bremische 
Hafeninfrastruktur soll bis Ende 2023 komplett 
CO2-neutral werden. Die Unternehmensgruppe AP 
Möller-Maersk hat schon im letzten Jahr angekün-
digt, im Jahr 2024 das erste Containerschiff mit ei-
nem CO2-neutralen Methanol vorzustellen. Um 
diese Ziele zu erreichen, muss noch sehr viel um-
gesetzt werden. Bei der weiteren Entwicklung die-
ser neuen Technologien in der Schifffahrt ist das 
geplante Testzentrum für Mobilitätsanwendungen 
von besonderer Bedeutung. In dieser Umgebung 
können dann unter realen Bedingungen mögliche 
Szenarien untersucht werden. 

Um die Vorteile des Wasserstoffs mit seinen breiten 
Anwendungsmöglichkeiten insbesondere bei der 
Dekarbonisierung des Wärme- und Mobilitätssek-
tors zu nutzen, bedarf es eines Marktanreizsystems, 
welches dem Wert von erneuerbarem Wasserstoff 
für eine sektorengekoppelte Energiewende ge-
recht wird. Durch eine Automatisierung der Pro-
duktionsanlage, die großtechnische Produktion 
von Wasserstoff und eine konsequente Abwärme-
nutzung können sowohl Kapitalkosten als auch 
operative Kosten gesenkt und die Energieeffizienz 
und der noch nicht hinreichende wettbewerbsfä-
hige Wirkungsgrad verbessert werden. 

Damit diese Entwicklung vornehmlich durch die 
Wirtschaft initiiert wird, müssen zukünftig erheb-
lich mehr Wasserstoffmengen produziert, gespei-
chert und nachgefragt werden. Dafür bedarf es ne-
ben hoher privater Investitionen besonders lang-
fristige, verlässliche und geeignete politische Rah-
menbedingungen. Wie wichtig der zeitliche Druck 
ist, wird in Punkt drei unseres gemeinsamen An-
trags deutlich. Schon in sechs Monaten, also noch 
in dieser Periode, erwarten wir den ersten Bericht 
über den Fortgang des Projektes. – Ich bedanke 
mich für Ihre Aufmerksamkeit und bitte um Zu-
stimmung zu diesem Antrag. 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Professor Dr. Hauke 
Hilz. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr 
geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Zuhörende! 
Ich möchte mich an dieser Stelle auch für diese Ini-
tiative bei der Koalition und auch für die Ergänzun-
gen von der CDU bedanken. Wir stimmen als FDP-
Fraktion diesem Antrag gern zu, denn es ist ein zu-
kunftsgerichteter Antrag – er baut das auf, was sich 
in Bremerhaven über die Jahre entwickelt hat. Ich 
bin froh, dass es auch gelungen ist, Bundesmittel 
einzuwerben aus dem FDP-geführten BMDV – also 
dem Bundesministerium für Digitales und Verkehr 
– und in dem Bereich Wasserstoff, wasserstoffge-
triebene Seefahrzeuge aktiv zu werden. Der An-
trag baut darauf auf, natürlich mit dem Kernstück, 
das wurde schon gesagt, Seemodulator – –. 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Seegangsi-
mulator!) 

Seegangsimulator, so. Der Seegangsimulator ist ein 
Kernstück dessen, was deutschlandweit zumindest 
für den Wasserstoffbetrieb einmalig sein wird. Das 
ist gut und das ist gut für den Standort Bremer-
haven, an dem schon viel passiert. Thorsten Ra-
schen hat es angesprochen: Wasserstoffbetriebene 
Busse werden Anfang des Jahres zu zehn Prozent 
im ÖPNV fahren. Eine Wasserstofftankstelle ist ge-
nehmigt und wird in der Nähe entstehen, an der öf-
fentlich getankt werden kann. Das heißt, es gibt 
zwei Anschlüsse, einmal die Hochdruckanschlüsse 
für die Nutzfahrzeuge, Busse et cetera, aber auch 
andere und die Niedrigdruckanschlüsse für die pri-
vaten Pkws. 
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Das ist gut, und deswegen ist es auch gut, den An-
trag zu ergänzen um die landgetriebenen Fahr-
zeuge, die ja im Nutzfahrzeugbereich – –, und ich 
schaue da auch auf die Terminals, die Van Carrier 
et cetera, da wird sich sicherlich in naher Zukunft 
einiges tun, und es wäre doch schön, wenn es ge-
lingen könnte, hier an den Bremerhavener Termi-
nals auf der Stromkaje die Van Carrier wasserstoff-
getrieben quasi CO2-neutral fahren zu lassen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall FDP) 

Telefon! 

(Abgeordnete Lencke Wischhusen [FDP]: Medien-
kompetenz!) 

Deswegen sind wir gern dabei und wir müssen 
weiterhin gemeinsam – und da können Sie sich un-
serer Unterstützung sicher sein – auch weitere 
Wege mitgehen. Die Frage ist ja auch bei dieser 
wasserstoffbasierten Technologie: Geht es direkt 
um Wasserstoff, geht es um – der Chemiker findet 
das immer komisch, wenn es so heißt – „Derivate“ 
des Wasserstoffs, wenn es zum Methan, Methanol 
geht, die dann entsprechend – Methanol hat ja den 
Vorteil, dass es flüssig transportiert werden kann – 
von der Energiedichte und vom Transport her ganz 
andere Möglichkeiten bieten als Wasserstoff, das 
noch in schweren Druckgasflaschen transportiert 
werden muss, die selbst noch ein großes Gewicht 
haben. 

Deswegen glaube ich, es gibt noch viel zu tun, und 
die gute Nachrichte ist: Bremerhaven ist dabei, es 
hat sich ein Alleinstellungsmerkmal erarbeitet, das 
mit diesem Antrag noch weiter unterstrichen wird. 
Wir stimmen gern zu, ein guter Antrag. – Herzli-
chen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Maurice Müller. 

Abgeordneter Maurice Müller (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrter Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Auch wir Grünen werden diesem 
Antrag zustimmen, der wichtig ist für die Seestadt 
Bremerhaven. Rund 784 Millionen Tonnen CO2 
wurden 2019 in der EU durch die Verbrennung von 
Kraftstoff im Straßenverkehr ausgestoßen. Lkw und 
Busse machten 27 Prozent aus, leichte Nutzfahr-
zeuge etwa elf Prozent. Die Schifffahrt ist für etwa 
vier Prozent der Emissionen verantwortlich. Um die 

Klimaziele von Paris zu erreichen, müssen wir in 
dem Verkehrssektor runter mit den Emissionen. 
Eine große Chance liegt hier in dem klimafreundli-
chen grünen Wasserstoff. 

Bremen setzt auf eine enge Kooperation der nord-
deutschen Bundesländer bei der Wasserstofffor-
schung und -anwendung. Das Norddeutsche Was-
serstoffzentrum entsteht jetzt gerade mit der Unter-
stützung des Bundes mit 70 Millionen Euro an den 
Standorten Hamburg, Stade, Bremen und Bremer-
haven. Bremerhaven bekommt einen Seegangsi-
mulator zum Testen maritimer Brennstoffzellen aus 
Mitteln dieses Informations Technik Zentrums 
Bund (ITZ). Der Seegangsimulator ist für verschie-
dene Brennstoffzellentypen geeignet und bietet 
eine einzigartige feste Infrastruktur für maritime 
Mobilität. Simulationen beschleunigen die Phase 
der Produktentwicklung und senken die Kosten, 
die sonst in den klassischen Sea-Trails aufgekom-
men wären. 

Im maritimen Anwendungsbereich können also 
aufwendige Testläufe auf offener See überflüssig 
werden. Die Innovationsergebnisse lassen sich auf 
Binnenschiffen mit Brennstoffzellen einsetzen und 
schaffen so klimafreundliche maritime Mobilität. 
Die Werften in Deutschland können mit diesem 
Seegangsimulator ihre Entwicklung in Brennstoff-
antrieben stellen- und kostengünstig testen. Bre-
merhaven hat so eine einmalige Chance, klima-
freundliche Innovationen bei den deutschen Werf-
ten zu beschleunigen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Daher ist der Seegangsimulator ein wichtiges Ele-
ment in der Wasserstoffstrategie des Landes Bre-
men. Ebenfalls wichtige Elemente dieser Wasser-
stoffstrategie sind der Rollenprüfstand für H2-Lkws, 
-Busse und -Nutzfahrzeuge sowie Möglichkeiten, 
Brennstoffzellensysteme entsprechend autonom zu 
testen, und ein Schulungszentrum zur Wissensver-
mittlung. Mit diesem breiten funktionalen Profil 
würde das Testzentrum in Bremerhaven einen wei-
teren großen Schritt Richtung Wasserstoff machen. 
Mit dem Rollenprüfstand lassen sich zum Beispiel 
Brennstoffzellenprototypen, unter anderem die ge-
planten Wasserstoffbusse, testen und optimieren. 
Es wurde ja schon von meinen Vorrednern gesagt: 
Bremerhaven bekommt jetzt diese drei Wasser-
stoffbusse und auch eine entsprechende Wasser-
stofftankstelle für grünen Wasserstoff. Das ist wirk-
lich innovativ und bringt Bremerhaven voran. 
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Der Rollenprüfstand würde helfen, Firmen wie 
FAUN, die vor Ort ansässig sind, an Bremerhaven 
zu binden, und würde auch helfen, weiteres wich-
tiges Know-how in der Seestadt aufzubauen. Ein 
wichtiger Punkt für uns Grüne ist auch: Das Wissen 
kann in einem Schulzentrum weitervermittelt wer-
den, und Fachkräfte mit entsprechender Wasser-
stoffkompetenz können für den Bremerhavener 
Standort gesichert werden. Dieser Aspekt ist uns 
Grünen besonders wichtig. Wir brauchen viele 
kompetente Köpfe, um im Wandel zur klima-
freundlichen Technologie schnell vorangehen zu 
können. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir Grünen setzen auf den grünen Wasserstoff als 
Energiespeicher sowie einen Stellenausbau der 
Windenergie an Land und auf dem Wasser. Damit 
befreien wir uns auch von alten fossilen Abhängig-
keiten. Daher wollen wir die lokalen Produktions-
kapazitäten für grünen Wasserstoff in Bremen und 
Bremerhaven schrittweise ausbauen und auswei-
ten. Das Anbindungspotenzial einer entsprechen-
den Versorgungsstruktur reicht von wasserstoffbe-
triebenen Zügen bis hin zu den von Herrn Hilz 
schon genannten Carriern im Hafen. 

Die rot-grün-rote Koalition hat viele Maßnahmen 
für Wasserstoffanwendungen in Bremen und Bre-
merhaven auf den Weg gebracht, unter anderem 
grünes Gas für Bremerhaven mit 20 Millionen 
Euro, mit Projekten an der Hochschule, dem TDZ 
und Fraunhofer sowie das Green-Economy-Gebiet 
in Bremerhaven auf dem Gebiet der Luneplate. Der 
Aufbau des Testzentrums inklusive Rollenprüf-
stand würde einen weiteren wichtigen Impuls für 
Bremerhaven liefern und die bisherigen Schritte 
der Landesregierung zum Aufbau einer maritimen 
Wasserstoffökonomie gezielt ergänzen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Brennstoffzellenoptimierungen made in Bremer-
haven zeigen, wie Wasserstoff effizient in Mobili-
tätanbindungen genutzt werden kann. Das ist das, 
was wir als rot-grün-rote Koalition wollen – und die 
CDU ist ja auch unter den Antrag gegangen –: eine 
neue Chance für zukunftsfeste Jobs in Bremer-
haven zu schaffen. – Ich danke Ihnen für die Auf-
merksamkeit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Ingo Tebje. 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleg:innen! Wasser-
stoff ist ein zentraler Baustein der Energiewende. 
Vorrangig für unser Bundesland ist dabei der kli-
maneutrale Umbau der Stahlwerke mittels Wasser-
stoff. Da geht es um die größte CO2-Emissions-
quelle unter einer Industriesparte, die sich nur so 
halten lassen wird, aber auch wasserstoffbetrie-
bene Fahrzeuge haben einen wichtigen Platz in der 
Energiewende. Wo es geht, ist Elektromobilität der 
effizientere Weg, aber für Fahrzeuge, für die Elekt-
romobilität nicht infrage kommt, sind Wasserstoff-
antriebe strategisch extrem wichtig. Das sind eben 
Fahrzeuge, die eine hohe Reichweite brauchen und 
unterwegs keine Ladestation haben: Flugzeuge, 
Hochseeschiffe, Überlandbusse. 

Wasserstoff wird keine große Rolle im Individual-
verkehr spielen, aber – und das war auch schon an-
gesprochen – im Nutzverkehr. Dass FAUN in Bre-
men Wasserstoffnutzfahrzeuge baut und damit 
2030 europäischer Marktführer werden will, ist ein 
enormer Schritt für den Standort Bremen, und da-
für müssen wir alle Unterstützungen hier gemein-
sam mobilisieren. Das war und ist eine Intention 
dieses Antrages. Herr Raschen, Sie haben es ge-
rade schon gesagt, auch der Änderungsvorschlag 
der CDU hat das entsprechend noch einmal aufge-
griffen, auch den Punkt noch mal stärker hervorge-
rufen, weswegen wir die Anträge entsprechend so 
zusammengefügt und nun als gemeinsamen An-
trag hier vorliegen haben. 

Ich will aber durchaus ein bisschen Wasser in den 
Wein schütten, weil es hier ein paarmal noch gefal-
len ist. Ich finde das einen richtigen Ansatz, dass 
wir auch mit Wasserstoffbussen in Bremerhaven 
starten, auch in der Frage der Testregion, aber ich 
glaube, ein Großteil der Experten führen immer 
wieder aus und sagen, gerade für den ÖPNV sind 
eigentlich für die Zukunft eher Elektrobusse. Wir 
werden das in den nächsten Jahren, glaube ich, ge-
meinsam angucken, wie sich das entwickelt, aber 
ich würde stark vermuten, dass wir irgendwann zu 
der Entscheidung kommen, dass dort auch der Um-
stieg auf Elektromobilität erfolgen sollte. 

Der Bericht der Klimaenquete unterstreicht: Weil 
Bremen ein starker Standort für den Einsatz von 
Wasserstoff in der Industrie ist, bestehen besondere 
Potenziale für den Einsatz von Wasserstoff auch im 
Nutzfahrzeugbereich. Diesen Weg wollen wir ge-
hen. Die Entwicklung von Bremerhaven zur Mo-
dellregion für anwendungsorientierte Wasserstoff-
projekte gehört genau in diesen Zusammenhang. 
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Bremen oder Bremerhaven wird sehr wahrschein-
lich nicht der große Importhafen für Wasserstoff 
werden, das zeichnet sich bereits ab. Wir wollen 
uns konzentrieren auf die Anwendung von Wasser-
stoff in einem möglichst breiten Spektrum. Dafür 
wollen wir Kompetenzen bündeln, und dafür ha-
ben wir jede Menge Anknüpfungspunkte mit un-
seren Produktionsbetrieben. 

Das ist der Kern unserer Wasserstoffstrategie, und 
damit fahren wir bis jetzt, auch auf Bundes- und 
EU-Ebene, ganz erfolgreich. Der Aufbau eines 
Testzentrums für Wasserstofffahrzeuge ist dann ei-
gentlich ein logischer Schritt. Ich finde es sehr gut, 
dass dabei auch der Aspekt der Weiterbildung mit-
gedacht wird. In das Testzentrum soll ein Schu-
lungszentrum integriert werden, das Wissenstrans-
fer und Qualifizierung organisiert. Das ist genau 
der richtige Ansatz, nur mit dieser Einheit von tech-
nischer Innovation und Angeboten zur Weiterbil-
dung werden wir die Transformation von Wirt-
schaft und Beschäftigung hinbekommen. Das ist so 
in den Empfehlungen der Klimaenquete vorgese-
hen, das wird hier umgesetzt, und das finde ich 
auch sehr vorbildlich so. 

(Beifall DIE LINKE) 

Die Dekarbonisierung der Schifffahrt schlägt nicht 
direkt auf die CO2-Bilanz im Land durch, aber wir 
sind ja keine Streber, die nur nach guten eigenen 
CO2-Noten gucken wollen, egal, was um uns 
herum auf den Weltmeeren los ist. Klimaneutrale 
Antriebe in der Schifffahrt sind eine große Heraus-
forderung, das wurde eben gerade auch schon an-
gesprochen, aber sie werden kommen, wie man be-
reits an der Reederei Maersk auch sehen kann, die 
entsprechende Schiffe schon bestellt hat. 

Der Seegangsimulator im Testzentrum ist darauf 
die richtige Antwort. Auf flacher – und das hat eben 
der Kollege Günthner schon angestimmt –, ebener 
Strecke braucht man nur zwei Freiheitsgrade, 
links, rechts, vor und zurück. Beim Flugzeug, bei 
Fahrzeugen auf holprigen Strecken und eben auch 
beim Schiff braucht man alle sechs. Das soll der 3D-
Teststand können, und das ist ein großer Vorteil bei 
der Entwicklung von Schiffsantrieben. Der Simula-
tor soll, wie schon eben gesagt, für unterschiedliche 
Branchen genutzt werden können und hat gute 
Aussichten auf eine Förderung durch den Bund 
und die EU und interessierte Firmen. So wünscht 
man sich das, und so kommen wir hier auch ge-
meinsam entsprechend voran. 

Eine letzte Anmerkung: Das Projekt „Testregion 
für mobile Wasserstoffanwendungen“, das den 
Rahmen für das Testzentrum bildet, wird mit fünf 
Millionen Euro aus dem Bremen-Fonds gefördert. 
Die rot-grün-rote Koalition hat in der Coronakrise 
mit einem Programm geantwortet, das sowohl die 
unmittelbaren Folgen der Pandemie bekämpft als 
auch Anschub für den wirtschaftlichen Neustart 
leistet und die Transformation vorantreibt. Das war 
die richtige Entscheidung, und das Testzentrum ist 
hierfür auch ein deutlicher Beleg. – Danke für die 
Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort Senatorin Dr. Claudia Schilling. 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Sehr geehrter 
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! 
Als letzte Rednerin hat man es ja irgendwie immer 
schwer, weil viele wichtige Dinge schon gesagt 
wurden, aber ich habe die Hoffnung, dass sie dann 
vielleicht auch noch besser in Erinnerung bleiben, 
wenn ich sie noch mal betone. In diesem Sinne: Der 
Senat verfolgt das erklärte Ziel, Bremen und Bre-
merhaven langfristig zu ausgewiesenen Wasser-
stoffstandorten in Forschung und Anwendung zu 
entwickeln – das kann ich Ihnen versichern. 

Wir haben uns deswegen bereits auf den Weg ge-
macht und entscheidende Grundlagen zur Errei-
chung dieses Ziels geschaffen, denn eines ist für 
uns alle ganz klar: Die Auswirkungen des Klima-
wandels sind dramatisch, und wir müssen alles da-
für tun, unseren CO2-Ausstoß zu verringern. Grü-
ner Wasserstoff ist dabei – und ich glaube, das ist 
inzwischen auch unstrittig – eine der Schlüssel-
technologien, um diese Klimaziele zu erreichen. 
Gerade der russische Angriffskrieg auf die Ukraine 
und dessen Auswirkungen auf die Energieversor-
gung in Deutschland und Europa haben aktuell 
mehr als deutlich gemacht, dass ein schneller und 
ein erfolgreicher Markthochlauf der Wasserstoff-
wirtschaft sowohl national als auch international 
erforderlich sind. 

Wasserstofftechnologien gewinnen damit nicht nur 
im Hinblick auf den Klimawandel, sondern auch 
mit Blick auf die Energieversorgungssicherheit so-
wie die schnelle Unabhängigkeit von russischen 
Energieimporten zunehmend an Relevanz. Als 
Standort wollen wir dazu einen Beitrag leisten, so-
wohl die Energiewende zu schaffen als auch die 
Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Die Koa-
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lition hat in ihrem Antrag bereits darauf hingewie-
sen, dass Reedereien und Lkw- und Nutzfahrzeug-
hersteller erste Anstrengungen unternehmen, um 
Lkw und Schiffe zukünftig emissionsarm oder so-
gar emissionsfrei anzutreiben. Diesen Weg gilt es 
weiter voranzutreiben, denn es ist von entschei-
dender Bedeutung, dass Transport und Verkehr 
Schritte hin zu emissionsärmeren Flotten unterneh-
men. 

Die Brennstofftechnologie hat in einigen Bereichen 
inzwischen eine Marktreife erreicht. In anderen 
Bereichen wie der Luft- und Schifffahrt besteht je-
doch noch ein erheblicher Forschungs- und Ent-
wicklungsbedarf. Eine für den Bremerhavener 
Standort in Auftrag gegebene Studie hat gezeigt, 
dass Klein- und mittelständische Unternehmen im 
Gegensatz zu Großunternehmen grundsätzlich 
keine ausreichenden Testmöglichkeiten zur Verfü-
gung haben, um prototypische Entwicklungen zu 
einer Marktreife zu bringen, und ich glaube, das ist 
auch nicht überraschend. Wir wollen hier aber an-
setzen, um Bremerhaven zu einem Kompetenz-
zentrum und zur Testregion für mobile Wasserstoff-
anwendungen zu entwickeln. Wir sehen, die See-
stadt bietet bereits jetzt beste Voraussetzungen da-
für. 

Wissenschaftliche Einrichtungen wie das Fraun-
hofer Institut IWES, das Technologie-Transfer-
Zentrum Bremerhaven (ttz), das Institut für Seever-
kehrswirtschaft und Logistik (ISL) und die Hoch-
schule Bremerhaven haben ein vielfältiges Know-
how und Erfahrungen in der Wasserstoff- und 
Brennstoffzellentechnologie und bringen diese ins 
Kompetenzzentrum mit ein. Innovative und bereits 
auf den Weg gebrachte Vorhaben wie der Aufbau 
des Elektrolysetestfelds im Rahmen des immerhin 
20 Millionen Euro starken EFRE-Projekts „Wasser-
stoffgrünes Gas für Bremerhaven“ oder die An-
schaffung der bereits erwähnten sieben wasser-
stoffbetriebenen Busse für Bremerhaven Bus zeich-
nen diesen Weg hin zum Kompetenzzentrum und 
zur Testregion für Wasserstoffanwendungen vor. 

Sehr geehrte Damen und Herren, dieses zukunfts-
orientierte Profil Bremerhavens wollen wir nun 
weiter stärken und mit dem Aufbau eines Testzent-
rums für mobile Wasserstoffanwendungen maß-
geblich ergänzen und vervollständigen. Dessen 
Herzstück wird der bereits vielfach benannte Was-
serstoff-3D-Teststand oder Seegangsimulator ge-
nannt, sein, auf dem die Bewegungen eines Schif-
fes im Seegang mechanisch simuliert werden. 

Der Einsatz des Teststandes ermöglicht es, neue 
Technologien wie Wasserstoff- und Brennstoffzel-
lenanwendungen unter mit Blick auf das Klima und 
den Seegang nahezu realen Bedingungen zu testen 
und mit den gewonnenen Erkenntnissen weiterzu-
entwickeln, bevor sie auf einem Schiff installiert o-
der Versuche auf See durchgeführt werden. Das ist 
wichtig, und das hat Martin Günthner schon zu 
Recht erwähnt, dass dieses System auch in anderen 
Branchen wie zum Beispiel der Luft- und Raum-
fahrttechnik, wie der Fahrzeugtechnik und Bau-
technik, eingesetzt werden kann. 

Sehr verehrte Abgeordnete, mit diesem Projekt 
wird das Profil Bremerhavens als Testregion für 
mobile Wasserstoffanwendungen an Kontur ge-
winnen, und wir werden unsere Attraktivität als 
Wasserstoff-Hub im Nordwesten weiter ausbauen 
können. Die Realisierung des Seegangsimulators 
wird im Rahmen des Innovations- und Technolo-
giezentrums Wasserstoff des Bundes erfolgen, mit 
dem das Bundesministerium für Digitales und Ver-
kehr eine Maßnahme der nationalen Wasser-
stoffstrategie umsetzt. 

Der ITC-Standort Nord, zu dem unsere beiden 
Städte Bremen und Bremerhaven gehören, wird 
Leistungen für Wasserstoff- und Brennstoffzellen-
anwendungen in der Luft- und Schifffahrt anbie-
ten. Innerhalb des Landes Bremen sollen von den 
Bundesmitteln jeweils rund zwölf Millionen Euro 
auf das Projekt Seegangsimulator in Bremerhaven 
sowie auf einen Flüssigwasserteststand für Kompo-
nenten und Bauteile in Bremen am Bremen Center 
of Eco-efficient Materials and Technologies (ECO-
MAT) verteilt werden. 

Sehr geehrte Damen und Herren, das ist also ein 
großer Erfolg auch für Bremerhaven. Wir bauen 
hier Stück für Stück die Grundlage für unsere zu-
künftige wirtschaftliche Prosperität, und wir leisten 
zentrale Beiträge für die Energiewende und für un-
sere Versorgungssicherheit. Ich möchte mich ab-
schließend bei allen Projektbeteiligten ganz herz-
lich bedanken. Sie arbeiten daran, die Zukunftsfä-
higkeit unserer Städte maßgeblich zu verbessern. 

Ich möchte außerdem hervorheben, wie gut wir 
hier auch mit der BIS Bremerhavener Gesellschaft 
für Investitionsförderung und Stadtentwicklung 
mbH, dem Wirtschaftsressort, dem Magistrat Bre-
merhaven und den beteiligten Institutionen ECO-
MAT, ttz, und Deutsches Zentrum für Luft- und 
Raumfahrt (DLR) zusammenarbeiten. Hand in 
Hand arbeiten wir dafür, Bremerhaven als Wasser-
stofftestregion zu etablieren. In diesem Sinne 
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danke ich auch der Koalition für ihren hier vorge-
legten Antrag und freue mich darüber, dass sich 
auch die CDU mit ihrem ergänzenden Antrag an-
geschlossen hat. Der Kurs des Senats wird dadurch 
noch einmal ausdrücklich bestätigt. – Vielen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Antrag zu. 

(Einstimmig) 

„Frau-Leben-Freiheit“ – Volle Solidarität mit den 
Protesten in Iran!  
Entschließungsantrag der Fraktionen Bündnis 
90/Die Grünen, DIE LINKE, der SPD, der CDU 
und der FDP  
vom 11. Oktober 2022  
(Drucksache 20/1627) 

Dazu als Vertreter des Senats Bürgermeister 
Dr. Andreas Bovenschulte. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Dr. Henrike Müller. 

Abgeordnete Dr. Henrike Müller (Bündnis 90/Die 
Grünen): Vielen Dank, Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, verehrte Gäste! 

„Jin, Jiyan, Azadi!“ – „Frau, Leben, Freiheit!“ So 
ertönt es im Iran seit jetzt doch einigen Wochen auf 
den Straßen, in den Universitäten, in den Schulen, 
aus den Autos heraus. 

Ausgegangen sind die Proteste aus den kurdischen 
Gebieten, aus denen die junge Frau „Zhina“ 

Mahsa Amini stammte, die junge Frau, deren Ge-
sicht wir wahrscheinlich alle inzwischen vor Augen 
haben, weil wir lernen mussten, dass, wenn ein 
Kopftuch verrutscht, das im Iran offensichtlich ei-
ner Todesstrafe gleicht. Jedenfalls war es für 
Mahsa Amini so. 

Im Nachgang, jetzt im Laufe der Proteste in den 
letzten Wochen galt das für viele, viele andere 
junge Frauen und Männer im Iran gleichermaßen. 
Sie sind zu Tode geprügelt, zu Tode gefoltert, ver-
gewaltigt und ermordet worden, weil sie für ein 
freiheitliches Leben gekämpft haben, weil sie 
„Frau, Leben, Freiheit!“ bei ihren Protesten skan-
dieren. 

Die Frauen des Irans, das lernen wir jetzt, haben 
genug. Sie haben genug von der seit 40 Jahren an-
dauernden Entrechtung aus nur einem Grund: weil 
sie Frauen sind. Seit über 40 Jahren, genauer 43, 
leben sie mit dem Verhüllungszwang, der natürlich 
nur die offensichtlichste Entrechtung ist, mit der 
die Frauen zu tun haben. Ich will jetzt nicht alles 
aufführen, was ihnen an Rechten fehlt, die für uns 
so selbstverständlich sind: sich scheiden lassen 
können, eine Stimme vor Gericht haben, das Sor-
gerecht für die Kinder haben, das Land verlassen 
können und so weiter. 

All diese Rechte besitzen die Frauen des Irans nicht 
und werden stattdessen auch noch gezwungen, 
von einem Männerregime gezwungen, sich und ih-
ren Körper als Ausdruck der Unterdrückung durch 
das Regime zu verhüllen. Das islamische Regime 
bedient sich an diesen Körpern der Frauen als De-
monstration seiner männlichen Macht und seiner 
Durchsetzung gesellschaftlicher Vorstellungen. 
Das Kopftuch steht deshalb für die Unterdrückung 
der Frau, aber auch aller Bürger durch die Staats-
gewalt, für die Unfreiheit, nicht nur der Frauen, 
sondern natürlich auch die der Männer. 

Die ganz junge Generation, das sehen wir in den 
Youtube-Filmchen, die wir alle hoffentlich auch 
verfolgen, hat es aber satt, gegängelt, gemaßregelt, 
kontrolliert zu werden. Sie schlagen zurück, im 
wahrsten Sinne, sie rufen zurück, sie protestieren. 
Das sieht man sehr weit verbreitet in den sozialen 
Medien. Allein das ist ein Wunder, dass die jungen 
Menschen im Iran es schaffen, diese Filmchen aus 
dem Land zu schaffen, denn das Internet – wir ha-
ben es gelernt – ist ja abgestellt, aus Angst des Re-
gimes, dass sie sich zu sehr in der Welt verbreiten 
könnten. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1627
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Trotz all der Bemühungen des Regimes, den Zu-
gang zu den sozialen Medien einzuschränken, ist 
es der Generation über die ganzen letzten Jahre 
eben doch gelungen, sich ein Bild zu machen, wie 
ein freiheitliches Leben aussehen kann. Man kann 
die Welt nicht aussperren, und das muss eben auch 
ein Mullah-Regime im Iran nun lernen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD, DIE 
LINKE, FDP) 

15 Jahre! – Das ist das Durchschnittsalter der De-
monstrant:innen, die das Regime in den letzten Ta-
gen festnehmen und ermorden lässt. Es ist ein Auf-
stand, vor allem ganz, ganz junger Frauen und 
Männer gegen alte Männer, die ihnen vorschrei-
ben, wie sie zu leben haben, was sie zu tragen ha-
ben, mit wem sie leben dürfen, ob sie überhaupt 
unter den Bedingungen leben dürfen, in denen sie 
leben wollen. 

Das Kopftuch, das nun an vielen Orten demonstra-
tiv abgelegt und verbrannt wird, ist das Herr-
schaftssymbol des islamischen Regimes, in dem 
Frauen wenig gelten. Es geht aber eben nicht nur 
um das Kopftuch oder um den Verhüllungszwang, 
es geht ihnen um Freiheit, es geht um Rechtsstaat-
lichkeit, es geht um Emanzipation von Männern 
und Frauen, und es geht um Selbstbestimmung von 
Frauen. Das ist wohl der Kernpunkt, dass Frauen 
und Männer im Iran das Recht haben wollen, selbst 
zu bestimmen, wie sie leben. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD, DIE 
LINKE, FDP) 

Mit unserem Antrag – und ich freue mich sehr, dass 
ihn inzwischen auch alle Fraktionen unterzeichnet 
haben und dass wir heute aus dem Haus wahr-
scheinlich sehr, sehr konsensual ein Zeichen der 
Solidarität schicken können –zeigen wir uns solida-
risch mit den Frauen im Kampf um Selbstbestim-
mung, und wir zeigen damit, dass sie nicht allein 
sind. Wir zeigen damit, dass, auch wenn das Re-
gime alles abstellt, was es an Technik abzustellen 
gibt, wir sie hören und dass wir sie sehen und dass 
wir sie in ihrem Bestreben nach Freiheit unterstüt-
zen. 

Vor allem bezeugen wir auch, dass wir willens sind, 
dies konsequent dem iranischen Regime gegen-
über kundzutun. Ich will das ganz deutlich sagen: 
In allen Verhandlungen, die wir mit dem Iran füh-
ren, muss die Menschenrechtsfrage und muss die 
Frauenfrage natürlich alleroberste Priorität haben. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD, DIE 
LINKE, FDP) 

Es ist gut, dass wir gestern vernehmen konnten, 
dass aktuell auf europäischer Ebene Sanktionen 
ausgehandelt werden. Sanktionen nicht gegen das 
iranische Volk, also keine weit verbreiteten Wirt-
schaftssanktionen, das wäre jetzt tatsächlich sub-
optimal, sondern ganz gezielte Sanktionen denje-
nigen gegenüber, die sich direkt oder indirekt an 
den Folterungen und an den Morden beteiligen. 

Wir erwarten auch – weil es sich ganz offensichtlich 
noch nicht in allen Bundesländern rumgesprochen 
hat –, wie das auch Bremen praktiziert, dass bun-
desweit keine Abschiebungen mehr in den Iran 
stattfinden. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD, DIE 
LINKE, FDP – Glocke) 

Ich komme zum Schluss. 

Wir erwarten natürlich, dass der brutale Mord an 
„Zhina“ Mahsa Amini umfassend aufgeklärt wird, 
und wir hoffen, dass sich dieser Ruf der Frauen 
„Frauen, Leben, Freiheit!“ für den Iran erfüllen 
möge. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD, DIE 
LINKE, FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Cindi Tuncel. 

Abgeordneter Cindi Tuncel (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! 

„Jin, Jiyan, Azadi!“ – „Frau-Leben- Freiheit“ – 
Volle Solidarität mit den Protesten im Iran! So heißt 
unser Antrag, der heute von allen demokratischen 
Fraktionen eingereicht worden ist. 

Vorweg: Ich freue mich sehr über dieses beigetra-
gene Zeichen der Solidarität mit dem revolutionä-
ren Aufstand gegen das Regime in Teheran. Das ist 
ein starkes Symbol der Bremischen Bürgerschaft. – 
Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Am 16. September starb „Zhina“ Mahsa Amini im 
Polizeigewahrsam, nachdem die sogenannten Sit-
tenwächter sie verhaftet und verprügelt hatten, 
bloß weil sie ihr Kopftuch angeblich nicht korrekt 
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trug. „Zhina“ Mahsa Amini wurde bloß 22 Jahre 
alt. 

Insbesondere in den kurdischen Gebieten im Iran 
gab es schnell Proteste, denn dort geht das Regime 
seit Langem besonders brutal gegen die Bevölke-
rung vor. Nun gibt es aber landesweite Streiks und 
flächendeckende Demonstrationen in allen Teilen 
des Landes. Es ist ein Aufstand der Frauen, die seit 
Jahrzehnten von den Mullahs unterdrückt werden. 
Es ist ein Aufstand der Studierenden, der sehr vie-
len jungen Menschen im Iran und das ist hoffent-
lich das Ende des Regimes insgesamt. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Aber, das hat meine geschätzte Kollegin Frau 
Dr. Müller auch gesagt, die Unterdrücker versu-
chen, ihre Macht mit Gewalt zu sichern. Es gab be-
reits fast 200 Tote. Es wird scharf auf unbewaffnete 
Zivilisten geschossen. Der Iran griff über die 
Grenze kurdische Dörfer im Irak mit Raketen an. 
Diese Staatsgewalt ist in aller Schärfe zu verurtei-
len, meine Damen und Herren, in aller Schärfe! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich bin auch der Meinung, dass nun schnell Sank-
tionen gegen die Verantwortlichen des Regimes 
getroffen werden müssen. Es kann doch nicht sein, 
dass ich noch heute auf der Webseite der deutsch-
iranischen Industrie- und Handelskammer Folgen-
des lesen muss, ich zitiere: „In den letzten beiden 
Sanktionsjahren war Deutschland der größte Han-
delspartner des Iran in der EU. Das iranische Re-
gime ist auf Handelsbeziehungen mit Deutschland 
elementar angewiesen.“ Deshalb bin ich dafür, 
dass hier im Sinne der viel zitierten werteorientier-
ten Außenpolitik ein klares Stoppschild aufgestellt 
wird. Dass die EU sogar Systeme entwickelt hat, 
um Handelbeziehungen und Zahlungsverkehr in 
den Iran fortzuführen, ohne unter die US-Sanktio-
nen wegen des Atomprogramms zu fallen, das ist 
wirklich unanständig, das ist daneben. 

Es muss jetzt in allen Bereichen, was auch Frau 
Dr. Müller gesagt hat, gehandelt werden. In allen 
Bereichen muss dem Iran deutlich gemacht wer-
den, dass wir voll und ganz mit den Frauen, mit den 
Menschen vor Ort, mit allen Schichten – es ist in-
zwischen so, dass alle Schichten im Iran auf der 
Straße sind – –. Es ist die Hoffnung, dass endlich 
dieses Mullah-Regime weggeputscht wird, dass 
diese Revolution erfolgreich wird. Deshalb müssen 
wir alle in allen Bereichen dafür kämpfen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir wollen Freiheit, Frieden und Demokratie im 
Iran. Dafür, das habe ich eben gesagt, muss offen-
sichtlich das jetzige Regime von der Bevölkerung 
gestürzt werden. Wir wollen, dass die Minderhei-
ten wie die Chasaren und die Kurden im Iran ihre 
Rechte haben und natürlich, dass die Frauen end-
lich ihre Rechte und Freiheit haben, denn demo-
kratische Gesellschaften ohne Frauenrechte sind 
einfach undenkbar, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Auch das hat die kurdische Bewegung, aber auch 
die oppositionelle Zivilgesellschaft im Iran schon 
seit Langem betont. Deshalb ist das Motto des Pro-
tests „Jin, Jiyan, Azadi“ – „Frauen, Leben, Frei-
heit!“ so passend. 

Unsere Solidarität gilt den Frauen und allen ande-
ren im Iran, die sich der Gewalt widersetzen und 
weiter protestieren. Ihnen müssen wir zuhören. Sie 
brauchen unsere Aufmerksamkeit und politische 
Unterstützung. Deshalb, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, möchte ich auch noch mal hier aus der 
Bürgerschaft, wie unser Präsident sagt, aus dem 
Haus der Demokratie ganz deutlich sagen, und ich 
hoffe, Sie sind meiner Meinung: „Jin, Jiyan, Az-
adi!“ – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Lencke Wischhusen. 

Abgeordnete Lencke Wischhusen (FDP): Vielen 
Dank, Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Eine junge Iranerin schrieb auf Twitter: 
„Mahsa Aminis Tod hat einfach alles verändert. 
Dinge, die wir zwar hofften, aber irgendwie nie für 
möglich hielten, passieren jetzt.“ 

Als am 16. September, vor fast vier Wochen, die 
ersten Menschen im Iran auf die Straße gingen, war 
gar nicht abzusehen, welche Dimension diese Pro-
teste tatsächlich erreichen würden. Mahsa Aminis 
Tod ist furchtbar und grausam, doch der Tod hat 
natürlich Gewaltiges ausgelöst. Ich glaube, man ist 
es auch dieser jungen Frau schuldig, dass dieser 
Tod nicht umsonst gewesen ist. 

Es sind junge Menschen, die für ein anderes Leben 
auf die Straße gehen. Es sind nicht nur junge, es 
sind natürlich auch ältere, aber spannend ist, dass 
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der iranische Sänger Hajipour in seinem Protestlied 
eigentlich eine Forderung zusammenfasst, er sagt: 
„Für Sehnsucht nach einem normalen Leben, für 
Tanzen auf den Straßen, für Küssen ohne Angst.“ 
Für uns völlig normal und dort eigentlich noch eine 
ganz, ganz große Sehnsucht. Mit dem Wunsch ha-
ben die Protestierenden inzwischen viele ange-
steckt an den Universitäten und sogar an den Schu-
len, wo 15-Jährige Offizielle vertreiben, Männer 
und Frauen, die beherzt zugreifen, wenn Offizielle 
zuschlagen oder sogar verhaften. 

Aus dem Mut der Frauen und der Wut der Jugend 
ist hier eine ganz große gesellschaftliche, starke 
Bewegung geworden. Familien solidarisieren sich 
mit ihren Kindern, und zum Merkmal der jüngsten 
Proteste ist es geworden, dass sie von vielen Men-
schen in weiten Teilen des Landes auch tatsächlich 
getragen werden. Das ist eine ganz, ganz neue Di-
mension und der kraftvolle Wunsch nach einem Le-
ben in Freiheit, der sich eigentlich genau hier ma-
nifestiert. 

Neu sind auch die Orte. Immer mehr Videos zeigen 
jetzt die Proteste – viele von uns haben sie sicher-
lich gesehen – von Schülerinnen und Schülern. 
Das, was nämlich Mahsa Amini bei ihrem Besuch 
der Hauptstadt passiert ist, die Schikane der Sitten- 
und Moralwächter kennen eben auch diese Be-
troffenen aus eigener Anschauung heraus. Auch 
das zeigen die Proteste, denn sie werden von vielen 
Männern gestützt, die sich für die Rechte ihrer 
Schwestern und Töchter einsetzen wollen. 

In den letzten Tagen habe ich oft gelesen, die 
Frauen wollen sich vom Kopftuch befreien. Es tut 
mir irgendwie so leid, dass der Wille nach gesell-
schaftlicher Veränderung und dass der Kampf um 
das Recht auf Freiheit, Eigenverantwortlichkeit 
und Sicherheit, den inzwischen so viele auf den 
Straßen Irans vortragen, tatsächlich in einer gewis-
sen Weise auf die Frage vom Tragen des Kopftuchs 
reduziert wird. Wer mag und möchte, soll doch ei-
gentlich Kopftuch tragen dürfen – so ist unser Be-
griff von einer toleranten Gesellschaft –, aber es 
auch die ablegen dürfen, die es nicht mögen und es 
nicht wollen, ganz ohne Scham und Angst vor Kon-
sequenzen oder womöglich sogar Strafen. 

(Beifall FDP, Bündnis 90/Die Grünen) 

Es gibt viele kopftuchtragende Frauenverbände, 
die sich im Iran mit den Protestierenden solidarisie-
ren, gerade weil es eben nicht um das Kopftuch 
geht, sondern um die grundsätzliche Frage, wie 

man zusammenleben möchte, was auch Freiheit 
und Eigenverantwortung bedeutet. 

Deshalb tragen wir Freien Demokraten auch den 
interfraktionellen Antrag gern mit, und ich freue 
mich, dass meine Partei im Bund auch so geschlos-
sen und schnell reagiert hat. Unser Präsidiumsbe-
schluss deckt sich nämlich mit den Forderungen 
unseres Antrags. Wir verbinden sie mit dem 
Wunsch, dass die Protestierenden auf ihrem Weg, 
einen gesellschaftlichen Wandel einzuläuten, auch 
wirklich erfolgreich sein werden, und dass dieser 
Kampf nicht ins Leere läuft. 

Gewalt und Unterdrückung sind, auch wenn der 
Schrecken für die Bevölkerung lang anhält, noch 
nie dauerhafte staatsbildende Grundpfeiler gewe-
sen, auch nicht in der Geschichte. In der letzten 
Woche war meine Wahrnehmung von eigentlich 
drei gleichzeitigen Nachrichten geprägt. Im Iran 
kämpfen Frauen, in Florida sollen Schülerinnen vor 
dem Sport ihre Menstruationszyklen offenlegen 
und in Deutschland werden Frauen laut Europarat 
nur unzureichend vor Gewalt geschützt. Liebe Kol-
leginnen und Kollegen, ich will diese Ereignisse 
jetzt nicht unbedingt miteinander vergleichen, 
aber es macht mir halt schon schmerzlich bewusst, 
dass Frauenrechte, die für uns normal sind, immer 
noch in Gefahr sind, dass Frauenrechte immer und 
immer wieder erkämpft werden müssen, eben im 
Großen und auch im Kleinen. 

Deshalb möchte ich auch an dieser Stelle an die 
Frauen in Afghanistan erinnern – ich finde, diese 
Debatte kommt in den letzten Monaten leider viel 
zu kurz – und daran erinnern, wie existenziell sich 
die Lage verschlimmert hat, wo Schulen in die Luft 
gesprengt werden, in denen Mädchen gerade ihren 
Abschluss machen wollten. Ich glaube auch da: 
Frauen in Afghanistan brauchen genauso unsere 
Solidarität, sie brauchen auch unsere Unterstüt-
zung. Egal wo auf der Welt, wir werden gebraucht, 
um sie auch da zu unterstützen, zu begleiten und 
zu sagen: „Ja zur Freiheit, ja zu freiem selbstbe-
stimmtem Leben und ja zu Frauenrechten“, und 
deswegen lassen Sie uns diese Debatte auch noch 
mal zum Anlass nehmen, wach zu bleiben für das 
große und kleine Unrecht, das Frauen auf der gan-
zen Welt leider alltäglich widerfährt.– Danke 
schön! 

(Beifall FDP, CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, 
DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Sina Dertwinkel. 
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Abgeordnete Sina Dertwinkel (CDU): Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Jede und jeder von 
uns hat die Bilder der vergangenen Wochen vor 
Augen. Im Iran demonstrieren mutige Menschen, 
vor allem junge Frauen, gegen das Mullah-Regime. 
Auslöser der Proteste war der Tod der 22-jährigen 
Mahsa Amini. Mahsa Amini wurde wegen des Ver-
stoßes gegen die Kleiderordnung von der Sittenpo-
lizei verhaftet. Was nach ihrer Verhaftung gesche-
hen ist, ist ungeklärt, aber wir alle können uns aus-
malen, welchen Schrecken sie vor dem Fall ins 
Koma und ihrem Tod erleben musste. 

Sie ist nicht allein. Das Schicksal von Mahsa Amini 
teilen so viele Menschen und gerade Frauen im 
Iran: Unterdrückung, Angst, Gewalt und Tod durch 
das islamistische Regime sind für sie gelebter All-
tag. Neben einer für Frauen strikt herrschenden 
Kleiderordnung und einer Kopftuchpflicht sind 
Frauen und auch ethische Minderheiten, wie es 
zum Beispiel die Kurden im Iran sind, in allen Le-
bensbereichen und Lebenslagen benachteiligt und 
werden systematisch diskriminiert, um es mal 
milde auszudrücken. Vergewaltigungen und Ge-
walt in der Ehe sowie innerfamiliäre sogenannte 
Ehrenmorde sind straffrei. Das Scheidungsrecht 
gilt nur für den Mann, auch dürfen Frauen einige 
Berufe überhaupt nicht ausüben und nur ausge-
wählte Sportveranstaltungen und Stadien besu-
chen. 

Homosexualität ist strafbar. Die Zeugenaussage ei-
ner Frau zählt vor Gericht, wenn überhaupt, nur 
halb so viel wie die eines Mannes. Frauen müssen 
sich die Erlaubnis ihres Mannes oder ihres Vor-
mundes einholen, wenn sie verreisen wollen. 
Frauen dürfen in der Öffentlichkeit nicht singen. Es 
gilt ein Verbot von Verhütungsmitteln für sie, vom 
Sorgerecht will ich gar nicht erst anfangen. Das Le-
ben und die Gesundheit, um es zusammenzufas-
sen, von Frauen, sind im Iran, wenn überhaupt, nur 
die Hälfte wert. Der Iran verstößt permanent gegen 
Völker- und Menschenrechte und das auch schon 
vor den momentanen Protesten. 

Vor dem Hintergrund all dieser Verbote und der zu 
erwartenden Strafen ist es umso beeindruckender, 
dass sich dieser Protest zu einem regelrechten Kul-
turkampf entwickelt hat. Im Iran findet gerade eine 
der größten Frauenrechtsbewegungen der Welt 
statt. Es ist nicht nur eine Frauenrechtsbewegung, 
es ist eine Menschenrechtsbewegung, an deren 
Spitze junge Frauen stehen. 

(Beifall CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE, 
FDP) 

Diese würden, so hörte man in einige Statements, 
lieber sterben als weiterhin Unterdrückung zu le-
ben. Diese Frauen und Menschen riskieren mo-
mentan alles für ihren Drang nach Freiheit. Seit Be-
ginn sind nach offiziellen Angaben des Irans 
41 Menschen gestorben. Human Rights Watch und 
andere Organisationen gehen von mehr als 150 ge-
töteten Menschen aus. Für ihren Tod und den von 
Mahsa Amini müssen Militär, Geheimdienste und 
Verantwortliche aus der Herrschaftsschicht zur 
Verantwortung gezogen werden. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Es ist daher richtig, dass die EU genau gegen diese 
Vertreter des iranischen Unterdrückungsapparats 
Sanktionen plant. Wir unterstützen das vollends, 
und ich persönlich hoffe auch, dass diese Sanktio-
nen auch noch auf andere Bereiche und verant-
wortliche Personen ausgeweitet werden. 

(Beifall CDU, FDP) 

Wenn wir diese Proteste ignorieren, wenn wir die 
Stimmen nicht hören und sie nicht noch verstärken 
würden, dann machen wir uns mitschuldig. Auch 
wenn unsere Stimmen heute hier aus Bremen die 
Iranerinnen und Iraner aller Wahrscheinlichkeit 
nach wegen des Shutdowns des Internets nicht er-
reichen werden, ist es für uns, die wir in Freiheit 
leben dürfen, Pflicht, das Sprachrohr dieser Men-
schen hier vor Ort zu sein. 

(Beifall CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Die mutigen Iranerinnen und Iraner verdienen un-
sere vollkommene Solidarität. Sie verdienen ein 
Zeichen der Geschlossenheit. Deswegen vielen 
Dank für diesen Antrag – und ich gucke da beson-
ders in die Richtung von Dr. Henrike Müller –, 

(Beifall) 

dem wir uns natürlich sehr gern angeschlossen ha-
ben. – Danke schön! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Prof. Dr. Eva Quante-
Brand. 
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Abgeordnete Prof. Dr. Eva Quante-Brandt (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Es ist unverzichtbar, dass wir die an-
haltenden massenhaften Proteste im Iran gegen die 
brutale Unterdrückung, die Forderung nach Durch-
setzung und Einhaltung grundsätzlicher Men-
schenrechte durch das iranische Regime hier und 
heute diskutieren. 

Die bekannte iranische Ärztin und Journalistin 
Gilda Sahebi weist mit Nachdruck darauf hin, Zitat: 
„Je sicherer das iranische Regime sich fühlt, umso 
gewalttätiger und gnadenloser gehen sie gegen 
Kritikerinnen und Demonstrantinnen vor. Es ist 
einfach eine Rechnung, die das Regime macht.“ Zi-
tatende. Auch Amnesty International warnt davor, 
dass ohne internationales Handeln noch mehr 
Menschen im Iran lange Haftstrafen oder den Tod 
fürchten müssen. 

Deutschland ist der wichtigste Handelspartner des 
Iran. Auch deshalb ist es dem iranischen Regime 
nicht egal, welche Diskussionen es in Deutschland 
gibt, was die politisch Verantwortlichen in Bund 
und in den Ländern sagen und tun. Die Rechnung 
des iranischen Regimes, die Proteste ohne nachhal-
tige negative Konsequenzen gewaltsam unterdrü-
cken zu können, darf nicht aufgehen. Dazu müssen 
und wollen wir hier einen politischen Beitrag leis-
ten. 

(Beifall SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Seit dem Tod der 22-jährigen kurdischen Iranerin 
Mahsa Amini am 16. September protestieren ange-
führt von Frauen, vor allem jungen Frauen, Schüle-
rinnen, Studierenden, tausende Männer und 
Frauen im ganzen Land gegen das iranische Re-
gime, gegen die systematische Unterdrückung der 
Frauen in allen Lebensbereichen. 

Die Geschichte der Frauenbewegung im Iran reicht 
bis ins 19. Jahrhundert zurück und gilt seither als 
Herz der iranischen Zivilgesellschaft. Nach der Is-
lamischen Revolution 1979 wurden sehr viele Frau-
enrechte massiv eingeschränkt. Ein unter anderem 
sichtbarer Ausdruck dafür ist eine Kleiderordnung, 
die Frauen unter anderem verpflichtet, in der Öf-
fentlichkeit ein Kopftuch zu tragen. Seit der Wahl 
des Präsidenten Raisi im letzten Jahr werden durch 
die Sittenpolizei noch rigorosere Kontrollen an den 
Bekleidungsvorschriften durchgesetzt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch die gegen-
wärtige Geschichte mitten in Europa erinnert uns 

daran: Schweigen zu massiven Menschenrechts-
verletzungen und staatlicher Willkür ist kein ak-
zeptabler Weg. 

(Beifall SPD) 

Deshalb in aller Deutlichkeit: Wir verurteilen das 
brutale Vorgehen der iranischen Sicherheitsbehör-
den auf das Schärfste. Die Gewalt gegen die De-
monstrierenden ist unerträglich, sie muss umge-
hend eingestellt werden. Zweitens: Wir sehen und 
hören die Frauen und Protestierenden im Iran und 
sprechen ihnen unsere volle Solidarität aus. Wir se-
hen, wie sie um Menschenrechte, Frauenrechte 
und für Rechte von ethnischen und religiösen Min-
derheiten eintreten, wie sie dafür eintreten, eine 
Verbesserung ihrer wirtschaftlichen Situation zu 
erreichen, und wie sie für Freiheit und gesellschaft-
liche Teilhabe sowie für Selbstbestimmung und 
Emanzipation eintreten. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Sie wollen frei entscheiden, wie sie leben, was für 
Kleidung sie tragen. Sie wollen ihr Land mitgestal-
ten und das ohne Angst. Wir sehen aber auch, dass 
nach Angaben der Menschenrechtsorganisation 
Human Rights Watch bislang mehr als 150 Men-
schen bei den Protesten ums Leben gekommen 
sind. Auch deshalb gelten unser ganz besonderer 
Respekt und unsere Hochachtung den iranischen 
Frauen und allen Protestierenden, den Männern, 
Frauen, den Arbeitenden auch in der Gas- und Öl-
industrie. 

Gleichzeitig müssen wir aber einräumen, dass un-
sere Möglichkeiten, die Proteste im Iran zu unter-
stützen, auch begrenzt sind. Umso mehr unterstüt-
zen wir die Bundesregierung in ihrem Streben nach 
wirksamen EU-Sanktionen gegen das Mullah-Re-
gime, insbesondere gegen seine Machthaber, und 
eben nicht gegen das Volk. Dies soll bis Ende Ok-
tober in Brüssel passieren. Ich hoffe sehr, dass das 
in diesem Zeitfenster auch wirklich gelingt. 

Viertens: Wir unterstützen die Initiative mehrerer 
Bundesländer und der Bundesministerin Faeser, ei-
nen Abschiebestopp für gefährdete Menschen aus 
dem Iran zu verhängen. In Bremen wurde bereits 
seit Anfang 2021 niemand mehr in den Iran abge-
schoben und das ist gut so. Wir bitten den Senat 
auch, sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, 
dass auch andere Bundesländer entsprechend han-
deln und ihre Politik an dieser Stelle ändern. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 



5810 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 40. Sitzung am 12.10.2022 und 13.10.2022 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit, meine 
Zeit ist abgelaufen! 

(Beifall SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Meine Damen und Her-
ren, bevor ich die nächste Rednerin aufrufe, möchte 
ich auf der Besuchertribüne ganz herzlich eine 
Gruppe von der Deutschen Rentenversicherung 
Oldenburg-Bremen begrüßen. – Herzlich willkom-
men hier im Haus! 

(Beifall) 

Als nächste Rednerin hat das Wort die Abgeord-
nete Maja Tegeler. 

Abgeordnete Maja Tegeler (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleg:innen! Zhina 
Mahsa Amini, 22 Jahre, Nika Shakarami, 16 Jahre, 
Sarina Esmailzadeh, ebenfalls 16 Jahre und eine 
der Youtuberinnen, von denen die Kollegin Müller 
in ihrer Rede gesprochen hat. Das sind wohl die 
drei bekanntesten jungen Frauen, die von Vertre-
tern der iranischen Sicherheitskräfte wegen ihres 
Einsatzes für Frauenrechte und Freiheit brutal er-
mordet wurden. Bereits nach dem Tod von Zhina 
Amini am 16. September kam es zu landesweiten 
feministischen Protesten unter der Losung „Jin, 
Jiyan, Azadi!“, also „Frauen, Leben, Freiheit“, die 
bis heute andauern und die inzwischen zu einem 
regelrechten Aufstand gegen das reaktionäre Mul-
lah-Regime anwuchsen. 

Es geht um das Selbstbestimmungsrecht von 
Frauen. Es geht ganz vereinzelt um ein sicheres Le-
ben queerer Menschen, und es geht vor allem um 
Freiheit und Demokratie. Stärker als bei den Pro-
testen 2018 und 2019 und auch stärker als 2009, als 
es ebenfalls um einen grundlegenden Systemwan-
del ging, sind Frauen der Motor der aktuellen Pro-
teste. Der Wissenschaftler Hamidreza Azizi von der 
Stiftung Wissenschaft und Politik in Berlin sagte in 
einem Interview mit dem Redaktionsnetzwerk 
Deutschland: „Der Antrieb dieser Protestwelle ist 
der Mut der Frauen.“ Er spricht weiter darüber, 
dass die Protestwelle von einer stärkeren sozialen 
Basis getragen werde und zu erwarten sei, dass das 
Mullah-Regime entweder spürbare Reformen zu-
gestehe oder anderenfalls die Macht verlöre. Ich 
hoffe, er behält Recht. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleg:innen! 
Es ist relevant, dass wir uns auch hier und heute mit 
den Protesten solidarisieren. Das wird meiner Er-
fahrung nach auch so von hier lebenden und kämp-
fenden Menschen mit iranischen Wurzeln wahrge-
nommen. Was aber kann über eine deutliche Soli-
darisierung hinaus getan werden, um den Protes-
tierenden den Rücken zu stärken? Mein Kollege 
Cindi Tuncel hat schon etwas zu Sanktionen ge-
sagt, die anderen Rednerinnen zum Teil auch. Ich 
halte es ebenfalls für wichtig, dass die in Europa 
geparkten Vermögen von iranischen Regierungs-
vertretern und Angehörigen der Sicherheitskräfte 
eingefroren und beschlagnahmt werden. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Daher fordern wir das ja auch in dem vorliegenden 
interfraktionellen Antrag. Für zentral halte ich, 
dass wir die Situation iranischer Geflüchteter stär-
ken, gerade jetzt. Dazu gehört der im Antrag gefor-
derte Abschiebestopp auf Bundesebene, und ich 
erwarte, dass Innenministerin Faeser da schnell et-
was vorlegt. Dazu gehört aber meiner Ansicht nach 
auch und auch nach Einschätzung der Beratungs-
stellen eine Aussetzung der Dublin-Abschiebung 
in Länder, die wiederum in den Iran abschieben. 
Das sage ich auch hier in Bremen ganz explizit. Lo-
gischerweise folgt daraus auch die Forderung nach 
einem sicheren Aufenthaltstitel für iranische Ge-
flüchtete, damit sie hier in Sicherheit und ohne 
Angst leben können. – Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, CDU, SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen, FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Thomas Jürgewitz. 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Tuncel, seit wann gehört die Linkspartei, die 
Linksfraktion zu den demokratischen Fraktionen, 
wie Sie behauptet haben? 

(Zuruf Abgeordnete Maja Tegeler [DIE LINKE]) 

Fragen Sie mal Frau Wagenknecht, das nur vor-
weg. Fragen Sie mal Frau Wagenknecht. – Also, 
jetzt zum Thema. 

(Glocke) 
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Präsident Frank Imhoff: Herr Abgeordneter Jürge-
witz, bitte nehmen Sie zur Kenntnis, dass alle Mit-
glieder hier im Hause demokratisch gewählt sind, 
dass alle Fraktionen hier im Haus demokratische 
Fraktionen sind und nichts anderes. Punkt! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Wenn Sie 
das so sehen, Herr Präsident, dann soll es so ein. 

Iranische Frauen sind selbstbewusst immer gewe-
sen im Verhältnis zu den Frauen in vielen anderen 
arabischen und muslimischen Ländern. Wenn Frau 
Müller hier feststellt, das Kopftuch ist ein Herr-
schaftssymbol des Islam, Frau Müller, so ist das 
schön, gerade von Ihnen zu hören. 

(Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]: Frau Dr. Mül-
ler bitte!) 

Da wäre dann ja noch viel zu tun, auch in anderen 
arabischen Ländern oder vielleicht sogar in den 
deutschen Schulen. 

Zum Iran: Wir blicken auf einen Islam-Faschismus 
im Iran, ein mittelalterliches Regime seit nunmehr 
43 Jahren. Der Westen, die Amis haben ernsthaft 
niemals versucht das Regime zu stürzen. Sieht man 
einmal ab von dem iranisch-irakischen Krieg, auch 
dies ein Stellvertreterkrieg der USA. Kommt Ihnen 
das irgendwie bekannt vor? 43 Jahre lang Sanktio-
nen gegen den Iran haben nichts genutzt. Kommt 
Ihnen das irgendwie bekannt vor? 

Regimewechsel, ja klar, nötig seit 43 Jahren. Es 
wird langsam Zeit, aber das nicht nur im Iran, un-
serem größten Handelspartner in der Gegend. An-
dere sind es auch, Handelspartner, wichtig, ge-
nauso verwerflich wie der Iran. Ich nenne Saudi-
Arabien, ich nenne auch die Türkei, im Grunde die 
gesamte arabische Welt und dann China und dann 
auch Russland. Bleiben Sie wachsam! – Danke 
schön! 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Dr. Henrike Müller. 

Abgeordnete Dr. Henrike Müller (Bündnis 90/Die 
Grünen): Vielen Dank, Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Das Gute ist, dass man als 
Demokratin ja gewöhnt ist, dass man geballte In-
kompetenz aushalten kann. 

(Beifall) 

Das war jetzt wieder ein sehr schönes Beispiel da-
für. 

Ich hatte mich vor dem Abgeordneten gemeldet, 
um auf folgenden Gedanken noch mal hinzuwei-
sen: In der Tat ist richtig gesagt worden, wir sind 
der größte Handelspartner des Iran, deswegen ste-
hen wir auch in einer besonderen Verantwortung. 
Ich weiß nicht, ob es Ihnen auch so geht, aber ich 
habe große Sorge, weil ich fühle mich erinnert an 
die Proteste in Belarus. Da haben wir hier auch eine 
Solidaritätsadresse, eine richtige, zu den Frauen 
nach Belarus und auch zu den dortigen ja sehr 
weiblichen Protesten geschickt. 

Wir wissen, wie es dort ausgegangen ist. Das er-
hoffe ich mir jetzt für den Iran natürlich nicht, aber 
sollte es so kommen, dass auch im Iran sich dieses 
sehr, sehr gewalttätige Regime zunächst erst mal 
wieder durchsetzt, wie sich auch das Regime Luka-
schenko erst mal zunächst wieder durchgesetzt hat, 
daran müssen wir ja glauben, dass wir unseren lan-
gen Atem auch da nicht verlieren. Lencke Wisch-
husen hat ja zu Recht darauf hingewiesen, es ist ja 
noch in vielen Teilen der Welt gerade für Frauen 
noch sehr, sehr viel im Argen, und jetzt ist der Iran 
gerade in der Twitter-Öffentlichkeit, in unserer 
großen Öffentlichkeit ist es ja eigentlich viel zu we-
nig angekommen. 

Deswegen ist es so wichtig, dass, auch wenn die 
großen Proteste nicht mehr stattfinden sollten, nie-
dergeschlagen sein sollten, dass wir erst recht 
wachsam sind, erst recht weiterhin signalisieren, 
dass wir die Proteste hören, dass wir hören, was die 
Frauen und Männer sich wünschen. Es ist auch 
ganz besonders wichtig, weil wir eben viele Men-
schen auch in Europa haben, die mit iranischen 
Wurzeln hier leben, und wenn sie sich öffentlich zu 
den Protesten äußern, natürlich das Risiko einge-
hen, dass sie ihre Familien gefährden und dass sie 
auch nicht mehr in den Iran einreisen dürfen. 

Das alles gilt für Afghanistan, für Belarus, für all 
diese Länder. Von daher finde ich, ist es ganz be-
sonders wichtig, dass wir uns auch als Landespar-
lament, weil das wird ja manchmal despektierlich 
in der bremischen Öffentlichkeit moniert, dass wir 
uns mit internationalen Angelegenheiten ausei-
nandersetzen. Genau deswegen ist es so wichtig. 

(Beifall) 

Ich will es noch mal sagen, und Herr Strohmann 
wird vielleicht gleich auch wieder nicken, ich will 
noch mal sagen: Unterschätzen wir nicht, auch 
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wenn Länder vermeintlich abgeschnitten sind, die 
Eingesperrten hören uns sehr wohl und sie brau-
chen auch das Gefühl, dass sie bei uns präsent sind. 
Da spreche ich aus Erfahrung. Man kriegt es mit, 
da können Sie das Internet noch so oft abstellen. – 
Vielen Dank! 

(Beifall) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort Bürgermeister Dr. Andreas Bovenschulte. 

Bürgermeister Dr. Andreas Bovenschulte: Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Nach einer 
Debatte, in der sehr viel Richtiges gesagt wurde, 
nur drei kurze Anmerkungen: Wer dem Aufbegeh-
ren der Menschen im Iran, insbesondere der 
Frauen, nicht mit voller Sympathie entgegentritt, 
der hat weder Herz noch Verstand. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Deshalb ist es gut und richtig, dass die demokrati-
schen Fraktionen einmütig einen Solidaritätsantrag 
auf den Weg gebracht haben, und der Senat kann 
sich dem zu 100 Prozent anschließen. Das tue ich 
hiermit kund. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Zweitens: Selbstverständlich werden wir uns, wie 
gefordert, auf Bundesebene für einen Abschiebe-
stopp einsetzen in dieser Situation für Menschen 
aus dem Iran, und wir werden auch faktisch jetzt 
keine Menschen in den Iran abschieben. Das ha-
ben wir in der Vergangenheit nicht gemacht, das 
werden wir jetzt erst recht nicht machen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Drittens: Das iranische Regime ist ein Feind von 
Demokratie und Freiheit, daran kann kein Zweifel 
bestehen, trotzdem ist es richtig, weiter über ein 
Atomabkommen mit dem Iran zu verhandeln, weil 
ein nicht vorhandenes Atomabkommen die Welt 
nicht sicherer machen würde, und weil es notwen-
dig ist, auch in so einer Situation tatsächlich die Be-
dingungen dafür zu schaffen, dass der Frieden er-
halten bleibt. Es würde den Menschen im Iran 
nichts nützen und es würde den Menschen auch 
sonst nichts nützen. 

Es ändert nichts an meiner Einschätzung, das Re-
gime ist ein Feind von Freiheit und Demokratie, 

und mit diesem Widerspruch werden wir umgehen 
müssen – mit dieser Einschätzung einerseits und 
der Notwendigkeit, weiter über ein Atomabkom-
men zu verhandeln. Ich finde, diese Ehrlichkeit 
muss sein, und an diesem Punkt muss man sich 
auch die Karten legen und muss diesen gewissen 
Widerspruch auch aushalten. – Herzlichen Dank 
für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Entschließungsantrag seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Entschließungsantrag zu. – Vielen Dank! 

(Einstimmig – Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen verraten, 
dass interfraktionell vereinbart wurde, jetzt den 
Tagesordnungspunkt 11 zu behandeln und diesen 
Tagesordnungspunkt rufen wir jetzt auch auf. 

Radwege im Überseehafen attraktiv gestalten  
Antrag der Fraktionen der SPD, DIE LINKE und 
Bündnis 90/Die Grünen  
vom 15. Juni 2022  
(Drucksache 20/1503) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Dr. Clau-
dia Schilling. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Jörg Zager. 

Abgeordneter Jörg Zager (SPD): Herr Präsident, 
liebe Kolleg:innen! Nach der Debatte eben auf 
Fahrradwege zurückzukommen ist nicht ganz so 
einfach, aber nichtsdestotrotz, wir haben das heute 
auf der Tagesordnung. Von daher lassen Sie uns 
beginnen. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1503
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Heute debattieren wir den Antrag der Koalition 
„Fahrradwege im Überseehafengebiet attraktiv 
gestalten“. Im Rahmen der Sondersitzung des Bau- 
und Umweltausschusses der Stadtverordnetenver-
sammlung am vergangenen Donnerstag in Bremer-
haven wurde über die Klimaschutzziele der En-
quetekommission diskutiert. Ich fand das eine sehr 
gelungene Veranstaltung. Von den Anwesenden 
wurde vielfach der Wunsch nach attraktiven Fahr-
radwegen geäußert. 

Die Stadt Bremerhaven hat bereits diverse Maß-
nahmen, exemplarisch sei hier die Nord-Süd-Route 
genannt, auf den Weg gebracht und wird weitere 
initiieren. Ebenso werden im Umland von Bremer-
haven diverse Maßnahmen zum Bau und der Ge-
staltung von Fahrradwegen, sei es der Weser-Rad-
weg oder auch als Begleitung der Ausbau von 
Landstraßen auf den Weg gebracht. 

Wir wollen mit unserem Antrag zwei Dinge sicher-
stellen: Zum einen sollen die Radwege im Übersee-
hafengebiet attraktiv und vor allem sicher gestaltet 
werden, und zum zweiten wollen wir, dass die Pla-
nungen und Arbeiten mit den Beteiligten möglichst 
in einem abgestimmten Zeitrahmen erfolgen. 

Dass Handlungsbedarf besteht, die Fahrradwege 
im Überseehafengebiet attraktiver zu machen, 
dürfte jedem klar werden, sobald sie/er sich auf das 
Fahrrad schwingt und durch den Hafen fährt. Die 
Fahrradwege im Hafengebiet haben noch ein ge-
wisses Verbesserungspotenzial. 

So queren sie mehrfach Schienen, deren Que-
rungswinkel teilweise gefährlich sind, schwere Un-
fälle beim Queren haben wir bereits registrieren 
dürfen. Dann darf der Fahrradfahrende mehrfach 
die Straßenseite wechseln, auch die Vorfahrtsrege-
lung wechselt mehrfach. Das eine Mal hat der Lkw, 
Pkw Vorfahrt, das andere Mal das Fahrrad. Das 
macht die Fahrt mit einem Rad nicht wirklich at-
traktiv. 

Angesichts der Tatsache, dass der Weser-Radweg 
auch über die Drehbrücke geführt hat, die wie all-
gemein bekannt im letzten Jahr havariert ist, benö-
tigen wir ganz dringend die Möglichkeit zur Nut-
zung des ColumbusHoppers, der bekanntermaßen 
als provisorische Maßnahme die zweite Anbindung 
zur Columbusinsel darstellt und das trotz der im 
Hafenausschuss im September vorgetragenen Be-
denken. Ich denke aber, angesichts der Dauer von 
fünf Jahren, bis die neue Drehbrücke oder die neue 
Brücke fertiggestellt ist, müssen wir eine Lösung 
haben für die Fahrradfahrenden. 

Es gibt noch weiteres Verbesserungspotenzial. Aus 
der Innenstadt kommend führt die Tour oben auf 
den Deich, der unter anderem Kommodore-Ziegen-
bein-Promenade heißt, zur Schleuse am Kaiserha-
fen. Sie endet abrupt an einem Zaun. 

Aus der Ferne kann man nicht erkennen, dass hier 
das Ende ist. Man hätte vielleicht vorher abbiegen 
müssen, um das Zolltor Lohmannstraße zu passie-
ren und die Route fortzusetzen. Auch nicht wirklich 
interessant, nein, nicht wirklich klasse. Die Tour 
führt dann weiterführend zum Columbus Cruise 
Center oder auch zum Container-Aussichtsturm. 
An diesen Stellen könnte ich mir gut Ladestationen 
für E-Bikes vorstellen. 

Eine Fortsetzung der Tour Richtung Roter Sand o-
der Weddewarden ist nicht möglich, da die Nut-
zung des ColumbusHoppers nur für gewerbliche 
Verkehre erlaubt ist. Also wäre auch hier ein wei-
teres Argument für die Öffnung zur Nutzung des 
ColumbusHoppers durch Fahrradfahrende, wie be-
reits vorhin vorgetragen. Somit könnten auch die 
Radtourist:innen wieder die Route des Weser-Rad-
weges nutzen. Nach Darstellung des ADFC ma-
chen das im Jahr circa 60 000 Menschen. Das ist 
nicht uninteressant. Es existieren also viele Mög-
lichkeiten, die Fahrradwege noch attraktiver zu ge-
stalten. 

Einige Hafenbetriebe bieten Beschäftigten mittler-
weile Fahrrad-Leasing oder ähnliche Modelle zur 
Beschaffung von E-Bikes an. Ihnen soll der Um-
stieg schmackhaft gemacht werden. Nun müssen 
wir auch die Fahrradwege so attraktiv machen, 
dass ich quasi richtig Lust verspüre und Bock habe, 
mit dem Fahrrad zur Arbeit fahren zu wollen. Diese 
Wege können natürlich auch von E-Scootern ge-
nutzt werden. Das wird sicherlich auch den einen 
oder anderen Fahrenden freuen. 

Mit der Reparatur, Sanierung und gegebenenfalls 
Neugestaltung der Radwege würden wir die Basis 
für eine Mobilitätswende im Hafengebiet schaffen. 
Gerade attraktive Radwege schaffen Vorausset-
zungen, Bedingungen, die es den Kolleg:innen er-
möglichen, klimaneutral zur Arbeit zu kommen. 
Mit der Einbeziehung und Beteiligung des ADFC 
und des Deutschen Verkehrssicherheitsrates soll 
auch externer Sachverstand in den Prozess geholt 
werden. Schließlich wurden vom ADFC bereits 
Vorschläge gemacht, wie man das Überseehafen-
gebiet attraktiver gestalten kann. Ich würde mich 
an dieser Stelle über Ihre Unterstützung freuen. – 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 
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(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Prof. Dr. Hauke Hilz. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr 
geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Zuhörende! 
Wir haben uns über diesen Antrag gefreut, er ist die 
Reaktion auf unsere Anfrage vom Juni letzten Jah-
res in der Stadtbürgerschaft, wo die eklatanten 
Mängel im Überseehafengebiet deutlich geworden 
sind. Deswegen freut es uns, dass Sie als Koalition 
jetzt aktiv werden und Vorschläge machen, wie 
man das verbessern kann. 

(Beifall FDP) 

Das werden wir auch unterstützen, Herr Zager hat 
ja schon einiges gesagt. Im Überseehafengebiet ist 
die Situation für Radfahrer relativ – schwierig ist 
übertrieben –, aber sie ist doch mit Aufwand ver-
bunden, um sich sicher durch den Hafen zu bewe-
gen. Es bleibt natürlich ein Wirtschaftsbereich, ein 
durch Schwerlastverkehr und starke Wirtschafts-
verkehre geprägtes Gebiet. Gerade deswegen 
muss man darauf achten, dass die Radwege, die 
dort sind, sicher und komfortabler gestaltet wer-
den, als das im Moment der Fall ist. 

(Beifall FDP) 

Diese Wechsel der Straßenseiten sollten der Ver-
gangenheit angehören und gemeinsam, das denke 
ich auch, mit dem ADFC und – jetzt habe ich den 
Verband vergessen, den Sie noch erwähnt haben – 
dem Deutschen Verkehrssicherheitsverband, den 
werden Sie sicherlich gut einbinden, – –. Damit 
werden wir Möglichkeiten schaffen, immer unter 
der Prämisse, dass wir es natürlich mit einem Wirt-
schaftsbereich zu tun haben, das muss bei der gan-
zen Planung berücksichtigt werden. 

Wir sind dabei, den Radverkehr in der Stadt Bre-
merhaven deutlich zu verbessern. In der Koalition 
mit SPD und CDU haben wir in dieser Legislatur-
periode die Mittel für den Radwegeverkehr mehr 
als verdreifacht. Wir haben angefangen, das, was 
in den vergangenen Jahren versäumt wurde, auf-
zuarbeiten und sind dabei, kontinuierlich – nicht 
nur im Bereich Nord-Süd-Trasse, sondern überall, 
an vielen Stellen in der Stadt –, Radwege wieder 
attraktiver zu gestalten. 

Da wird dieses Vorhaben im Überseehafen nahtlos 
eingreifen, sodass es zunächst für die Bewohnerin-
nen und Bewohner Bremerhavens, die mit dem 

Fahrrad in den Überseehafen fahren attraktiver 
wird und dann im nächsten Schritt auch für die, die 
im Umland wohnen, was durchaus eine beträchtli-
che Anzahl an Personen ist. 

Mit dem E-Bike sind aber mittlerweile auch grö-
ßere Distanzen per Fahrrad entsprechend klima-
neutral oder zumindest klimaarm, je nachdem, wie 
Sie den Akku laden, zu bewältigen, sowohl mor-
gens vor der Arbeit als auch abends nach der Ar-
beit, und das muss unser gemeinsames Ziel sein. 

Wir werden ansonsten große Anstrengungen ma-
chen müssen, wenn der ÖPNV im Überseehafen-
gebiet weiter ausgebaut wird, weil es im Prinzip im 
Wesentlichen um Einpendler aus den Nachbarge-
meinden, aus dem niedersächsischen Umland, 
geht. Das ist sehr kostenaufwendig, und da hilft 
insbesondere jeder, der vom Auto auf das Fahrrad, 
auf das E-Bike umsteigt und dann zu uns nach Bre-
merhaven, oder man kann ja auch sagen, zu Ihnen 
nach Bremen einpendelt, um dort der Arbeit nach-
zugehen. 

Kurz zusammengefasst: Wir freuen uns, dass Sie 
eineinhalb Jahre nach unserer mündlichen An-
frage in der Stadtbürgerschaft jetzt reagieren. Wir 
tragen das mit und freuen uns auf die Ergebnisse, 
die wir dann hoffentlich auch zeitnah zu sehen be-
kommen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Ralf Schumann. 

Abgeordneter Ralf Schumann (DIE LINKE): Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Ich freue 
mich auch, heute mal wieder über ein Bremerhave-
ner Thema sprechen zu dürfen – und zwar über den 
Weser-Radweg, 

(Zuruf Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]) 

den ich, Herr Kollege Professor Hilz, persönlich 
nicht kenne, aber er soll, habe ich gelesen, von 
Hannoversch Münden über Bremerhaven bis nach 
Cuxhaven gehen, hat über 500 Kilometer Strecke 
und ist laut ADFC ein Vier-Sterne-Radweg, also 
eine richtige Bremerhavener Attraktion, die man 
eigentlich hegen und pflegen und noch viel be-
kannter machen müsste. 

Nun haben wir gehört: Der ist in einem nicht sehr 
guten Zustand. Er muss saniert werden. Er wech-
selt die Straßenseiten, er ist sehr gefährlich, aber er 
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ist eben nicht nur für Touristen wichtig, sondern 
auch für die Beschäftigten in der Hafenwirtschaft, 
weil viele Menschen, die dort arbeiten, mit dem 
Fahrrad dort hinfahren, und das ist eigentlich per 
se eine gute Sache, das muss man unterstützen. 

Er ist für die Radfahrer auch interessant – und für 
die Radfahrerinnen auch –, weil er ein bisschen Ha-
fen spürbar macht. Man kann dort große Pötte be-
obachten, man kann den Containerbetrieb be-
obachten – alles in allem eine gute Sache. 

(Vizepräsidentin Sülmez Dogan übernimmt den 
Vorsitz.) 

Dass der Radweg durch den Hafen führt ist somit 
eigentlich großartig. Das ist ein Highlight für den 
Radtourismus. Deshalb ist es absolut richtig, dass 
man sich jetzt darum kümmern soll, die Radwege 
im Überseehafen ordentlich zu sanieren. Es ist auch 
ein gutes Zeichen, dass wir nicht nur an die Rad-
fahrer:innen in der Innenstadt denken, sondern 
auch an die im Hafen und nicht nur an die Radfah-
rer:innen in Bremen, sondern auch an die in Bre-
merhaven. 

Die Frage ist: Wie schnell geht das? Die „Nordsee-
Zeitung“ hatte vor einem Jahr dazu berichtet, und 
bremenports meinte damals: Wir finden das wich-
tig, im Moment brauchen wir unsere Kapazitäten 
aber für den Abbau der Drehbrücke. Die Drehbrü-
cke ist jetzt demontiert, aber bekanntlich hat bre-
menports jetzt die nächste Baustelle, um die sie sich 
dringend kümmern muss. 

Der Antrag skizziert mit der Bereitstellung von Pla-
nungsmitteln und der Suche nach Fördermöglich-
keiten eher eine große Lösung. Das ist eine gute 
Sache, braucht aber leider Zeit. Deshalb würde ich 
mir wünschen, dass – gestützt auf das Papier vom 
ADFC und auf die Befragung der Hafenarbeiter – 
gut abgeschichtet wird. Man kann einige Sachen 
sofort machen, nämlich die, die nicht so aufwendig 
sind, aber eine Menge bringen. Das muss auf die 
Liste – mit größeren Maßnahmen kann man zeitlich 
noch warten. Es ist ein Unterschied, ob man einen 
Radweg verbreitert oder umgestaltet oder ob man 
einen Zaun versetzt. 

Das wäre mein Plädoyer: Eine ordentliche Planung 
für die Aufwertung der Radwege im Überseehafen 
vorantreiben, aber inzwischen das, was man relativ 
unkompliziert machen kann, einfach machen. Das 
kann man im Hafenausschuss noch mal genauer 
diskutieren, aber wir brauchen jetzt das Signal. 

Es wird weitsichtig geplant, aber es wird eben nicht 
nur geplant, sondern auch schon gehandelt, jeden-
falls da, wo es geht. Der Weser-Radweg ist einer 
der Punkte, an dem wir in bundesweiten Rankings 
einmal ganz oben stehen können und da muss man 
den Ehrgeiz haben, dass man da nichts anbrennen 
lässt. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Thorsten Ra-
schen. 

Abgeordneter Thorsten Raschen (CDU): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Schumann, ich muss Sie be-
richtigen: Wir reden nicht über Bremerhaven, wir 
reden über das stadtbremische Überseehafenge-
biet, und das ist nicht Bremerhaven, das ist unter 
der Hoheit von Bremen. 

(Beifall CDU) 

Das ist ein gutes Beispiel dafür, dass unser Antrag 
zum Anfang der Legislaturperiode, den Übersee-
hafen zum Landeshafen umzuwandeln, richtig war. 
Sie haben es damals als Koalition aber abgelehnt. 

Man sieht, dass die Probleme gerade die Bremer-
havener betreffen und nicht die Bremer, denn die 
sind 70 Kilometer von dem Überseehafen entfernt. 
Daher wundere ich mich auch ein bisschen, dass 
wir – denn Punkt eins benennt die Fahrradwege im 
stadtbremischen Überseehafengebiet – hier im 
Landtag diskutieren. Aber ich finde es gut, dass wir 
uns überhaupt dieses Themas annehmen, denn die 
Vorredner haben ja signalisiert, in welchem 
schlechten Zustand die Radwege im Überseeha-
fengebiet sind, und hier muss was passieren. 

Hier sind Lkws, hier sind Pkws, hier sind Schienen-
verkehre, und da sind natürlich die Radfahrer im-
mer die schwächsten Verkehrsteilnehmer. Wenn 
man es den Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern im Überseehafengebiet ermöglichen möchte, 
mit dem Rad zur Arbeit zu fahren, dann muss na-
türlich auch die Infrastruktur entsprechend herge-
richtet sein, und da gibt es, glaube ich, noch eine 
ganze Menge zu tun. 

In dem Bericht des ADFC kann man nachlesen, 
dass viele Unfälle ohne Fremdeinwirkung auf-
grund einer sehr schlechten Infrastruktur entstan-
den sind. Allein das bedeutet einen erheblichen 
Nachbesserungsbedarf. Ich selbst habe mir davon 
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bei der Initiative STADTRADELN ein Bild ge-
macht, und der Hafen ist in vielen Bereichen nicht 
sicher. 

Ich möchte aber einen Aspekt aufnehmen, den der 
ADFC aufgebracht hat. Sie können den Hafen zur-
zeit nur über Weddewarden oder über den Roten 
Sand erreichen. Das ist für viele relativ weit. Der 
ADFC schlägt vor – und das hat gerade für Arbeit-
nehmer aus Geestland, Spaden, Leherheide oder 
Lehe einen riesen Vorteil –, ab dem Eckernfeld 
über den Freihafen eine Brücke zu bauen, weil das 
wäre dann eine dritte Zufahrt, und dann könnte 
man viel zielgenauer aus diesem nördlichen Be-
reich in den Hafen kommen. Dieser Idee sollte man 
sich annehmen und versuchen, sie entsprechend 
umzusetzen. 

Herr Zager hat angesprochen, was der Ausfall der 
Drehbrücke bedeutet. Wir haben das im städti-
schen Hafenausschuss letztes Mal auch themati-
siert. Der Wunsch ist definitiv da, die Columbus-
Hopper für Radverkehre freizugeben, denn 
dadurch kann ich den Weser-Radweg an der Stelle 
wieder verbinden und habe dann eine vernünftige 
Verbindung. Daher würde ich schon darum bitten, 
dass auch in Gesprächen mit dem ADFC intensiv 
weitergeguckt wird, wie man schnell zu Lösungen 
kommt. 

Natürlich dauert der Ersatz so einer Brücke länger, 
andere Dinge kann man vielleicht besser sofort ma-
chen, aber letztendlich sollte ein Konzept vorgelegt 
werden, wie der Radverkehr im Überseehafenge-
biet in den nächsten Jahren erheblich besser aus-
gebaut werden kann. 

Herr Professor Hilz hat es angesprochen, in Bre-
merhaven gehen wir da einen sehr guten Weg, und 
das machen wir seit Beginn der Legislaturperiode. 
Wir geben jedes Jahr 700 000 Euro für den Ausbau 
von Radwegen aus. Es wäre schön, wenn sich die 
Stadt Bremen mit ihrem Gebiet, dem stadtbremi-
schen Überseehafengebiet, entsprechend anschlie-
ßen würde. Dem Radverkehr in Bremerhaven 
würde das guttun. Wir werden, trotz der Kritik, dass 
er immer noch stadtbremisch ist, dem Antrag zu-
stimmen. Inhaltlich ist er richtig, und daher unter-
stützen wir den Antrag. – Ich bedanke mich! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Ralph Saxe. 

Abgeordneter Ralph Saxe (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
In Bremerhaven habe ich das Fahrradfahren er-
lernt, und ich bin dabei geblieben. Das hat damals 
mit Sicherheit nicht daran gelegen, dass die Reize 
der Infrastruktur so toll gewesen wären, ganz im 
Gegenteil. 

Ich habe – weil diese Debatte schon drohte – Bre-
merhaven mal wieder mit dem Fahrrad erkundet. 
Das war so ein bisschen wie sich mal wieder die 
Wurzeln angucken. Wir haben auch letztes Mal 
darüber gesprochen, was Bremerhaven da inves-
tiert. Das finde ich auch erst mal lobenswert, diese 
Verdreifachung. Das ist natürlich, wenn gefühlt – –
, als ich da weg bin vor 35 Jahren, hatte man Glück, 
wenn man in der Infrastruktur in Bremerhaven 
überlebt hat, wenn man Fahrrad gefahren ist. Dann 
muss man sagen – vor 35 Jahren können Sie das 
wahrscheinlich gar nicht beurteilen, aber ich 
schon. 

(Abgeordnete Christine Schnittker [CDU]: Doch, 
ich ja, leider ja!) 

Ich glaube, wenn Sie sich heute diese Infrastruktur 
angucken: Es gibt einen erheblichen Nachholbe-
darf. Deswegen ist das ein guter Anfang, das kon-
statiere ich auch, aber es reicht natürlich komplett 
nicht aus. 

Wenn man sich eine Stadt wie Utrecht anguckt, die 
gibt inzwischen 50 Euro pro Einwohner aus, eine 
Stadt wie Kopenhagen, das wissen Sie auch, 
36 Euro. Wir in Bremen haben 25 Euro, das schon 
seit Längerem. Da ist noch Luft nach oben, und von 
daher kann ich Sie nur ermutigen als jemand, der 
die Infrastruktur in Bremerhaven kennt und die 
eben erkundet hat – –. 

(Zuruf) 

Wann ich was zu was sage, das müssen Sie schon 
mir überlassen, weil Herr Professor Hilz ja auch 
ausgiebig darüber gesprochen hat. Da muss man 
sagen, da ist noch Luft nach oben. 

Der besteht natürlich auch im Überseehafen. Ich 
habe mir das dort auch angeguckt. Das ist erstmal 
ruckelig, es ist viel zu schmal, man muss die Straße 
wechseln. Ich habe mich da nicht sicher gefühlt auf 
dem Fahrrad. Aus dem Grunde ist dort ganz ein-
deutig Handlungsbedarf. 

Ich glaube insgesamt, dass Bremerhaven so eine 
Planung aus einem Guss, die es hoffentlich geben 
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wird, auch als gutes Beispiel braucht, um zu zeigen, 
wie moderne, gute Fahrradinfrastruktur aussehen 
kann, und das ist gerade dort, wo die Menschen ar-
beiten, besonders wichtig. Wir wollen ja, dass sie 
nicht alle mit dem Auto aus Spaden oder sonst wo 
in den Überseehafen fahren, sondern dass mög-
lichst viele Leute mit dem Pedelec dieses Angebot 
wahrnehmen, das dann hoffentlich dort besteht. 

Das heißt, auch die Klima-Enquete hat sich mit die-
sem Thema ausgiebig beschäftigt und gesagt, ge-
nau die Arbeitsorte, die müssen wir uns angucken, 
denn da sind die großen Potenziale – noch nicht 
mal in der autofreien Innenstadt hier in Bremen, 
sondern die Potenziale sind eindeutig dort, wo die 
Menschen weite Wege fahren, und das ist natürlich 
da, wo sie arbeiten und möglicherweise sogar au-
ßerhalb Bremerhavens wohnen. Dort muss man die 
Angebote schaffen, und von daher finde ich das 
sehr wichtig, dass wir das jetzt machen. Ist viel-
leicht ein bisschen zu spät – aber besser zu spät als 
gar nicht. 

Ich finde, nachdem ich mir das dort angeguckt 
habe, dass jetzt so ein bisschen Herumfrickeln 
nicht der richtige Weg sein kann, sondern ich 
glaube schon, dass dort einfach ein neues Konzept, 
wie man die Fahrradinfrastruktur schaffen will, ge-
schaffen werden muss. 

Wir haben in unserem Antrag auch drin, dass man 
das Thema Pedelec gleich mit Lademöglichkeiten 
denkt. Das finde ich wichtig. Das mit dem Weser-
Radweg ist erwähnt worden, dass da irgendwann 
ein Zaun im Weg steht. Der Bremerhavener Teil ist 
die vier Sterne vom ADFC nicht wert. In anderen 
Teilen hier in Bremen oder auch zwischen Bremen 
und Bremerhaven sieht das besser aus und von da-
her ist es, glaube ich, wichtig, diese Lücke, die be-
steht, zu schließen. 

Der besondere Fokus, wenn man eine Radinfra-
struktur in einem Hafen bauen will, ist natürlich die 
Verkehrssicherheit. Sie haben die wirtschaftlichen 
Aspekte nach vorne gestellt, ich stelle die Ver-
kehrssicherheit nach vorne und sage, wenn Leute 
mit einem Verkehrsmittel unterwegs sind, mit dem 
sie weitgehend ungeschützt sind, dann muss man 
sehr gut darauf achten, dass sie dort sicher ihre 
Wege machen können. Bei der Verkehrsmittelwahl 
ist Schnelligkeit sicherlich ein Grund – aber dass 
die Leute sich sicher fühlen und keine Angst um 
Leib und Leben haben, das ist am Ende noch wich-
tiger. 

Es gibt ein Förderprogramm, das heißt „Stadt und 
Land“. Da haben wir, glaube ich, unsere Förder-
mittel, die wir haben, noch nicht komplett abgeru-
fen. Das würde eigentlich gerade zu diesem Lü-
ckenschluss, der da erzielt werden muss, gut pas-
sen. Deswegen würde ich darum bitten, wenn das 
nicht schon geschehen ist, Frau Senatorin, dass 
man da noch mal genau guckt, ob man nicht noch 
zusätzliche Mittel abgreifen kann. 

Ich wünsche mir, wie gesagt, dass diese Planung, 
die dann in der Überseestadt realisiert wird, ein gu-
tes Beispiel in Bremerhaven setzt – da bin ich ganz 
optimistisch, dass das gelingen wird – und dem 
Radverkehr in Bremerhaven Impulse geben wird. 
Denn es ist ja eigentlich so schwer zu verstehen: Es 
ist flaches Land. Der einzige Anstieg, den es gibt, 
ist der auf die Kennedy-Brücke hoch. Man fragt 
sich: Warum gibt es verhältnismäßig so wenig Rad-
verkehr in Bremerhaven, wo doch die Bedingun-
gen –außer diese Anhöhe da – nur durch den Wind, 
der manchmal etwas stärker ist als in Bremen, et-
was ungemütlich sind? 

Ich glaube, da besteht mehr Potenzial, damit sehr 
viele junge Leute und Kinder, die in Bremerhaven 
aufwachsen, genauso wie ich, das Fahrradfahren in 
Bremerhaven lernen und damit ein Leben lang 
nicht aufhören. Das wäre mein Wunsch. – Vielen 
Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Senatorin Dr. Claudia Schil-
ling. 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren Ab-
geordnete! Gut ausgebaute und sichere Fahrrad-
wege im stadtbremischen Überseehafen in Bremer-
haven sind, genau wie überall sonst, selbstver-
ständlich auch aus Sicht des Senats ein wichtiger 
Baustein zur attraktiven und zukunftsgerechten 
Gestaltung unserer Stadt und des Hafens. Ich sage 
das gleich zu Beginn so deutlich, da gerade in den 
Hafengebieten Herausforderungen bestehen und 
Radfahrerinnen und Radfahrer auch Gefahren, die 
sind schon angeklungen, ausgesetzt sind. 

Hafengebiete sind Gefahrengebiete, heißt es an et-
lichen Zugängen zum Hafen und das soll, nein, das 
muss sich für Radfahrerinnen und Radfahrer än-
dern. Ich freue mich deswegen über den von den 
Koalitionsfraktionen heute hier vorgelegten An-
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trag, denn der bestärkt uns tatsächlich in den An-
sätzen, die wir bereits gegangen sind. Tatsächlich 
ist das im Hafen, und das gebe ich hier natürlich zu, 
noch nicht sichtbar, aber ich kann Ihnen versi-
chern, dass wir uns bereits auf dem Weg befinden, 
die Fahrradinfrastruktur im Überseehafen nachhal-
tig und zukunftsgewandt zu verbessern. 

Lassen Sie mich das kurz ausführen: Zu diesem 
Zweck haben wir bremenports mit einer genauen 
Analyse der Situation des Radverkehrs und der 
Handlungserfordernisse hierfür beauftragt. Teil 
dieses Auftrags war es auch, zu prüfen, ob für diese 
Aufgabe möglicherweise Fördermittel in Anspruch 
genommen werden können. 

Im Prozessverlauf hat bremenports dann als aus-
sichtsreichstes Förderinstrument das Programm der 
nationalen Klimaschutzinitiative des Bundesum-
weltministeriums identifiziert. Zu dem in diesem 
Rahmen erfolgten Förderaufruf „Klimaschutz 
durch Radverkehr“, hat bremenports im Okto-
ber 2021 eine Projektskizze mit dem Titel „Steige-
rung der Attraktivität des Radverkehrs im stadtbre-
mischen Überseehafen“ oder auch kurz „Hafen at-
traktiv“ eingereicht, die einen umfangreichen und 
detaillierten Maßnahmenkatalog zur Verbesserung 
der Fahrradinfrastruktur im Hafen enthält. Selbst-
verständlich hat bremenports diesen Antrag mit di-
versen Beteiligten, nämlich unter anderem dem 
ADFC, der Erlebnis Bremerhaven GmbH, dem Ma-
gistrat Bremerhaven und der BLG Logistics Group 
AG & Co. KG abgestimmt. 

Im Zuge der Antragerstellung wurde mittels einer 
Onlineumfrage unter den Beschäftigten im Hafen – 
die wurde hier schon genannt – eine umfassende 
Bestandsaufnahme durchgeführt. Wenig überra-
schend lässt sich aus den Rückmeldungen ein deut-
licher Optimierungsbedarf für die Radwege im 
Überseehafen ableiten. 

Ich freue mich sehr darüber, dass ich Ihnen hier 
und heute berichten kann, dass der Antrag jüngst 
vom Projektträger in der Vorabbewertung positiv 
bewertet wurde, sodass nun ein Vollantrag einge-
reicht werden kann. Wir können also durchaus op-
timistisch davon ausgehen, dass wir mittelfristig die 
notwendigen Mittel für eine Verbesserung der 
Fahrradinfrastruktur im Überseehafen einwerben 
können. 

Parallel zu dem gerade geschilderten Antragsver-
fahren haben wir als Hafenressort außerdem Mittel 
im Handlungsfeld Klimaschutz eingeworben, mit 

denen bremenports bis zum Ende dieses Jahres zu-
nächst sechs Ladesäulen für E-Bikes im Übersee-
hafen schaffen wird. Auch mit dieser Maßnahme 
werden wir einen wichtigen Beitrag für die Verbes-
serung der Hafeninfrastruktur im Überseehafen 
leisten. 

Sehr geehrte Damen und Herren, attraktive und si-
chere Fahrradwege, davon bin ich überzeugt, ha-
ben gleich einen mehrfachen positiven Nutzen für 
unseren Hafen. Zu allererst profitieren die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der Hafenunterneh-
men davon, denn sie können verstärkt das Fahrrad 
als Alternative zum Auto nutzen. Gleichzeitig leis-
ten wir einen Beitrag zur Entlastung der zum 
Schichtwechsel häufig überfüllten Straßen. Und, 
keineswegs zu vergessen: Wir verstärken mit ei-
nem verbesserten Radfernwegenetz die Attraktivi-
tät Bremerhavens als nachhaltigen Touris-
musstandort. 

Wir machen den Hafen als interessanten Wirt-
schafts- und Logistikstandort noch besser erlebbar 
und steigern die Attraktivität des allseits bekann-
ten Weser-Radwegs, der mit einem seiner span-
nendsten Abschnitte unseren Hafen passiert. Diese 
Weiterentwicklung der Hafeninfrastruktur muss 
aber natürlich gerade im Hafengebiet einen beson-
deren Schwerpunkt darauf legen, die Verkehrssi-
cherheit zu erhöhen und damit auch dazu beitra-
gen, die Unfallrisiken für den Radverkehr zu min-
dern. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir sind also da-
bei, die Fahrradverbindungen im Überseehafen 
auszubauen und sicherer zu gestalten, noch auf 
dem Papier und in der Planung, aber schon bald mit 
konkreten Maßnahmen. Lassen Sie uns deshalb 
diesen Kurs gemeinsam fortführen und für eine 
Verbesserung der Fahrradinfrastruktur im stadt-
bremischen Überseehafengebiet in Bremerhaven 
eintreten. – Ich danke Ihnen! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 
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(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen L.F.M., Abgeordneter Thomas Jürgewitz 
[AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Antrag zu. 

Studierende während des Praxissemesters beim 
öffentlichen Dienst in Bremen finanziell entlas-
ten, eine Praktikumsvergütung jetzt einführen!  
Antrag der Fraktion der CDU  
vom 11. Mai 2022  
(Drucksache 20/1470) 

Dazu als Vertreter des Senats Senator Dietmar 
Strehl. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Sigrid Grönert. 

Abgeordnete Sigrid Grönert (CDU): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich 
wurde vor gut einem Jahr durch Handzettel, die 
Studenten und Studentinnen hier vor der Bürger-
schaft verteilt haben, für das Thema Aufwandsent-
schädigung im Praktikumssemester sensibilisiert. 
Unser Antrag, den wir dazu eingebracht haben, be-
inhaltet zwei Aspekte, zum einen die finanzielle 
Entlastung von Studierenden und zum anderen die 
Bekämpfung des Fachkräftemangels. Die Flugzet-
tel damals wurden übrigens durch Studierende des 
Studiengangs Soziale Arbeit verteilt. Deswegen 
war ich auch besonders aufmerksam. 

Zuerst nun zur finanziellen Absicherung, denn 
diese ist für viele Studenten ein ständiger Kampf. 
Gerade, wenn sich die Herkunftsfamilie in einer fi-
nanziellen Schwellensituation befindet und es kein 
BAföG gibt, ist Geld für studierende Kinder oft sehr 
schnell knapp. 

Doch auch BAföG-Berechtigte kommen oft nicht 
allzu weit, und das zur Verfügung stehende Geld 
reicht kaum mehr zum Überleben, wenn zum Bei-
spiel das WG-Zimmer doch teurer wird als zuerst 
gedacht. Oft muss dann ein Minijob her, der aber 
nicht selten mit Lernzeiten kollidiert oder einfach 

auch kräftezehrend ist. Während des Praktikums-
semesters wird es dann oft sogar unmöglich, bei-
des, Praktikum und diesen Nebenjob, zu vereinen. 

Was ich an dieser Diskussion einfach nicht ver-
stehe, ist, dass es doch gerade unsere linke Regie-
rungskoalition ist, die sonst immer wieder betont, 
dass Menschen einen ordentlichen Lohn brauchen, 
von dem sie auch leben können. Rot-Grün-Rot re-
det von gesellschaftlicher Teilhabe, doch bei den 
Sorgen von Studierenden, die sich oft gerade wäh-
rend eines Praktikums zuspitzen und die unsere 
Bremer Regierung ja selbst abmildern könnte, wird 
bis heute einfach weggeschaut. 

(Beifall CDU, FDP) 

Ich möchte daran erinnern, dass es auch im sozia-
len Bereich seit einiger Zeit durchgängig dual Stu-
dierende, durchgängig bezahlte dualstudierende 
Studenten und Studentinnen gibt. Ist es einfach 
persönliches Pech, wenn man keinen dieser Plätze 
ergattern konnte, aber plötzlich im Pflichtprakti-
kum in derselben Abteilung nebeneinandersitzt? 
Der eine bekommt Geld, der andere nicht. Mit un-
serem Antrag fordern wir übrigens in Orientierung 
an andere Bundesländer nur um die 450 Euro als 
monatliche Aufwandsentschädigung. Das scheint 
uns nicht besonders vermessen zu sein. 

Während aber der Aspekt, dass auch Studierende 
überleben müssen, die eine Seite der Medaille ist, 
ist die Bekämpfung des Fachkräftemangels die an-
dere und wohl auch die noch wichtigere. Ich muss 
sagen, dass es auf mich schon sehr überheblich ge-
wirkt hat, wie der Senat in den Antworten auf un-
sere Kleine Anfrage, die wir vorher eingebracht ha-
ben, mehrmals darauf hinweist, dass die Praktikan-
ten freiwillig in den bremischen öffentlichen Dienst 
kämen. Die Initiative ginge ganz einseitig von den 
Studierenden aus und – als Schlussfolgerung – sie 
könnten sich ja auch einen anderen bezahlten Platz 
suchen. 

Wir haben im öffentlichen Dienst um die 600 unbe-
setzte Stellen. Ganz Deutschland stöhnt über den 
Fachkräftemangel und unser Senat leistet sich sol-
che Bemerkungen? Mit Blick auf den zunehmen-
den Fachkräftemangel müsste der Senat schon 
längst den Studierenden hinterherlaufen und nicht 
umgekehrt. 

(Beifall CDU) 

Spannend ist es übrigens, dass in einigen Berei-
chen des Landes bereits ein Mangel erkannt wurde 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1470
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und der Senator für Finanzen in die Richtlinie zur 
Durchführung von unentgeltlichen Praktika we-
nigstens eine Ausnahme für Studierende des euro-
päischen Studiengangs Wirtschaft und Verwaltung 
mit Schwerpunkt Verwaltung aufgenommen hat. 
Diese Studierenden bekommen im Praxissemester 
eine Vergütung oder eine Aufwandsentschädi-
gung, weil man sie damit locken und möglichst 
auch für später binden möchte. Es geht also. Doch 
warum gilt dieser Aspekt nicht auch für die ande-
ren Bereiche des öffentlichen Dienstes mit Fach-
kräftemangel? 

Durch meine Funktion als sozialpolitische Spreche-
rin weiß ich, dass es gerade auch im Sozialbereich 
große personelle Lücken gibt. Zudem ist in der letz-
ten Haushaltsneuaufstellung der Bremer Regie-
rungskoalition ein sehr interessanter Absatz zu le-
sen: Studierende des Studiengangs Soziale Arbeit, 
die ihr Praxissemester in öffentlichen Einrichtun-
gen absolvieren, sollen künftig 450 Euro pro Monat 
erhalten. 

(Senatorin Anja Stahmann: Sehr gut!) 

Dafür seien insgesamt 270 000 Euro für die kom-
menden zwei Jahre vorgesehen. 

Das zu lesen, reicht mir aber nicht, denn bislang hat 
meines Wissens weder ein Student noch eine Stu-
dentin auch nur irgendetwas von diesem Geld ge-
sehen. Die Zahl der Praktikanten im Sozialbereich 
müsste sich übrigens von zurzeit um die zehn Per-
sonen im Jahr, wie ich der Antwort auf unsere 
Kleine Anfrage entnehmen konnte, mehrfach ver-
doppeln, um die bereitgestellte Summe aufzubrau-
chen. 

Ich komme zum Schluss. Ich bin sehr gespannt, was 
Sie gleich dazu sagen werden, wie weit Ihre Pla-
nungen sind und wo die 270 000 Euro festhängen, 
und ich bin gespannt, ob Sie im Sinne unseres An-
trages zustimmen werden, auch jedem weiteren 
Pflichtpraktikanten des öffentlichen Dienstes eine 
Aufwandsentschädigung zu geben. 

Wir brauchen mittlerweile nahezu alle Fachkräfte, 
und gerade den Hinweis, diese könnten ihr Prakti-
kum ja woanders machen, wo sie Geld dafür be-
kommen könnten, halte ich aktuell für komplett 
aus der Zeit gefallen. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Christopher 
Hupe. 

Abgeordneter Christopher Hupe (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Praktika im öffentlichen 
Dienst, egal, ob es ein Pflichtpraktikum ist oder ein 
freiwilliges, sind absolut positiv, bieten die Chance 
für den öffentlichen Dienst, sich als attraktiver Ar-
beitgeber darzustellen und müssen unbedingt be-
fördert werden. 

Ich denke auch, dass der öffentliche Dienst auf je-
den Fall eine Vorbildfunktion hat, was die Bereit-
stellung von Praktikumsplätzen angeht. Wie Sie 
gesagt haben, das trägt natürlich zur Attraktivie-
rung bei. Gelungene Praktika sorgen dafür, dass 
wir künftige Mitarbeiter für den öffentlichen Dienst 
gewinnen können. Deshalb ist die Forderung von 
Ihnen auch nicht falsch. 

(Abgeordnete Christine Schnittker [CDU]: Aber! – 
Heiterkeit CDU) 

Warten Sie ab! Eine monatliche Vergütung, Sie ha-
ben jetzt 450 Euro gesagt, im Antrag steht noch 
400 Euro – –. Sie gehen auch auf die Unternehmen 
in Mehrheitsbeteiligung ein. Ich glaube, das ist – –
. 

Sie haben gerade gesagt, das ist ein Lohn, von dem 
man leben kann. Das ist natürlich kein Lohn, von 
dem man leben kann, aber wenn wir die Situation 
von Studierenden angucken, die ein Pflichtprakti-
kum machen, ich habe selber damals auch eins ge-
macht: Man hat nicht mehr unbedingt die Möglich-
keiten, die Jobs, die man nebenher macht, die oft 
nur für die Stunden, die man ableistet, bezahlt wer-
den, zu machen. Das Geld fehlt und es ist absolut 
sinnvoll, dass es dort eine entsprechende Entschä-
digung gibt. 

Deshalb haben wir ganz viel Sympathie dafür. Das 
bringt Anerkennung, das bringt Wertschätzung 
und bindet, wie gesagt, die Studierenden vielleicht 
später auch an den öffentlichen Dienst. Zumindest 
berichten sie vielleicht davon, wie toll es im öffent-
lichen Dienst ist und können andere Leute über-
zeugen, dort einzusteigen. 

Ich glaube allerdings nicht, dass die Attraktivität 
zuerst durch die Bezahlung kommt. Das wichtigste 
ist die Betreuung und sind die Aufgaben, die man 
im Praktikum hat. Denn eine Bezahlung von 
400 Euro bei einem langweiligen Praktikum, wo 
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man nichts machen kann, die hilft nicht bei der Mit-
arbeitergewinnung. 

(Abgeordnete Christine Schnittker [CDU]: Das 
weiß man ja vorher nicht!) 

Allerdings, wie gesagt, das ist auch eine privile-
gierte Sicht derjenigen, die in der Zeit nicht auf 
Geld angewiesen sind, und deswegen ist das ein 
Ziel, das wir verfolgen müssen. 

Die Haushaltslage erlaubt allerdings nur, dass wir 
da Schritt für Schritt vorankommen. Sie haben er-
wähnt, dass der Senator für Finanzen mit der Richt-
linie von November 2021 für den europäischen Stu-
diengang Wirtschaft und Verwaltung eine Vergü-
tung in Höhe von 500 Euro für Praktika in der Bre-
mischen Verwaltung eingeführt hat. Der wurde 
ausgewählt, weil es dort ganz starke Überschnei-
dungen gibt mit dem dualen Studiengang Public 
Administration, aus dem bereits sehr viele Absol-
vent:innen für die Verwaltung gewonnen werden 
konnten. Die Hoffnung ist natürlich, viele zu ge-
winnen, wenn man Studierende aus diesem ver-
wandten Studiengang dazu bringen kann, das 
Praktikum in der Verwaltung zu machen. 

Es ist allerdings nicht so einfach, für alle eine Ver-
gütung einzuführen, denn erst mal sind natürlich 
die Haushaltsmittel notwendig, das ist der erste 
Schritt. Das heißt, der Januar 2023, den Sie nennen, 
kommt zu früh, da müssen wir die nächste Haus-
haltsaufstellung abwarten. 

Man muss aber auch bedenken, dass dann Verga-
bekriterien notwendig sind, denn egal, wie hoch 
man so einen Haushaltsposten setzt, der ist immer 
endlich. Je nachdem, wie viel Praktikant:innen 
kommen muss man irgendwann sagen, jetzt ist 
kein Geld mehr da. Dann können wir die Leute 
auch nicht mehr aufnehmen, weil es natürlich nicht 
geht, dass man sagt, du kannst kommen, aber ohne 
Vergütung. 

Man muss genau hinschauen, dass das nicht dazu 
führt, dass wir am Ende weniger Praktikant:innen 
aufnehmen können oder dazu, dass nur noch wel-
che aus bestimmten Studiengängen aufgenommen 
werden können. Wir wollen natürlich auch, dass 
wir Leute, die vielleicht keinen typischen Studien-
gang, der in die Verwaltung führt, aufnehmen, so-
wie Menschen aus anderen Studiengängen, die 
einfach mal ganz verrückt was anderes machen 
wollen, in die Verwaltung reingucken und diese 
dann als potenziellen Arbeitgeber sehen. Das heißt, 

die nicht typischen Fachrichtungen müssen mitbe-
dacht werden. 

Um das zusammenzufassen: Wir halten es für rich-
tig, dass das geprüft wird. Wir halten es für richtig, 
dass es perspektivisch eine Praktikumsvergütung 
für alle Studierenden, die in der öffentlichen Ver-
waltung ein Praktikum machen gibt. Es muss aber 
sorgsam darauf geschaut werden, wie man das 
sinnvoll ausgestalten kann. Deswegen ist der An-
trag der CDU-Fraktion auch alles andere als ver-
kehrt, 

(Heiterkeit CDU) 

aber er kommt jetzt, mit einer Forderung zum Ja-
nuar 2023, noch zu früh und muss in der nächsten 
Haushaltsaufstellung mitbedacht werden. – Vielen 
Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Arno Gottschalk. 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn man 
sich anschaut, wie die Vergütung von Praktika in 
Deutschland gesetzlich geregelt ist, dann stellt man 
fest, dass Praktika bis drei Monate nicht vergütet 
werden müssen, ebenso wenig Pflichtpraktika. Für 
beide Bereiche gilt auch nicht der gesetzliche Min-
destlohn. 

Wenn man das mit dem vergleicht, was in anderen 
Ländern passiert, dann sieht man, das ist durchaus 
unterschiedlich. Meine Tochter lebt seit langem in 
der Schweiz. Als die nach ihrem Studium ein Prak-
tikum gemacht hat: 1 000 Schweizer Franken. Ich 
war echt beeindruckt und die Antwort war: „Nein, 
das ist hier üblich.“ 

Wenn man sich das heute anschaut: Es gibt dort 
zwar auch keinen regelrechten Pflichtlohn, also 
keine Pflichtvergütung, aber es ist völlig unüblich, 
dort ein Praktikum nicht zu vergüten. Der untere 
Bereich liegt bei 1 000 Schweizer Franken. Bei Stu-
dierenden aus dem Grundstudium liegt er im 
Schnitt bei 1 500 Schweizer Franken, und der Kurs 
Schweizer Franken zu Euro ist im Moment unge-
fähr pari-pari. Das ist die Schweiz. 

Bei uns sieht es bislang deutlich anders aus, aber 
wir sehen natürlich auch, es beginnt ein Wandel. 
Es ist schon angesprochen worden: Wir treten in 
eine Phase des verschärften Wettbewerbs um 
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Fachkräfte, eines verschärften Wettbewerbs um 
Talente ein, und da sehen wir, dass auch immer 
mehr Unternehmen ein Praktikum dazu nutzen, 
schon sehr früh Kontakte zu knüpfen, um interes-
sierte Menschen an das Unternehmen heranzu-
bringen und damit auch frühzeitig ein Entde-
ckungsverfahren zu haben, um die späteren Fach-
kräfte zu binden. 

Wir haben zwar keinen richtigen Überblick, glaube 
ich, was bislang in dem Bereich bezahlt wird, 
500 Euro bis auch 1 000 Euro oder so sind in dem 
Bereich drin, aber es tut sich was. Da müssen wir in 
der Tat feststellen, dass wir im Vergleich dazu im 
Land Bremen bislang sehr restriktiv unterwegs 
sind. Christopher Hupe hat es schon angesprochen: 
Ich denke, ja, es ist Zeit, dass wir uns dieses Thema 
vornehmen und Änderungen anstreben. 

Jetzt sind Sie vorangegangen und haben vorge-
schlagen, erst schon mal die Pflichtpraktika zu fi-
nanzieren. Ich glaube, und das hat Christopher 
Hupe auch schon angesprochen: Da wir diese Sa-
che ohnehin finanziell nicht vom Zaun brechen 
können, insofern auch Ihren Antrag nicht mitma-
chen können, sollten wir uns aber trotzdem von 
vornherein vornehmen, zu sagen: Ja, dann lasst uns 
ein richtiges Konzept für die Umsetzung von Prak-
tika entwickeln. Lasst uns so darangehen, dass wir 
von vornherein sagen, so ein Praktikum beschrän-
ken wir nicht darauf, dass wir sagen, na ja, wir wol-
len mal gucken wer da kommt und schauen dann, 
sondern – –. Ich glaube, das müssen wir machen, 
wenn wir den weiteren Fachkräftebedarf sehen. 
Dass wir proaktiv ein Konzept haben, mit dem wir 
durchaus attraktive Angebote schaffen, mit dem 
wir auf die Suche gehen und in diesen Wettbewerb 
um Fachkräfte gezielt und mit Überlegung und 
Strategie einsteigen. 

Insofern: Ganz klar zugestanden in dem Bereich, 
dass Sie hiermit ein wichtiges Thema angespro-
chen haben. Wir wollen aber den Vorschlag ma-
chen, und wir haben tatsächlich auch das Ziel, ei-
nen Schritt weiter zu gehen, dass in ein klares Kon-
zept einzubinden, das mit einem deutlichen finan-
ziellen Rahmen zu unterlegen und, wie es immer so 
in diesem Bereich ist, im öffentlichen Dienst, dann 
auch das Regelwerk entsprechend anzupassen. In 
diesem Sinne: Das Thema ist angekommen, und 
wir werden es bearbeiten. – Danke schön! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Thore Schäck. 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Frau Präsiden-
tin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Es ist 
immer faszinierend zu beobachten, wie die Kolle-
ginnen und Kollegen aus der Koalition ein Thema, 
das sie eigentlich selber ganz gut finden, aus prin-
zipiellen Gründen ablehnen müssen. 

(Abgeordnete Yvonne Averwerser [CDU]: Ja!) 

Wir stehen hinter Ihrem Antrag und werden ihm 
auch zustimmen. 

(Beifall CDU) 

Zuerst einmal zu den Hintergründen. Ein Prakti-
kum ist für jeden jungen Menschen oft der erste 
Kontakt zum Berufsleben. Das haben wir eben 
schon gehört. Es ist für viele junge Menschen die 
Möglichkeit, herauszufinden: Was will ich eigent-
lich, was kann ich, worauf habe ich Lust, wie sieht 
ein beruflicher Alltag aus? 

Aber – und das ist die zweite Perspektive, die mir 
hier manchmal zu kurz kommt – ein Praktikum ist 
auch eine Möglichkeit, für sich als Arbeitgeber zu 
werben. Das gehört auch zur Wahrheit dazu. Wir 
steuern auf einen Fachkräftemangel zu, wenn wir 
nicht schon mitten im Fachkräftemangel sind. Auch 
der öffentliche Dienst, die Verwaltung muss 
schauen, dass sie sich ins Gespräch bringt, dass sie 
attraktiv wird, dass die jungen Menschen sie als 
potentiellen Arbeitgeber kennenlernen. Ein Prakti-
kum ist für einen Arbeitgeber auch immer eine 
Möglichkeit, sich bei einem zukünftigen Mitarbei-
ter zu bewerben, um ihn zu werben, indem einfach 
die erste Arbeitserfahrung vermittelt wird. 

Für freiwillige Praktika – und das hat der Kollege 
Gottschalk schon gesagt – besteht mittlerweile eine 
Pflicht zur Vergütung für solche Praktika, die län-
ger als drei Monate dauern. Für Pflichtpraktika be-
steht das aber im Moment in dem Umfang noch 
nicht. 

Wir sind der Meinung, dass Arbeit grundsätzlich 
bezahlt werden sollte, und machen wir uns nichts 
vor, das betrifft auch Praktikantinnen und Prakti-
kanten. Denn wenn man ein Praktikum ernst 
nimmt, auch als Arbeitgeber, und dafür sorgt, dass 
die Praktikantinnen und Praktikanten etwas ler-
nen, dass man sich ihrer annimmt, dann können sie 
in vielen Bereichen auch sehr schnell eine Unter-
stützung sein. 

Für uns Freie Demokraten sind Praktikantinnen 
und Praktikanten genauso Arbeitnehmerinnen und 
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Arbeitnehmer wie alle anderen Mitarbeiter und 
deswegen verdienen sie auch eine Bezahlung. 

(Beifall FDP) 

Von daher finden wir es richtig, dass es auch in die-
sem Bereich gewisse Verpflichtungen für Unter-
nehmen gibt. 

Ich habe selber zehn Jahre lang Personalabteilun-
gen geleitet, und ich kann aus der Praxis berichten, 
dass viele Unternehmen, auch wenn sie keinen 
Lohn zahlen müssen, es trotzdem tun, und zwar 
nicht nur 400 Euro. Die Erfahrung, die ich gemacht 
habe ist, dass die Gehälter für Praktikanten meist 
zwischen 600 und 1 000 Euro liegen. Selbst, wenn 
es nicht gesetzlich vorgeschrieben ist, die meisten 
Unternehmen machen es. Ich habe in den letzten 
zehn Jahren in keinem Unternehmen gearbeitet, in 
dem nicht freiwillig ein Lohn oder Gehalt gezahlt 
worden wäre. 

Umso wichtiger finde ich es aber, dass man im öf-
fentlichen Bereich mit gutem Beispiel vorangeht. 
Wir sind manchmal schnell dabei, den Unterneh-
men wieder neue Vorschriften aufzuerlegen und 
ihnen zu sagen, was sie zu tun und zu lassen haben. 
Das ist in manchen Bereichen auch wichtig. 

Aber gerade bei so einem zentralen Bereich, in 
dem es um die Frage geht, lassen wir Menschen 
umsonst arbeiten, während wir uns hier hinstellen 
und ständig sagen, das darf nicht sein, Unterneh-
men müssen dieses und Unternehmen müssen je-
nes, ist es nicht redlich, wenn man sich nicht selber 
an seine eigenen Vorgaben hält. 

Wir sind der Meinung, es muss auch im öffentli-
chen Bereich eine Verpflichtung geben, Praktikan-
tinnen und Praktikanten nicht umsonst arbeiten zu 
lassen, sondern ihnen zumindest einen gewissen 
Mindestlohn zu zahlen, der dazu führt, dass Prakti-
kantinnen und Praktikanten, die wahrscheinlich in 
den meisten Fällen nebenher nicht mehr arbeiten 
können, zumindest in irgendeiner Form überleben 
und ihre Miete zahlen können. Das ist wichtig, sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall FDP) 

Uns muss klar sein, dass die 400 Euro, die die CDU 
gefordert hat, natürlich bei weitem nicht ausrei-
chen. Um davon eine Miete zu zahlen und auch 
noch den Kühlschrank voll zu machen, ist das zu 
wenig. Aber es ist zumindest ein Anfang. Deswe-
gen ist es richtig, was die CDU hier fordert, und 

deswegen werden wir diesem Antrag auch vollum-
fänglich zustimmen. 

Wir glauben, es ist ein weiterer wichtiger Schritt, 
nicht nur hin zu einer fairen Bezahlung von Prakti-
kantinnen und Praktikanten, sondern auch, um 
dem Thema Fachkräftemangel zu begegnen, dort 
Alternativen anzubieten, sich als Arbeitgeber zu 
präsentieren. Diese Möglichkeit sollte der öffentli-
che Dienst auch wahrnehmen. Es ist wichtig, sich 
diese Chance nicht durch die Lappen gehen zu las-
sen. 

Sie haben die Chance, konkret etwas zur Verbes-
serung der Lage von jungen Menschen beizutra-
gen. Manchmal muss man sich nicht daran messen 
lassen, was für großartige Reden man hier hält, son-
dern daran, was man wirklich konkret an Verbes-
serungen für junge Menschen umsetzt. Hier haben 
Sie die Gelegenheit, machen Sie es. Wir werden 
dem als FDP-Fraktion auch zustimmen, weil wir 
das Thema wichtig finden. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Ingo Tebje. 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleg:innen, liebe 
Gäste! Die CDU-Fraktion bringt mit ihrem Antrag 
„Studierende während des Praxissemesters bei öf-
fentlichen Dienst in Bremen finanziell entlasten, 
eine Praktikumsvergütung jetzt einführen!“ ein 
wichtiges Thema auf den Tisch. 

Praktika sind spätestens seit der Bologna-Reform 
ein integraler Teil des Studiums, sie sind inzwi-
schen in fast allen Studiengängen vorgeschrieben 
und bilden ein wichtiges Bindeglied zwischen Stu-
dium und Praxis. Der öffentliche Dienst mit seinen 
vielfältigen Dienststellen nimmt gerne Studierende 
als Praktikant:innen auf und wird so zum Lernort 
außerhalb der Hochschule. Studierende bekom-
men wertvolle Einblicke, gleichzeitig bieten sich 
Chancen für den öffentlichen Dienst, früh zukünf-
tiges Personal zu binden. 

Pflichtpraktika sind für viele Studierende aber 
auch eine Hürde, das wurde zum Teil schon von 
meiner Vorrednerin und meinen Vorrednern ange-
sprochen, denn, wenn sie nicht vergütet sind stellt 
sich die Frage, wie die Studierenden in der Zeit ih-
ren Lebensunterhalt bestreiten sollen. 
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Viele Studierende müssen neben dem Studium job-
ben, da BAföG oder Unterhalt der Eltern oft nicht 
ausreicht. Wenn diese Studierenden dann ins Prak-
tikum wechseln entfällt entweder der Nebenjob, o-
der sie stehen nach dem Arbeitsalltag abends oder 
am Wochenende noch in der Kneipe hinter dem 
Tresen und sind doppelt belastet. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Vorm 
Tresen kann auch belasten!) 

Das stimmt, Kollege, das können wir noch mal an-
derweitig testen. 

Verkompliziert wird die Sachlage außerdem noch 
durch die Regelung im BAföG, nach der Vergütun-
gen für Pflichtpraktika fast vollständig auf das BA-
föG angerechnet werden. Wer also zusätzlich zu 
seinem Studium jobbt, wird auch zusätzlich zu sei-
nem vergüteten Pflichtpraktikum nebenher arbei-
ten müssen. Die angekündigte große BAföG-Re-
form auf Bundesebene muss auch solche Unge-
rechtigkeiten in den Blick nehmen. 

Aber im Prinzip, liebe CDU, Frau Grönert, das ha-
ben meine Kollegen aus der Koalition auch schon 
gesagt: Praktika im öffentlichen Dienst bei der 
Freien Hansestadt Bremen oder bei Unternehmen 
im Besitz Bremens sollten generell vergütet wer-
den. 

Auch wir haben damals mit den Studierenden ge-
sprochen, wie Sie das ja auch getan haben, und da 
ist doch die gute Nachricht – und die haben Sie sel-
ber verkündet: Wir sind in der Praxis schon ein 
Stück weit weiter. Erstens: Wir haben bereits ange-
fangen, Praktika im öffentlichen Dienst zu vergü-
ten. Seit diesem Jahr bekommen die Studierenden 
des europäischen Studiengangs Wirtschaft und 
Verwaltung eine Praxisvergütung. Auch das wurde 
bereits erwähnt. 

Außerdem haben wir als Koalitionsfraktion eine 
Vergütung für die Pflichtpraktika im Studiengang 
Soziale Arbeit, die im öffentlichen Dienst absolviert 
werden, in die Haushaltverhandlungen einge-
bracht, das haben Sie auch schon erwähnt, Frau 
Grönert, und auch im Haushalt festgeschrieben. 

(Abgeordnete Sigrid Grönert [CDU]: Aber wo ist 
das Geld?) 

Die Gelder für die Studierenden dieser Fachrich-
tung sind also vorhanden. An der konkreten Um-
setzung dieser Vergütung wird jetzt gearbeitet und 

wir gehen davon aus, dass das auch bald umgesetzt 
wird. 

Es gibt gute Gründe, warum wir gerade bei dem 
Studiengang Soziale Arbeit mit der Vergütung ein-
steigen. Hier dauert die Praxisphase fünf Monate, 
also wirklich fast ein volles Semester. Bei vielen an-
deren Studiengängen gehen die Pflichtpraktika 
nur bis zu acht Wochen, sechs bis acht Wochen. 
Diese Zeit ist für Studierende im Zweifelsfall besser 
zu überbrücken. 

Das ist auch ein Grund, warum wir gleich noch mal 
in die Diskussion einsteigen: Wie sind die Aussich-
ten für eine zukünftige Ausrichtung, wenn wir das 
wirklich neu auflegen wollen? Da hat mein Kollege 
Arno Gottschalk schon gesagt, dafür braucht es ein 
entsprechendes Konzept und eine entsprechende 
Grundlage. Aber darauf würde ich gleich in der 
zweiten Runde noch einmal eingehen. – Vielen 
Dank! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Außer Ihnen hat 
sich jetzt keiner gemeldet oder soll ich den Senator 
– –, dann können Sie – –. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Nein, Sie 
haben sich so viel Mühe gegeben. Dann machen 
Sie das mal zu Ende!) 

Bitte sehr! 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Ich habe 
gerade angefangen bei der Frage: Wie ist die kon-
zeptionelle Ausrichtung, wenn wir sagen, wir müs-
sen uns weiter über die Frage der Praktikumsver-
gütung Gedanken machen? Einer der Punkte ist 
aus meiner Sicht, dass man schaut: Welche Prak-
tika haben die gleiche Voraussetzung? Welche 
Praktika dauern besonders lange, stellen Auszubil-
dende und Studierende im Rahmen ihres Studiums 
entsprechend vor große Hürden? Dass wir genau 
da hinschauen und sagen, da müssen wir als Erstes 
etwas machen. 

Ein zweiter Punkt, an dem wir bei so einem Kon-
zept mit Sicherheit arbeiten müssen, ist die Frage: 
Was machen wir mit dem Thema Lehramtstudie-
rende? Auch da muss man gegebenenfalls noch 
mal hinschauen. Momentan arbeiten Studierende 
als Nebenbeschäftigte bei der Stadtteilschule, um 
die Unterrichtsversorgung abzudecken, aber bei 
dem Pflichtpraktikum werden sie nicht vergütet. 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 40. Sitzung am 12.10.2022 und 13.10.2022 5825 

Gerade unter dem Blick der Personalgewinnung 
und -haltung, da geben wir Ihnen völlig Recht, 
sollte man darüber noch mal nachdenken. Aller-
dings kommen dann ganz erhebliche Kosten auf 
das Land Bremen zu. Die Anzahl der Praktikant:in-
nen, die wir in den Blick nehmen würden, würde 
die Anzahl schätzungsweise verfünffachen. 

Es reicht also nicht aus, wie hier von der CDU-Frak-
tion gefordert, einfach die Senatsrichtlinie anzu-
passen. Viel wichtiger ist es – und das haben meine 
Kollegin und meine Kollegen auch schon gesagt –, 
dass wir im Vorfeld die entsprechenden Haushalts-
mittel bereitstellen. Damit haben wir bei diesem 
Doppelhaushalt angefangen. Die kommende Bür-
gerschaft muss diesen Weg dann in die nächsten 
Haushaltsverhandlungen fortsetzen. 

Hier möchte ich noch einmal betonen, dass wir es 
als Koalitionsfraktion waren, die diesen Ände-
rungsantrag für Studierende der Sozialen Arbeit in 
diesen Haushalt eingebracht haben. Von der CDU-
Fraktion kam dazu in den Haushaltsberatungen 
natürlich nichts. Die CDU-Fraktion spricht über 
Richtlinien, wir haben diese aber konkret gestaltet 
und sind in die Vergütung eingestiegen. – Vielen 
Dank für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen – 
Abgeordnete Sigrid Grönert [CDU]: Das Geld 
wurde nicht verwendet!) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort Senator Dietmar Strehl. 

Senator Dietmar Strehl: Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Sie erwarten jetzt wahr-
scheinlich nicht, dass ich dem Antrag der CDU-
Fraktion jetzt direkt zustimme, aber später. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Doch!) 

Ich sage Ihnen jetzt ganz offiziell, 

(Zuruf Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp [DIE 
LINKE]) 

ich wollte auch nicht mit abstimmen, aber ich sage 
Ihnen ganz offiziell: Als ich den ersten Vermerk aus 
meinem Haus gelesen habe, war ich überrascht 
und habe sehr viele Nachfragen gestellt. Eine, das 
können Sie vielleicht erahnen, war die Frage: Was 
kostet das eigentlich, wenn wir das machen wür-
den? Die Frage konnte noch nicht beantwortet wer-
den, weil keiner weiß, was passiert, wenn jemand 

kommt, wenn einer ein Praktikum machen will, 
wenn wir ein Verfahren einführen. 

Das ist ein Punkt, den meine Verwaltung mit als 
wichtigen Punkt aufgeschrieben hat. Ja, den ver-
stehe ich. Aber ich glaube, auch in der Debatte ha-
ben wir gerade schon Argumente gehört, warum 
wir da besser werden müssen. Und ich sage das 
ganz bewusst: Besser werden müssen. 

Es muss auch in den letzten Ecken der Verwaltung, 
und darum will ich mich auch kümmern, ankom-
men, dass wir langsam um Leute werben müssen. 
Es gibt immer noch – und das kennen Sie wahr-
scheinlich auch aus Ihren Bereichen – so eine ge-
wisse Grundhaltung: Wenn ich jemandem Geld 
gebe, was bringt mir das? Das verstehe ich auch, 
das ist nach einem langen Sanierungspfad viel-
leicht auch ein völlig berechtigtes Anliegen. Aber 
in der Situation haben wir einen gemeinsamen 
Wunsch: Dass mehr Leute in die öffentliche Ver-
waltung kommen. Das eint uns, glaube ich, alle. 

Ich will jetzt nicht Beispiele nennen, aber ich weiß, 
dass es viele Menschen gibt, die ein Praktikum von 
zwei bis zwölf Wochen brauchen, und an der Stelle 
will ich nur einmal sagen, dass die Bremer Verwal-
tung damit sehr großzügig umgeht. Wir nehmen 
Leute auf, die sich bei uns bewerben. Wir haben 
eine sehr hohe Ausbildungsquote, auch das will ich 
noch mal sagen. Es gibt nichts zu lästern über die 
Ausbildungsquote der Freien Hansestadt Bremen, 
das ist ein ganz wichtiger Aspekt, und darum wol-
len wir da was tun. 

Ich will zu ein paar Punkten hier im Raum etwas 
sagen. Ich bin gerade zusammengezuckt bei Herrn 
Schäck wegen der Frage des Mindestlohns. Das 
geht natürlich nicht. Wir sollen eine Aufwandsent-
schädigung zahlen, das finde ich richtig. Auch die 
Größenordnung finde ich richtig. Aber Mindest-
lohn ist was anderes, Mindestlohn ist eine Bezah-
lung für eine Arbeit, die man auch überprüfen 
kann. 

Ich habe Praktikanten immer so verstanden, dass 
die von uns was wollen, etwas lernen wollen, Pro-
jektarbeit machen möchten, aber nicht bei der 
Steuerverwaltung die Steuererklärung abbuchen. 
Das wollen sie wahrscheinlich auch gar nicht. Da-
rum ist der Begriff Mindestlohn an der Stelle falsch. 
Das würde ich nicht akzeptieren, aber Aufwands-
entschädigung finde ich richtig. 

Ich kann Ihnen versprechen, wir sind gerade dabei, 
die Ausbildungsplanung 2023 vorzubereiten, und 
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in dem Zusammenhang werden wir zu dem Thema 
auch etwas aufschreiben. Da werden auch schon 
mehr Praktikantenplätze drin stehen, aber ich will 
eine gewisse – –. Ich brauche Zeit noch, weil wir 
natürlich von einem – –. 

Wenn Sie sich angucken, welche verschiedenen 
Praktikumsmöglichkeiten es in der Bremer Verwal-
tung gibt, dann brauchen wir auch ein paar Richt-
linien, die wir uns gemeinsam aufschreiben, damit 
wir nicht ungerecht sind. 

Das Problem ist natürlich, Ungerechtigkeit wurde 
vorhin schon genannt, es gibt Menschen, Studen-
ten, Gott sei Dank immer mehr, die auch BAföG 
kriegen. Das BAföG wird weitergezahlt, das wird 
nicht ausgesetzt. Auch da muss man natürlich ver-
suchen, möglichst gerecht mit solchen Verfahren 
umzugehen, und da gibt es, glaube ich, noch ver-
schiedene Punkte, die man behandeln muss. 

Mein Versprechen ist, wir arbeiten da daran. Bei 
der Ausbildungsplanung werden Sie das schon se-
hen, die wird Ihnen in den nächsten drei, vier Mo-
naten vorliegen. Den Grundgedanken teilen wir, 
glaube ich, alle und haushaltsfragenrechtlich ma-
che ich mir nicht die größten Sorgen, denn so einen 
Riesenumfang hat das nicht. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Sigrid Grönert. 

Abgeordnete Sigrid Grönert (CDU): Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Ich habe jetzt 
gar nicht mit so viel Zustimmung gerechnet, dar-
über freue ich mich, ich habe aber noch zwei Fra-
gen – es dürfen ja auch noch welche reden –. 

Was ist mit dem Abschnitt, der im Haushaltsent-
wurf steht: Studierende des Studiengangs Soziale 
Arbeit, die ihr Praxissemester in öffentlichen Ein-
richtungen absolvieren, sollen künftig 450 Euro pro 
Monat erhalten. Dafür seien insgesamt 
270 000 Euro für die kommenden zwei Jahre vor-
gesehen. Dieses Geld ist eingestellt, so habe ich das 
zumindest verstanden. Ein Jahr mit dem neuen 
Haushalt ist jetzt schon fast rum und das betrifft 
Studierende des Studiengangs Soziale Arbeit, die 
ihr Praxissemester absolvieren. 

Wo ist das? Was ist mit diesem Vorhaben? Was ist 
daraus geworden? Wann werden die mal Geld se-
hen? Vielleicht verstehe ich auch irgendwas falsch, 
aber ich würde zu dem Thema doch gern noch ein 

bisschen hören und aufgeklärt werden, sage ich 
mal. 

Dann war da so viel Zustimmung: Wir kümmern 
uns, haben das auf dem Schirm und sind eigentlich 
auch schon da dran. Ich würde gern wissen: Wann 
darf ich mal wieder nachfragen? Nachfragen kann 
ich natürlich alle zwei Monate, aber wann kann ich 
mit der Hoffnung nachfragen oder auch damit 
rechnen, dass etwas vorgelegt wird, dass das gelöst 
ist? Beim nächsten Haushalt schon? Oder muss ich 
mich darauf einstellen, dass wir hier Hoffnung säen 
und noch zehn Jahre warten dürfen? Das würde ich 
dann natürlich sehr schade finden. – Danke! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen – –. 

(Zuruf: Doch, Herr Schäck!) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Entschuldigung! 
Ich hatte Sie sogar aufgeschrieben. Herr Schäck, 
als nächster Redner haben Sie das Wort! – Gut dass 
wir hier jemanden haben, die immer so gut auf-
passt. 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Frau Präsiden-
tin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich 
wollte ganz gern noch zwei Sätze zur Richtigstel-
lung sagen, weil Sie, Herr Senator, mich auf das 
Thema Mindestlohn angesprochen haben. 

Es ist in der Tat so, dass Praktikanten, die länger 
als drei Monate ein freiwilliges Praktikum machen, 
mindestlohnpflichtig werden. 

(Senator Dietmar Strehl: Das ist klar!) 

Da reden wir mittlerweile bei 12 Euro Mindestlohn 
über rund 2 000 Euro im Monat. Wir haben natür-
lich die Situation, dass es für viele Unternehmen 
gar nicht so attraktiv ist, jemanden für sechs, acht, 
zwölf Wochen als Praktikanten ranzuholen. Es kos-
tet Geld, ihn einzuarbeiten, ihn zu begleiten und so 
weiter. Das heißt, längere Praktika sind in Unter-
nehmen eigentlich eher gern gesehen und dann re-
den wir über den Mindestlohn. Das ist so. 

Was ich aber an dieser Stelle tatsächlich meinte, ist 
beispielsweise einen unternehmensinternen Min-
destlohn. Ich kenne es auch so, dass Unternehmen 
das für sich definieren und sagen, egal wer, ob fes-
ter Mitarbeiter oder Praktikant oder was auch im-
mer, bei uns geht keiner, der Vollzeit, fünf Tage die 
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Woche 40 Stunden bei uns im Dienst ist, unter 
1 000 Euro oder unter 800 Euro nach Hause. Das 
kann man für sich definieren, das ist eine Frage des 
eigenen Anspruchs. 

Mein Eindruck ist, dass wir da bei Unternehmen 
aktuell ein kleineres Problem haben als im öffentli-
chen Dienst, wo man sehr zurückhaltend damit um-
geht. Wenn Sie sagen, na ja, wir haben das bereits 
für einen Studiengang gemacht, dann verstehe ich 
nicht, warum die anderen Studiengänge, die davon 
genauso betroffen wären, laut Ihrer Definition da-
runter offensichtlich weniger leiden oder weniger 
Anspruch haben. 

Für mich und für uns als FDP-Fraktion ist doch klar, 
wenn Praktikanten 40 Stunden die Woche arbei-
ten, dann sollten sie zumindest so viel Geld dafür 
bekommen, dass sie davon leben können, dass sie 
davon überleben können. Wir erwarten – bei all 
den großen Reden, die wir hier immer über soziales 
Miteinander hören, und dass keiner mit zu wenig 
Geld nach Hause gehen soll, was alles richtig ist –, 
dass man dem bitte auch Taten folgen lässt. 

Sie hätten jetzt hier die Chance, das Ganze mitzu-
tragen. Wir finden das wichtig, weil unseres Erach-
tens – und das ist auch meine Erfahrung – sich die 
meisten Unternehmen deutlich besser daranhalten 
und deutlich besser und positiver zeigen, als es der 
öffentliche Dienst im Moment tut. 

Sie sagen, Sie finden es gut, wir haben dafür im 
Moment aber kein Geld oder wir haben kein Geld 
zurückgestellt. Auch das ist eine Frage der Priori-
tätensetzung. Wenn einem was wichtig ist, dann 
macht man dafür Geld locker. Sie haben in den 
letzten Jahren für sehr viele Dinge Geld lockerge-
macht, die wir von der Priorität her vielleicht ein 
bisschen weiter hintenangesetzt hätten. 

Wir finden es schade, dass mit diesem so wichtigen 
Thema so umgegangen wird. Das wird auch der 
Leistung junger Menschen und insbesondere auch 
dem Fachkräftemangel, auf den wir zusteuern, de-
finitiv nicht gerecht. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist damit geschlossen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, L.F.M.) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt die-
sen Antrag ab. 

Übergreifende Marketingstrategie der Hoch-
schullandschaft im Land Bremen entwickeln und 
umsetzen!  
Antrag der Fraktion der CDU  
vom 5. Juli 2022  
(Drucksache 20/1524) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Dr. Clau-
dia Schilling. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat die Abgeordnete Susanne 
Grobien das Wort. 

Abgeordnete Susanne Grobien (CDU): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Gut, dass 
wir heute Nachmittag wie eben schon über Studie-
rende jetzt noch ein Wissenschaftsthema debattie-
ren können, da nämlich die herausragende Bedeu-
tung des Wissenschaftsstandortes Bremen und Bre-
merhaven für unser Bundesland Bremen gar nicht 
oft genug hervorgehoben werden kann. Wir legen 
Ihnen heute einen Antrag vor, in dem wir eine 
hochschulübergreifende, gemeinsame Marke-
tingstrategie für das gesamte Land, also Bremen 
und Bremerhaven, bewerben. 

Unser kleines Bundesland hat mit seiner Universi-
tät, den Fachhochschulen, privaten Hochschulen 
und der Vielzahl von außeruniversitären For-
schungseinrichtungen wirklich eine beeindru-
ckende Hochschullandschaft. In den letzten 
50 Jahren ist es gelungen, die bestehenden Ein-
richtungen und die Universität zu einem der be-
deutendsten Wissenschaftsstandorte in Deutsch-
land zu entwickeln. Wenn man sich die Ergebnisse 
des aktuellen INSM-Bildungsmonitors 2022 des In-
stituts der deutschen Wirtschaft anschaut, liegt das 
Land Bremen im Handlungsfeld Hochschule 
MINT, also beim Beitrag des Bildungssystems zur 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1524
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Ausbildung im akademischen Nachwuchs, derzeit 
bundesweit sogar auf Platz eins. Hieran gilt es an-
zuknüpfen. 

Leider vernehmen wir aber in Gesprächen an den 
Hochschulen und auch an der Universität – und das 
auch nicht nur in Bremen – eine rückläufige Ent-
wicklung der Studienanfänger und Studienanfän-
gerinnen. Das bestätigt uns auch der Blick bei uns 
in die Statistik: Die Anzahl der Studierenden im 
ersten Fachsemester ist von 2019/2020 von noch 
über 10 000 – 10 774 – auf im Studienjahr 
2021/2022 auf unter 10 000, auf 9 400, gesunken. In 
Deutschland studieren zwar immer mehr junge 
Menschen, mehr denn je, aber aufgrund regionaler 
Abwanderungen, niedriger Geburtenraten müssen 
sich die Hochschulstandorte auf sinkende Studie-
rendenzahlen einstellen – ein Trend, der sich ange-
sichts der demografischen Struktur in Deutschland 
in den kommenden Jahren eher noch verstärken 
wird. 

Um diesem Trend entgegenzuwirken, gibt es na-
türlich mehrere mögliche Ansätze. Neben einer zu-
nehmenden Internationalisierung, die von den Bre-
mer Hochschulen bereits erfolgreich vorangetrie-
ben wird, sehen wir zum Beispiel auch in einer 
überregionalen Marketingstrategie des Hochschul-
standorts eine geeignete Maßnahme, um auf die 
Attraktivität eines Studiums in Bremen oder auch 
in Bremerhaven hinzuweisen. Warum braucht man 
die? Die Finanzierung unserer Hochschulen hat 
eben auch was mit den Studierendenzahlen zu tun. 
Der Wettbewerb zwischen den Hochschulen um 
die besten Köpfe im Land nimmt weiterhin zu, und 
auch wir in Bremen sind auf den steigenden Fach-
kräftebedarf angewiesen und müssen diesen si-
chern. 

Neben dem vielfältigen Studienangebot an den 
Bremer Hochschulen geht es aber auch um attrak-
tive Lebensbedingungen, und da ist Bremen im Ge-
gensatz zu sonst sehr renommierten Studienorten 
wie Berlin, München, Hamburg, Köln sehr, sehr at-
traktiv und vor allem für viele Studierende doch 
sehr viel erschwinglicher und günstiger. Bisher 
kommen überregionale Studienbewerber aber in 
aller Regel vor allen Dingen zu sehr speziellen Fä-
chern wie Meeresbiologie oder Tourismusmanage-
ment in Bremerhaven. Für die großen Studien-
gänge Lehramt, BWL und Jura kommen sie vor al-
lem aus dem Bremer Umland. 

Wie informieren sich denn heute interessierte Ju-
gendliche über Studienmöglichkeiten? Wie es alle 

erahnen, fragen sie natürlich erst mal in der Fami-
lie, sprechen mit Freunden und Bekannten, und an-
sonsten ist natürlich die Internetrecherche ein be-
liebtes Mittel. Ehrlicherweise sind wir hier relativ 
rückständig. In Bremen gibt es zwar auf der be-
rühmten Bremen.de-Seite auch eine Seite zur Wis-
senschaft. Die ist aber eher unübersichtlich und un-
attraktiv, während zum Beispiel, wenn Sie sich mal 
angucken, Studieren in Niedersachsen oder die 
brandenburgische Seite mit interaktiven Tools, Er-
fahrungsberichten und einer viel größeren Über-
sichtlichkeit sehr viel informativer ist. 

Wir fordern deshalb in unserem Antrag den Senat 
auf, mit öffentlichen und privaten Akteuren eine 
gemeinsame Marketingstrategie für Bremen zu 
entwickeln in der Hochschullandschaft. Dazu ge-
hören digitale Projekte, eine benutzerfreundliche 
Webseite, die auch international Interessierte an-
spricht, genauso wie die Darstellung der Hoch-
schulen und ihrer Bereiche in den zukunftsrelevan-
ten Forschungsbereichen wie zum Beispiel Künst-
liche Intelligenz und Klimawandel. 

Eine bessere Vermarktung der Hochschulland-
schaft ist nicht nur unser Wunsch, sondern auch der 
der Hochschulen selbst. Das konnten uns die Hoch-
schulleitungen auf der Sitzung im Mai dieses Jah-
res deutlich bestätigen, weshalb wir uns dann ent-
schlossen haben, diesen Antrag hier heute zu brin-
gen. Auch der Senat hat in der Beantwortung un-
serer Großen Anfrage im Sommer letzten Jahres 
bei der Frage 20 einer höheren Sichtbarkeit des 
Standortes Bremen in der Wissenschaft zuge-
stimmt. Die Antworten allerdings auf unsere Frage 
nach der höheren Sichtbarkeit waren dann einfach 
Einzelmaßnahmen, Veranstaltungen im Haus der 
Wissenschaft, aber keine gemeinsame, übergeord-
nete, auf allen Hochschulen zielende Strategie. 

Da Sie das wie gesagt in dem Ausschuss und auch 
schon in der Beantwortung unserer Großen An-
frage selbst bestätigt haben, dass das gut wäre, das 
für Bremen zu entwickeln, gehen wir davon aus, 
dass Sie unseren Antrag heute unterstützen und 
wir vielleicht auch im Ausschuss dann diese Frage 
weiter bewegen können. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Christopher 
Hupe. 
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Abgeordneter Christopher Hupe (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Kolleginnen! Der CDU-Antrag greift ein 
wichtiges Thema auf, und mehr Marketing, mehr 
Sichtbarkeit ist natürlich nie verkehrt. Verbesse-
rungspotenzial ist definitiv auch immer da. Ich 
glaube, da kommt man nie an einem Punkt an, an 
dem man nicht noch mehr machen könnte. Die 
Frage, die wir uns aber stellen müssen, wenn wir 
auf die Forderung zu einem übergreifenden Mar-
keting schauen, ist: Steht der Aufwand, der dafür 
nötig ist, im Verhältnis zum Ertrag? 

Die Forderung, die die CDU jetzt aufgeworfen hat, 
bedarf erheblicher Mittel. Dahinter steht ein großer 
Personalaufwand, denn es ist ja auch klar: Ein un-
zureichend ausgestatteter Marketingansatz würde 
Schaden anrichten, denn das würde bedeuten, dass 
die Pressestellen an den Hochschulen erheblich ge-
fordert sind und die Marketingarbeit, die sie jetzt 
schon machen, dann darunter leiden würde. Des-
halb ist klar, wenn man das machen möchte, muss 
man erhebliche Ressourcen aufwenden, mehrere 
Stellen dafür einstellen. Wenn das aus dem Wissen-
schaftsressort, das derzeit 0,1 Stellen für Marketing 
hat, umgesetzt werden soll, dann muss da auch 
noch einmal etwas dazukommen. 

Dann kommt natürlich dazu – Sie haben Social Me-
dia angesprochen –, wahrscheinlich muss man 
dann auf solche Plattformen wie Instagram und 
TikTok gehen, um die jungen Menschen abzugrei-
fen, und wenn man da in den Algorithmen irgend-
wie relevant sein will, dann muss man einen wahn-
sinnig großen Aufwand betreiben. Das wissen viele 
Abgeordnete von ihren Social Media, dass, um da 
überhaupt – –. Also, ich weiß nicht, wie viele hier 
relevant sind, ohne jetzt jemandem zu nahe zu tre-
ten, aber es braucht täglichen Content in hoher 
Qualität, und das kann man nicht mal eben so ne-
benbei machen. Dafür braucht es Vollzeitstellen 
und das ist halt ein großer Aufwand. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Genau!) 

Es muss dann auch angezweifelt werden, ob der 
Mehrwert durch so eine gemeinsame Marketing-
plattform größer ist als die eigenen Marketingstra-
tegien, die die Hochschulen und Forschungsinsti-
tute zielgruppenspezifisch, also zugeschnitten auf 
ihre Zielgruppen, bereits machen. Da muss man 
natürlich auch darauf schauen, wie Studierende ei-
gentlich ihre Studiengänge und dann die Hoch-
schulen aussuchen. Da ist ganz klar zu sagen, dass 
die Frage nach dem Wissenschaftsstandort absolut 
nachgeordnet ist. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU] und Abge-
ordnete Susanne Grobien [CDU]: Hä?) 

Verschiedene Umfragen von „educon“ oder vom 
Centrum für Hochschulentwicklung zeigen, dass 
das Studienfach das Wichtigste ist. So, das kommt 
als Erstes. Dann kommt 

(Zuruf Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]) 

der Hochschultyp. Dann kommt irgendwann auch 
der Studienort, bei circa zehn Prozent der Studie-
renden spielt das eine wichtige Rolle. Das sind vor 
allem die, die dann schon in der Nähe der Univer-
sität oder der Hochschule wohnen, also die kom-
men dann vor allem von hier. Die mit so einem 
übergreifenden Marketing zu erreichen, 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Hä?) 

macht nicht so viel Sinn. Die wissen ja, was der 
Hochschulstandort hier bieten kann. Da macht es 
viel mehr Sinn, die einzelnen Studiengänge – –. 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Die kennen 
Bremen noch nicht mal!) 

Nein, nein! Die Bremer und Niedersachsen, die in 
der Umgebung wohnen, kennen den Hochschul-
standort. Da geht es also darum, die einzelnen Stu-
diengänge zu bewerben und nicht den Standort als 
Ganzes. 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Das ist jetzt 
am Leben vorbei! – Abgeordneter Heiko Stroh-
mann [CDU]: Das Image der Uni oder Hochschule 
spielt schon eine wichtige Rolle!) 

Richtig, genau. Ja, genau. Wenn man aber ein ge-
meinsames Marketing aus allem macht, dann geht 
es ja vor allem um den Standort, 

(Zuruf Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]) 

um Bremen mit den verschiedenen Hochschulen. 
Sie können ja noch weiter zuhören, bevor Sie jetzt 
die ganze Zeit unterbrechen. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ja, ja, ent-
schuldigen Sie bitte!) 

Sie haben es ja auch richtig angesprochen, Studie-
rende informieren sich im Freundes-, Bekannten-, 
Familienkreis und sie informieren sich über Infor-
mationsportale, über Rankingseiten, über Hoch-
schulwebseiten, genau, und da kommt man rein. 
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(Zuruf Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]) 

Da dann noch mit einer extra Plattform, die auf 
diese Seiten verweist, vorzukommen – kann man 
machen, mit großem Aufwand, aber ob es das Ziel 
erreicht, ist die Frage. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Wir wer-
den es sehen, wenn wir abgehängt sind!) 

Wenn wir die Seiten, die Sie angesprochen haben, 
aus Brandenburg und Niedersachsen anschauen, 
die ja wirklich schön sind, ich habe mir die auch – 
–. 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Schön sind 
die nicht, sondern informativ!) 

Ja, sie sind auch schön. Sie sind ansprechend. Ich 
habe mir die angeschaut. Die sind informativ, da 
haben Sie recht. Da ist aber die Frage, ob sie dem 
Suchverhalten der Studierenden wirklich so ent-
sprechen. Wenn Sie auf die Effektivität schauen – –
, also wenn Sie bei Google danach suchen, dann 
kommen die unter „ferner liefen“, und wenn Sie 
gezielt nach Studiengängen, nach Studienstandor-
ten, nach Städten suchen, also eine Suche machen, 
die darauf abzielt, diese Seiten zu finden, dann sind 
die trotzdem nicht sehr weit oben, sondern kom-
men irgendwie in den Zahlen um den dreißigsten, 
vierzigsten, fünfzigsten Platz. 

Ob so eine Seite dann – mit einem großen Personal-
aufwand zu betreiben – das Ziel erreicht, das wir 
wirklich erreichen wollen, das muss bezweifelt 
werden. Ich frage mich, wenn wir diese Mittel da-
für auftreiben, was ja durchaus ein Ziel sein sollte, 
ob es dann nicht sinnvoller ist, das direkt in die 
Stärkung der Marketingabteilungen der einzelnen 
Hochschulen zu stecken, anstatt dort eine Webseite 
aufzubauen, die das bündelt, aber nicht direkt das 
Angebot der Hochschulstandorte bewirbt, wie es 
eigentlich nötig wäre. – Danke! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Janina Strelow das 
Wort. 

Abgeordnete Janina Strelow (SPD): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Eine übergreifende Marketingstrategie der Hoch-
schullandschaft im Land Bremen entwickeln und 
umsetzen: Das möchte die CDU-Fraktion mit ihrem 
heutigen Antrag ins Leben rufen. So weit, so gut – 

doch was steckt dahinter? Das haben wir uns etwas 
genauer angeschaut. 

So kritisiert die CDU, dass die Zukunftsfelder 
Klima und KI besser beworben werden könnten. 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Ich kriti-
siere das nicht, das ist eine Möglichkeit!) 

Dieser Vorwurf ist allenfalls interessant, haben wir 
doch festgestellt, dass das genau die Bereiche sind, 
die superpräsent waren. Als Beispiele sehen wir 
hier die starken Cluster und Standorte im Land so-
wie renommierte Forschungserfolge. Statt einer 
unzureichenden Performance sehen wir hier echte 
Stärken. 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Genau!) 

Weiter möchte die CDU vor allem digitale Möglich-
keiten zur Anwerbung sowie für Informationszwe-
cke für Studieninteressierte einrichten. Spätestens 
ab diesem Punkt war ich mir nicht so ganz sicher, 
ob wir über ein und dasselbe Bundesland sprechen, 
denn ich habe das mal ausprobiert: Bei Google 
habe ich „studieren Land Bremen“ eingetippt. Als 
viertes Ergebnis kamen zwei Seiten von Bre-
men.de. Was war dort zu sehen? 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [FDP]: Der Bür-
germeister!) 

Alle Hochschulen des Landes, ob staatlich oder pri-
vat, werden einzeln vorgestellt. Die jeweiligen 
Schwerpunkte werden benannt und Links zur je-
weiligen Hochschul-Homepage verlinkt. Dort 
ebenfalls zu finden: alle Social-Media-Auftritte mit 
Direkt-Link. 

Das war noch nicht alles. Auf der zweiten Seite fin-
den sich übersichtliche Informationskästen zu The-
men wie „Studileben“, „Neu in Bremen“, „Bremen 
als Wissenschaftsstandort“, „Wissenschaft in Bre-
men“, „Studierendenwerk“ mit allen Serviceleis-
tungen, „Studieren mit Kind“, „Behinderung im 
Alter“, „Internationale Studierende“, „Bibliothe-
ken“, „Fort- und Weiterbildung“ und viel mehr. Si-
cherlich unterscheiden sich die persönlichen Präfe-
renzen in Bezug auf Farben, Symbole und Co. Den-
noch gelangen potenzielle Studieninteressierte 
hier auf allen Wegen an alle wesentlichen Informa-
tionen. Das ergab im Übrigen auch meine Google-
Suche nach gezielten Studiengängen, der wir eine 
große Bedeutung beimessen. 
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Abschließend möchte ich aber betonen: Wir als 
SPD befürworten Marketingkampagnen und hal-
ten es für sehr wichtig, Studieninteressierte über 
analoge und digitale Formate Zugänge zu einem 
Studium im Land Bremen zu eröffnen. 

(Präsident Frank Imhoff übernimmt wieder den 
Vorsitz.) 

Wir sehen aber vor allem, dass sich in den letzten 
Jahren in allen Hochschulen sehr viel getan hat. Es 
sind neue Marketingansätze in den Hochschulen 
entwickelt worden, neue Designs, Claims und Auf-
tritte in den sozialen Medien wurden speziell zuge-
schnitten auf die Hochschulschwerpunkte, und all 
das sehen wir nun. Wer diese Auftritte einmal 
selbst eingesehen hat im Internet, wird feststellen, 
dass dies auch mehr als gelungen ist. 

Die Hochschulen im Land Bremen sprechen damit 
die unterschiedlichen Zielgruppen sehr spezifisch 
und sehr, sehr zielgenau an, ob es sich nun um po-
tenzielle Studienbewerber:innen handelt oder um 
wissenschaftliches Personal. Wir als SPD wollen 
nicht, dass diese Erfolge der Hochschulen nun 
durch eine vage, nicht weiter definierte übergeord-
nete Marketingstrategie konterkariert wird und die 
jeweiligen Studienschwerpunkte verwässert wer-
den. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Das Problem an dem Antrag der Union ist, dass sie 
ein hochschulübergreifendes Marketingkonzept 
will und man sich fragen muss: Was soll das denn 
sein? Was sollen wir darunter verstehen, was soll 
das an Mehrwert am Ende liefern? Dann habe ich 
sehr viele Ideen hier gehört über Websites, Vernet-
zung, Verlinkung. Ehrlich gesagt, das ist noch kein 
Marketingkonzept, liebe Koalition, dazu braucht 
man mehr, das ist Teil dessen. 

Marketing, so verstehe ich das, 

(Zuruf Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp [DIE 
LINKE]) 

ist das Gesamtkonzept einer Organisation, sich 
nach außen darzustellen, um im Unternehmen den 
Absatz zu fördern, hier: Studienplätze anzubieten, 
aber vielleicht auch – und das ist etwas, worüber 

wir nicht geredet haben – die Forschungskapazitä-
ten darzustellen, um dann zu sagen, was dort ge-
macht werden kann, was dort geforscht werden 
kann, wo man weitergehen kann. 

Übrigens, die Studierenden gucken an den Hoch-
schulen auch, was da geforscht wird, weil die das 
interessiert. Wenn man forschendes Lernen macht, 
wie das an vielen Stellen ist, ist das auch hochspan-
nend, zu gucken, woran wird denn an den einzel-
nen Hochschulen geforscht, woran wird gearbeitet, 
was gibt es da an Besonderheiten, um zu sagen: Ich 
will Teil davon sein. 

Wenn ich weiß, dass in Bremen ein Fallturm steht – 
ich habe Produktionstechnik studiert, verzeihen 
Sie mir das Beispiel –, dann wissen Sie: Da gibt es 
einen Fallturm, da gibt es Weltraumforschung, da 
gibt es Forschung zu Schwerelosigkeit, dann inte-
ressiert Sie das. Jemanden, der an der Hochschule 
für Künste studieren will, interessiert das aber ehr-
lich gesagt nicht. Den interessiert vielleicht, bei 
wem er zeichnen lernen kann, bei wem er malen 
lernen kann, vielleicht, wo er Orgel lernen kann, 
welche Lehrer für Geige er hat. 

Was ich aufzeigen will, ist, die Welten der Hoch-
schulen sind so weit auseinander, dass wir uns 
doch fragen müssen: Wo ist der Sinn einer gemein-
samen Marketingstrategie? 

(Beifall FDP, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Ich kann den nicht groß erkennen. Die Informatio-
nen liegen vor, die Informationen sind auffindbar, 
von denen Sie wollen, dass Studenten sie finden, 
und ehrlich gesagt, jemandem mit Hochschulzu-
gangsberechtigung traue ich schon aus der Schule 
eine gewisse Recherchefähigkeit zu, insbesondere, 
wenn es das eigene Leben, nämlich den eigenen 
Studienort betrifft. Also muss es einen Mehrwert 
geben, und diesen Mehrwert, wie gesagt, sehe ich 
am Unionsantrag nicht. 

Dann sage ich noch ein Zweites: Wir haben eine 
Hochschule in Bremerhaven, die hat gerade ein in-
teressantes neues Relaunch ihres Außenauftritts 
gemacht. Sehr schön gelungen, aber ehrlich ge-
sagt, das ist schon ein anderer Standort für einen 
Studierenden. Es gibt zwar welche, die in Bremen 
wohnen und in Bremerhaven studieren und umge-
kehrt welche, die in Bremerhaven wohnen und 
nach Bremen pendeln zum Studieren, aber das ist 
der geringere Teil, der sich so entscheidet. Viele 
entscheiden sich, dann an den Ort zu ziehen, das 
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ist ja auch gut so. Dann ist es aber für mich umso 
schwieriger, zu begreifen, wie in so einer gemein-
samen Strategie der Wohn- und Studienort Bremer-
haven und der Wohn- und Studienort Bremen ge-
meinsam vermarktet werden sollen. Welcher Stu-
dierende soll das denn für sich begreifen, dass er 
sich dann entscheiden und sehen kann, was was 
ist? 

Ehrlich gesagt, Frau Grobien, wir sind nicht davon 
überzeugt, dass es so eine gemeinsame Marke-
tingstrategie geben muss. Sie brauchen einen eige-
nen Auftritt der Hochschulen, weil sie viel zu diffe-
renziert sind, und die Informationen liegen vor. 
Dann müssen Sie fragen: Ist es notwendig, für den 
geringen Mehrwert, den Sie vielleicht noch haben 
wollen, Ressourcen einzusetzen, oder sind die bes-
ser anders eingesetzt? All das bewertend kommen 
wir als Freie Demokraten zu dem Schluss: Es kann 
gern mehr Marketing geben, wenn das denn sinn-
voll ist für die einzelnen Hochschulen, aber dieses 
gemeinsame Konzept braucht es nicht. – Herzli-
chen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Klaus-Rainer Rupp. 

Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp (DIE LINKE): 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Das Vertretungskarussell dreht sich 
manchmal schneller, als man will. Die Kollegin 
Strunge muss zu Hause bleiben wegen Elternzeit, 
und es sollte eigentlich Nelson Janßen Miriam 
Strunge vertreten, der ist jetzt auf Corona-Island. 

(Heiterkeit DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen) 

Also muss ich mich mit Dingen hier auseinander-
setzen, und ich habe versucht, herauszufinden: 
Was ist eigentlich das Ansinnen dieses CDU-Antra-
ges? 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das steht 
im Vortext!) 

Steht unglücklicherweise – –. In CDU-Anträgen 
stehen immer viele Worte. Das Ansinnen herauszu-
finden, gut oder schlecht zu finden, ist oft was an-
deres. 

(Beifall DIE LINKE – Abgeordneter Dr. Magnus 
Buhlert [FDP]: Wo er recht hat, hat er recht! – Ab-
geordneter Heiko Strohmann [CDU]: Guter Return! 

– Zurufe Abgeordnete Susanne Grobien [CDU], 
Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]) 

Das ist gut. Nein, ich habe es ja auch verstanden. 
Was in der Begründung nicht steht – –. Also anders-
herum: Mir ist klar, es soll also eine Marketingkam-
pagne gestartet werden. Das erste, das mir einfiel: 
Wir verkaufen hier ja keine Schokoladenriegel, 
sondern wir werben darum, den Hochschulstandort 
Bremen, Bremerhaven mit seinen unterschiedli-
chen Hochschulen und Universitäten attraktiver zu 
machen. 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Sichtbarer 
zu machen!) 

Die Frage ist: Ist er bis jetzt unsichtbar und ist eine 
Marketingkampagne die richtige Methode? Die 
Unterpunkte, die in Ihrem Antrag sind, sind die Teil 
einer Marketingkampagne, wie Sie sie sich vorstel-
len, und würde ich sie auch so wollen? Zu der Frage 
soziale Medien hat schon jemand was Kluges ge-
sagt, der Kollege Hupe. Die Schnelllebigkeit von 
sozialen Medien, die Taktung von einer Minute 
und jeden Tag 75 000 neue Dinge, ist, glaube ich, 
nicht das Medium, mit dem man hochschulqualifi-
zierte Menschen, die einen Hochschulzugang ha-
ben, beeinflussen kann, welchen Studienort sie 
nehmen. 

Es ist gesagt worden: Als Erstes kommt das Fach, 
dann kommt der Studienort, es wird oft der genom-
men, der am nächsten dran ist, und dann gucken 
wir mal nach: Was ist da eigentlich los in dieser 
Stadt? Letztendlich ist auch gesagt worden, für spe-
zielle Studiengänge guckt man auch, welche Pro-
fessorinnen und Professoren da sind. Wenn man 
dafür den Zugang erleichtert, braucht man tatsäch-
lich unter Umständen eine bessere Website auf 
Bremen.de oder wie in Niedersachsen inbremen-
studieren.de. Darüber sollte man tatsächlich nach-
denken. Ich habe es gerade mal versucht. Ich habe 
gedacht: Willst du in Bremen studieren? Habe rein-
geguckt: Findest du alles, was du suchst? Tatsäch-
lich habe ich alles gefunden. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Gefunden? 
Ist also nicht altersabhängig!) 

Also mit drei Klicks war ich bei Studium, bei ver-
schiedenen Hochschulen. Das war alles nicht so 
schwer. Von daher bin ich davon überzeugt, man 
kann noch mal gucken, ob der Zugang für Studie-
rende oder für Menschen, die einen Studienplatz 
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suchen, erleichtert wird, da kann man mit Sicher-
heit noch was tun. Eine Marketingkampagne be-
gründet das noch nicht. 

Die Frage ist auch: Haben wir eigentlich zu wenige 
Studierende? Ja, die Studierendenzahlen sind of-
fensichtlich etwas zurückgegangen, aber mein wis-
senschaftlicher Mitarbeiter sagt, es gibt Fächer, da 
müssen wir Leute nach Hause schicken, können 
wir nicht nehmen. Andere Fächer, da besteht ein 
Nachholbedarf, da haben wir zu wenig, insbeson-
dere in den – „Pfefferminzfächern“ hätte ich fast 
wieder gesagt –, also in Mathematik, Ingenieurwe-
sen, Naturwissenschaften und Technik. Also den 
MINT-Fächern. 

Ist vielleicht nicht mehr so attraktiv, weil es auch 
schwer ist, Mathematik zu studieren. Ich will das 
nicht wollen, aber die Frage ist: Brauchen wir denn 
eine Marketingkampagne oder müssen wir gu-
cken: Wie können wir im Einzelnen Menschen an-
sprechen, die sich für Mathematik interessieren o-
der für Physik oder für Technik und Naturwissen-
schaften? Da ist mit einer allgemeinen Marketing-
kampagne, glaube ich, nichts zu holen. Der Mitar-
beiter, der dafür zuständig ist, sagt auch, die Profile 
der Universitäten und Hochschulen sind so ver-
schieden und deren, ich sage mal: Eigensinnigkei-
ten und ihr Bedürfnis, sich darzustellen, ist auch so 
unterschiedlich, dass die Chance, dass sie sich 
überhaupt auf eine gemeinsame Marketingkam-
pagne einlassen, tendenziell null ist. Das müsste 
man noch mal prüfen. 

Frau Grobien hat ja gefragt, ob die Hochschulen 
und Universitäten eine gemeinsame Marketing-
kampagne wollen. Das könnte man vielleicht noch 
mal erklären zum späteren Zeitpunkt. Im Moment 
begründet dieser Antrag eine Zustimmung meiner 
Fraktion zu einer Marketingkampagne für die bre-
mische Hochschule und die Universität nicht, des-
wegen müssen wir ihn leider ablehnen. – Vielen 
Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Susanne Grobien. 

Abgeordnete Susanne Grobien (CDU): Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Natürlich 
muss ich da auf den einen oder anderen Beitrag 
noch mal eingehen. Vielleicht als erstes Herr Hupe: 
Es geht ja nicht immer nur um Geld, und Marketing 
und Marketingstrategien haben ja auch wirklich 

sehr, sehr viele Facetten, sehr zielgruppenorien-
tiert. Das geht nicht nur über soziale Medien und 
Webseiten oder Kampagnen, die wir im Straßen-
raum sehen, da gibt es ja noch eine ganze Menge 
mehr. 

In der Tat gibt es aus Rektorenkreisen, teilweise al-
len bekannt – Hochschule für Künste –, Ideen und 
auch genau das Ansinnen, die Sichtbarkeit des Ge-
samtwissenschaftsstandortes sichtbarer zu ma-
chen. In Süddeutschland oder Bayern weiß nämlich 
keiner, wie großartig Künstliche Intelligenz hier in 
Bremen vertreten ist, geschweige denn, dass sich 
die Universität jetzt zu einer Klima-Universität ent-
wickelt oder dass das Alfred-Wegener-Institut in 
Bremerhaven sitzt. Das fragen Sie mal in der Bun-
desrepublik, von wo aus eigentlich die Polarstern-
expedition gesteuert wurde. Auf Bremerhaven 
kommt da keiner! 

Das hat also wirklich viel mit Standort und auch mit 
dem Verkaufen dessen, was wir hier an großartiger 
wissenschaftlicher Leistung und Know-how haben, 
über die Grenzen Bremens hinaus, und da hat es 
nämlich dann sehr wohl auch nicht nur was mit der 
Attraktivität für die Studierenden zu tun, sondern 
auch für die Wissenschaftler, die hierherkommen 
und sich über den Standort Gedanken machen. Ich 
meine, Herr Hupe, noch mal eben zurück zu Ihnen: 
Sie sagten ja, wie gesagt, dass man dann Vollzeit-
stellen braucht, um einen Instagram-Account oder 
so zu füllen. Das liegt ja nicht nur an Instagram, und 
eine Vollzeitstelle, glaube ich, braucht man dafür 
auch nicht. 

(Zuruf Abgeordneter Christopher Hupe [Bündnis 
90/Die Grünen]) 

Es geht natürlich auch überhaupt nicht darum, der 
Universität und den einzelnen Hochschulen ihr 
ganz spezifisches Profil zu entziehen, indem sie ir-
gendwie ihren Internetauftritt wegnehmen, das ist 
ja völliger Quatsch, sondern es geht um eine Ge-
samtstrategie, ähnlich wie – –. Ich sage mal, wir 
machen ja im Moment für den Tourismusbereich 
diese Strategie „Bremen ist mehr als Märchen“ – 
kann man sich auch fragen, was das für ein Slogan 
ist. Da kommt dann vor: „Weser, Werder, Weinkul-
tur“. Da würde ich mir aber wünschen „Wissen-
schaft“. Ich meine, alles mit „W“, Wissenschaft da 
zu verkaufen, wäre auch großartig, denn wir haben 
großartige Einrichtungen dazu. 

(Beifall CDU) 
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Sie wollen das einfach nicht, genauso wie Sie das 
reflexartig immer – –, also muss ich zu den Hoch-
schulrektoren gehen, von denen ich das selbst ver-
nommen habe, und vielleicht können wir dann ja 
über den Ausschuss eine Initiative in Bewegung 
setzen, die irgendwann dann auch mal hier ihre 
Zustimmung findet. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort Senatorin Dr. Claudia Schilling. 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Sehr geehrter 
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren 
Abgeordnete! Uns allen hier ist bewusst – –. 

(Abgeordnete Christine Schnittker [CDU]: Das Pult 
geht nicht von allein hoch. – Abgeordnete Silvia 
Neumeyer [CDU]: Das Problem kenne ich!) 

Sehen Sie mich jetzt? Bin ich jetzt sichtbar? 

Uns allen ist bewusst, die Konkurrenz zwischen 
den Hochschulstandorten ist hoch. Die Universität 
und die Hochschulen in unserem Bundesland ste-
hen im nationalen, internationalen Wettbewerb um 
die passenden Studierenden. Ich kann Ihnen sa-
gen, unsere Einrichtungen unternehmen schon 
jetzt vielfältige Aktivitäten dafür, ihr Studienange-
bot zu bewerben und Studieninteressierte für ein 
Studium in Bremen und in Bremerhaven zu begeis-
tern, und das vor dem Hintergrund, dass sich das 
Medienverhalten der jungen Generation sehr 
schnell ändert. Moderne Marketinginstrumente 
müssen, und das ist hier ja auch allen klar, fortlau-
fend angepasst werden. 

An den bremischen Hochschulen findet aber be-
reits jetzt ein innovatives und engagiertes Hoch-
schulmarketing statt. Tagesaktuell werden Studi-
eninformationsportale gepflegt, Hochschulwebsi-
tes redaktionell bearbeitet, die Auffindbarkeit der 
Studienangebote in den Suchmaschinen optimiert, 
und über die Social-Media-Kanäle findet eine fo-
kussierte, soziodemografische und interessenorien-
tierte Ansprache der relevanten Zielgruppen statt. 

Vielfältig kooperieren unsere Hochschulen mitei-
nander, bringen gemeinsame Flyer der Studienbe-
ratung heraus oder organisieren gemeinsam Infor-
mationstermine und auch Messeauftritte. Wir alle 
kennen zudem Kampagnen wie zum Beispiel #DU-
WEISSTWARUM, mit der die Universität Bremen 
deutschlandweit um Studieninteressierte wirbt. 
Über eine Digitalkampagne, Außenwerbung und 

Promotionsevents wird die junge Zielgruppe auf 
das Studienangebot an der Universität aufmerksam 
gemacht. 

Sicherlich gibt es für all diese Aktivitäten immer 
noch Verbesserungspotenziale. Sie können sich 
aber sicher sein, dass die Hochschulen untereinan-
der und in enger Abstimmung mit meinem Haus 
fortlaufend an der Optimierung des Hochschulmar-
ketings arbeiten. 

Sehr geehrte Abgeordnete der CDU-Fraktion, in 
Ihrem Antrag suggerieren Sie aber nun, dass eine 
hochschulübergreifende Marketingstrategie effek-
tiver sei als der in Bremen und Bremerhaven bis-
lang verfolgte Ansatz, 

(Zuruf) 

– zusätzlich, genau – das schwerpunktmäßig durch 
die Einrichtung selbst durchführen zu lassen. Aus 
meiner Sicht gibt es aber gute Gründe, diesen bre-
mischen Weg auch so weiterzugehen. Empirische 
Untersuchungen über die Entscheidungsfaktoren 
bei der Studienwahl zeigen ganz deutlich, dass 
ausschlaggebend für die Standortentscheidung vor 
allem das Studienfach ist. Der Hochschulstandort 
spielt eine eher nachgelagerte Rolle. Natürlich wis-
sen die Hochschulen am besten, wie sie auf die 
fachlichen Vorzüge ihres Studienangebots auf-
merksam machen. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Richtig!) 

Das gilt vor allem dann, wenn die Einrichtungen, 
so wie in unserem Bundesland, ganz unterschiedli-
che Zielgruppen haben. Das Marketing hochschul-
spezifisch auszurichten macht also mit Blick auf die 
Empirie durchaus Sinn. Eine hochschulübergrei-
fende Marketingstrategie birgt demgegenüber die 
Gefahr, dass die auf ihre jeweiligen Zielgruppen 
zugeschnittenen Ansprachen überlagert und damit 
verwässert werden. 

Selbstverständlich machen die Hochschulen in ih-
ren Kampagnen auch auf die Attraktivität der bei-
den Städte, das Potenzial des Wissenschaftsstan-
dortes, die im Vergleich geringen Lebenshaltungs-
kosten sowie die kulturellen Angebote in unserem 
Bundesland aufmerksam. Sie werben also immer 
auch für die Standortfaktoren von Bremen und Bre-
merhaven. 

Auch der Vorschlag der CDU-Fraktion, eine zent-
rale Website für Studieninteressierte einzurichten, 
mag zunächst sinnvoll klingen. Allerdings stellt 
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sich die Frage nach dem richtigen Verhältnis der 
eingesetzten Mittel zu den zu erwartenden Effek-
ten. Eine Umfrage der Hochschule Bremen unter 
den Studienanfängern im Jahr 2021 hat gezeigt, 
dass über 90 Prozent ihren Studienplatz initial mit-
tels Recherche in Studieninformationsportalen und 
über die Suchmaschinen gefunden haben. 

Entscheidend ist also, dass die potenzielle Website 
von Studieninteressierten gefunden und genutzt 
wird. Es muss also dauerhaft dafür gesorgt werden, 
dass die Website von den Suchmaschinen an rele-
vanter Stelle gelistet wird. Hierfür sind erhebliche 
Kosten zu erwarten und ein enormer zeitlicher Auf-
wand wäre notwendig. Die genannten Websites 
aus Brandenburg und Niedersachsen taugen in 
dieser Hinsicht gerade nicht als Best-Practice-Bei-
spiele. Beide Seiten werden von den relevanten 
Studieninformationsportalen nicht verlinkt und im 
Ranking der Suchmaschinen verschwinden sie in 
der Bedeutungslosigkeit. 

Gleiches gilt darüber hinaus für die von Ihnen ge-
forderte hochschulübergreifende Social-Media-
Kampagne. Auch hier lohnt sich ein Blick nach 
Brandenburg und Niedersachsen: Die Instagram-
Accounts der einzelnen Hochschulen wie der Leib-
niz Universität Hannover oder der Universität Pots-
dam haben um ein Vielfaches mehr Follower und 
Abonnements als die Accounts der jeweiligen 
hochschulübergreifenden Kanäle. Beide landes-
weiten Kampagnen stellen demzufolge einen ge-
ringen Mehrwert für die einzelnen Hochschulen 
dar. 

Man muss sich vor Augen führen: Wollte man eine 
solche Kampagne erfolgreich für Bremen durch-
führen, wären ein Projektteam, ein erhebliches 
Kampagnenbudget für die zu schaltenden Anzei-
gen sowie eine intensive inhaltliche Zuarbeit der 
Hochschulen erforderlich, damit die Kampagne 
sichtbar ist und die Kampagnen der Hochschulen 
sinnvoll ergänzt. Hier ist also auch nicht davon aus-
zugehen, dass mit einem vertretbaren Aufwand 
eine Kampagne gestartet werden kann, die die vor-
handenen Social-Media-Aktivitäten der Hochschu-
len sinnvoll ergänzt oder einen Mehrwert bietet. 

Sehr geehrte Abgeordnete, lassen Sie mich ab-
schließend noch einmal bekräftigen, dass es gute 
Gründe dafür gibt, dass wir in unserem Bundesland 
das Hochschulmarketing schwerpunktmäßig durch 
die Hochschulen selbst durchführen lassen. In die-
sem Sinne begrüße ich auch die Ablehnung des 
Antrags durch die Koalition. – Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Herr 
Dr. Buhlert, Sie noch? Herr Dr Buhlert, war das 
eine Wortmeldung? 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Ich habe 
der Senatorin schon gesagt, was ich wollte!) 

Gut, also liegen weitere Wortmeldungen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, L.F.M.) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Gesetz über die Zustimmung zum Staatsvertrag 
zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021  
Mitteilung des Senats vom 27. September 2022  
(Drucksache 20/1603) 

Wir kommen zur ersten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in erster Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: L.F.M.) 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1603
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Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 

Meine Damen und Herren, interfraktionell wurde 
vereinbart, Behandlung und Beschlussfassung in 
erster und zweiter Lesung vorzunehmen. Ich lasse 
deshalb darüber abstimmen, ob wir jetzt die zweite 
Lesung durchführen wollen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 

(Einstimmig) 

Wir kommen zur zweiten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in zweiter Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: L.F.M.) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 

Gesetz zur Änderung des Tariftreue- und Verga-
begesetzes  
Mitteilung des Senats vom 27. September 2022  
(Drucksache 20/1604) 

Wir kommen zur ersten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in erster Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE, 
L.F.M.) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: CDU; FDP) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 

Bremisches Gesetz über die Ausbildung in der 
Pflegefachhilfe  
Mitteilung des Senats vom 27. September 2022  
(Drucksache 20/1606) 

Wir kommen zur ersten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in erster Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: L.F.M.) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 

Meine Damen und Herren, interfraktionell wurde 
vereinbart, Behandlung und Beschlussfassung in 
erster und zweiter Lesung vorzunehmen. Ich lasse 
deshalb darüber abstimmen, ob wir jetzt die zweite 
Lesung durchführen wollen. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1604
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1606
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Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 

(Einstimmig) 

Wir kommen zur zweiten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in zweiter Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: L.F.M.) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 

Gesetz zur Änderung des Ersten Gesetzes zur 
Ausführung des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
– Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Ju-
gendhilfegesetzes im Lande Bremen  
Mitteilung des Senats vom 4. Oktober 2022  
(Drucksache 20/1618) 

Wir kommen zur ersten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in erster Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 

(Einstimmig) 

Meine Damen und Herren, interfraktionell wurde 
vereinbart, Behandlung und Beschlussfassung in 
erster und zweiter Lesung vorzunehmen. Ich lasse 
deshalb darüber abstimmen, ob wir jetzt die zweite 
Lesung durchführen wollen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 

(Einstimmig) 

Wir kommen zur zweiten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in zweiter Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 

(Einstimmig) 

Bericht des staatlichen Petitionsausschusses Nr. 
32  
vom 7. Oktober 2022  
(Drucksache 20/1621) 

Eine Aussprache ist nicht beantragt worden. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1618
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1621
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Wer der Behandlung der Petitionen in der empfoh-
lenen Art zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 

(Einstimmig) 

Gesetz über die einmalige Gewährung einer 
Energiepreispauschale 2022 für Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungsempfänger in 
der Freien Hansestadt Bremen (BremEPPG 2022)  
Mitteilung des Senats vom 11. Oktober 2022  
(Drucksache 20/1628) 

Wir kommen zur ersten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in erster Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 

(Einstimmig) 

Meine Damen und Herren, interfraktionell wurde 
vereinbart, Behandlung und Beschlussfassung in 
erster und zweiter Lesung vorzunehmen. Ich lasse 
deshalb darüber abstimmen, ob wir jetzt die zweite 
Lesung durchführen wollen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 

(Einstimmig) 

Wir kommen zur zweiten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in zweiter Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 

(Einstimmig) 

Dritte Verordnung zum Basisschutz vor Neuin-
fektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 
(Dritte Corona-Basisschutzmaßnahmenverord-
nung  
Mitteilung des Senats vom 11. Oktober 2022  
(Drucksache 20/1629) 

Dazu 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP  
vom 12. Oktober 2022  
(Drucksache 20/1636) 

Der Senat hat am 11. Oktober 2022 die dritte 
Corona-Basisschutzmaßnahmenverordnung an die 
Bürgerschaft übersandt. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Gemäß § 62 Absatz 7 unserer Geschäftsordnung 
lasse ich zunächst über den Änderungsantrag, 
Drucksache 20/1636, der Fraktion der FDP abstim-
men. 

Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1628
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1629
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1636
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1636
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(Dafür: FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, L.F.M.) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Änderungsantrag ab. 

Ich lasse nun darüber abstimmen, ob die Bürger-
schaft (Landtag) einen weiteren Aufhebungs- oder 
Änderungsbedarf an der dritten Corona-Basis-
schutzmaßnahmenverordnung sieht. 

Wer seine Zustimmung geben möchte, dass kein 
weiterer Aufhebungs- oder Änderungsbedarf be-
steht, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: FDP, L.F.M.) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt, dass sie keinen weiteren Aufhebungs- o-
der Änderungsbedarf an der dritten Corona-Basis-
schutzmaßnahmenverordnung sieht. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wie hat Herr Jürgewitz eigentlich abge-
stimmt?) 

Der ist zurzeit nicht zugegen. 

Meine Damen und Herren, damit haben wir diese 
Tagesordnungspunkte ohne Debatte auch abgear-
beitet. Ich bedanke mich für die tollen Debatten 
heute. Ich wünsche Ihnen einen schönen Feier-
abend, wir sehen uns morgen alle wieder. – Ich un-
terbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung der Sitzung 17:41 Uhr) 

 

Präsident Frank Imhoff eröffnet die unterbrochene 
Sitzung wieder um 10:00 Uhr. 

Präsident Frank Imhoff: Die unterbrochene Sit-
zung der Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröff-
net. 

Wir setzen die Tagesordnung fort. 

Fragestunde 

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) lie-
gen 31 frist- und formgerecht eingebrachte Anfra-
gen vor. 

Anfrage 1: Umsetzungsstand des Projekts 
KlimaBildungszentrum Bremerhaven  
Anfrage der Abgeordneten Janina Strelow, Arno 
Gottschalk, Gönül Bredehorst, Mustafa Güngör 
und Fraktion der SPD  
vom 8. September 2022 

Frau Kollegin, Sie haben das Wort. 

Abgeordnete Janina Strelow (SPD): Wir fragen 
den Senat: 

1. Wie ist der derzeitige Umsetzungsstand des Pro-
jekts KlimaBildungszentrum, welche Maßnahmen 
wurden bisher unternommen und was sind die 
nächsten zu erreichenden Etappenziele? 

2. Wie gestaltet sich die Nachfrage nach den ver-
schiedenen Angeboten und Formaten? 

3. Welche Priorität wird dem Projekt im Kontext des 
sich stetig verstärkenden Klimawandels beigemes-
sen und wie wird der Fortbestand des Projekts zu-
künftig abgesichert? 

Präsident Frank Imhoff: Die Anfrage wird beant-
wortet durch Staatsrat Enno Nottelmann. 

Staatsrat Enno Nottelmann: Sehr geehrter Herr 
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, für den 
Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Das KlimaBildungszentrum ist ein 
Lernort für Lehrkräfte, der gemeinsam mit dem Kli-
mahaus Bremerhaven nicht nur Kindern und Ju-
gendlichen, sondern auch Lehrkräften Kenntnisse 
und Qualifikationen für die Förderung nachhalti-
ger Entwicklung vermitteln soll. 

Seit Beginn der Projektlaufzeit wurden insgesamt 
vier Fortbildungsangebote, drei halbtägig, eines 
ganztägig, mit unterschiedlichen Schwerpunkten 
und einem unterschiedlichen Umfang der Metho-
denerprobung konzipiert, von denen jedes derzeit 
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circa zweimal im Monat durchgeführt wird, außer-
halb der Schulferien. 

Neben den oben genannten Fortbildungsangebo-
ten führt das KlimaBildungszentrum schulinterne 
Lehrerfortbildungen durch, deren Inhalte individu-
ell auf die Bedürfnisse im Unterricht und den Stand 
bisheriger Klimaschutzmaßnahmen an der jeweili-
gen Schule abgestimmt werden. 

Das Team des KlimaBildungszentrums, welches 
derzeit zwei Vollzeitstellen umfasst, kooperiert mit 
wissenschaftlichen Einrichtungen und Institutio-
nen aus BNE, Bildung für nachhaltige Entwick-
lung, und Klimaschutz. 

Evaluiert wird das Projekt im Rahmen einer wis-
senschaftlichen Begleitung durch die Pädagogi-
sche Hochschule Heidelberg. 

Derzeit verstärkt das KlimaBildungszentrum sein 
Marketing und bewirbt sein Angebot auch über die 
Grenzen Bremens hinaus. Hierzu wurden eine ei-
gene Homepage, https://www.klimabildungszent-
rum.de/, sowie ein Twitter-Account (@KlimaBil-
dung) angelegt und ein Flyer erstellt. 

Nächste Etappenziele sind die Unterstützung des 
Projekts durch die Senatorin für Kinder und Bil-
dung, die Etablierung der Zusammenarbeit mit 
dem Kultus- und dem Umweltministerium in Nie-
dersachsen, die Konzeption von Fortbildungsrei-
hen für Lehrkräfte der Primarstufe und für Schul-
leitungen, der Whole School Approach sowie ein 
Konzept für eine mittelfristige Sicherung der Fi-
nanzierung. Dieses Konzept soll bis Mitte Dezem-
ber erarbeitet werden. 

Zu Frage 2: Die inhaltliche Resonanz auf das Vor-
haben ist über alle Maßen positiv. Die Teilnehmen-
denzahlen liegen pandemiebedingt bisher noch 
hinter den Erwartungen zurück. Generell sind die 
tatsächlichen Fortbildungsmöglichkeiten für Lehr-
kräfte systembedingt überraschend eingeschränkt, 
da Fortbildungen zwar vorgeschrieben sind, in der 
Praxis aber nicht zu Unterrichtsausfall führen sol-
len und es somit nur begrenzte Zeitfenster für Lehr-
kräfte gibt, um an Fortbildungen teilzunehmen. 
Diesem Umstand wurde durch vermehrte Online-
Fortbildungsangebote und schulinterne Fortbil-
dungen versucht gerecht zu werden. 

Bis zum 21. September 2022 haben insgesamt 614 
Bildungsschaffende an den Fortbildungen teilge-
nommen. 

Zu Frage 3: Es hat sich im bisherigen Projektverlauf 
bestätigt, dass dem Faktor Bildung und damit auch 
und gerade den Lehrkräften bei der Bewältigung 
der Klimakrise eine besondere Bedeutung zu-
kommt. Entsprechend hoch ist auch der bundes-
weite Prestigewert des Projekts. 

Es ist geplant, das Projekt budgetneutral in das 
Jahr 2023 zu verlängern und die im weiteren Jah-
resverlauf entstehenden Reste zweckgebunden in-
nerhalb des Handlungsfelds Klimaschutz in das 
Jahr 2023 zu übertragen – vorbehaltlich der finalen 
Ergebnisse des Jahresabschlusses 2022. Die Ent-
scheidung über den Umgang mit etwaigen Rückla-
genzuführungen obliegt dem Senat und dem Haus-
halts- und Finanzausschuss. 

In einer Zusammenarbeit mit dem Land Nieder-
sachsen und der Senatorin für Kinder und Bildung 
wird Potenzial für eine Finanzierung ab 2024 gese-
hen. – So weit die Antwort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin Strelow, ha-
ben Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Janina Strelow (SPD): Wie sehen die 
Zielzahlen aus, wenn Sie antworten, dass bisher 
614 Bildungsschaffende an den Angeboten teilge-
nommen haben? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Das muss ich nachlie-
fern, weil wir gar nicht der Zuwendungsbewilli-
gende sind, sondern die bewilligende Stelle ist der 
Magistrat der Seestadt Bremerhaven. Wir leiten 
das Geld nur an die Seestadt Bremerhaven und die 
ist die Zuwendungsgeberin. Von daher kenne ich 
den ganz genauen Antrag nicht, würde die Zahl 
aber gern in der Deputation nachreichen. 

Präsident Imhoff: Frau Abgeordnete, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Janina Strelow (SPD): Wo gab es 
denn die meiste Resonanz oder die meisten Teil-
nahmen? War das zum Beispiel aus Bremerhaven, 
aus Bremen oder sogar noch weiter weg aus Nie-
dersachsen oder anderen Bundesländern? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Auch das kann ich 
Ihnen nicht beantworten, das würde ich auch nach-
liefern. Im Zwischenbericht wird die Seestadt Bre-
merhaven das sicherlich vorliegen haben. Das An-
gebot besteht bundesweit, und es gibt Kooperatio-
nen mit Bremer und Bremerhavener Schulen, die 
genaue Verteilung liefern wir auch nach. 
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Präsident Imhoff: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage, Frau Kollegin? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Janina Strelow (SPD): Können wir 
davon ausgehen, dass Sie sich ideell und finanziell 
für eine räumliche Weiterentwicklung in Bremer-
haven einsetzen werden, um das Projekt auch zu-
künftig weiter zu unterstützen? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Wir haben in der Ant-
wort zu Frage 3 darauf geantwortet, dass wir so ein 
Potenzial sehen. 

Klimabildung ist im Enquetebericht ein großes Ka-
pitel gewesen und es wird die Aufgabe des Senats 
sein, da gute Lösungen zu entwickeln. Ich glaube, 
darin liegt auch ein Potenzial, dass wir im Zweifels-
fall auch Bundesmittel einwerben können für ein 
Angebot dieser – –, wenn es eine bundesweite 
Frage ist und auch die Kolleginnen und Kollegen in 
Niedersachsen betrifft. 

Wir haben gestern im Rahmen der Verkehrsminis-
terkonferenz mit den Ministerinnen und Ministern 
eine Führung durch das Klimahaus Bremerhaven 
gemacht und auch, wenn diese für Bildung nicht 
zuständig sind, waren sie schwer beeindruckt und 
ich glaube, das zeigt das Potenzial des Klimahauses 
und der Angebote, die wir dort haben. 

Präsident Imhoff: Frau Abgeordnete Strelow, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage dazu? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Janina Strelow (SPD): Eine kleine 
Nachfrage noch, Herr Präsident. Ich habe vernom-
men, dass Sie gesagt haben, dass Sie sich vorstellen 
können, für die weitere Absicherung zu sorgen. Ich 
gehe davon aus, dass Sie sich auch aktiv dafür ein-
setzen werden. 

Staatsrat Enno Nottelmann: Wir sind natürlich die 
– –. Also, unser Haus, in diesem Fall die Senatorin 
für Klimaschutz ist natürlich im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit auch im Gespräch mit dem Klimahaus 
Bremerhaven und wir begleiten das positiv weiter. 

Wir haben, und das wird heute Nachmittag auch 
noch einmal Thema sein, im Senat eine Verabre-
dung, wie wir mit den Maßnahmen der Enquete-
kommission umgehen und da wird es auch eine Fe-
derführung für das Thema Klimabildung geben, 
die liegt allerdings nicht bei der Senatorin für Kli-
maschutz, sondern bei der Senatorin für Kinder und 
Bildung. 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Bevor ich mit der nächsten Anfrage fortfahre, 
möchte ich auf der Besuchertribüne ganz herzlich 
die Teilnehmer eines Bildungszeitseminars der 
Wirtschafts- und Sozialakademie Bremen begrü-
ßen. – Herzlich willkommen hier bei uns im Haus. 

(Beifall) 

Anfrage 2: Hitzeaktionsplan für Bremen und Bre-
merhaven  
Anfrage der Abgeordneten Ute Reimers-Bruns, 
Mustafa Güngör und Fraktion der SPD  
vom 8. September 2022 

Frau Reimers-Bruns, Sie haben das Wort. 

Abgeordnete Ute Reimers-Bruns (SPD): Wir fragen 
den Senat: 

1. Mit welchen Schritten und unter Einbeziehung 
welcher Ressorts und Akteur:innen soll der für 2023 
angekündigte Hitzeaktionsplan für Bremen und 
Bremerhaven erarbeitet werden? 

2. Welche Bevölkerungsgruppen und Akteur:innen 
sollen mit dem Hitzeaktionsplan adressiert werden, 
um sie in besonderem Maße vor den gesundheitli-
chen Risiken von Hitze zu schützen und welche 
Konsequenzen ergeben sich daraus für eine erfolg-
reiche Kommunikationsstrategie? 

3. Welche Hitzeaktionspläne oder Hitzeschutzkon-
zepte anderer Städte hält der Senat für besonders 
geeignet, um sich an ihnen bei der Erarbeitung ei-
nes eigenen Hitzeaktionsplans zu orientieren und 
durch welche inhaltlichen Bausteine zeichnen sich 
diese aus? 

Präsident Frank Imhoff: Die Anfrage wird beant-
wortet durch Staatsrat Enno Nottelmann. 

Staatsrat Enno Nottelmann: Sehr geehrter Herr 
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, für den 
Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Die Schritte zur Erstellung des Hitze-
aktionsplans erfolgen angelehnt an bundesweit 
etablierte Leitfäden. Der bisherige fachliche Aus-
tausch zum Hitzeaktionsplan fand zwischen Fach-
referaten der Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, 
Mobilität, Stadtentwicklung und Wohnungsbau, 
der Senatorin für Soziales, Jugend, Integration und 
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Sport, der Senatorin für Gesundheit, Frauen und 
Verbraucherschutz, den Gesundheitsämtern in 
Bremen und Bremerhaven und der Senatskanzlei 
statt. 

Dieser Kreis wird mit Beginn des Prozesses Anfang 
des Jahres 2023 erweitert, um alle relevanten Ak-
teur:innen am Prozess zu beteiligen, darunter bei-
spielsweise auch die Ärztekammer, Träger sozialer 
Einrichtungen und Pflegedienste. Zudem wird die 
Entwicklung des Hitzeaktionsplans an den ressort-
übergreifenden Prozess der Fortschreibung der 
Klimaanpassungsstrategie für das Land und die 
beiden Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven 
gekoppelt. Der Plan wird voraussichtlich Ende 2023 
vorgelegt. Unabhängig davon werden die beste-
henden Instrumente, Hitzewarnungen, Hitze-
knigge, Beratungen des Gesundheitsamtes et 
cetera, erneut zur Anwendung kommen, sofern 
sich in den Sommermonaten 2023 eine Hitzeperi-
ode abzeichnet. 

Zu Frage 2: Die Identifizierung von Bevölkerungs-
gruppen mit erhöhtem Risiko ist ein zentraler Be-
standteil der Erstellung des Hitzeaktionsplans und 
erfolgt im weiteren Prozess. Grundsätzlich sind fol-
gende Gruppen besonders vulnerabel gegenüber 
Hitze: ältere Menschen und pflegebedürftige Men-
schen, insbesondere alleinlebende; Menschen mit 
chronischen Vorerkrankungen; Schwangere und 
Säuglinge; Menschen, die körperlich im Freien ar-
beiten; Menschen in schlecht isolierten Gemein-
schaftsunterkünften; Wohnungslose; Kinder und 
Jugendliche. 

Darüber hinaus sollen im Hitzeaktionsplan Quar-
tiere identifiziert werden, in denen die Hitzebelas-
tung besonders groß ist, beispielsweise aufgrund 
des Baubestandes oder fehlender Vegetation. Die 
Entwicklung von zielgruppengerechten Maßnah-
men und Kommunikationsstrategien erfolgt eben-
falls während des Prozesses. 

Diese werden sich unterteilen in kurzfristig um-
setzbare Konzepte und Pläne während einer Hitze-
welle, mittelfristige Maßnahmen vor oder während 
des Sommers und langfristige Planungen. 

Zu Frage 3: Bei der Erstellung des Hitzeaktions-
plans werden Ansätze und Erfahrungen anderer 
Kommunen in Deutschland ausgewertet. Zum Bei-
spiel haben die Städte Freiburg und Mannheim 
sehr umfangreiche und detaillierte Hitzeaktions-
pläne erarbeitet. Die Stadt Freiburg hat dabei einen 
eher raumbezogenen Ansatz gewählt und Maß-
nahmen im stadtplanerischen Bereich entwickelt. 

In Mannheim wurde ein eher gesundheitspoliti-
scher Ansatz gewählt, bei dem insbesondere die 
Kommunikationsmaßnahmen für bestimmte Risi-
kogruppen beispielgebend sind. 

Insgesamt gilt es, gemeinsam mit den relevanten 
Akteur:innen einen für Bremen und Bremerhaven 
maßgeschneiderten und ausgewogenen Hitzeakti-
onsplan zu entwickeln, der für alle wichtigen 
Handlungsfelder Maßnahmen beinhaltet. – So weit 
die Antwort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Frau Abgeordnete Rei-
mers-Bruns, haben Sie eine Zusatzfrage zu diesen 
Antworten? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Ute Reimers-Bruns (SPD): Wann 
können wir, oder können wir überhaupt, mit einem 
Hitzealarmsystem auch in verschiedenen Sprachen 
rechnen? Das haben wir in unserer ursprünglichen 
Anfrage noch nicht gefragt. 

Staatsrat Enno Nottelmann: Da das ein Prozess ist, 
der unterschiedliche Zielgruppen, die ich eben ge-
nannt habe, adressiert und das in dem Prozess das 
Konzept gemeinsam erarbeitet wird, nehme ich an, 
dass es auch ein Teil des Prozesses sein wird, zu 
gucken, in welchen Sprachen man welche Ziel-
gruppen erreicht, ob man besonders auf Zielgrup-
pen eingehen und da besondere Angebote schaf-
fen muss. Deswegen ist das ein partizipativer Pro-
zess, sodass es am Ende sicherlich auch ein Thema 
sein wird, mit dem der Hitzeaktionsplan arbeitet, 
zu schauen, wo muss man Menschen, auch in 
Fremdsprachen, ansprechen. 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine weitere 
Zusatzfrage, Frau Kollegin? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Ute Reimers-Bruns (SPD): Vor kur-
zem wurde aufgezeigt, Herr Staatsrat, wie viel 
Trinkwasserstellen es in Bremen gibt. Ist vorgese-
hen, dass es noch weitere Stellen geben wird? In 
vergleichbaren Großstädten ist das Angebot weit-
aus umfangreicher. 

Staatsrat Enno Nottelmann: Wir haben, glaube ich, 
in der Deputation dazu schon einen Bericht vorge-
legt und in dem Zusammenhang auch gesagt, dass 
wir das Ziel haben von fünf auf zehn auszubauen, 
auch vor dem Hintergrund der Vorgaben des Bun-
des weiter zu prüfen und anzuschauen, wo der 
Ausbau notwendig ist. Das wird sicherlich auch vor 
dem Hintergrund des Hitzeaktionsplans von dieser 
Seite aus auch noch einmal Berücksichtigung fin-
den, das ist dann Teil des Erstellungsprozesses. Der 
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Prozess der Trinkwasserbrunnen ist aber ein eige-
ner Prozess, sodass sie sich dann an der Stelle tref-
fen. 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine weitere 
Zusatzfrage, Frau Kollegin? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Ute Reimers-Bruns (SPD): Eine Frage 
habe ich noch. Sie haben gesagt, dass Freiburg und 
Mannheim jetzt erstmal als Modellstädte herange-
zogen worden sind. Ist es so, dass Sie alles angu-
cken, was in diesen beiden Städten gemacht wird, 
und dann das maßgeschneiderte Konzept für Bre-
men und Bremerhaven herausfiltern? 

Als gesundheitspolitische Sprecherin habe ich ein 
großes Interesse daran, dass man dann ein bisschen 
mehr berücksichtigt, was Mannheim macht. Ich 
habe Ihren Worten entnommen, und das wollte ich 
fragen: Könnten Sie es darstellen, dass man Mann-
heim mehr als Freiburg als Beispiel nimmt? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Da das ein Prozess ist, 
der unterschiedliche Perspektiven auf dieses 
Thema hat, werden wir natürlich alle Aspekte be-
rücksichtigen, von daher würde ich jetzt nicht Frei-
burg oder Mannheim gegeneinanderstellen. Es 
gibt auch eine Handlungsempfehlung des Bundes-
ministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz zu dem Thema 
Hitze und eine Arbeitshilfe, die die Fachhoch-
schule Fulda diesbezüglich erarbeitet hat. Es wer-
den aus den verschiedenen Perspektiven unter-
schiedliche Erfahrungen in diesen Prozess einflie-
ßen und die der beiden Städte auch. 

Präsident Frank Imhoff: Eine weitere Zusatzfrage 
durch den Abgeordneten Arno Gottschalk. – Bitte 
sehr! 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Herr Staats-
rat, mit Blick auf diese beiden unterschiedlichen 
Ansätze, wenn Sie den bisherigen Diskussionsver-
lauf betrachten: Gibt es denn eine gewisse Ten-
denz der Gewichtung hinsichtlich beider Ansätze, 
mehr raumgebunden oder mehr kommunikativ? 
Zeichnet sich da bislang etwas ab? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Also, ich wiederhole 
es noch einmal: Wir werden einen Prozess durch-
führen, in dem sich alle unterschiedlichen Akteu-
rinnen und Akteure, die unterschiedlichen Betei-
ligten, die genannt sind, ab dem nächsten Jahr auf 
den Weg machen. Es gibt natürlich unterschiedli-
che Perspektiven auf dieses Thema und wenn man 
jetzt schaut: Mannheim, der gesundheitliche Blick, 

da lassen sich sicherlich Sachen kurzfristiger um-
setzen, als wenn man stadtplanerisch Dinge macht. 
Ich glaube, man muss das eine tun und darf das an-
dere nicht lassen. 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 3: Sachstand Auswertungsstruktur 
SIDAN  
Anfrage der Abgeordneten Kevin Lenkeit, Martin 
Günthner, Mustafa Güngör und Fraktion der SPD  
vom 8. September 2022 

Herr Kollege Lenkeit, Sie haben das Wort. 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Wir fragen den 
Senat: 

1. Hat sich die Bild- und Video-Auswertungsumge-
bung SIDAN – Sicheres Daten Analyse Netzwerk – 
bei der Polizei Bremen bewährt? 

2. Ist vorgesehen, SIDAN auch über das Jahr 2022 
hinaus weiter zu nutzen oder gibt es Alternativen? 

3. Welche Kosten entstehen durch die weitere Nut-
zung von SIDAN oder eines Alternativsystems? 

Präsident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Staatsrat Olaf Bull. 

Staatsrat Olaf Bull: Sehr geehrter Herr Präsident, 
sehr geehrte Damen und Herren, für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Die Bild- und Video-Auswerteumge-
bung SIDAN, Sicheres Daten Analyse Netzwerk, 
wird für Ermittlungszwecke erfolgreich verwendet 
und hat sich im Zusammenhang mit polizeilichen 
Sonderlagen wie kürzlich an einem Gymnasium in 
Bremerhaven bewährt. Die von den Bürgerinnen 
und Bürgern zur Verfügung gestellten digitalen 
Bilder und Videos werden in einer vom Bundeskri-
minalamt zur Verfügung gestellten sicheren Aus-
werteumgebung zunächst auf Viren untersucht 
und sodann ausgewertet. 

Auch im Rahmen der Übung „BAO Anschlag“ – 
Besondere Aufbauorganisation – kam sie für die 
Auswertung einer Datenmenge von circa 1 GB zum 
Einsatz. 

Zu Frage 2: SIDAN soll auch über das Jahr 2022 
hinaus genutzt werden, um die zunehmenden Bild- 
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und Videoverarbeitungsbedarfe zu decken. Durch 
die bedienerfreundliche und umfangreiche Ober-
fläche sowie die Verfügbarkeit auf jedem Polizei-
PC ohne separate IT-Infrastruktur stellt die Soft-
ware aktuell im Bereich der unmittelbaren Bild- 
und Videoauswertung den neuesten Stand der 
Technik dar. 

Aufgrund der Anschaffung, des Betriebs und der 
Weiterentwicklung der Auswerteumgebung, wel-
che über Dataport in Kooperation mit den Ländern 
Schleswig-Holstein, Hamburg und Thüringen er-
folgt, stehen Kapazitäten zur Verfügung, die die 
Polizeibehörden in Bremen und Bremerhaven in 
dieser Größe und in diesem Umfang allein nicht 
hätten bewältigen können. 

Zu Frage 3: SIDAN ist keine einzelne Software, 
sondern ein System von aufeinander folgenden Fil-
tern, ohne die eine Implementierung sogenannter 
Schmutzdaten in die polizeiliche Infrastruktur nicht 
möglich wäre. Die Kosten betragen für Bremen 
jährlich 250 000 Euro. 

Alternativsysteme bieten nicht die besonderen Fä-
higkeiten von SIDAN. – So weit die Antwort des Se-
nats! 

Präsident Frank Imhoff: Herr Abgeordneter Len-
keit, haben Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Herr Staatsrat, 
Sie sprachen von Kosten von 250 000 Euro, ich 
kann die jetzt gar nicht ins Verhältnis setzen, 
nichtsdestotrotz die Nachfrage: Wissen Sie, was Al-
ternativsysteme, auch, wenn sie vielleicht weniger 
Features hätten, die Polizei Bremen jährlich kosten 
würden? 

Staatsrat Olaf Bull: Herr Abgeordneter, ich habe 
großes Verständnis für ihre Skepsis hinsichtlich der 
Wirtschaftlichkeit, wenn man auf Zahlen und Kos-
ten blickt. Wir haben dem Senat damals, vor drei 
Jahren, eine Wirtschaftlichkeitsberechnung vorge-
legt, die war offenbar überzeugend, aber man kann 
da Fragezeichen haben. Das Ganze ist quasi eine 
sehr teure Versicherung für den hoffentlich sehr 
unwahrscheinlichen Anschlagsfall. 

Sie wissen, Ausgangspunkt, so ein System zu ent-
wickeln war das Attentat in Boston. Wir haben 
diese sehr teure Versicherung und wollen die 
250 000 Euro weiter in sie investieren, aber ich 
kann Ihnen sagen, dass wir für die Zukunft auch 

weitere Anwendungsfelder identifiziert haben, so-
dass der Nutzen noch viel besser zu rechtfertigen 
ist. 

Das wird im Bereich „Hass und Hetze im Netz“ sein 
und auch im Bereich der Kinderpornografie. Inso-
fern, um auf ihre Frage zurückzukommen: Alterna-
tivkosten kann ich Ihnen nicht nennen, aber 
SIDAN ist, so habe ich es Ihnen dargestellt, einfach 
das beste System und wir wollen das Beste. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Herr Staatsrat, 
nehmen Sie zur Kenntnis, dass ich nicht skeptisch 
bin wegen der Betriebskosten? 

Staatsrat Olaf Bull: Gerne. 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Gut. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat, eine wei-
tere Zusatzfrage durch den Abgeordneten Marco 
Lübke. – Bitte sehr! 

Abgeordneter Marco Lübke (CDU): Herr Staatsrat, 
ich habe eine Frage: Wir hatten eine Kleine An-
frage gestellt zum Thema Digitalisierung und da 
wurde gesagt, dass SIDAN ein Bürgerportal zur Be-
arbeitung des Video-, Bild- und Datenmaterials 
nach Großschadensereignissen sein soll. Dahin 
geht meine Frage – also unter anderem bezogen 
auf Großschadensereignisse: Gab es seit Einfüh-
rung dieses Systems schon einen Fall eines Groß-
schadensereignisses, für das das System genutzt 
wurde? 

Staatsrat Olaf Bull: Bremerhaven war der erste An-
wendungsfall. 

Abgeordneter Marco Lübke (CDU): Der Einzige? 
Sonst gab es keinen? 

Staatsrat Olaf Bull: Ja, und die Übung, die auch in 
der Antwort dargestellt ist, „BAO Anschlag“. 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine weitere 
Zusatzfrage, Herr Kollege? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Marco Lübke (CDU): Ja, gerne. 
Mich würde interessieren, gibt es bei diesem Sys-
tem auch ein Feld, in dem sich die Nutzer, die Poli-
zeibeamten, melden könnten, wenn es Verbesse-
rungsmöglichkeiten gäbe? Das System ist ja immer 
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in der Weiterentwicklung, aber können die Ermitt-
ler dann auch sagen, das und das muss verbessert 
werden? 

Staatsrat Olaf Bull: Das ist ganz wichtig und selbst-
verständlich haben die Beamten, die damit befasst 
sind, die Möglichkeit, Verbesserungen vorzuschla-
gen. Das System ist erst in der Erprobung und wir 
wollen das natürlich im neuen Turnus noch besser 
nutzen können. 

Präsident Frank Imhoff: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Marco Lübke (CDU): Kann man bei 
dem System auch sagen, oder einsehen, wie oft das 
genutzt wurde? 

Staatsrat Olaf Bull: Die Antwort auf diese Frage 
muss ich Ihnen nachliefern. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Abgeordneter, haben 
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Marco Lübke (CDU): Ich habe noch 
eine Frage zu den Kosten. Sie haben jetzt die Kos-
ten beziffert. Glauben Sie, oder wissen Sie, ob der 
IT-Haushalt der Polizei für diese Summe ausreicht 
oder wird dieses System anders finanziert? 

Staatsrat Olaf Bull: Der Haushalt ist sehr knapp ge-
näht, aber dafür reicht er gerade noch. Man könnte 
natürlich trefflich über andere Maßnahmen disku-
tieren und diese miteinander abwägen, aber wir 
haben uns entschieden, dass diese Auswertungs-
umgebung sehr wichtig ist für den hoffentlich sehr 
unwahrscheinlichen Fall. 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 4: Gibt es ein Device Lifecycle Manage-
ment für digitale Endgeräte im Bereich Schule?  
Anfrage der Abgeordneten Prof. Dr. Hauke Hilz, 
Birgit Bergmann, Lencke Wischhusen und Frak-
tion der FDP  
vom 8. September 2022 

Herr Kollege Professor Hilz, Sie haben das Wort. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Wir fra-
gen den Senat: 

1. Wie bereitet sich der Senat auf das Device Life-
cycle Management der digitalen Endgeräte in den 

Händen von Lernenden und Lehrenden vor und ist 
ein Übergang in Leasing-Lösungen vorgesehen? 

2. Welche zeitlichen und personellen Kontingente 
werden etwa für die Bereiche Beschaffung/Wieder-
beschaffung, Inventarisierung, Zuordnung, Schutz-
ausstattung oder Systemupgrade aktuell aufge-
wendet und wie werden sich diese in Zukunft ent-
wickeln? 

3. Wo sind die notwendigen Prozesse zur Beschaf-
fung und Pflege der Endgeräte beschrieben, durch 
wen werden sie verantwortet und wie werden auch 
die nicht mobilen digitalen Endgeräte in Schulen 
eingebunden? 

Präsident Frank Imhoff: Die Anfrage wird beant-
wortet durch Staatsrat Torsten Klieme. 

Staatsrat Torsten Klieme: Herr Präsident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren Abgeordnete, für den Se-
nat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Für das Device Lifecycle Management 
der digitalen Endgeräte der Schulen gibt es in bei-
den Kommunen etablierte Prozesse für den IT-Re-
gelersatz. Diese umfassen die Außerbetriebnahme 
veralteter oder defekter Endgeräte, deren An-
schlussnutzung oder fachgerechte Entsorgung, so-
wie die Bereitstellung und Inbetriebnahme von Er-
satzgeräten aus der zentralen Beschaffung. Die 1:1-
Tablet-Ausstattung aller Schüler:innen und Lehr-
kräfte wird verstetigt werden. In diesem Zusam-
menhang prüft der Senat derzeit die schrittweise 
Überführung in ein Landes-Leasingmodell. 

Zu Frage 2: Die zeitlichen und personellen Kontin-
gente für die Beschaffung, Inventarisierung, 
Pflege, et cetera der IT-Ausstattung der Schulen 
umfassen die Beschaffungsstellen, die Supportor-
gane und anteilig die Schulen beziehungsweise 
das jeweilige Personal dieser Einrichtungen. Der 
Senat geht davon aus, dass die Anforderungen in 
diesem Bereich grundsätzlich steigen werden und 
begegnet ihnen deshalb schon heute mit einer kon-
tinuierlichen Weiterentwicklung und Professionali-
sierung der betroffenen Strukturen. 

Zu Frage 3: Die notwendigen Prozesse zur Beschaf-
fung und Pflege der stationären und mobilen End-
geräte der Schulen betreffen verschiedene Arbeits-
bereiche. Vorrangig sind hier die zentrale IT-Be-
schaffung und der zentrale Support zu benennen, 
die beide Kommunen auf Basis individueller Struk-
turen und Prozesse standardisiert haben. 
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In Bremerhaven ist hierfür das Medienzentrum zu-
ständig. In Bremen verantwortet das Referat für In-
formationstechnik der Senatorin für Kinder und Bil-
dung diese Aufgaben. Die Prozessbeschreibungen 
umfassen hierbei ein breites Spektrum verschiede-
ner Materialien von Arbeitsplatzbeschreibungen 
bis hin zu Handlungshilfen für Schulen. – So weit 
die Antwort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Herr Abgeordneter, haben 
Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Herr 
Staatsrat, können Sie was über die vom Senat er-
wartete Lebensdauer der digitalen Endgeräte, die 
jetzt knapp zwei Jahre in Benutzung sind, und auch 
die der digitalen Tafeln, die in Schulen angebracht 
sind, sagen? 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Fünf bis sie-
ben Jahre!) 

Staatsrat Torsten Klieme: Ja, dazu kann ich was sa-
gen, weil wir uns gerade bei der Frage eines even-
tuellen Umstiegs auf das Leasingmodell auch mit 
der Frage der Lebensdauer des Einsatzes solcher 
Geräte beschäftigen müssen, da das für die Frage 
der Wirtschaftlichkeit unterschiedlicher Modelle 
eine Rolle spielt. 

Vorweg will ich sagen, dass wir positiv darüber er-
staunt sind, und zwar in beiden Stadtgemeinden, 
wie verantwortungsvoll und sorgfältig von Schüle-
rinnen, Schülern und Lehrkräften mit den zur Ver-
fügung gestellten Geräten umgegangen wird. Wir 
haben eine sehr, sehr geringe Ausfallquote auf-
grund von Beschädigung oder Verlust. Wir haben 
fast keine Diebstahlsereignisse, sodass das Zurver-
fügungstellen dieser Geräte nach allem, was wir 
jetzt sehen, durch Schülerinnen und Schüler wirk-
lich vor allen Dingen extrem gewertschätzt wird 
und die damit auch sehr verantwortungsvoll und 
sorgfältig umgehen. 

Trotzdem gibt es natürlich Effekte, die dazu führen, 
dass Geräte irgendwann nicht mehr einsetzbar 
sind. Wir gehen im Moment bei den Tablets als Le-
benszyklus von einer Einsatzdauer von ungefähr 
drei bis fünf Jahren aus. 

Für die digitalen Tafeln in den Schulen sehen wir 
einen längeren Lebenszyklus, weil hier unter Um-
ständen die Hardware auch länger eingesetzt wer-
den kann, durch Softwareupdates die Lebensfähig-
keit verlängert werden kann. Hier gehen wir 

durchaus mindestens von Lebensdauern von zehn 
Jahren aufwärts aus. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat, eine wei-
tere Frage durch die Abgeordnete Yvonne Aver-
werser. – Bitte sehr! 

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Herr 
Staatsrat, mich interessiert in diesem Zusammen-
hang noch einmal die personelle Ausstattung, die 
jetzt an Schulen erfolgt, um den Support auch wirk-
lich zu ermöglichen. Wie viele Personen sind mitt-
lerweile im IT-Support in Bremen und Bremer-
haven in den Schulen verankert, als IT-Assistenzen 
beziehungsweise als digitale Hausmeister? 

Staatsrat Torsten Klieme: Frau Averwerser, die ge-
naue Zahl muss ich Ihnen nachreichen, die habe 
ich jetzt nicht im Kopf. 

Wir arbeiten intensiv am Aufbau der Supportstruk-
turen. Wir haben mit einem Modellversuch in Bre-
men-Nord begonnen. Ich weiß auch, dass wir stän-
dig Ausschreibungen veröffentlichen, dass wir re-
gelmäßig Einstellungsgespräche führen. Wir haben 
auch in der Deputation schon öfter darüber gespro-
chen, dass wir durchaus in einem Arbeitsmarkt un-
terwegs sind, wo es ganz viele Angebote für ausge-
bildete Menschen gibt, die Vergütungsstrukturen 
des öffentlichen Dienstes aber manchmal nicht das 
allerattraktivste Angebot für IT-Fachleute sind und 
dass wir deswegen auch die eine oder andere 
Schwierigkeit haben, fachgerechtes Personal für 
jede Stelle zu finden. 

Wir sind aber durchaus erfolgreich. Der Bereich ist 
aufgebaut worden, wir haben inzwischen auch 
eine Anzahl von Leuten, die Supportstrukturen ver-
antworten und für die Schulen regelmäßig den 
Support wahrnehmen. Die genaue Zahl reiche ich 
Ihnen nach. 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 5: DigitalPakt Schule – systematischer 
Mittelabfluss und sinnvolle Verwendung im Land 
Bremen?  
Anfrage der Abgeordneten Prof. Dr. Hauke Hilz, 
Lencke Wischhusen und Fraktion der FDP  
vom 8. September 2022 

Herr Kollege Professor Hilz, Sie haben das Wort. 
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Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Wir fra-
gen den Senat: 

1. Wie viele Mittel stehen aus dem DigitalPakt 
Schule inklusive der drei pandemiebedingten Zu-
satzvereinbarungen für das Land Bremen insge-
samt zur Verfügung? 

2. Wie viele dieser Mittel sind bereits für welche 
Maßnahmen ausgeschöpft worden und welche 
Mittel sind bereits abgeflossen? 

3. Wie wird der Senat gewährleisten, dass die be-
reitgestellten Mittel tatsächlich sinnvoll im Land 
ankommen? 

Präsident Frank Imhoff: Die Anfrage wird beant-
wortet durch Staatsrat Torsten Klieme. 

Staatsrat Torsten Klieme: Herr Präsident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren Abgeordnete, für den Se-
nat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Aus den verschiedenen Vereinbarun-
gen zum DigitalPakt Schule stehen für das Land 
Bremen insgesamt 62,6 Millionen Euro zur Verfü-
gung, davon 48,1 Millionen Euro aus der Basis- und 
jeweils 4,8 Millionen Euro aus den drei Zusatzver-
einbarungen. 

Zu Frage 2: Die Mittel aus den Zusatzvereinbarun-
gen „Sofortaustattungsprogramm“ und „Leihge-
räte für Lehrkräfte“ sind in vollem Umfang abge-
flossen. Aus der Basisvereinbarung sind von den 
gebundenen rund 17,4 Millionen Euro mit Stand 
zum 30. Juni 2022 etwa 12,1 Millionen Euro an die 
Letztempfänger ausgezahlt worden. Die Umset-
zung der Zusatzvereinbarung „Administration“ be-
findet sich in Vorbereitung. Im Basisprogramm sind 
bislang rund 43 Prozent der Mittel durch Maßnah-
men gebunden. Bis zum Ende der Projektlaufzeit 
am 16. Mai 2024 ist mit einer vollständigen Mittel-
bindung zu rechnen. 

Zu Frage 3: Voraussetzung für die Mittelbereitstel-
lung sind die Vorlage eines Medienentwicklungs-
plans des jeweiligen Schulträgers und individuelle 
Medienkonzepte der einzelnen Schulen. Für die 
Beantragung sinnvoller Maßnahmen stehen den 
öffentlichen Schulen der Stadtgemeinde Bremen 
und der Stadtgemeinde Bremerhaven umfangrei-
che Beratungsangebote, inklusive eines 
Showrooms, seitens der Bildungsbehörde und in 
Bremerhaven seitens des Schulamts zur Verfü-
gung. Die medienpädagogische Begutachtung der 

Maßnahmen erfolgt durch ein Gremium aus Ver-
tretern der verschiedenen Schulformen, der Schul-
aufsicht und dem Referat Medien und Bildung in 
der digitalen Welt. 

In Bremerhaven findet die medienpädagogische 
Begutachtung der Maßnahmen durch ein Team 
von Mitarbeiter:innen des Medienzentrums und 
der Abteilung Schulentwicklung und Fortbildung, 
SEFO, statt. Durch das Medienzentrum wird auch 
die technische Bewertung und Umsetzung gewähr-
leistet. Zentrale Anlaufstelle für die Schulen in Bre-
merhaven ist die Abteilung DigitalPakt Schule des 
Medienzentrums. 

Die technische Bewertung und Umsetzung wird in 
der Stadtgemeinde Bremen durch das IT-Referat 
der Bildungsbehörde gewährleistet, damit die 
Maßnahmen bestmöglich und nachhaltig in das be-
stehende Service- und Betriebssystem der Schu-
linfrastruktur integriert werden. Die zentrale An-
laufstelle zur Beratung von Schulträgern und Schu-
len ist die Koordinierungsstelle DigitalPakt Schule. 
– So weit die Antwort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege, haben Sie 
eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Wie be-
werten Sie den bürokratischen Aufwand, der mit 
der Beantragung der Mittel einhergeht, der ja noch 
von der alten Bundesregierung ins Leben gerufen 
wurde und was würden Sie sich für einen eventu-
ellen DigitalPakt 2 an Veränderungen wünschen? 

Staatsrat Torsten Klieme: Also erstens freuen wir 
uns darüber, dass es das Geld gibt. Das will ich vor-
anschicken. Zweitens haben wir Verständnis dafür, 
dass, wenn der Bund Geld in demselben groben 
Umfang an die Länder gibt, er auch Sicherungen 
will, dass mit dem Geld verantwortungsbewusst 
und zielgenau umgegangen wird. 

Insofern, glaube ich, sind wir als Länder gut bera-
ten, ein gewisses Verständnis dafür zu haben, dass 
es einen gewissen Bürokratieaufwand gibt, der 
auch eine Controllingfunktion hat, um sicherzustel-
len, dass diese Gesichtspunkte tatsächlich einge-
halten werden. 

Sie kennen sicherlich auch die Bewertungen des 
Bundesrechnungshofes zu unterschiedlichen För-
derprogrammen des Bundes, auch für Bildungspro-
jekte, die nicht immer unkritisch ausfallen. Insofern 



5848 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 40. Sitzung am 12.10.2022 und 13.10.2022 

sind wir froh, dass es so eine Debatte beim Digital-
Pakt Schule und den damit verbundenen Mitteln 
im Grunde nicht gibt. 

Trotzdem ist der Bürokratieaufwand hoch, und wir 
würden uns sehr wünschen, dass ein eventueller 
Nachfolger DigitalPakt Schule 2.0 nicht auf der 
Grundlage des Artikel 104 Grundgesetz erfolgt, 
sondern auf einer anderen Grundlage, damit die 
Zusammenarbeit und auch der Mittelfluss zwi-
schen Bund und Ländern einfach und unkompli-
zierter erfolgen könnte. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat, eine wei-
tere Zusatzfrage durch die Abgeordnete Yvonne 
Averwerser. – Bitte sehr! 

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Herr 
Staatsrat, im Anschluss gleich zu dieser Antwort, 
die Sie gegeben haben, zu den auslaufenden Mit-
teln vom DigitalPakt Schule 1. Wir haben noch 
Restmittel. Was gedenken Sie zu tun, damit die 
Schulen jetzt noch einmal verschärft in die Lage 
versetzt werden, diese Mittel abzurufen? Der Digi-
talPakt Schule 1 läuft ja schon eine ganze Weile. 

Staatsrat Torsten Klieme: Also ich glaube, dass wir 
in der Beantwortung der Frage dargestellt haben, 
dass wir eine sehr, sehr gute Struktur aufgebaut 
haben, wie die Kommunikation zwischen unseren 
behördlichen Strukturen und den Schulen funktio-
niert, und zwar sowohl in Bremerhaven und in Bre-
men. Nach all dem, was ich mitbekommen habe, ist 
das auch gut etabliert. Also alle Schulen, alle 
Schulleitungen wissen, wo sie Beratung finden 
können, wo sie sich informieren können. Wir haben 
intern ein sehr unkompliziertes Beantragungsfor-
mat entwickelt, auch in beiden Stadtgemeinden, 
sodass der Aufwand für die Schulen, sich da mel-
den zu können, nicht groß ist. 

Insofern stehe ich zu diesem Teil der Antwort auch 
wirklich vollkommen, wir machen uns keine Sor-
gen um den Mittelabfluss und auch um die Mittel-
bindung, wir sind uns sehr sicher, dass wir die Mit-
tel in vollem Umfang verauslagen können. 

Dass wir im Moment im Mittelabfluss etwas ver-
langsamt werden, hat eher etwas mit dem globalen 
Problem von Lieferketten und ähnlichem zu tun. 
Wir haben eine Reihe von Bestellungen mit großen 
Kostenumfängen, gerade was zum Beispiel digitale 
Tafeln und ähnliche Ausstattungsmerkmale von 
Schulen betrifft, schon vor Monaten, teilweise 
schon vor einem halben Jahr auf den Weg gebracht 

und hängen an der Angel der Lieferanten, die zur-
zeit in manchen Bereichen schlicht nicht lieferfähig 
sind. 

Wir sehen jetzt allmählich aber auch eine Entspan-
nung, da ruckeln sich Dinge auch wieder ein, so-
dass wir uns an der Stelle überhaupt keine Sorgen 
machen und glauben, dass wir nicht noch zusätzli-
che Impulse brauchen, um den Mittelabfluss am 
Ende des DigitalPakt Schule 1 tatsächlich auf 
100 Prozent zu bringen. 

Da sind wir in einer deutlich komfortableren Lage 
als viele Flächenländer, die aufgrund einer kompli-
zierteren Struktur zwischen einzelnen Schulträ-
gern und Schulträgergemeinden und dem Land 
viel größere Probleme haben, einen guten Mittel-
abfluss zu organisieren. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Averwerser, haben 
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Eine 
weitere Frage hätte ich noch. Auf welchem aktuel-
len Sachstand befindet sich die Zuweisungsverein-
barung zu dem Thema Administration? 

Staatsrat Torsten Klieme: Das müsste ich Ihnen 
nachreichen, Frau Averwerser, darauf bin ich jetzt 
nicht vorbereitet, da weiß ich nicht, wie der Sach-
stand aktuell ist. 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 6: Stand und Bewertung der Sektorkopp-
lung im Land Bremen?  
Anfrage der Abgeordneten Dr. Magnus Buhlert, 
Lencke Wischhusen und Fraktion der FDP  
vom 8. September 2022 

Herr Kollege Dr. Buhlert, Sie haben das Wort. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Wir fra-
gen den Senat: 

1. Welchen Stellenwert hat die Sektorkopplung im 
Land Bremen aus Sicht des Senats, insbesondere 
mit Blick auf eine unabhängigere Energie-/Wär-
meversorgung sowie den Klimaschutz und welches 
Gesamtkonzept zur Sektorkopplung verfolgt der 
Senat für das Land Bremen? 
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2. Welche Sektorkopplungsoptionen hält der Senat 
für Bremen für besonders zukunftsfähig und wel-
che Vor- und Nachteile sieht der Senat in den ein-
zelnen Sektorkopplungsoptionen? 

3. Welche Modellprojekte zur Sektorkopplung gibt 
es im Land Bremen und welche Potenziale ergeben 
sich aus der Sektorkopplung für die Bevölkerung 
und die Wirtschaft in Bremen? 

Präsident Frank Imhoff: Die Anfrage wird beant-
wortet durch Staatsrat Enno Nottelmann. 

Staatsrat Enno Nottelmann: Sehr geehrter Herr 
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, für den 
Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Die Kopplung von Sektoren wie Wär-
meversorgung, Verkehr und nichtenergetischer 
Verbrauch fossiler Rohstoffe mit der Stromversor-
gung schafft die Voraussetzungen, dass erneuerba-
rer Strom auch in den anderen Sektoren eingesetzt 
werden kann. Daher haben nicht zuletzt aus Klima-
schutzgründen Maßnahmen der Sektorkopplung 
für den Senat einen hohen Stellenwert. 

Zur Sicherheit der Energieversorgung tragen diese 
Maßnahmen insbesondere dann bei, wenn hierfür 
erneuerbare Energien aus Deutschland und Europa 
genutzt werden können. 

Zu Frage 2: Unter den Begriff Sektorkopplung fass-
bare Maßnahmen spielen nach Auffassung des Se-
nats eine wichtige Rolle für Bremen, – für Bremer-
haven auch. 

(Heiterkeit Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 

Die Erzeugung von Wasserstoff mittels Elektrolyse, 
die Umstellung des Produktionsprozesses im Stahl-
werk auf Wasserstoff, die Elektromobilität und der 
Einsatz von Wärmepumpen zum Beispiel sind in 
den jeweiligen Sektoren zentrale Klimaschutzmaß-
nahmen. Besondere Nachteile für Maßnahmen der 
Sektorkopplung sieht der Senat nicht. 

Zu Frage 3: Elektromobilität und Wärmepumpen 
haben das Modellstadium hinter sich gelassen und 
befinden sich im Markthochlauf. Die Beschaffung 
von Elektrobussen durch die BSAG und der ge-
plante Einsatz von Großwärmepumpen im Tabak-
quartier und bei der Überseeinsel machen dies bei-
spielhaft deutlich. 

Im Bereich Wasserstoff wird aktuell in Mittelsbüren 
eine erste Elektrolyseanlage mit 10 MW Leistung 

errichtet. Eine Anbindung an das europäische Was-
serstoffnetz ergibt sich durch die IPCEI-Projekte, 
Important Projects of Common European Interest. 
Durch Bremerhaven Bus wurden sieben Brenn-
stoffzellenbusse beschafft und das Modellprojekt 
Hy.City.Bremerhaven eröffnet vielfältige weitere 
Nutzungsmöglichkeiten für Wasserstoff, um nur ei-
nige Aktivitäten zu nennen. 

Maßnahmen der Sektorkopplung werden in kon-
zeptionellen Überlegungen für die jeweiligen Be-
reiche berücksichtigt. Beispiele hierfür sind die 
Wasserstoffstrategie oder das Verkehrs- und das 
Ladeinfrastrukturkonzept. – So weit die Antwort 
des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Dr. Buhlert, 
haben Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sektor-
kopplung ist häufig mit Energieeffizienz und am 
Ende auch mit Klimaschutz verbunden. Wie reiht 
sich das in die Prioritätensetzung des Senats zum 
Klimaschutz und den Klimaschutzmaßnahmen ein? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Energieeffizienz ist, 
glaube ich, der zentrale Schlüssel bei den Diskus-
sionen, die wir im Moment haben. Das rückt so ein 
bisschen in den Hintergrund, weil wir gerade im-
mer schauen, wie wir weg von Öl und Gas kommen 
und einfach über andere Technologien nachden-
ken. 

Wenn wir die Umstellung auf erneuerbare Ener-
gien schaffen wollen, dann hat das ganz viel mit 
Energieeffizienz zu tun. Aus meiner Sicht müssen 
wir das eine tun, nämlich Energieeffizienz weiter 
vorantreiben, und dann die Transformation von 
fossilen Brennstoffen auf erneuerbare entspre-
chend betreiben. Von daher gehört beides mitei-
nander verknüpft. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Dr. Buhlert, 
haben Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Ja. Wie 
weit sind Sie mit dem konkreten Verknüpfen für 
Bremen und Bremerhaven? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Wir betreiben seit sehr 
vielen Jahren über unterschiedliche Programme, 
unterschiedliche Einrichtungen und Aktivitäten 
Energieeffizienzprojekte, das ist Ihnen bekannt. 
Wir haben zum Beispiel gerade in der letzten Sit-
zung der Deputation den Bericht der Landesklima-
schutzagentur gehört, sodass wir sicher deutlich 
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machen konnten, dass Energieeffizienz für den Se-
nat ein großes Thema ist, schon seit 25 Jahren. 

Bei dem Thema jetzt, wenn es um die Frage geht, 
wie man auch im Breiten Wärmepumpen einführt 
oder unterstützt, spielt das Thema Beratung eine 
große Rolle, um Bürgerinnen und Bürger auf die 
richtigen Technologien einzustimmen. 

Das Thema Wasserstoff und die Transformation im 
industriellen Bereich wird ganz intensiv vom Wirt-
schaftsressort vorangetrieben. 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine weitere 
Zusatzfrage, Herr Kollege? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sie ha-
ben in der Beantwortung zu Frage drei dargestellt, 
dass wir, außer bei Wasserstoff, keine Modellpro-
jekte mehr brauchen, sondern schon unterwegs 
sind. Die Frage ist: Sind wir bei der Sektorkopplung 
schon weit genug? Das ist im Prinzip der Kern mei-
ner Frage: Haben wir davon schon genug umge-
setzt oder wo würden Sie uns einschätzen? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Ich glaube, wir sind 
uns alle einig, dass wir in verschiedenen Bereichen 
unserer beiden Stadtgesellschaften noch ganz viel 
tun könnten, wenn es um den Bereich Versorgung 
mit Wärme in den privaten Haushalten geht. Das 
Thema hat durch den Krieg in der Ukraine und die 
damit verbundene Energieversorgungsfrage noch 
einmal eine besondere Bedeutung bekommen. Für 
die Wärmeversorgung ist das natürlich im Rahmen 
der Umsetzung der Ziele der Enquetekommission 
ein Baustein neben anderen. Das ist vielleicht an 
der Stelle zu beantworten. 

Wir haben auch Projekte, die swb AG zum Beispiel 
hat am Kraftwerk Hastedt vor einigen Jahren einen 
Wärmespeicher und einen Batteriestromspeicher 
errichtet, das ist auch eine Form von Sektorkopp-
lung. 

Also, ich glaube, wir haben ganz viele Maßnah-
men, aber ich denke, auch im industriellen oder ge-
werblichen Kontext kann man das eine oder andere 
noch vorantreiben. Die hohen Energiepreise, die 
wir im Moment haben, führen sicherlich auch in 
diesem Bereich zu einer Beschleunigung und ich 
würde sagen, da geht noch was. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Dr. Buhlert, 
haben Sie noch eine weitere Zusatzfrage? – Bitte 
sehr! 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Ja, eine 
abschließende Frage. Es ist mehr das Verb, das 
mich irritiert. Sie sagen, dass wir uns einig sind, 
dass man da noch viel machen kann. Sind Sie mit 
mir da auch einig, dass man da vielleicht noch viel 
machen muss? Also, es geht um die Verbindlichkeit 
des Senats. 

Staatsrat Enno Nottelmann: Die Verbindlichkeit 
des Senats, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Verbind-
lichkeit, das ist ein Widerspruch an sich!) 

ich glaube, der Senat – –. Wir leben in einer sozia-
len Marktwirtschaft und wir sind als Staat nicht der 
Akteur, der Unternehmen etwas vorschreibt, der 
Wärmepumpen einbaut und die Entscheidung 
trifft. Die trifft der Unternehmer, die Unternehme-
rin selbst, das ist, glaube ich, unumstritten. 

Wir schaffen Anreize durch Förderprogramme und 
entsprechende Rahmensetzungen. In dem Zusam-
menhang sind wir ja auch in der Diskussion, und 
wir werden sicher am 4. November im Ausschuss 
zur Begleitung und parlamentarischen Kontrolle 
der Umsetzung der Empfehlungen der Enquete-
kommission „Klimaschutzstrategie für das Land 
Bremen“ noch einmal vertiefen, wie der Senat – –, 
und an der Stelle können wir noch einmal über die 
Ernsthaftigkeit diskutieren. Wir sind ernsthaft un-
terwegs. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat Nottel-
mann, eine weitere Zusatzfrage durch den Abge-
ordneten Martin Michalik. – Bitte sehr, Herr Kol-
lege! 

Abgeordneter Martin Michalik (CDU): Herr 
Staatsrat, wo wir gerade bei Verbindlichkeit und 
auch dem Stahlwerk waren, möchte ich gerne wis-
sen, wie der aktuelle Stand des Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahrens für die Ertüchtigung beste-
hender Hochspannungsnetze und Transformator-
stationen, und zwar insbesondere für die Direktre-
duktionsanlage oder die Elektrolichtbogenöfen 
sind. Wir brauchen diese Infrastruktur, damit das 
Stahlwerk aus Umweltperspektive eine Zukunft 
hat. Ich möchte wissen, wie verbindlich Sie da sind 
und wie weit das Verfahren ist. 

Staatsrat Enno Nottelmann: Das Verfahren läuft 
und unser Haus ist in enger Abstimmung mit den 
Beteiligten, der AcelorMittal Bremen GmbH bezie-
hungsweise auch der TenneT TSO GmbH als Über-
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tragungsnetzbetreiber. Es gibt einen regelmäßi-
gen, vierzehntägigen Austausch. An diesem 
Thema wird intensiv gearbeitet, weil wir auch da-
rin einen Schlüssel und die Voraussetzung für die 
Transformation des Stahlwerks sehen. 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine Zusatz-
frage, Herr Kollege? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Martin Michalik (CDU): Ja, eine 
Nachfrage dazu. Können Sie das zeitlich eingren-
zen? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Wann das fertig ist? 

Abgeordneter Martin Michalik (CDU): Genau. 

Staatsrat Enno Nottelmann: Nein, das kann ich 
nicht. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat, eine wei-
tere Zusatzfrage durch den Abgeordneten Volker 
Stahmann. – Bitte sehr! 

Abgeordneter Volker Stahmann (SPD): Herr 
Staatsrat, Förderung war das Stichwort. Heute 
Morgen war zu hören, dass in Bremerhaven ein 
Förderprogramm für Photovoltaik mit zehn Millio-
nen Euro aufgelegt worden ist, 25 Prozent Förde-
rung. Ist so etwas auch für Bremen geplant? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Ich habe mich gefreut, 
dass die Stadt Bremerhaven so vorangegangen ist, 
obwohl das Land den Beschluss zu diesem Pro-
gramm gar nicht gefasst hat. Das fand ich mutig 
und ich glaube, man muss mutig sein im Klima-
schutz. Das hat mich gefreut. 

Ich persönlich würde sagen, eine Förderung von 
25 Prozent ist bei der jetzigen Marktlage nicht not-
wendig. Über die Frage der Balkonkraftwerke 
kann man nochmal diskutieren, da sieht es wieder 
anders aus, aber in vielen Fällen sind die Anlagen 
wirtschaftlich umzusetzen. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Stahmann, 
haben Sie eine weitere Zusatzfrage dazu? – Bitte 
sehr! 

Abgeordneter Volker Stahmann (SPD): Ja, eine 
Nachfrage habe ich. Habe ich das jetzt richtig ver-
standen, dass die Antwort nein ist? Das Lob für Bre-
merhaven teile ich, aber die Antwort für Bremen ist 
nein? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Wir planen das im Mo-
ment nicht. Wir planen im Moment keine Förde-
rung in der Größenordnung für Anlagen im Bereich 
Photovoltaik, weil wir der Ansicht sind, dass das 
funktioniert. Es gibt Ausnahmen, da gibt es zum 
Beispiel das Thema Balkonkraftwerke und – –, aber 
im Moment planen wir das nicht. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat, eine wei-
tere Zusatzfrage des Abgeordneten Arno Gott-
schalk. – Bitte sehr! 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Herr Staats-
rat, Bremerhaven macht einen großen Schritt, der 
mich auch auf den ersten Blick sehr gefreut hat. 
Was mir nicht ganz klar ist: Gibt es möglicherweise 
eine Kollision mit dem Doppelförderverbot, also, 
dass man möglicherweise wegen der Förderung 
keine Einspeisevergütung bekommt, und falls ja, 
was müsste man machen, damit das nicht kolli-
diert? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Die Frage habe ich mir 
auch gestellt, als ich diesen Bericht gesehen habe, 
ich habe das ja auch nur der Presse entnommen. 
Wie gesagt, ich habe mich über den Mut von Bre-
merhaven gefreut, habe mir aber auch die Frage 
gestellt, ob das technisch überhaupt sinnvoll ist. 

Mehr als eine Pressemeldung habe ich auch noch 
nicht dazu gesehen und unser Haus war da auch 
nicht involviert, von daher bin ich gespannt, wie 
die Ausgestaltung dieses Programms ist. Wenn 
man den Strom ausschließlich selbst nutzt, dann 
hat man kein Problem, wenn man allerdings was 
einspeist, dann wird es kompliziert. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Beihilfe-
recht!) 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 7: Wann stehen endlich Toiletten an al-
len Bremer Bahnhöfen zur Verfügung?  
Anfrage der Abgeordneten Thore Schäck, Lencke 
Wischhusen und Fraktion der FDP  
vom 8. September 2022 

Herr Kollege Schäck, Sie haben das Wort. 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Wir fragen den 
Senat: 
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1. Inwieweit sieht der Senat die Notwendigkeit, 
dass zumindest an SPNV-Haltestellen flächende-
ckend frei zugängliche barrierefreie Toiletten für 
Reisende zur Verfügung stehen? 

2. An welchen Bahnhöfen im Land Bremen gibt es 
aktuell keine frei zugänglichen barrierefreien Toi-
letten, für welche Bahnhöfe sind zeitnah Nachrüs-
tungen geplant und bis wann werden entspre-
chende Toiletten an allen Standorten installiert 
worden sein? 

3. Welche Herausforderungen gibt es nach Ansicht 
des Senats dabei, öffentlich zugängliche barriere-
freien Toiletten an allen Bremer Bahnhöfen zu in-
stallieren und welche Lösungswege und Alternati-
ven schlägt der Senat vor? 

Präsident Frank Imhoff: Die Anfrage wird beant-
wortet durch Staatsrat Enno Nottelmann. 

Staatsrat Enno Nottelmann: Sehr geehrter Herr 
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, für den 
Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Die meisten Bahnstationen im Land 
Bremen liegen in der Verantwortung der Deut-
schen Bahn. Die Deutsche Bahn verweist bei ent-
sprechenden Anfragen regelmäßig darauf, dass in 
allen Zügen angemessene Toilettenangebote für 
Reisende zur Verfügung stehen. Tatsächlich sind 
alle vom Land Bremen bestellten Züge im Schie-
nenpersonennahverkehr mit mindestens einem 
barrierefreien WC ausgestattet. 

Der Senat schließt sich dem an und sieht insofern 
keine Notwendigkeit, an SPNV-Haltestellen flä-
chendeckend frei zugängliche barrierefreie Toilet-
ten für Reisende zur Verfügung zu stellen. 

Zu Frage 2: In Bremen gibt es im Hauptbahnhof 
eine Toilettenanlage, die mit einem kostenfreien 
barrierefreien WC ausgestattet ist. Auf dem Vege-
sacker Bahnhofsplatz ist im Gebäude der BSAG ein 
weiteres kostenfreies WC zu finden. Im Bremer-
havener Hauptbahnhof befindet sich ein WC-Cen-
ter, jedoch ist dieses nicht barrierefrei. 

In Bremen wird aktuell die Schaffung eines attrak-
tiven öffentlichen Toilettenangebots am Bahnhofs-
platz geplant. Dieses soll auch das Angebot einer 
barrierefreien Toilette umfassen und im kommen-
den Jahr in Betrieb gehen. Diese Anlagen werden 
24/7 geöffnet sein und sollen die Grundversorgung 
für den Bahnhofsbereich abbilden. Darüber hinaus 
gibt es ein Angebot im City Gate. Diese Anlage 

dient vor allem der Versorgung von Tourismus und 
Besuchern der Stadt Bremen. Auch dort wird eine 
barrierefreie Anlage zur Verfügung stehen. 

Zu Frage 3: Wie ausgeführt stehen Reisenden die 
entsprechenden Angebote in allen Zügen zur Ver-
fügung. Darüber hinausgehende Angebote, die 
sich an Personen richten, die nicht die Angebote 
des SPNV nutzen, können nicht an allen Bremer 
Bahnhöfen geschaffen und betrieben werden. 

Erfahrungen in Bremen zeigen, dass besonders 
barrierefreie Toiletten so häufig missbräuchlich ge-
nutzt werden, dass sie nur noch mit Personal oder 
Sicherheitsdiensten zu betreiben sind. Dies ist nur 
im Umfeld von hochfrequentierten Standorten 
sinnvoll und wirtschaftlich vertretbar. – So weit die 
Antwort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Schäck, ha-
ben Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Sie haben in 
einer ihrer Antworten, ich glaube, zu Frage zwei, 
darauf verwiesen, dass den Reisenden insbeson-
dere in den Zügen Toiletten zur Verfügung stehen. 
Nun gibt es aber auch die Situation, dass nicht je-
der, der sich im Bahnhof bewegt, Reisender ist. 
Wenn man beispielsweise nur Familienmitglieder 
dort hinbringt, kann es trotzdem sein, dass man 
eine Toilette benötigt. 

In der Antwort auf Frage zwei haben Sie insbeson-
dere darauf verwiesen, wo es überall schon Toilet-
ten gibt. Die Frage lautete aber eigentlich, an wel-
chen Bahnhöfen im Land Bremen es aktuell keine 
frei zugänglichen Toiletten gibt. Können Sie das 
explizit sagen? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Die Frage ist, was de-
finiert man als Bahnhof. Also man kann Halte-
punkte der S-Bahn als Bahnhof definieren – – 

(Abgeordneter Thore Schäck [FDP]: Zum Beispiel!) 

oder so. Also, da gibt es – –. 

(Abgeordneter Claas Rohmeyer [CDU]: Die Dinger 
tragen den Namen Bahnhof!) 

Na ja, zum Beispiel die Haltestelle „Mühlen-
straße“, an der ich immer in die S-Bahn einsteige 
trägt das nicht im Namen. Von daher kann man das 
schon differenzieren. Der Bahnhof Blumenthal, 
zum Beispiel, trägt das zwar im Namen, ist aber 
auch nur eine Haltestelle, also eine S-Bahn-Station. 
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Das ist so wie eine Bushaltestelle, und wir betrei-
ben an Bushaltestellen ja auch keine Toilettenan-
lagen. Das zur Einordnung. 

Man müsste das noch einmal differenzieren hin-
sichtlich der Fragen. Die großen Bahnhofsumstei-
gestationen haben wir in unserer Antwort genannt, 
andere nicht. Wenn wir die Definition der Halte-
stellen nehmen, können wir Ihnen in jedem Fall 
eine Auflistung nachliefern. Das ist kein Problem. 

Wir haben das in unserer Strategie so benannt, dass 
wir an den großen Bahnhöfen ein Angebot haben. 
Gerade wenn es auch um Fernverkehr geht, sie ha-
ben dieses Beispiel genannt, Menschen dort hinzu-
bringen oder abzuholen, dafür gibt es am Haupt-
bahnhof, in Vegesack, oder auch in Bremerhaven 
Einrichtungen und sonst verfolgen wir bei der Be-
stellung unserer Züge die Strategie, dass wir das im 
Regionalverkehr als Besteller:in in unseren Zügen 
genauso mitberücksichtigen wie für den Fernver-
kehr. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Schäck, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Ich nehme 
jetzt mit, dass die Antwort auf diese Frage für Sie 
auch an der Definition hängt, was als Bahnhof gilt. 
Das heißt, wenn wir das im Nachfolgenden noch-
mal ein bisschen ausdifferenzieren, können Sie 
auch konkretere Antworten darauf liefern? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Natürlich, wenn Sie 
mehr wissen wollen, liefern wir das gerne nach, das 
ist überhaupt kein Problem. Unsere Strategie än-
dert sich dadurch aber nicht. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Schäck, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Gibt es Er-
kenntnisse zum Thema Sauberkeit dieser öffentli-
chen Toiletten? Ist Ihnen da irgendetwas bekannt? 
Gibt es da regelmäßige Erhebungen, die Ihnen be-
kannt sind? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Nein, mir sind keine 
regelmäßigen Erhebungen bekannt. Am Haupt-
bahnhof zum Beispiel betreibt ein Dienstleister 
diese Toilette, die ist ordentlich. Die kann ich sehr 
empfehlen. 

(Heiterkeit) 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Schäck, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Vielen Dank 
für Ihre persönliche Einschätzung. Eine abschlie-
ßende Frage habe ich noch. Sie haben, ich glaube, 
in Antwort zu Frage eins sehr stark darauf verwie-
sen, dass das Thema mehr oder weniger in der Ver-
antwortung der Deutschen Bahn liegt. Nun ist die 
Eigentümerstruktur der Deutschen Bahn ja relativ 
eindeutig. Sehen Sie Möglichkeiten, auch als Ei-
gentümer über zwei Ecken darauf einzuwirken? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Also, das möchte ich 
an der Stelle nochmal klarstellen, wir sind nicht Ei-
gentümer. 

(Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Aber er befin-
det sich in öffentlicher Hand. – Abgeordneter 
Heiko Strohmann [CDU]: Doch, wir als Volk!) 

Wir als deutsches Volk sind Eigentümer, aber ich 
komme gerade aus der Verkehrsministerkonfe-
renz, 

(Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Aber er befin-
det sich in staatlicher Hand!) 

die in Bremerhaven tagt und der Bund, das Bun-
desministerium für Digitales und Verkehr, ist die 
Fachbehörde, die für die Deutsche Bahn zuständig 
ist. Ich glaube, bis wir dort einen Einfluss auf Bre-
mer Toiletten gewinnen, haben wir noch andere 
Themen, die wir vorher lösen müssen, nämlich, 
dass die Züge ordentlich fahren und unsere Anbin-
dungen auch entsprechend sind. Ich glaube, der 
Weg ist ziemlich weit. In Bezug auf die Frage, die 
Sie hier gestellt haben sind wir mit den Angeboten, 
die die Deutsche Bahn macht, erstmal zufrieden, 
wenn die Züge fahren. 

(Glocke) 

Präsident Frank Imhoff: Es herrscht eine allge-
meine Unruhe hier im Raum. Bitte stellen Sie die 
Gespräche ein, dann können wir auch den Fragen 
und den Antworten der jeweiligen Person folgen. – 
Danke! 

Herr Staatsrat Nottelmann, Sie haben das Wort. 

Staatsrat Enno Nottelmann: Ich glaube, der Ein-
fluss – –. Das ist zu weit weg. Da sehen wir eher– – 
und würden auch in der Abwägung, glaube ich, an-
dere Fragen – –, wie gesagt, die Sicherheit des Ver-
kehrs, und Anbindung von Bremerhaven, und so 
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weiter. Also, es gibt da doch Themen, die aus un-
serer Sicht in der Priorisierung weiter oben sind, 
weil die Situation, glaube ich, an der Stelle auch 
gar nicht so schlecht ist, aus unserer Sicht besteht 
hier kein Handlungsbedarf. Da haben wir vielleicht 
eine unterschiedliche Meinung, vielleicht müssen 
wir auch mal gemeinsam Bahn fahren, nicht nur 
Toiletten im Bremer Hauptbahnhof besuchen. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Abgeordneter, haben 
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Ich nehme Ihre 
Antworten zur Kenntnis und komme auf Ihr Ange-
bot gerne zurück. 

Staatsrat Enno Nottelmann: Das machen Sie mal. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat, eine wei-
tere Frage durch den Abgeordneten Thomas 
Pörschke. – Bitte sehr, Herr Kollege! 

Abgeordneter Thomas Pörschke (Bündnis 90/Die 
Grünen): Herr Staatsrat, ich habe eine Rückfrage 
zur Lage am Bahnhof Vegesack. Sie haben gerade 
darauf verwiesen, dass es eine Toilette im BSAG-
Betriebsgebäude gebe. Dazu von meiner Seite 
gleich mehrere Fragen. 

Ist Ihnen bekannt, ob es eine Ausschilderung gibt, 
die am Bahnhof Vegesack auf diese Toilette ver-
weist? 

Ist Ihnen bekannt, wann sie zugänglich ist oder ob 
sie, das war bisher mein Kenntnisstand, allein den 
Beschäftigten der BSAG zur Nutzung vorbehalten 
bleibt, weil es eine wichtige Umsteigestelle und 
Betriebsstätte ist? 

Und die dritte Frage ist: Wie bewertet der Senat die 
Situation vor dem Hintergrund vermehrter Zugaus-
fälle auf der Strecke Farge – Bremen-Burg auf-
grund notwendiger Bauarbeiten an der Brücke 
Hermann-Fortmann-Straße? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Zum ersten Punkt, 
eine Ausschilderung ist mir nicht bekannt. Wir 
müssen mal gemeinsam gucken. Wir fahren da ja 
immer gemeinsam, von daher machen wir mal ei-
nen Ortstermin und schauen uns das an. Das kann 
man aber, glaube ich, beheben. Die Frage der Zu-
gänglichkeit ist an die Öffnungszeiten gebunden, 
so ist mein Kenntnisstand, aber das würde ich auch 
nochmal nachliefern. 

Abgeordneter Thomas Pörschke (Bündnis 90/Die 
Grünen): Damit beschreiben Sie bereits ein Teil 
des Problems. 

Staatsrat Enno Nottelmann: Genau. Zur dritten 
Frage, da weiß ich nicht, was das mit den Toiletten 
zu tun hat, das habe ich nicht ganz verstanden. 

Abgeordneter Thomas Pörschke (Bündnis 90/Die 
Grünen): Nun, Sie haben darauf hingewiesen, dass 
die Möglichkeit bestünde, die Toiletten im Zug zu 
nutzen. Wenn aber auf relevanten Streckenab-
schnitten keine Züge verkehren, haben die Fahr-
gäste, die sonst an Haltepunkten oder Bahnhöfen 
zugestiegen wären, über einen längeren Zeitraum 
keine Möglichkeit, ihre Notdurft zu verrichten, weil 
der Schienenersatzverkehr mit Bussen keine solche 
Möglichkeit bereithält. 

Staatsrat Enno Nottelmann: Das stimmt. Wir haben 
auch das Thema auch an anderer Stelle. Die BSAG 
hält auch keine Toiletten in ihren Bussen vor, das 
stimmt. Ich kann aber zu den Zugausfällen nicht sa-
gen, wie die weiteren Planungen sind. Jetzt gab es 
zwei Wochen lang einen Zugausfall, das lag aber 
nicht an der Brücke Hermann-Fortmann-Straße, 
sondern, ich glaube, an anderen Dingen auf der 
Strecke. Wie da die Bauplanungen sind und welche 
Probleme daraus resultieren müssen wir auch 
nachliefern. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat, eine wei-
tere Zusatzfrage durch den Abgeordneten Elombo 
Bolayela. – Bitte sehr! 

Abgeordneter Elombo Bolayela (SPD): Herr 
Staatsrat, ich bin der Meinung, dass wir einfach 
wenige öffentliche Toiletten in Bremen haben. Ich 
habe gehört, korrigieren Sie mich bitte, dass Sie 
eine öffentliche Toilette am Hauptbahnhof planen? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Es gibt noch eine wei-
tere öffentliche Toilette am Hauptbahnhof, die ge-
plant wird. So ist die Antwort, auch in unserer Be-
antwortung. 

Abgeordneter Elombo Bolayela (SPD): Können Sie 
über den Zeitplan was sagen? Wann können wir 
damit rechnen? 

Staatsrat Enno Nottelmann: Das haben wir auch 
aufgeschrieben, dass die Anlage im kommenden 
Jahr in Betrieb geht. 

Abgeordneter Elombo Bolayela (SPD): 2023? 
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Staatsrat Enno Nottelmann: Genau. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat, weitere Zu-
satzfragen liegen nicht vor. – Ich bedanke mich für 
die Beantwortung. 

Mit Beantwortung dieser Anfrage sind wir am Ende 
der Fragestunde angekommen.(Die vom Senat 
schriftlich beantworteten Anfragen der Frage-
stunde finden Sie im Anhang zum Plenarprotokoll 
ab Seite 5933.) 

Strukturen und Angebote zur Gesundheitsförde-
rung und -prävention im Land Bremen  
Große Anfrage der Fraktionen DIE LINKE, Bünd-
nis 90/Die Grünen und der SPD  
vom 18. Juli 2022  
(Drucksache 20/1538) 

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 13. September 2022  
(Drucksache 20/1586) 

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin 
Claudia Bernhard. 

Ich gehe davon aus, dass der Senat die Antwort auf 
die Große Anfrage nicht mündlich wiederholen 
möchte, sodass wir direkt in die Aussprache eintre-
ten können. 

Die Aussprache ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Maja Tegeler. 

Abgeordnete Maja Tegeler (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Abgeordnete! Wenn 
wir daran denken, gesünder zu leben, denken viele 
von uns wahrscheinlich zuerst daran, sich gesünder 
zu ernähren, sich mehr zu bewegen, Stress abzu-
bauen. Gegebenenfalls denken wir auch noch da-
ran, den empfohlenen regelmäßigen Besuch bei 
Zahnärzt:innen oder andere Vorsorgeuntersuchun-
gen wahrzunehmen. 

Diese Gedanken entspringen dem Glauben, unsere 
Gesundheit liege in unserer Verantwortung. Das ist 
aber nur die halbe Wahrheit. Nicht nur unser Ver-
halten beeinflusst unseren Gesundheitszustand, 
sondern auch die Verhältnisse, in denen wir leben 
und aufwachsen, also beispielsweise unser Woh-
nort, unsere Arbeit, unsere Bildung oder unser Ein-
kommen. Diese Verhältnisse beeinflussen wiede-
rum unser Verhalten. 

Nehmen wir beispielsweise zwei fiktive Personen. 
Person A lebt im Hartz-IV-Bezug, kann sich nur 
eine kleine Wohnung an einer viel befahrenen 
Straße ohne nennenswerte Grünflächen leisten 
und lebt in dauerhafter Angst, finanziell nicht über 
die Runden zu kommen. Person B verdient über-
durchschnittlich gut, kann etwas für das Alter zu-
rücklegen und wohnt in einer Eigentumswohnung 
direkt an einem Park. 

Was denken Sie, welcher Person es leichter fällt, 
Stress abzubauen oder sich regelmäßig zu bewe-
gen, und welche der beiden Personen am Ende 
wahrscheinlich länger lebt? Die letzte Bemerkung 
mag etwas zynisch erscheinen, beruht aber trauri-
gerweise auf wahren Fakten. 

Es ist bekannt, dass Menschen in sozial benachtei-
ligten Stadtteilen Bremens oder in Bremerhaven 
deutlich früher sterben. Männer in Gröpelingen 
sterben beispielsweise laut dem letzten Lebensla-
genbericht aus 2021 im Schnitt 7,2 Jahre früher als 
Männer in Schwachhausen. Bei Frauen beträgt der 
Unterschied 5,9 Jahre. 

Die Chance auf ein gesundes Leben ist somit ab-
hängig von den Verhältnissen, in denen die Men-
schen in Bremen leben. Das können wir so nicht 
hinnehmen. Armut darf auf gar keinen Fall ein Ge-
sundheitsrisiko sein. Unsere Aufgabe in Politik und 
Gesellschaft ist es, allen Menschen ein gesundes 
Leben zu ermöglichen. Hierfür müssen wir beson-
ders die Menschen, die schlechtere Startvorausset-
zungen haben, unterstützen. In Bremen war man 
hier nicht untätig, wie die Antwort auf die Große 
Anfrage, die wir hier heute diskutieren, zeigt. 

Innerhalb dieser Legislaturperiode wurden unter-
schiedliche Angebote und Strukturen zur Gesund-
heitsförderung und -prävention vor allem in sozial 
benachteiligten Stadtteilen geschaffen. So gibt es 
beispielsweise seit Anfang letzten Jahres Gesund-
heitsfachkräfte im Quartier in 14 Bremer und vier 
Bremerhavener Stadtteilen, welche die Menschen 
vor Ort in verschiedenen Gesundheitsfragen bera-
ten, aufklären und maßgeblich zur Erhöhung der 
Impfquote im Land Bremen beigetragen haben. 
Daneben wurden im September dieses Jahres so-
wohl das erste Gesundheitszentrum in Gröpelingen 
als auch das erste Hebammenzentrum in Osterholz 
eröffnet. 

Diese Zentren sind auch entstanden, weil der Zu-
gang zur medizinischen Versorgung in sozial be-
nachteiligten Stadtteilen oft schlechter ist, da dort 
weniger Ärztinnen und Ärzte und Therapeut:innen 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1538
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1586
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arbeiten. Die Gesundheits- und Hebammenzentren 
gleichen diesen Mangel ein Stück weit aus und bie-
ten neben Beratung zu verschiedenen Gesund-
heitsthemen auch ein umfassendes Angebot zur 
Gesundheitsförderung und -prävention an. 

Es gibt noch eine Reihe weiterer solcher Maßnah-
men, die ich aus Zeitgründen an dieser Stelle nicht 
alle aufzählen kann. Vielen Maßnahmen gemein 
ist der quartiersbezogene und aufsuchende Fokus. 
Damit folgt Bremen dem derzeitigen wissenschaft-
lichen Erkenntnisstand, nach dem dies besonders 
wirksam ist, um gesundheitliche Ungleichheit ab-
zubauen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Nichtsdestotrotz können wir uns in Bremen aber 
nicht auf dem bereits Erreichten ausruhen, denn 
wir sind noch ein gutes Stück weit davon entfernt, 
dass alle Bremer:innen die gleichen Chancen auf 
ein gesundes Leben haben. 

Zukünftig braucht es neben der Verstetigung der 
bestehenden Projekte auch deren Ausbau und 
Weiterentwicklung. Hierfür sind zum einen finan-
zielle Mittel notwendig, und zum anderen müssen 
wir die vorhandenen Projekte auf ihre Wirksamkeit 
und Verbesserungspotenziale hin überprüfen. Ge-
nau an diesen beiden Punkten hakt es aber oft 
noch, wie aus der Antwort auf die Große Anfrage 
hervorgeht. Für weitere Punkte komme ich in einer 
zweiten Runde gleich wieder. – Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Ilona Osterkamp-We-
ber. 

Abgeordnete Ilona Osterkamp-Weber (Bündnis 
90/Die Grünen): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr 
geehrte Damen und Herren! Prävention, gesund-
heitliche Prävention bedeutet, zielgerichtet Maß-
nahmen und Aktivitäten auszurichten, um Krank-
heiten oder gesundheitliche Schädigungen sowie 
Risiken für Krankheitsentstehung zu vermeiden. 

Es ist nicht mehr nur: Ich rauche weniger, ich trinke 
weniger Alkohol, oder ich muss mich bewegen. In-
zwischen haben wir den Begriff „Health in All Po-
licies“ geprägt. Das bedeutet, dass gesundheitsför-
dernde Gesamtpolitik in den Städten, in den Kom-
munen, im Land Vorrang hat und sich Gesund-
heitsförderung durch viele Themenbereiche hin-
durchzieht. 

Da gibt es drei Schwerpunkte: Einmal die gesun-
den Lebenswelten, dann der Abbau von sozialen 
und geschlechterbedingten Ungleichheiten und 
die Herstellung von gesundheitlicher Chancen-
gleichheit. 

Wir haben in den letzten drei Jahren schmerzlich 
bemerkt, wie wichtig Gesundheitsförderung für 
uns alle ist. Gesundheitsförderung kann inzwi-
schen nicht mehr nur lokal betrachtet werden, son-
dern wir müssen uns weltweit, europaweit, 
deutschlandweit und eben auch in Bremen damit 
befassen. 

Die Klimakrise betrifft nicht nur Bremen. Sie ist 
weltweit zu erkennen, und wir merken die Auswir-
kungen durch Dürre, Überschwemmungen, Krank-
heiten, die übertragen werden und sehr viel mehr 
Faktoren. In Europa hat die Pandemie keine Gren-
zen gekannt. Auch hier muss auf europäischer 
Ebene dafür gesorgt werden, dass wir Pandemien 
und Ähnliches gemeinsam bekämpfen. 

In Deutschland hat sich die Bundesregierung meh-
rere Ziele gesetzt, um die Gesundheit zu fördern. 
Hier stehen zum Beispiel im Mittelpunkt, Diabetes-
II-Erkrankungen frühzeitig zu erkennen und zu 
vermeiden, bei Brustkrebs die Mortalität zu sen-
ken, die gesundheitliche Kompetenz von uns allen 
zu stärken oder auch, depressive Krankheiten zu 
verhindern, beziehungsweise frühzeitig zu erken-
nen. Natürlich ist es weiterhin förderlich, Alkohol-
konsum einzuschränken, nicht zu rauchen oder 
sich zu bewegen. Diese Punkte bleiben bestehen, 
meine Damen und Herren. 

Was tun wir in Bremen, um die Gesundheitsförde-
rung oder die Gesundheitsprävention voranzutrei-
ben? In der Anfrage sind viele Antworten gegeben, 
auch sehr ausführlich gegeben. Dafür möchte ich 
mich recht herzlich bedanken. 

Es ist so, dass auch in Bremen – und das wurde 
schon angedeutet – die Lebenserwartung in den 
verschiedenen Stadtteilen oder Quartieren sehr un-
terschiedlich ist, dass die gesundheitliche Un-
gleichheit immer noch ausgeprägt ist, sowohl bei 
den Erwachsenen als auch, leider Gottes, bei den 
Kindern. Durch den Ärztemangel und den Fach-
kräftemangel, den wir haben, werden diese Fakto-
ren zurzeit nicht besser. 

Wir haben uns in Bremen seit 2016 dem Präventi-
onsgesetz angeschlossen, seit 2018 bekennen wir 
uns zu dem WHO-Konzept „Health in All Policies“, 
das ich gerade schon erwähnte, und seit 2019 sind 
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wir Mitglied im Gesunde Städte - Netzwerk der 
Bundesrepublik Deutschland. Wir haben Koopera-
tionen zwischen den Kranken- und Pflegekassen, 
der Rentenversicherung, den Unfallversicherun-
gen, der Bundesagentur für Arbeit und so weiter. 
Dies alles sind wichtige Maßnahmen, um Gesund-
heitsprävention zu betreiben. 

Wir wollen, dass in Bremen alle Menschen gesund 
aufwachsen können, dass sie gesund leben können 
und in unserem schönen Land auch gesund altern 
können. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE, 
FDP) 

In dem Bericht sind viele Projekte und Maßnah-
men, die gerade auch in dieser Legislaturperiode 
ergriffen wurden, aufgeführt. Wir haben ein Heb-
ammenzentrum gegründet, das soll weiter ausge-
baut werden, wir haben die Gesundheitskräfte im 
Quartier und an den Schulen, wir haben kinder- 
und jugendpsychiatrische Schnittstellenkoordina-
tion. Wir haben den Netzwerkausbau Gesundheit, 
wir haben die Gesundheitsförderung und die 
Suchtprävention des Landesinstituts für Schule, 
und wir haben auch die medizinische Versorgung 
vulnerabler Gruppen, besonders Obdachloser und 
Papierloser. In diesem Bericht sind noch weitere 
Maßnahmen und Projekte genannt, die alle ihre 
Wichtigkeit und ihre Bedeutung haben. 

Aber, meine Damen und Herren, wir müssen uns 
auch weiterhin mit diesem wichtigen Thema ausei-
nandersetzen. Im Bereich Digitalisierung, im Be-
reich der vorhandenen Datenverarbeitung, die es 
gibt, Stichwort Big Data, und in Bezug auf die sozi-
alen Unsicherheiten, die wir zurzeit haben – wir ha-
ben gestern und in den vergangenen Tagen schon 
über die Energiekrise gesprochen, über Armut, 
über Gewalt –, alles das sind Themen, die weiter 
ausgebaut werden müssen. 

In Bremen ist besonders hervorzuheben, dass wir 
noch mehr für den Gewaltschutz brauchen, dass 
wir da die Projekte verstetigen sollten, dass wir 
mehr tun müssen für die geschlechtergerechte Me-
dizin. Auch hier gibt es immer wieder Mangelver-
sorgungen. Endokrinologen in Bremen zu finden, 
ist sehr, sehr schwierig. 

(Beifall FDP) 

Der öffentliche Gesundheitsdienst, der 

(Glocke) 

ausgebaut wird, muss ebenfalls weiterentwickelt 
werden, und die Gesundheitsprävention an den 
Schulen „Wehret den Anfängen“ ist auch nicht un-
bedeutend. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Rainer Bensch. 

Abgeordneter Rainer Bensch (CDU): Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn wir über Prävention sprechen, Gesundheits-
förderung, dann geht uns das nicht nur alle an, 
dann wissen wir auch, es ist ein Baustein einer 
funktionierenden, einer gelingenden Gesundheits-
politik. Lassen Sie mich als Vertreter der CDU-
Fraktion gleich voranstellen, was die beste Ge-
sundheitspolitik ist: Die beste Gesundheitspolitik 
ist es, Krankheiten erst gar nicht entstehen zu las-
sen, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

(Beifall CDU) 

Wenn man sich mit der Frage beschäftigt, was ge-
hört denn alles dazu, Prävention, Gesundheitsför-
derung, kommt man nicht umhin, zu schauen: Wie 
sieht es denn in unserer Republik, in Deutschland 
aus? Dann lautet eine der Schlagzeilen, leider, lei-
der: Die Männer aus Bremerhaven haben die kür-
zeste Lebenserwartung aller Menschen in Deutsch-
land. 

Wenn Sie sich die 402 Städte und Landkreise an-
schauen, dann sehen Sie, dass Bremen mit ein paar 
Jahren Abstand an vorletzter Stelle der Bundeslän-
der ist. Wenn Sie nur den Städtevergleich machen, 
dann sehen Sie, dass Männer in München sogar 
eine sieben Jahre höhere Lebenserwartung haben 
als in Bremerhaven. Das sollte uns zu denken ge-
ben. 

Das, was in der Vorlage, in der vieles Gutes steht, 
nicht steht, ist etwas, was die Forscher vom Max-
Planck-Institut aber schon vor Jahren festgestellt 
haben: Eine der allerwichtigsten Bedingungen, um 
aus dieser Mühle herauszukommen, ist: Raus aus 
Hartz IV, rein in Arbeit. Lebenssinn, Lebensstruk-
tur, das kann auch helfen, und zwar nachhaltig, aus 
der Misere rauszukommen, die Lebenszeit zu ver-
längern und Krankheiten erst gar nicht entstehen 
zu lassen. Das ist für uns als CDU-Fraktion der 
wichtigste Ansatz: Raus aus Hartz IV, rein in Ar-
beit, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

(Beifall CDU) 
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Jeder, der in Bremen mit Gesundheitspolitik be-
fasst ist, weiß, wir haben gute Netzwerke vor Ort. 
Wenn ich mal Gröpelingen als Beispiel nehmen 
darf: Senatorin Bernhard hat im letzten Monat dort 
die Einweihung von LIGA mit vorgenommen, ei-
nem ganz tollen neuen Strukturaufbau, wo sich be-
währte Träger wie Gesundheitstreffpunkt West, in 
dem jahrzehntelang auch der Kollege Helmut 
Zachau gute Arbeit geleistet hat, – –. Die ehemalige 
DGB-Chefin Annette Düring ist jetzt Vorsitzende 
des LIGA e. V., da tun sich alle zusammen, die die 
Verhältnisse vor Ort kennen. Die wissen auch, wen 
man wie ansprechen kann, um sie oder ihn viel-
leicht auf einen besseren Gesundheitspfad zu füh-
ren bis hin zur Arbeitsvermittlung. 

Das sind die richtigen Wege, das unterstützen wir 
als CDU vor Ort. Das enthält auch das Subsidiari-
tätsprinzip nach dem Motto, diesen quartiersbezo-
genen Ansatz nicht ganz von oben, sondern da un-
ten, wo die Menschen sind, zu verfolgen. Da haben 
sie voll und ganz unsere Rückendeckung, meine 
sehr geehrten Damen und Herren. 

(Beifall CDU) 

Was in den Vorlagen überhaupt nicht vorkommt, 
was aber doch sehr, sehr wichtig ist, ist das Thema 
Digitalisierung. Digitalisierung kann der Gesund-
heitsversorgung insgesamt einen Schub verleihen, 
alles an Informationen schneller erfassen, alle Be-
handlungsprozesse, alle Pfade wirksam unterstüt-
zen, alles schneller und nachhaltiger schaffen. 

Das Ganze kann gehen bis hin zur Präzisionsprä-
vention, also bestimmte Bevölkerungsgruppen o-
der Übergewichtige oder Menschen mit Sprach-
schwierigkeiten schneller, besser, effektiver zu er-
reichen. Das kann und muss gerade im Gesund-
heitswesen viel mehr Eingang finden. Digitalisie-
rung kann einen richtigen Schub geben. Darauf le-
gen wir sehr viel Wert, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! 

(Beifall CDU) 

Letztendlich kommt es darauf an, vor Ort, da, wo 
die Menschen sind, Gesundheitskompetenz und 
Gesundheitsbewusstsein zu stärken. Aber wir wis-
sen auch: Egal, was wir an Strukturen aufbauen, es 
wird schwierig bleiben, und egal, wer in Bremen 
regiert, wir müssen schauen, was in den Stadtteilen 
los ist, was in den Quartieren los ist. Was in Tenever 
vielleicht gut läuft, funktioniert in Huchting nicht 
so gut, was aber in Huchting gut gelingt, kann wo-
anders, in Oberneuland nicht gut klappen. 

Wir müssen die Lage sehr, sehr ortsspezifisch beur-
teilen und diesen sogenannten Gesundheitsfach-
kräften, die in dem Rahmen schon längst als Prä-
ventionsarbeiterinnen und -arbeiter unterwegs 
sind, noch viel mehr Beachtung schenken, damit 
der Begriff Public Health auch richtig mit Leben ge-
füllt wird. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Ute Reimers-Bruns. 

Abgeordnete Ute Reimers-Bruns (SPD): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Ich weiß nicht, ob ich es jetzt richtig 
verstanden habe, aber kann es sein, dass Kollege 
Bensch eben gesagt hat, wer in Arbeit ist, wird 
nicht krank? 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Nein!) 

So habe ich das verstanden, und ich glaube nicht, 
dass es so ist. Das wird auch jeder Arbeitnehmer 
und jede Arbeitnehmerin – –. Leider hat der oder 
die auch immer die Möglichkeit, schwer zu erkran-
ken. Man kann ganz viel arbeiten und kann sich 
dadurch trotzdem nicht schützen, denn bestimmte 
Dinge 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Haben Sie 
es nicht verstanden oder wollen Sie es nicht verste-
hen?) 

haben wir gar nicht selbst in der Hand. Ich fand es 
ein bisschen sehr verkürzt: Wir bringen die Men-
schen in Arbeit, und damit werden sie gesund, oder 
sie erkranken erst gar nicht. Diesen Schluss 

(Abgeordnete Bettina Hornhues [CDU]: Haben wir 
nicht!) 

kann ich nicht nachvollziehen. Danke! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE – 
Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Nein, das 
ist komplizierter!) 

Genau, so sehe ich das auch. Das war mir eben zu 
schlicht. Da haben Sie vollkommen recht, Herr 
Strohmann. 

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Die Große Anfrage der Frak-
tionen DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen und 
SPD, die zwölf Einzelfragen umfasst, ist gestellt 
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worden, um eine Übersicht über aktuelle Maßnah-
men zur Gesundheitsförderung und Gesundheits-
prävention im Lande Bremen zu erhalten und um 
im zweiten Schritt gegebenenfalls weitere Hand-
lungsbedarfe zu ermitteln. 

Grundlage der Gesundheitspolitik im Land Bremen 
ist das Konzept der Weltgesundheitsorganisation, 
WHO, das eben schon genannt worden ist. Das 
Prinzip der „Health in All Policies“, das der Bremer 
Senat bereits seit 2018 – ich muss sagen, es ist toll, 
dass das in dieser Legislaturperiode auch alles wei-
tergeführt worden ist –, seit der letzten Legislatur-
periode verfolgt hat, das auf Grundlage der 
Ottawa-Charta zur Gesundheitsförderung der 
WHO erarbeitet wurde. 

Der Ansatz bedeutet, dass Gesundheitspolitik nicht 
als ein isoliertes Politikfeld betrachtet wird, son-
dern Gesundheitspolitik in alle anderen Politikfel-
der hineinwirkt. Grundpfeiler sind hierbei die Prä-
vention von Krankheiten und die Förderung der 
Gesundheit. 

Ein aktuelles Beispiel aus diesem Sommer ist die 
Forderung nach mehr Trinkwasserbrunnen in Bre-
men und Bremerhaven, damit sich, besonders wäh-
rend heftiger Hitzeperioden im Sommer, die Bür-
ger:innen Bremens, wenn sie unterwegs sind, mit 
ausreichend Trinkwasser versorgen können. Wo 
Trinkwasserbrunnen aufgestellt werden, liegt im 
Verantwortungsbereich der Senatorin für Klima-
schutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung und 
Wohnungsbau in Bremen, beziehungsweise im 
Verantwortungsbereich des Magistrats Bremer-
haven. 

Ebenso arbeitet das Gesundheitsressort eng mit der 
Senatorin für Soziales, Jugend, Integration und 
Sport zusammen, in dem seit Anfang 2021 Gesund-
heitsfachkräfte für mehr Prävention und Gesund-
heitsförderung in 14 WiN-geförderten Stadtteilen 
im Land Bremen tätig sind und eng mit den Quar-
tiersmanager:innen und anderen Stadtteilak-
teur:innen zusammenarbeiten. 

Zunächst als Gesundheitslotsen im Zuge der 
Coronapandemie tätig, haben sie ihren Schwer-
punkt von überwiegender Coronaberatung und 
Mitorganisation von Impfkampagnen zu umfassen-
der präventiver und gesundheitsfördernder Infor-
mation, Beratung, Unterstützung erweitert. 

Aktuell sind zwölf Fachkräfte, davon zwei in Bre-
merhaven, in dem Projekt beschäftigt. Sie entwi-
ckeln bedarfsgemäße Angebote im jeweiligen 

Quartier, bilden Netzwerke über den Gesundheits-
bereich hinaus und koordinieren Aktivitäten mit 
anderen Stadtteilakteur:innen. Ziel ist die Erhö-
hung der Gesundheitskompetenz der Bürger:innen 
in den ausgewählten Quartieren. 

Ein ehemaliges, sehr erfolgreiches Projekt der so-
genannten GefaS, Gesundheitsfachkräfte an Schu-
len, der gesetzlichen Krankenversicherung wurde 
Ende Januar 2021 aus Haushaltsmitteln verstetigt 
und ist in ein Regelangebot des öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes überführt worden. Hier wird in-
tensiv mit der Senatorin für Kinder und Bildung zu-
sammengearbeitet. Zurzeit werden 13 Fachkräfte, 
davon zwei in Bremerhaven an Grundschulen mit 
besonderen sozialen Herausforderungen, einge-
setzt, aktuell in 16 Grundschulen in Bremen und in 
zwei Grundschulen in Bremerhaven. In der Umset-
zung befindet sich die Ausweitung auf dann 
20 Grundschulen in der Stadt Bremen und vier 
Grundschulen in der Stadt Bremerhaven. 

(Beifall SPD) 

Das dazu, dass wirklich alle Senatorinnen – Kinder 
und Bildung, Gesundheit, Frauen und Verbrau-
cherschutz und auch die Senatorin für Soziales, Ju-
gend, Integration, Sport –, alle diese drei Senatorin-
nen, was gestern und vorgestern in der Diskussion 
schon ankam, intensiv für das Wohl der Kinder hier 
in unserem Land arbeiten. Das kann man nicht oft 
genug erwähnen. Das müssen wir immer wieder 
bekunden, und das müssen wir hervorheben. Des-
wegen habe ich diese Zahlen heute auch noch mal 
mitgebracht. 

(Beifall SPD) 

Die Arbeit der GefaS zielt langfristig auf eine Stär-
kung der Gesundheitskompetenz von Schüler:in-
nen, Schulpersonal und Eltern an Grundschulen 
ab. Dann mache ich erst mal Schluss und komme 
gleich noch mal wieder. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Lencke Wischhusen. 

Abgeordnete Lencke Wischhusen (FDP): Herr Prä-
sident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch von 
unserer Seite Danke an das Ressort für diese um-
fangreiche Antwort. 

Ja, es passiert ganz viel, das ist auch anzuerken-
nen, aber ich sehe meine Aufgabe als Opposition 
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nicht darin, nur zu loben, sondern auch, ein paar 
Ideen einzustreuen. Deswegen: Ich glaube, es ist 
viel passiert, ohne Frage, und es wird auch deut-
lich: Die beste Medizin ist absolut Prävention, das 
steht fest, also ein gesundes, ausgeglichenes und 
sportliches Leben, und genau da hapert es aber lei-
der schon bei ganz vielen. 

Die Anzahl der übergewichtigen Kinder ist auch in 
Bremen wieder dramatisch gestiegen. Frau Profes-
sor Quante-Brandt, bei der Recherche zu diesem 
Thema musste ich lachen, weil Sie sich schon 2017 
dafür eingesetzt haben, damals war es noch jedes 
zehnte Kind in Bremen. Heute reden wir von jedem 
sechsten Kind in Bremen, das an Übergewicht lei-
det. 

Diese Folgen sind fatal, ein paar wurden eben 
schon aufgezeigt: Diabetes, Bluthochdruck, Fettle-
ber, Stoffwechselstörung, vieles mehr. Das macht 
natürlich traurig. Fakt ist auch: Je höher der Bil-
dungsabschluss, desto geringer die Fettleibigkeit. 
Auch das zeigt, dass gerade Bildung ein unfassba-
rer Schlüssel und Prävention ist. Genau hier sehe 
ich auch die Verantwortung von uns als Politik: Zu 
handeln und Angebote zu machen. 

Wir müssen aufklären, Angebote schaffen und das 
– und das wäre in dem Zusammenhang unser Plä-
doyer – niedrigschwellig und vor allem in den All-
tag integriert. Das kommt mir an dieser Stelle ein 
bisschen zu kurz. 

Beim Thema Schule findet das statt, das haben Sie 
eben auch gesagt. In der Grundschule sind die An-
gebote integriert, das finden wir absolut richtig, 
aber – und das würde ich doch noch mal sagen wol-
len – was ist denn eigentlich mit dem Teenageral-
ter? Gerade da ist das hochsensibel. 

Gerade in dieser Lebensphase kommt es massiv zu 
Essstörungen. Im Teenageralter ist auch Sprache 
ein ausgesprochen wichtiger Faktor. Ich sage mal 
dieses Flapsige, Herr Präsident, ich entschuldige 
mich jetzt schon, aber wenn jemand sagt: „Du fette 
Sau“, und Kinder sind leider so in der Sprache, die 
sind sehr hart, das kommt bei einem Teenager 
ganz, ganz anders an und löst im Zweifel extrem 
schnell eine Essstörung aus, was furchtbar ist. 

Gerade bei Frauen – und auch deswegen finde ich 
es wichtig, hierfür noch mal zu sensibilisieren –, ge-
rade auch bei jungen Mädchen kann eine Essstö-
rung, kann eine Magersucht später dazu führen, 
dass eine Frau tatsächlich keine Kinder mehr gebä-
ren kann, weil diese Magersucht für den Körper so 

fatal ist, dass sich diese Frau das Leben damit kom-
plett kaputtmacht. 

(Beifall FPD) 

Ich glaube, auch da müssen wir aufklären und bes-
ser werden. 

Weit verbreitet ist auch das Phänomen von Border-
line. Viele von Ihnen kennen das als Ritzen, aber 
Borderline hat ganz viele schmutzige Gesichter, 
und unter anderem gehört eben auch die Fress-
sucht dazu. Auch das ist ein Ausdruck von Border-
line, was natürlich auch wieder fatale Folgen für 
die Gesundheit haben kann. 

Ich finde, wir müssen uns auch die Frage stellen: 
Was ist eigentlich mit den Eltern? Die Eltern haben 
einen absoluten Role-Model-Effekt, und leider gibt 
es auch da, ich will jetzt nicht sagen eine vererbte 
Fettleibigkeit, aber man sieht häufig, dass die Kin-
der dort, wo Eltern das vorleben, leider aus diesem 
Strudel gar nicht herauskommen. 

Deswegen, wir machen ganz viele Angebote. Ich 
habe mir die Frage gestellt: Erreichen wir die Men-
schen auch? Warum? Diese Angebote Gesund-
heitstreff, Tenever West, oder wie sie alle heißen, 
sind toll, aber ich muss dahin wollen. Ich muss da 
also hingehen. 

Wir haben überlegt: Warum kann man das nicht – 
deswegen niedrigschwellig – in den Alltag inte-
griert anbieten? Dass man das bei Elternabenden 
anspricht, dass Ärzte das mit ansprechen, dass das 
in Kitas, auch dort beim Elternabend, angespro-
chen wird, dass das bei der Gynäkologin oder dem 
Gynäkologen angesprochen wird, auch da, wo eine 
Frau vielleicht eher in einem geschützten Raum ist, 
wo sie sich wohlfühlt, wo auch ein Mann sich wohl-
fühlt und sich nicht vor den Kopf gestoßen fühlt, 
weil es natürlich ein sehr sensibles persönliches 
Thema ist, wenn es um Gesundheit und Geschlecht 
geht. 

Ich glaube, dass bei vielen tatsächlich das Bewusst-
sein fehlt und die Scham überwiegt und sie deswe-
gen nicht unbedingt diese Wege suchen. Aus die-
sem Grund würde mich interessieren, ob wir Zah-
len haben, Frau Senatorin, wie viele das tatsächlich 
annehmen, ob eine Durchmischung stattfindet, o-
der ob immer wieder dieselben dorthin gehen. Ich 
kann das nicht beurteilen, aber vielleicht können 
Sie uns irgendwann einmal offenlegen, wie die 
Zahlen tatsächlich sind. Ich fände es jedenfalls 
spannend. 
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Ich glaube, wir sollten neue Wege gehen, um den 
Prozess aufzuhalten, denn Fakt ist, die Zahlen ver-
schlechtern sich. Wir haben viele Angebote. Auch 
das Hebammenzentrum finde ich super. Es hat erst 
im September angefangen, oder ist gerade erst ge-
launcht worden. 

Nur auch da: Für uns, die Kinder bekommen ha-
ben, versuchen Sie mal, eine Hebamme zu kriegen, 
das ist nahezu unmöglich. Das ist genauso aus-
sichtslos, wie eine Psychologin oder einen Psycho-
logen zu finden. Da kannst du 40 Anrufe tätigen, 
bevor überhaupt mal jemand zurückruft. Ich 
glaube, da können wir noch weit besser werden. So 
viel für die erste Runde. – Danke! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Bevor ich den nächsten 
Redner aufrufe, möchte ich auf der Besuchertri-
büne ganz recht herzlich Gesundheitsfachkräfte in 
den Quartieren der Landesvereinigung für Ge-
sundheit Bremen e. V. begrüßen. Herzlich will-
kommen hier bei uns im Haus! 

(Beifall) 

Als nächste Rednerin hat das Wort die Abgeord-
nete Maja Tegeler. 

Abgeordnete Maja Tegeler (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleg:innen! Im Hin-
blick auf die Finanzierung sind viele Projekte nur 
bis 2023 finanziell abgesichert. Hier brauchen wir 
feste Mittel im Haushalt. Die Schaffung gesunder 
Lebenswelten ist kein Projekt, welches sich nur auf 
ein paar Jahre begrenzen lässt, sondern eine lang-
wierige Aufgabe, die feste Strukturen benötigt, 
welche finanziell entsprechend abgesichert wer-
den müssen. 

Es ist aber auch klar, dass nur wirksame Maßnah-
men langfristig finanziert werden sollten. Bisher 
wurde die Wirksamkeit nur für ein Projekt in Bre-
men wissenschaftlich belegt, nämlich für Gesund-
heitsfachkräfte in Schulen. Für die anderen Pro-
jekte fehlt es bisher an finanziellen Mitteln. 

Hier beißt sich die Katze in den Schwanz, denn um 
Gelder sinnvoll und sparsam einzusetzen, müssen 
wir wissen, welche Projekte letztendlich geholfen 
haben werden und welche nicht. Hierfür muss man 
aber zunächst auch Geld in die Hand nehmen. 

Ich möchte abschließen mit einem Ausblick in die 
Zukunft. Unser langfristiges Ziel muss es sein, dass 

alle Bremer:innen ein gesundes Leben führen kön-
nen, unabhängig von beispielsweise ihrem Woh-
nort, ihrer Herkunft oder ihrem sozialen Status, 
aber auch unter Berücksichtigung geschlechtsspe-
zifischer Angebote. 

Bezüglich meines Beispiels der zwei Personen vom 
Anfang bedeutet dies, dass wir für die Person im 
Hartz-IV-Bezug einerseits bedarfsgerechte Ange-
bote zur Gesundheitsförderung und -prävention im 
Stadtteil implementieren müssen. Dies kann bei-
spielsweise ein Angebot zur Unterstützung bei der 
Stellung von Anträgen sein, eine psychosoziale Be-
ratung oder auch die Schaffung von Möglichkeiten 
zur sozialen Teilhabe im Stadtteil, die diese Person 
kostenlos nutzen kann. Die Bürger:innen vor Ort 
sollten in jedem Falle in die Entwicklung von An-
geboten im Stadtteil einbezogen werden, damit die 
Angebote tatsächlich die jeweiligen Bedarfe adres-
sieren, genutzt werden und damit auch hilfreich 
sind. 

Andererseits müssen wir auch an die Lebensver-
hältnisse ran. Dies ist eine ressortübergreifende 
Aufgabe, denn dazu gehört beispielsweise die 
Schaffung von genügendem und bezahlbarem 
Wohnraum, von ausreichend Grünflächen zur Er-
holung und auch von sicheren und guten Arbeits-
verhältnissen. Das macht das Ganze nicht gerade 
einfach. Am Ende lohnt sich die Anstrengung je-
doch unbestritten. – Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit! 

(Beifall DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Ute Reimers-Bruns. 

Abgeordnete Ute Reimers-Bruns (SPD): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich habe eben aufgehört und gesagt, dass die 
Arbeit der GefaS langfristig auf eine Stärkung der 
Gesundheitskompetenz von Schüler:innen, Schul-
personal und Eltern an Grundschulen abzielt. 

Genau das ist ein wichtiger Punkt, der auch von 
Frau Wischhusen angesprochen worden ist: Es 
muss ja irgendwo beginnen. Von mir aus könnte es 
auch in den Kitas direkt beginnen, aber wir haben 
wie gesagt – und das ist sehr schön – in der letzten 
Legislaturperiode unter Frau Professor Quante-
Brandt damit angefangen, dass wir die GefaS an 
die Grundschulen gebracht haben und diese Ge-
sundheitsfachkräfte nicht nur mit den Kindern ar-
beiten, sondern darüber hinaus über Projekte, El-
ternabende und so weiter natürlich auch die Eltern 
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an sich erreichen und damit vielleicht auch errei-
chen, wenn man zum Beispiel kleine Kochkurse 
anbietet oder ein gesundes Frühstück, dass Kinder 
das mit nach Hause nehmen können und ihren El-
tern sozusagen beibringen, wie ein gesünderes Es-
sen zu Hause aussehen kann. 

Methodisch werden Themen wie Ernährung, Be-
wegung, Hygiene, Medienkonsum und Suchtprä-
vention sowie psychische Gesundheit bedarfsbezo-
gen zum Beispiel in Form von Unterrichtsgestal-
tung, wie ich es eben sagte, umgesetzt. Darüber 
hinaus sollen die Fachkräfte eine Vernetzung in-
nerhalb der Schulen, aber auch eine Öffnung der 
Schulen hin zu gesundheitsbezogenen Angeboten 
in den Stadtteilen stärken, zum Beispiel auch zu 
den niedergelassenen Kinderärztinnen und Haus-
ärztinnen. 

Da ist natürlich noch viel Luft nach oben, das haben 
wir gesagt. Es ist ja nicht so, dass wir bisher je 
Grundschule eine Gesundheitsfachkraft oder meh-
rere Gesundheitsfachkräfte hätten. Da ist, glaube 
ich, auch für uns alle wichtig, dass wir diesen Be-
reich noch weiter finanzieren, finanziell auskömm-
lich finanzieren und dann auch weiterhin noch ver-
stetigen und ausweiten. Sicherlich macht es auch 
Sinn, an die Oberschulen und die Berufsschulen 
eine ebensolche Angliederung von GefaS zu schaf-
fen. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Gesundheitsfachkräfte in den WiN-Quartieren und 
Gesundheitsfachkräfte an Grundschulen, das sind 
zwei von insgesamt elf Maßnahmen im Land Bre-
men, die dem Abbau sozialbedingter gesundheitli-
cher Ungleichheit dienen. Entscheidend dabei ist 
es, dass eine enge Zusammenarbeit zwischen dem 
öffentlichen Gesundheitsdienst – –. Da sind wir uns 
alle einig gewesen, dass der in den letzten Jahren 
auch noch mal gestärkt werden musste, gerade 
auch in Bremen, nicht nur wegen der Pandemie, 
sondern auch wegen der anderen Aufgaben, die 
wir haben. Ich freue mich ganz besonders, dass wir 
auch in Blumenthal das Gesundheitsamt mit neuen 
Räumlichkeiten ausstatten können, denn dort ist – 
–. 

Blumenthal, das wissen Sie auch, ist ein besonderer 
Stadtteil mit besonderen Herausforderungen. Zwar 
auch mit einer schönen Umgebung, ich fühle mich 
da wohl, aber wir müssen die Herausforderungen 
angehen. Es ist schön, dass der öffentliche Gesund-
heitsdienst jetzt mit einer neuen Räumlichkeit ver-
sehen ist. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Der öffentliche Gesundheitsdienst, das GKV-Bünd-
nis für Gesundheit und die Landesvereinigung für 
Gesundheit Bremen e.V., das ist ein Bündnis, das 
ist ein Dreierbündnis. Zunehmend werden von die-
sem innovative Projekte und Maßnahmen entwi-
ckelt und umgesetzt. Insbesondere werden von der 
Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbrau-
cherschutz settingbezogene Ansätze gefördert. 

Es ist nämlich genau das: Wir warten nicht darauf, 
dass die Menschen zu uns kommen, um sich bera-
ten zu lassen, das wäre wahrscheinlich etwas, bei 
dem man dann als Fachfrau oder Fachmann den 
ganzen Tag nichts zu tun hätte, sondern wir gehen 
rein in die Stadtteile, in die Quartiere, und arbeiten 
dort mit allen Akteurinnen und Akteuren zusam-
men. Genau das ist es, was weiter verstetigt wer-
den muss. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Die vielen Maßnahmen, die auch von Frau Oster-
kamp-Weber benannt worden sind, sind im Bericht 
deutlich aufgeschlüsselt und auch sehr, sehr breit, 
sodass man sich ein gutes Bild davon machen kann. 
Das ist also eine Lektüre, die sich lohnt. Ich möchte 
mich an dieser Stelle auch dafür bedanken, dass 
das Ressort all diese Antworten so ausführlich ge-
geben hat. 

Die Vielfalt dieser Maßnahmen zeigt, dass es dem 
Senat sehr wichtig ist, die Gesundheit der Men-
schen in den Stadtteilen mit besonderen sozialen 
Herausforderungen zu fördern. Prävention und Ge-
sundheitsförderung sind zwei wichtige Bausteine, 
um eine gesundheitliche Chancengerechtigkeit in 
den unterschiedlichen Lebenswelten zu erreichen, 
und dafür wollen wir uns doch alle einsetzen. – Ich 
danke Ihnen für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Lencke Wischhusen. 

Abgeordnete Lencke Wischhusen (FDP): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Ich wollte doch noch ein paar Sachen dazu sagen. 
Es wurde vorhin schon gesagt, dass vor allem sehr 
viele Menschen in den strukturell benachteiligten 
Stadtteilen darunter leiden. 
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Ich glaube, wir müssen auch analysieren, inwiefern 
Menschen, die aus anderen Ländern mit Fluchter-
fahrung zu uns kommen, vorbelastet sind. Da ha-
ben wir eine ganz besondere Herausforderung, 
diese zu erreichen, vielleicht auch anders abzuho-
len, anders anzusprechen. Da geht es nämlich nicht 
unbedingt nur um gesunde Ernährung, sondern 
natürlich auch um die psychische Vorbelastung. 
Wenn wir über Krankheiten reden, über Gesund-
heitsprävention, dann ist das mehr als nur Ernäh-
rung. 

Ernährung ist ein ganz wichtiger Baustein, aber es 
ist eben gerade auch das Thema psychische Ge-
sundheit, das dazu führt, dass Menschen schneller 
erkranken. So gesehen haben Sie natürlich recht, 
Rainer Bensch, wenn Sie sagen, Menschen in Ar-
beit geht es grundsätzlich vielleicht besser, weil sie 
eine Aufgabe haben, weil sie einen Lebenssinn ha-
ben. Es geht natürlich nicht darum, sich kaputtzu-
arbeiten oder schlechte Arbeitsbedingungen zu ha-
ben, sondern es geht darum, in einem sozialen Um-
feld zu sein, eine psychische Gesundheit zu haben, 
eine Lebensaufgabe. Dieser Sinn, dieser Lebens-
sinn führt natürlich auch dazu, dass Menschen, die 
dazu tendieren, 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Das sagen 
Gesundheitsforscher!) 

einfach gesünder sind als jemand, der seinen eige-
nen Sinn wirklich ein bisschen aus dem Blickfeld 
verloren hat. 

Ich glaube, die Frage ist schon, wie wir es auch 
schaffen – –. Sie wissen, vor zweieinhalb Jahren 
habe ich mein Kind bekommen. Mir hat im Kran-
kenhaus keiner erklärt, wie ich mein Kind zu er-
nähren habe, was meine Ernährung für Auswir-
kungen hat. Ich saß da vier Tage rum, und mir 
wurde zwar gezeigt, wie ich wickle, aber das war 
es dann auch. 

Ich habe gedacht, eigentlich wäre das eine hervor-
ragende Anlaufstelle, mich als Frau zur Seite zu 
nehmen und zu sagen: Was hat meine Gesundheit 
auch auf mein Baby für Auswirkungen? Wo können 
wir auch die Zielgruppe sehr einfach abholen? Wo 
ist die Zeit, wo ist vielleicht auch das Setting, wo sie 
alleine und privat sind, wo können wir sie anders 
ansprechen? Da würde ich mir zum Beispiel wün-
schen, dass wir das wirklich niedrigschwellig und 
einfach integrieren. 

Deswegen auch da Differenzierung der Geschlech-
ter. Ich finde es super, dass wir diese Gesundheits-
treffs haben, ich würde mir auch wünschen, dass 
wir vielleicht in einem Jahr eine Evaluation bekom-
men, wie diese Treffs angelaufen sind. Sie haben 
jetzt, seit September, das Hebammenzentrum aber 
auch das Gesundheitszentrum, die angelaufen 
sind. Dazu können wir jetzt noch nicht viel sagen. 

Ich finde es toll, dass es die gibt, aber ich würde mir 
wünschen, zu gucken: Wie wirkungsvoll sind die 
denn eigentlich? Auch da, ich glaube schon, dass 
wir uns durchaus sehr explizit überlegen dürfen: 
Was haben Frauen und Mädchen im Bereich Ge-
sundheit für besondere Anforderungen? 

Es ist absolut richtig, und es ist auch positiv hervor-
zuheben, dass jetzt in der Ausbildung Krankheits-
bilder geschlechtergerecht geschult werden, weil 
zum Beispiel der Herzinfarkt bei einer Frau ganz 
anders aussieht als beim Mann und weil es eben 
diverse Ausprägungen von Krankheiten gibt. 

An der Stelle will ich exemplarisch Endometriose 
nennen. Wir haben die ganzen Hormone, die bei 
uns Frauen einfach zu Vollchaos führen und die na-
türlich auch gesundheitliche Auswirkungen haben 
können. Wie viele Mädchen nehmen die Pille und 
explodieren, werden dick und danach depressiv, 
weil sie sich hässlich fühlen! Das sind Sachen, wo 
Frauen und Mädchen anders unterstützt werden 
müssen als Männer. Männer haben sicherlich auch 
Eigenheiten, dazu kann ich aber nichts sagen, da 
müssen sich unsere Jungs melden. 

Nochmal, und das ist mir an der Stelle wirklich 
wichtig, deswegen sage ich es gern zweimal. Die-
ses Thema Suchtprobleme, gerade in diesem kriti-
schen Teenageralter: Ich glaube, da sind wir aufge-
fordert, extrem stark zu schulen. In den Schulen, 
meinetwegen in Sportvereinen, wo auch immer es 
hinpasst. Eltern, die mal aus Spaß solche Sätze sa-
gen wie: Nimm mal drei Kleidergrößen größer, weil 
du bist viel zu dick. Das kann dazu führen, dass ein 
Mädchen wirklich Probleme bekommt. Wenn man 
sich in der Schule anzickt – –. Diese ganzen Bei-
spiele sind furchtbar, und es gibt gerade im Teena-
geralter diese Magersüchte aber eben auch Fettlei-
bigkeit, was dazu führt, dass die Kinder total abrut-
schen und auch Schwierigkeiten haben, sich dar-
aus wieder zu befreien. 

Ich würde es mir wünschen, dass wir noch mehr 
Angebote für Frauen und Mädchen schaffen, in 
den Alltag integriert. Wir haben Schulküchen, da 
wird immer mehr gebaut, ich weiß nicht, wie viel 
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die tatsächlich genutzt werden. Meine Kinder ha-
ben in ihrer Schullaufbahn kein Kochen gelernt. 
Wir haben es noch gelernt. 

Ich weiß von Menschen, die bei der Tafel arbeiten, 
die sagen, die meisten Menschen haben Angst da-
vor, lose Ware zu bekommen, weil die gar nicht 
wissen, was sie damit anfangen sollen, also wie sie 
frisches Gemüse, frisches Fleisch, frischen Fisch 
verarbeiten. Wie nehme ich einen Fisch aus – klingt 
so blöd –, wer kann das heute noch? 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Ich!) 

Wir haben es noch gelernt, genau. Ich habe es auch 
noch mal gelernt, damals. Das war sauekelig. Aber 
trotzdem, ich kann es wenigstens. Viele Kinder 
können es nicht mehr, und ich glaube deswegen, 
gesunde Ernährung, gesundes Kochen, mit den Le-
bensmitteln umzugehen ist ganz, ganz wichtig, und 
genau das würden wir uns an der Stelle auch wün-
schen. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Ilona Osterkamp-We-
ber. 

Abgeordnete Ilona Osterkamp-Weber (SPD): Sehr 
geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und 
Herren! Jetzt sind wir durch Ihren Redebeitrag hier 
gerade doch in sehr verschiedene Themen 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ja!) 

abgedriftet. 

Mir ist ein Aspekt wirklich sehr wichtig, den ich 
hier nennen möchte. Weil wir jetzt so viele Grup-
pen genannt haben von Schulkindern bis hin zum 
Erwachsenenalter: Prävention bedeutet für mich, 
dass alle Menschen einen Zugang haben zur Auf-
klärung, dazu, was sie tun können, um gesund zu 
leben. Dass sie einen Zugang haben zu medizini-
schen Strukturen, um vielleicht beginnende Krank-
heiten vorzeitig zu erkennen und Therapiemög-
lichkeiten zu finden. Was aber Prävention nicht be-
deutet ist, die Selbstbestimmung des Einzelnen 
aufzugeben. Das ist mir sehr, sehr wichtig. 

(Beifall FDP) 

Letztendlich hat jeder Mensch in unserer Gesell-
schaft die freie Wahl, wie sie, er und wie auch im-
mer leben möchte, und das muss bewahrt werden, 
bei allen guten Ratschlägen, bei allen wissen-
schaftlichen Erkenntnissen, die wir dafür haben, 
was die besten Möglichkeiten sind, gesund zu le-
ben, lange zu leben und präventiv alles dafür zu 
tun, dass uns keine Krankheiten ereilen. 

In allen Projekten, die genannt worden sind und 
die an den Schulen stattfinden, ist das der Ansatz: 
Allen Menschen, allen Kindern, alten Menschen, 
jungen Menschen den Zugang zu verschaffen, auf-
geklärt zu sein und einschätzen zu können, was es 
braucht, um gesund zu leben, was ist nötig, um 
Krankheiten zu vermeiden, und was bedeutet 
Schutz vor Sucht und vielleicht Fehlverhalten? 
Diese Angebote zu machen, aber dabei immer 
Selbstbestimmtheit zu bewahren. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort Senatorin Claudia Bernhard. 

Senatorin Claudia Bernhard: Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Gesundheitsförderung und gesundheitliche 
Prävention sind zwei unerlässliche Bausteine im 
Gesundheitsverständnis unserer Zeit. Das hat sich 
durch die Erfahrungen der letzten drei Jahre, 
glaube ich, noch mal ganz anders ins Bewusstsein 
eingeschrieben, als wir das vorher eingeschätzt 
hätten. 

Das ist etwas, was darüber hinausgeht, Krankhei-
ten zu behandeln. Das braucht tatsächlich aktive 
Förderung von Prävention, denn das ist die eigene 
Gesunderhaltung, und man darf nicht erst auf der 
Matte stehen, wenn es im Grunde genommen zu 
spät ist, beziehungsweise, wenn Krankheiten aus-
gebrochen sind. 

Wir haben durch die Debatte hier schon mitbekom-
men, das ist komplex, das kann man so sagen. Aber 
ich freue mich trotzdem sehr, dass wir diese De-
batte führen, weil ich glaube, das ist angemessen 
auf Grundlage der Entwicklungen, mit denen wir 
inzwischen konfrontiert sind. Natürlich ist es mir 
auch eine besondere Freude, die Gesundheitsfach-
kräfte hier zu begrüßen, die in den Quartieren seit 
einiger Zeit sehr engagiert unterwegs sind, und ich 
werde auch noch mal auf diese Arbeit eingehen. 

Wir haben uns als Regierung gemeinsam auf den 
Weg gemacht, und zwar hat sich der Senat quasi 
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2019 bewusst dazu entschlossen, Schwerpunkte da 
zu setzen, wo Gesundheit besonders gefährdet ist. 

(Vizepräsidentin Sülmez Dogan übernimmt den 
Vorsitz.) 

Das halte ich an dem Punkt auch für einen ganz 
wichtigen Zugang. 

Prävention und Gesundheitsförderung. Das eine 
ist, dass das in der alternden Gesellschaft natürlich 
Zukunftsthemen sind. Aber das ist nicht mehr nur 
ein Therapiesystem, sondern es geht darum zu gu-
cken, dass wir sowohl psychische als auch physi-
sche Prävention in ganz anderer Weise beachten 
müssen, um auch, sage ich mal, vor die Krankhei-
ten zu kommen. Das geht nur mit sehr dauerhaften 
präventiven und gesundheitsfördernden Struktu-
ren. 

Das wurde hier schon genannt, das ist inzwischen 
global angekommen. Es ist bei allen Ansätzen na-
türlich auch wichtig, nicht mit erhobenem Zeigefin-
ger zu stehen und Vorschriften zu machen oder sa-
gen wir mal einem gewissen Selbstoptimierungs-
wahn das Wort zu reden, denn da gibt es durchaus 
auch Auswüchse, die letztendlich krankmachend 
enden können. 

Wir wissen durch die internationale Forschung, 
dass das sehr viel komplexer, breiter und ganzheit-
lich betrachtet werden muss, als gemeinhin ange-
nommen worden ist. Die Aspekte der sozialen Ein-
bindung, die Lebens-, Arbeits- und Umweltbedin-
gungen, wie es hier auch schon angerissen wurde, 
das ist ein Gesamtsystem, das wir reflektieren müs-
sen. 

Ob das Lärm ist, Umweltverschmutzung, beengte 
Wohnbedingungen, Arbeitsplätze oder eben Ar-
beitslosigkeit, das sind alles verschiedene Seiten 
einer Medaille, die wir in den Blick nehmen müs-
sen. Deswegen ist natürlich dieser Ansatz so wich-
tig, mit „Health in All Policies“. 

Das sagt sich so als Begriff und als Hülse, und erst 
mal, sagen wir, erschlagen wir damit eine ganze 
Menge. Aber da muss man schon genauer hinse-
hen und das tatsächlich mit einer großen Sensibili-
tät und mit verschiedenen Ressorts – das ist der 
Clou an der ganzen Sache – gemeinsam bearbei-
ten. 

Ich finde, es ist eben, und da sind wir vielleicht auf 
beiden Seiten – –. Wir müssen mal gucken, ob es 

wirklich ausschließlich der Zugang zur individuel-
len Verantwortung ist. Ja, natürlich gibt es den. 
Aber auf der anderen Seite sind es letztendlich 
auch die ökonomischen und sozialen Bedingungen. 
Deswegen ist es so wichtig, dass wir in den Quar-
tieren angesetzt haben. 

Wir haben in den letzten drei Jahren die Erfahrun-
gen gemacht, und das war wenig überraschend, 
dass im Zuge der Pandemie im Grunde genommen 
genau dieselben Erkenntnisse dazu geführt haben, 
differenziert wahrzunehmen, wie die Vorausset-
zungen und Lebensbedingungen in den Quartie-
ren sind. Wir wissen, dass sie unterschiedlich sind, 
und sie sind selbst in den WiN-Gebieten in sich 
noch mal unterschiedlich. Das muss man natürlich 
auch berücksichtigen. 

Frühere Präventionsangebote haben die Menschen 
oft nicht erreicht. Ich möchte an dem Punkt auf ein 
Argument auch von der Abgeordneten Wischhusen 
eingehen, dass es jetzt letztendlich unser Ansatz 
ist, tatsächlich zu den Menschen hinzukommen, sie 
vor Ort zu besuchen und einzubinden und nicht 
zentrale Strukturen zu etablieren nach dem Motto, 
da gibt es einen Krankenkassensitz – ich übertreibe 
jetzt vielleicht ein bisschen –, und da kann man be-
stimmte, was weiß ich, Kurse abrufen, sondern wir 
müssen tatsächlich an die Zusammenhänge vor 
Ort. Das ist etwas, was inzwischen auch Kranken-
kassen viel stärker verstanden haben. Deswegen 
sind die mittlerweile zum großen Teil auch in die-
sem Quartieren unterwegs. Gerade diese Strate-
gien brauchen wir letztendlich gemeinsam. 

Ich möchte an dem Punkt auch noch mal betonen: 
Wir waren letzte Woche vor Ort, nur mal als Bei-
spiel, in Kattenturm, um zu sehen, dass wir mit dem 
Ressort Soziales, den Ressorts Bildung und Ge-
sundheit dort für Kita und Schulen und Schulkinder 
quasi Projekte haben, wo die sich gemeinsam mit 
den Ressorts und den Ressourcen dieser Ressorts 
aneignen, was Ernährung heißt. Was ist gesunde 
Ernährung? Was ist Bewegung? Ich finde, dass wir 
das sehr viel stärker machen als früher, das wird 
selbstverständlich effektiver wirken. 

Ich muss noch mal sagen, diese Vernetzung, wo 
man dann mal Aha-Erlebnisse untereinander hat, 
in die auch die Fachkräfte eingebunden sind, das 
ist etwas, was natürlich ankommt und sich weiter 
verstetigen kann. Es ist nicht allein eine Geldfrage 
– ist es auch, die Ressourcen brauchen wir –, aber 
gerade diese Verbindung untereinander und dieser 
Austausch vor Ort ist elementar wichtig. 
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Nur noch mal zwei Punkte rausgegriffen, es gibt 
eine ganze Menge, die aufgeschrieben worden 
sind: Die Gesundheitszentren, das ist eben der 
Punkt an zentralen Orten, wo wir relativ schnell 
klar hatten, dass wir durch diese Gemeinsamkeit 
aber auch über die Sektoren hinweg – –. 

Der Endgedanke von Gesundheitszentren ist, dass 
wir letztendlich von Arzt- und Ärztinnenpraxen bis 
hin zur Beratung und dem Yogakurs breit gefä-
cherte Angebote machen können und dass es auch 
zwischen diesen Einzelnen einen Austausch geben 
wird. Dann geht man halt drei Türen weiter und 
kann sagen: „Ich kann Dir zwar nicht helfen, ich 
bin nicht die Sozialberatung“, Hausärztinnen und 
Hausärzte berichten häufig davon, „sondern Du 
gehst eben zu X, Y.“ 

Das ist der Hintergrund: Ein niedrigschwelliges 
Angebot im Ortsteil, in den Quartieren, verbunden 
damit, dass man sagen kann. „Liebe Leute, das und 
das läuft nicht so gut. Wir möchten das gern geän-
dert haben“ bis hin zu dem Punkt, dass wir Sprach- 
und Kulturmittler:innen brauchen. 

Die Sprachbarrieren gerade in medizinischen Aus-
einandersetzungen sind von elementarer Wichtig-
keit. Nur vielleicht eine kleine Seitenbemerkung: 
Wir haben mit Interesse festgestellt, dass der Bun-
desgesundheitsminister Lauterbach 1 000 Gesund-
heitskioske ins Leben rufen will. Ich fand das mit 
den 1 000 schon etwas hochgegriffen, zumal wir 
außer der Pressemitteilung bisher noch nicht die 
weiteren Eckpunkte gesetzlicher Art haben, um 
überhaupt über Finanzierungen zu sprechen. Der 
Grundgedanke ist völlig in Ordnung, aber leider ist 
da bislang noch nichts weiter gefolgt. Das ist, finde 
ich, ein bisschen schade, denn das würden wir 
gerne mit offenen Armen entgegennehmen. Aber 
das hat sich bislang leider noch nicht präzisiert. Wir 
sind da weiterhin gespannt. 

Das andere, ich hatte es vorhin schon angedeutet, 
sind tatsächlich die Gesundheitsfachkräfte in den 
Quartieren. Die haben wir auch in dem Zusammen-
hang mit der Impf- und Pandemieherausforderung 
etablieren können. Da war es ganz klar, dass aus 
den Quartieren und sozusagen aus dem Sozialraum 
gesagt wurde: Liebe Leute, bildet euch nicht ein, 
dass ihr das nur von oben runterdiktieren könnt. 
Wir brauchen Menschen hier vor Ort. Das haben 
wir eingerichtet. 

Es gibt jetzt diese zwölf Gesundheitsfachkräfte in 
den WiN-Quartieren. Die gibt es auch in Bremer-

haven, das sage ich ausdrücklich, und sie sind dop-
pelt qualifiziert. Sie sind auf jeden Fall aus dem Ge-
sundheitsfachberuf, und sie haben auch das Ver-
ständnis für Public Health. In sehr vielen Zusam-
menhängen sind sie auch mehrsprachig unter-
wegs. Das, finde ich, muss Vertrauen aufbauen, das 
muss aber auch Kontinuität aufbauen. Deswegen 
brauchen wir die Perspektive der Verstetigung. 
Das sage ich an der Stelle ganz massiv, 

(Beifall DIE LINKE) 

weil diese Kombination aus schwierigen Lebens-
verhältnissen – –. Ich will das gar nicht in irgendei-
ner Weise stigmatisierend verstanden wissen, aber 
es gibt Sprachbarrieren, es gibt Migrationshinter-
gründe. Wenn wir dort Menschen mit Kompetenz 
zur Verfügung haben, die genau dieselben Hinter-
gründe haben, dann wird das auch erfolgreich. In 
dem Zusammenhang war natürlich auch unser 
Impferfolg, glaube ich, ein gutes Beispiel, weil wir 
daran gesehen haben, dass das funktionieren kann. 

Auswertungen haben wir bisher natürlich noch 
nicht, das ist zu frisch. Ich kann jetzt nur für das 
Hebammenzentrum, das wir im September eröffnet 
haben sagen: ausgebucht, Feedback blendend. 
Das ist jetzt nach den ersten Tagen und Wochen, 
aber es macht ganz deutlich, dass hier Lücken sind, 
die gefüllt werden müssen. 

Dass wir das weiter ausbauen, ist gar keine Frage. 
Wir sind im Übrigen auch schon für die nächsten in 
Planung. Wir haben das jetzt in Osterholz begon-
nen. Die ersten zeichnen sich dann in Nord ab, weil 
wir da natürlich gerade bei den Hebammen einen 
großen Bedarf haben, der ist exorbitant. Das muss 
ich mal sagen. 

Vielleicht noch ein wichtiger Punkt, der mir zum 
Schluss wirklich noch mal elementar ist: Das ist die 
Geschlechterfrage in der Medizin. Die ist wirklich, 
was soll ich sagen – –. Die hat wirklich Luft nach 
oben. Das geht von der Forschung, von den Medi-
kamenten bis hin zu künstlichen Herzen, was alles 
am Maßstab Mann ausgerichtet worden ist. 

Das geht aber auch bis dahin: Wie sieht es eigent-
lich mit Lebenserwartung aus? Was wirkt wie? Man 
kennt das bezogen auf den Herzinfarkt, das ist das 
berühmteste Beispiel. Ich will vielleicht enden da-
mit: Es gibt jetzt auch Auswertungen, Stichwort 
Männerfrage, da wird immer festgestellt, die leben 
deutlich länger, wenn sie verheiratet worden sind, 
äh, wenn sie verheiratet sind. 
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(Heiterkeit – Abgeordnete Dr. Henrike Müller 
[Bündnis 90/Die Grünen]: Verheiratet worden sind! 
– Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Schöner 
Versprecher!) 

Schöner Versprecher, gell? Ich weiß nicht, das muss 
man sich gerade noch mal überlegen, dass es von 
der Seite ein gewisses Bekenntnis zur Ehe oder zur 
Beziehung gibt, was ich, finde ich, aus reiner Le-
benserhaltung vielleicht mal in Erwägung ziehen 
sollte. 

Nein, aber Spaß beiseite: Das ist ein wichtiger 
Punkt, wo wir das unterschiedlich betrachten müs-
sen und die Geschlechterfrage mit allen Abstufun-
gen im Übrigen eine wesentliche Rolle spielt. Das 
ist jetzt nicht das Thema, aber dem haben wir uns 
natürlich auch gewidmet. Deswegen geht die Re-
flexion nur in diese Richtung. Herzlichen Dank für 
die Unterstützung, wir werden das auf jeden Fall 
weiterverfolgen. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Aussprache ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort 
des Senats, Drucksache 20/1586, auf die Große An-
frage der Fraktionen DIE LINKE, Bündnis 90/Die 
Grünen und der SPD Kenntnis. 

Landesausbildungsfonds stoppen! Keine zusätzli-
chen Belastungen angesichts aktueller Herausfor-
derungen für die Wirtschaft im Land Bremen  
Antrag der Fraktion der FDP  
vom 22. September 2022  
(Drucksache 20/1600) 

Wir verbinden hiermit: 

Berufliche Ausbildung im Land Bremen stärken – 
auf Zwangsumlagen verzichten!  
Antrag der Fraktion der CDU  
vom 12. Oktober 2022  
(Drucksache 20/1637) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Kristina 
Vogt. 

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat die Abgeordnete Lencke 
Wischhusen das Wort. 

Abgeordnete Lencke Wischhusen (FDP): Liebe 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Heute 
geht es uns darum, echte Wirtschaftshilfe für unser 
Land zu leisten, und es geht darum, unseren Mit-
telstand zu entlasten. Genau deshalb fordern wir 
den sofortigen Stopp der Idee zur Umsetzung des 
Landesausbildungsfonds. 

(Beifall FDP) 

Dieser Landesausbildungsfonds ist ja mit dem An-
sinnen geschaffen worden, einem nicht vorhande-
nen Marktversagen entgegenzuwirken. Er soll 
nämlich das Ausbildungsplatzangebot erhöhen 
und die Anzahl der erfolglosen Bewerberinnen und 
Bewerber reduzieren. Ganz ehrlich, ich meine, das 
ist ein absoluter Irrglaube, wenn man meint, dass 
dieser Fonds auch nur in irgendeiner Weise die du-
ale Berufsausbildung stärkt, wenn nämlich nicht 
die Frage der Qualifikation der jungen Menschen 
und vor allem auch die Attraktivität der dualen Be-
rufsausbildung als Ganzes geklärt ist. Genau des-
halb ist auch der CDU-Antrag richtig, den wir un-
terstützen, weil der natürlich auch noch vieles auf-
greift. 

Wichtig ist etwa, dass der Schulentwicklungsplan 
verstärkt auch in Abstimmung mit Handels- und 
Handwerkskammer angepasst wird. Auch die Be-
rufsschulen müssen endlich vernünftig und modern 
ausgestaltet sein und natürlich auch ausreichend 
Lehrkräfte zur Verfügung stehen. 

Wenn wir uns anschauen, was denn die duale Aus-
bildung ist, dann ist das eigentlich unser Export-
schlager. Andere Länder beneiden uns für unsere 
duale Ausbildung, weil wir immer diejenigen sind, 
die sehr gut ausgebildete Fachkräfte vorweisen 
können, unabhängig vom Studium, nämlich von 
Hochschule oder Universität. 

Wir sollten doch hier eher die Kernfrage beantwor-
tet bekommen, die wir nämlich immer noch nicht 
beantwortet haben: Wie schaffen wir es denn, dass 
sich junge Menschen wieder für die duale Ausbil-
dung entscheiden? Wie schaffen wir es denn, dass 
der Master und der Meister in gleicher Weise aner-
kannt werden? Das haben wir bis heute noch nicht 
geregelt. 

(Beifall FDP) 

Wenn wir uns anschauen, wer eigentlich ausbildet, 
dann ist der Mittelstand – übrigens mit über 99 Pro-
zent aller Unternehmen in Deutschland – die 
Schmiede der Ausbildungskraft. 70 Prozent aller 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1586
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1600
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1637
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Azubis werden im deutschen Mittelstand ausgebil-
det, und genau diese Unternehmen leiden so stark 
unter dem Fachkräftemangel. Wenn man sich an-
sieht, die guten Bewerberinnen und Bewerber, die 
bewerben sich immer noch eher beim Konzern; da 
lockt dann die große Marke. Man geht lieber zu 
Mercedes in Bremen, man geht lieber zu Kraft, als 
dass man sich beim kleinen Mittelstand bewirbt, 
der vielleicht nicht ganz so groß und vor allem eher 
unbekannt ist. 

Das heißt, der Fachkräftemangel ist besonders im 
Mittelstand groß. Um sich eigene Leute aufzu-
bauen, um sich dann ihre eigenen Fachkräfte im ei-
genen Unternehmen zu qualifizieren, nehmen 
kleine und mittelständische Unternehmen sehr 
gern Azubis. 

In Bremen ist die Ausbildungsquote mit 4,9 Prozent 
weit höher als im Bundesdurchschnitt und übrigens 
auch noch mal weit höher als in den anderen Stadt-
staaten, nämlich Hamburg und Berlin. Ende Au-
gust verzeichnen wir im Land Bremen trotzdem 
1 499 unbesetzte Ausbildungsplätze. Demgegen-
über standen aber nur 1 166 unversorgte Bewerber. 
Das heißt, es zeigt sich wieder mal, dass es eben 
nicht am Angebot mangelt, wie es immer so schön 
erklärt wird, sondern es zeigt eher, dass wir hier ein 
fehlendes Matching haben. 

Es zeigt nämlich, dass viele Unternehmen die man-
gelnde Ausbildungsreife der Bewerberinnen und 
Bewerber bemängeln, insbesondere im Handwerk. 
Dort ist nämlich der Vorwurf unüberhörbar. Wir ha-
ben immer wieder das Problem der Grundausbil-
dung. Wir haben immer wieder das Problem, dass 
es heißt: Wir können mit den jungen Erwachsenen 
zum Teil nichts anfangen, wenn wir die Schulbil-
dung, die ihnen fehlt, erst mal nachholen müssen. 

(Beifall FDP) 

Konsequenz ist, dass sich viele Firmen für Bewer-
berinnen und Bewerber aus dem niedersächsi-
schen Umland entscheiden und sich gegen die Be-
werberinnen und Bewerber aus Bremen entschei-
den. Immer wieder, ich habe es gesagt, gibt es die 
Mängel in der Grundausbildung. Die Ausbildungs-
betriebe werden damit vor enorme Herausforde-
rungen gestellt, wenn nämlich erstmal Nachhilfe-
lehrerinnen und -lehrer angestellt werden, um die 
mangelnde Schulausbildung aufzuholen. 

Das darf überhaupt nicht sein, und deswegen 
kommt das Ganze auch zur Unzeit und passt über-

haupt nicht in das ganze Konzept. Neben den Män-
geln an schulischer Bildung werden nämlich auch 
noch Mängel in der Sozialkompetenz verzeichnet, 
aber das scheinen Sie hier komplett zu ignorieren. 

Die Anzahl der Förderinstrumente für die duale 
Ausbildung ist immens – es ist ja nicht so, dass wir 
hier nichts machen –, aber sie scheinen nicht zu 
greifen. Sie kennen doch die Bremer Vereinba-
rung, die wurde gerade vor eineinhalb Jahren wie-
der erneuert, das heißt jetzt Bremen Innovativ. 
25 Akteurinnen und Akteure treffen sich, übrigens 
darunter auch Sie, Frau Senatorin. Die wird jetzt 
einseitig aufgekündigt, ohne mit den Akteuren zu 
sprechen. Wir finden das unverschämt und das 
kommt absolut zur Unzeit. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Susanne Grobien das 
Wort. 

Abgeordnete Susanne Grobien (CDU): Frau Präsi-
dentin, liebe Kollegen und Kolleginnen! Wir disku-
tieren heute gemeinsam mit der FDP das Vorhaben 
der Regierung eines umlagefinanzierten Landes-
ausbildungsfonds. Neuerdings nennen Sie ihn ja 
auch „Ausbildungsunterstützungsfonds“ – das 
klingt etwas positiver –, eine Unterstützung aller-
dings, um die Sie kein einziges Unternehmen in 
dieser Stadt und im Land gebeten hat 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Das ist nicht richtig!) 

und die auch angesichts der multiplen Krisen in 
dieser Zeit vollkommen aus der Zeit gefallen ist. 

(Beifall CDU, FDP) 

Erstmals seit Beginn der Vereinbarung für Ausbil-
dung und Fachkräftesicherung im Jahr 2011 über-
stieg – Frau Wischhusen hat es eben schon gesagt 
– die Anzahl der gemeldeten unbesetzten Ausbil-
dungsstellen die Zahl der Unversorgten, und zwar 
ungefähr um 300. Alleine im dualen System wer-
den in diesem Ausbildungsjahr rund 500 Ausbil-
dungsstellen mehr angeboten als vor zwei Jahren, 
und das trotz Coronapandemie, Ukraine-Krieg, 
Energie- und Klimakrise, Lieferkettenproblemen, 
Inflation und insgesamt unsicheren Zukunftszei-
ten. 
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Wir finden das eigentlich erst mal ein sehr ermuti-
gendes Zeichen. Das belegt nämlich, dass die meis-
ten Betriebe ihrer Verantwortung gerecht werden. 
Sie tun das weder aus Altruismus noch weil irgend-
jemand sie mit einem Fonds unterstützt, sondern 
aus Eigeninteresse und vor allem gesellschaftlicher 
Verantwortung heraus, insbesondere dann, wenn 
die Betriebe auch noch über ihren eigenen Bedarf 
hinaus ausbilden. 

Trotzdem gibt es auf dem Ausbildungsmarkt Prob-
leme, denn das, was rechnerisch eigentlich einfach 
zusammenpassen sollte, funktioniert nicht. Ange-
bot und Nachfrage kommen in der Ausbildung ein-
fach nicht zusammen. Dafür gibt es viele Gründe, 
und auch das hat meine Vorrednerin schon gesagt: 
Viele Ausbilder ziehen sich frustriert aus der Aus-
bildung zurück und auf der anderen Seite haben 
wir für viele benachteiligte Jugendliche teure War-
teschleifen und Maßnahmen bei öffentlichen Trä-
gern. 

Ich wüsste jetzt ehrlicherweise nicht, wie ein Aus-
bildungsfonds diese Matching-Probleme beheben 
sollte. Es gibt ja schon unglaublich viele Instru-
mente und Institutionen: die 2015 gegründete Ju-
gendberufsagentur, das Landesprogramm Ausbil-
dungsgarantie und zuletzt den jetzt vor eineinhalb 
Jahren erneuerten Ausbildungspakt unter dem Ti-
tel „Ausbildung innovativ“, unterzeichnet – auch 
schon gesagt – von sehr vielen Akteuren, eigentlich 
allen Akteuren dieser Stadt. Bevor man also aus 
ideologischen Gründen mit einer Zwangsumlage 
für Unternehmen um die Ecke kommt, sollte man 
vielleicht erst einmal an den bestehenden Struktu-
ren gucken, ob man da etwas verbessern kann. 

Fakt ist nämlich, dass in Bremen der Übergang 
Schule und Beruf selbst für Fachleute kaum noch 
zu überblicken ist. Die Anzahl der Instrumente ist 
gigantisch; die Handels- und Handwerkskammer 
haben im September ein Positionspapier erstellt, da 
gibt es eine Anlage, und wir haben mal durchge-
zählt, wie viele es sind: Es sind allein 51 Maßnah-
men, die genau an diesem Übergang greifen sollen. 

Sehr geehrte Frau Senatorin, ich wage mal zu be-
zweifeln, ob wirklich alle überhaupt noch einen 
Überblick haben, was die bewirken, wie sie inei-
nandergreifen und wofür sie da sind. Zumindest 
sind die Ergebnisse, wie wir immer wieder feststel-
len, nicht zufriedenstellend, denn der Anteil junger 
Menschen, die zwischen 20 und 34 und ohne 
Berufsabschluss in Bremen sind, ist bundesweit mit 
22 Prozent am höchsten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, am Anfang einer 
jeden Lösung steht eigentlich eine Problemanalyse 
und auch die Evaluation der bestehenden Maßnah-
men. Das machen Sie in diesem Fall nicht, sondern 
stattdessen wollen Sie die Unternehmen mit einer 
Umlage belasten. Stoppen Sie dieses Vorhaben 
besser heute als morgen und arbeiten Sie an den 
Alternativen, die wir haben, und an deren Verbes-
serung! 

Das haben wir in unserem Dringlichkeitsantrag in 
den Beschlussvorschlägen auch noch etwas dezi-
dierter aufgestellt als die FDP. Darauf gehe ich in 
der zweiten Runde noch mal explizit ein. – Danke 
schön! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Bevor ich den 
nächsten Redner aufrufe, möchte ich auf der Besu-
chertribüne recht herzlich die Klasse 9d der St.-Jo-
hannis-Schule begrüßen. Seien Sie heute herzlich 
willkommen! 

(Beifall) 

Als nächster Redner hat der Abgeordnete Ingo 
Tebje das Wort. 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen, liebe 
Gäste! Die Rahmenbedingungen eines Bremer 
Ausbildungsfonds liegen noch gar nicht explizit 
vor, aber Arbeitgeberverbände, CDU und FDP wis-
sen bereits: Das kann nur Teufelswerk sein. 

(Abgeordneter Marco Lübke [CDU]: Ist es ja auch! 
– Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Weil es 
das ja auch ist!) 

Insbesondere die jetzige Energiekrisenlage verbie-
tet weitere Belastungen für die Bremer Wirtschaft. 
Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben 
nicht nur eine Energie- und eine Klimakrise in Bre-
men. Trotz dieser Krisen stehen wir vor einem lang-
anhaltenden Arbeits- und Fachkräftemangel im 
Land Bremen. Die Einführung eines Landesausbil-
dungsfonds ist die einzig richtige Antwort, diesen 
Mangel dauerhaft zu bekämpfen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Ich möchte das mit drei exemplarischen Punkten 
auch gern begründen. 
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(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Da bin 
ich gespannt! – Abgeordneter Heiko Strohmann 
[CDU]: Die Partei, die Partei, die hat immer recht!) 

Erstens: Ausbildungsfonds erhöhen die Qualität 
der Ausbildung, sorgen für mehr geeignete Bewer-
ber:innen und unterstützen und entlasten insbe-
sondere kleine und mittlere Betriebe, und das, 
liebe FDP und liebe CDU, gerade bei diesen stei-
genden Anforderungen bei der Ausbildung. 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Für die soll 
das doch gar nicht gelten, die Kleinstbetriebe!) 

Woher weiß ich das? Sie haben bestimmt auch alle 
eine Reihe von Protestschreiben bekommen, unter 
anderem habe ich das vom Garten- und Land-
schaftsbau bekommen. Da beschreibt mir der Ver-
band, wie toll ihr branchenbezogener Ausbil-
dungsfonds funktioniert und wirkt und dass die 
Einführung eines Bremer Ausbildungsfonds abzu-
lehnen sei. Genau darum geht es aber, diese posi-
tiven Erfahrungen bestätigen sich nämlich bei den 
anderen existierenden Ausbildungsfonds. 

Nein, wir werden diese Bereiche nicht doppelt be-
lasten, sondern wir werden sie aus der Umlage her-
ausnehmen. Wir wollen aber genau diese positive 
Wirkung auf alle Berufe und Branchen ausweiten. 
Deshalb ist die Einführung dieses Fonds auch ge-
nau richtig. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Zweitens: Die Schwäche des Bremer Ausbildungs-
markts zeigt sich an dem höchsten Anteil junger 
Menschen ohne formale Qualifizierung. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Ja!) 

Das haben wir hier auch alle gesehen, da sind wir 
uns, glaube ich, auch einig bei dem Problem. Diese 
Schwäche ist aber für die Bremer Wirtschaft auch 
eine Chance, denn wir haben noch ein sehr hohes 
Potenzial an jungen Menschen, die man für ge-
suchte Ausbildungsplätze gewinnen kann. Hierbei 
immer nur auf die Schwächen des bremischen Bil-
dungssystems abzuheben, mag ja für Schulabgän-
ger in zehn, 15 Jahren hilfreich sein, aber das hilft 
doch weder den jungen Menschen noch den Be-
trieben in der Zwischenzeit, 

(Zuruf Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]) 

und zwar jetzt! 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Wenn Sie 
sie zur Kasse bitten, hilft das, oder wie?) 

Wir brauchen neue Ansätze zur Unterstützung der 
jungen Menschen und der Betriebe, die gemein-
sam von den Unternehmen, ihren Interessenvertre-
tungen und zuständigen Stellen ausprobiert und 
weiterentwickelt werden. 

(Zuruf Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]) 

Dabei geht es genau um Maßnahmen wie Sprach-
kurse, Erlernen von Umgangsregeln, Kundenorien-
tierung, sozialpädagogische Beratung, Gewinnung 
von Berufsinteressierten, Bewerber:innenauswahl 
und so weiter. Immer an den Maßgaben orientiert, 
was den jungen Menschen und den Betrieben 
wirklich hilft. Nicht ideologisch, sondern von der 
Praxis für die Praxis entwickelt. 

(Lachen CDU – Zuruf Abgeordneter Heiko Stroh-
mann [CDU]) 

Drittens: Immer wieder wird von der Opposition, 
auch in diesem Antrag, vorgeworfen, wir würden 
uns nicht für die Interessen kleinerer und mittel-
ständischer Betriebe einsetzen. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Ist ja 
auch so!) 

Auch im FDP-Antrag ist das beschrieben. Sie sagen 
es ja hier auch, dass gerade diese einen Großteil 
der Ausbildungsplätze weit über den eigenen Be-
darf zur Verfügung stellen. Dann müssten Sie doch 
aber für diesen Ansatz eines Ausbildungsfonds 
sein, 

(Zuruf Abgeordnete Lencke Wischhusen [FDP]) 

denn wir werden mit dem Fonds gerade kleine und 
mittelständische Betriebe bei den Ausbildungsleis-
tungen unterstützen und zusätzlich noch finanziell 
entlasten. Der Ausbildungsfonds schafft quantitativ 
und qualitativ bessere Ausbildungsplätze, gibt jun-
gen Menschen mit schwierigen Startbedingungen 
bessere Zukunftschancen und entlastet kleine und 
mittelständische Betriebe. Deshalb lehnen wir Ih-
ren Antrag als sachlich falsch ab 

(Zuruf Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]) 

und werden mit Nachdruck weiter an der Umset-
zung eines Landesausbildungsunterstützungsfonds 
arbeiten. – Danke für die Aufmerksamkeit! 
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(Beifall DIE LINKE, SPD – Abgeordneter Heiko 
Strohmann [CDU]: Wir sind gespannt!) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Carsten Meyer-Heder für 
eine Kurzintervention das Wort. 

Abgeordneter Carsten Meyer-Heder (CDU): Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das 
mache ich jetzt auch zum ersten Mal. 

Ich möchte gern die Debatte ein bisschen in die 
Praxis rücken. Dieser Ausbildungsfonds bestraft 
genau die Unternehmen, die ihre Ausbildung über 
Gebühr wahrnehmen, 

(Beifall CDU, FDP) 

die ihre gesellschaftliche, unternehmerische Ver-
pflichtung wahrnehmen. Um ein Beispiel zu nen-
nen: Ich habe ein langes Gespräch mit einem gro-
ßen IT-Unternehmen aus der Überseestadt gehabt. 

(Heiterkeit – Abgeordnete Dr. Henrike Müller 
[Bündnis 90/Die Grünen]: Ach was?) 

Die bilden jedes Jahr 25 Leute aus, das heißt, ins-
gesamt 75 Auszubildende. Das kostet zwei Millio-
nen Euro im Jahr. Die haben im Unternehmen ein 
eigenes Labor, um genau das, was Schule nicht ge-
schafft hat, dort nachzuholen. Genau diese Unter-
nehmen wollen Sie jetzt zusätzlich durch eine Ab-
gabe belasten? Da frage ich mich: Was soll das für 
ein Signal an den Wirtschaftsstandort Bremen sein? 
– Danke! 

(Beifall CDU, FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Bevor ich den 
nächsten Redner aufrufe, möchte ich auf der Besu-
chertribüne recht herzlich die Landesgruppe Bre-
men der Landsmannschaft der Deutschen aus Russ-
land e. V. begrüßen. Seien Sie hier heute herzli-
chen willkommen! 

(Beifall) 

Als nächster Redner hat der Abgeordnete Volker 
Stahmann das Wort. 

Abgeordneter Volker Stahmann (SPD): Frau Präsi-
dentin, verehrte Gäste, liebe Damen und Herren 
und ganz besonders: Liebe Jugendliche da oben 
auf der Seite! 

(Zuruf Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]) 

Ihr habt richtig Glück, dass ihr bei diesem Thema 
dabei seid, weil es um eure Zukunft geht. Man 
kann sich immer ein eigenes Bild darüber machen, 
wer welchen Plan hat oder eben auch nicht. 

(Beifall SPD – Abgeordnete Lencke Wischhusen 
[FDP]: Richtig!) 

Frau Lencke Wischhusen hat ja eben in der vorhe-
rigen Debatte gesagt, dass die Opposition auch mal 
eigene Ideen beinsteuern soll. Das ist jetzt mit dem 
Antrag der FDP nicht so gelungen, weil da nur 
steht: Alles einstellen! Von eigener Idee ist da 
nichts. 

(Zuruf Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]) 

Das finde ich schon mal bemerkenswert. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Zweiter Punkt: Lassen Sie uns mal ganz konkret 
auf die Anträge der CDU und der FDP gucken. In 
einem zweiten Teil, wenn ich dann wiederkomme, 
werde ich sagen, was der Vorteil und was so die 
Ausrichtung dieses Fonds sind, weil ich glaube, 
dass die CDU das nicht ganz verstanden hat. 

(Lachen CDU) 

Ich war voller Hoffnung. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Das wird 
es gewesen sein!) 

Ich war voller Hoffnung, als ich in Ihrem Antrag ge-
lesen habe: „Eine Vielzahl von Tatsachen und Zu-
sammenhängen wird dabei ignoriert und verzerrt.“ 
Das stimmt! Warum haben Sie das nicht noch mal 
aufgenommen? Warum haben Sie denn nicht ge-
fragt, warum diese Kurzsichtigkeit in den Anträgen 
rauskommt? Man muss ja wirklich sagen, das, was 
die CDU und die FDP an der Stelle wollen, heißt – 
–. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Dann ha-
ben das aber auch die Handwerks- und Handels-
kammer nicht verstanden!) 

Dazu sage ich gleich etwas. Das kann ich aufklä-
ren. Abgeordneter Strohmann, dazu bin ich gern 
bereit, etwas zu sagen. Ich habe großes Verständ-
nis für die Betriebe, die zurzeit sagen: „Das kommt 
zu einer Unzeit.“ Das ist so, weil die Betriebe sa-
gen: „Wir haben so viel zu tun! Wir haben so viel 
mit der Krise zu tun, wir haben Lieferketten, wir 
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haben Pandemie, wir haben einen Ukraine-Krieg. 
Das ist zurzeit ein Problem 

(Zurufe Abgeordnete Christine Schnittker [CDU]) 

und jetzt belastet uns nicht noch mit dem.“ Das ver-
stehe ich aus Sicht der Unternehmen. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Aber?) 

Ich verstehe auch aus Sicht der Handelskammer 
und der Handwerkskammer, dass sie sich davor-
stellen und diesen Gedanken aufgreifen. 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Aber?) 

Aus politischer Sicht der beiden Parteien CDU und 
FDP verstehe ich das überhaupt nicht, weil das po-
litische Kurzsichtigkeit bis zur Wahl ist, wenn darin 
steht, weil – –. 

(Zurufe CDU: Ach! – Unruhe CDU, FDP – Abgeord-
neter Heiko Strohmann [CDU]: Sehr schön! Vielen 
Dank! Jetzt kann ich aufstehen!) 

Einfach mal zuhören! 

Wenn wir uns die tatsächlichen Verhältnisse mal 
angucken, was der Plan ist, der da jetzt vorliegt: Es 
gibt einen Gesetzentwurf, der wird in diesem Jahr 
kommen. Wir werden ihn beschließen. Es wird im 
nächsten Jahr kommen. 

(Zuruf Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]) 

Das heißt, die Umsetzung ist für das Ausbildungs-
jahr 2023 theoretisch schon gar nicht mehr möglich. 
Insofern ist die Frage, die in Ihrem Antrag steht, 
zwölf Monate Moratorium, schon durch Praxis erle-
digt. Mir wäre es lieber gewesen, wenn wir es frü-
her umgesetzt hätten, ganz ehrlich. Das ist aber an 
dieser Stelle so nicht möglich. 

Zweiter Punkt: Das Einzige, worauf die beiden An-
träge abheben, ist die finanzielle Belastung 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Ja, die ist 
ja auch für einen Unternehmer ziemlich belastend!) 

und sozusagen die Ideologie, dass man sagt, es ist 
eine Zwangsabgabe. Ich werde in meinem zweiten 
Beitrag noch mal gucken, was denn die finanzielle 
Belastung bei der Personalakquise ist. 

(Zuruf Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]) 

Wie bitte? Wenn Sie eine Zwischenfrage stellen, 
lasse ich sie gern zu, Frau Bergmann. 

Was ist denn die finanzielle Belastung? Wo ist denn 
die finanzielle Belastung? 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Das sollen 
die doch – –. Gibt es da schon ein Rechenmodell?) 

Das ist doch der Punkt. Sie laufen jetzt schon 
Sturm, 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Das ist un-
sere Aufgabe!) 

ohne Kenntnisse der konkreten Verhältnisse. 

(Beifall SPD, DIE LINKE – Zuruf Abgeordneter 
Heiko Strohmann [CDU]) 

Okay, der Fraktionsvorsitzende der CDU kennt 
das, er ist ein weiser Seher und kann sozusagen in 
die Zukunft schauen und weiß, was passiert. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Be-
stimmte Kausalitäten sind zwangläufig!) 

Das ist auch wirklich in Ordnung. Trotzdem bleibt 
es dabei, dass Sie – –. Beide Anträge heben ja nur 
auf das Bremer Schulsystem ab und auf die Ver-
hältnisse in dem Bremer Schulsystem. Die Abge-
ordnete Frau Wischhusen hat eben noch mal ge-
sagt, wie das Verhältnis ist, von 1 499 zu 1 000 und 
ein bisschen. 

(Zuruf Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]) 

Das macht doch noch mal deutlich: Selbst wenn aus 
dem Bremer Schulsystem alles hervorragende 
Schüler rauskommen – wir sind damit nicht zufrie-
den, die Debatte haben wir zwei Tage geführt und 
führen wir immer wieder, wir sind nicht damit zu-
frieden, was aus dem Bremer Schulsystem raus-
kommt – und wir alle unterbringen würden, hätten 
wir immer noch ein Problem in den Betrieben mit 
Facharbeitern. Wir hätten immer noch eine Unter-
besetzung. Wir hätten immer noch eine Perspektiv-
losigkeit. 

In zwei Anträgen zu behaupten, dass wir nur da-
rauf abheben, die Bremer Jugendlichen unterzu-
bringen, das greift einfach zu kurz. Wieso man 
dann nicht darüber hinaus sieht und wieso man 
dann nicht erkennt, was für Unterstützungen da 
notwendig sind und was wir damit verfolgen und 
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anbieten, das verstehe ich nicht. – Herzlichen 
Dank! Bis zur zweiten Runde! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Herr Stahmann, 
war das eine Meldung? 

Als nächste Rednerin hat die Abgeordnete 
Dr. Henrike Müller das Wort. 

Abgeordnete Dr. Henrike Müller (Bündnis 90/Die 
Grünen): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, sehr verehrte Gäste! Ich will versuchen, 
bei dieser Thematik aus meinem Herzen keine 
Mördergrube zu machen, und will gern damit ein-
steigen und sagen, das Thema taugt überhaupt 
nicht für parteipolitische Spielereien. Dafür ist es zu 
ernst. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Damit meine ich alle, das ist kein Anwurf in diese 
Richtung. Ich meine uns alle damit. 

Wenn wir nicht wirklich alsbald eine Lösung für die 
Auszubildendenfrage finden, dann gesellt sich zu-
mindest in Bremen noch eine riesige Krise zu all 
den Krisen, die wir schon haben, und ehrlich ge-
sagt schieben wir schon eine ganz schöne Bugwelle 
vor uns her. 

(Beifall FDP) 

Deswegen will ich gern auf drei Punkte eingehen 
und einen realistischen Blick auf die Situation wa-
gen, weil ich wirklich zu der Erkenntnis gekommen 
bin, wenn wir nicht langsam anfangen, wirklich 
ehrlich auf die Verhältnisse im Land Bremen zu gu-
cken, was Ausbildung angeht – und da meine ich 
ehrlich in die Unternehmen und ich meine ehrlich 
in die Ausbildungsfähigkeit und in die Schulen –, 
dann kommen wir nicht voran. 

Wir müssen tatsächlich eine sehr ehrliche Aufar-
beitung der Analyse machen. Ich würde das gern 
versuchen. Ob dann am Ende ein – wie heißt das 
jetzt? – Ausbildungsunterstützungsfonds – das wird 
auch immer länger, der Begriff, das war mir bis 
heute noch gar nicht so richtig klar – die Lösung ist, 
weiß ich nicht. Deswegen aber nicht zu versuchen, 
mit einem neuen Instrument noch mal Schwung 
und Dynamik in den Ausbildungsmarkt zu bringen, 
das halte ich für unklug. Deswegen, aus meiner 
Sicht – und das wird jetzt nicht überraschen – leh-
nen wir den Antrag der FDP-Fraktion ab, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Aber un-
seren!) 

weil der zu kurz springt mit „einfach mal stoppen“. 
Wir lehnen auch den Antrag der CDU-Fraktion ab, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ach so!) 

aber ich würde gern nach dem Komma ergänzen, 
über die einzelnen Maßnahmen würde ich gern re-
den, weil gute Ideen im Antrag der CDU-Fraktion 
stehen, wie man auf die Lage reagieren kann. Wir 
werden auch weiter darüber reden, dafür haben 
wir eine Deputation, und da machen wir das auch 
gern. 

Die drei Punkte. Sachlage, Nummer eins: Das ha-
ben wir jetzt tatsächlich zwei Tage diskutiert, aber 
ehrlich gesagt haben die meisten Redner:innen 
sich so ein bisschen darum herum geschummelt. 
Wir haben junge Menschen in Bremen, viel zu viele 
junge Menschen, die die Schule ohne Schulab-
schluss verlassen. 

(Beifall FDP) 

Dazu kommen junge Menschen, die die Schulen 
mit einem Zeugnis verlassen, das mehr verspricht 
als dahintersteht. Da müssen wir endlich ran. Wir 
müssen in den Schulen, in den allgemeinbildenden 
Schulen, mit den jungen Menschen, mit den Lehr-
kräften ehrlich daran arbeiten, dass junge Men-
schen in der zehnten oder auch in der dreizehnten 
Klasse wissen, was sie können und was sie nicht 
können. Das ist derzeit nicht der Fall, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, und das ist ein Drama. Es ist 
ein Drama! 

(Beifall) 

Der zweite Punkt: Wir haben Unternehmen, die mit 
ihren Ausbildungsangeboten in den 50er-Jahren 
steckengeblieben sind. Dass die keine Auszubil-
denden finden, wundert mich überhaupt nicht, und 
ich möchte auch nicht, dass junge Menschen zu 
Konditionen arbeiten, die seit 40 Jahren ausge-
dient haben. Diese Unternehmen müssen in einer 
modernen Welt ankommen, die für junge Men-
schen attraktiv ist. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Wo gibt es 
die denn?) 

Da haben zum Beispiel im Gastronomie-, im Hotel-
leriebereich einige Unternehmen ein bisschen was 
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nachzuarbeiten, und darüber müssen wir auch re-
den, Herr Strohmann. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ja, aber 
wir reden ja hier von Fachkräften im Handwerk!) 

Wenn wir ehrlich auf die Situation gucken, dann 
müssen wir auch über die Reformbedürftigkeit von 
Unternehmen bei der Ausbildung sprechen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Dann haben wir junge Menschen – das habe ich 
hier schon oft erwähnt, auch in der Deputation, im-
mer wenn wir über die Jugendberufsagentur spre-
chen –, die mit ihren 17, 18, 19 Jahren einen Ruck-
sack mit sich herumtragen, von dem viele von uns 
sagen können: „Gott sei Dank schleppen wir das 
nach 50 Jahren Lebenszeit nicht mit uns rum.“ Die 
haben extrem viele Problemlagen in diesen sehr 
jungen Jahren. Zu erwarten, dass die mal eben er-
folgreich in eine Ausbildung einsteigen und sie 
auch absolvieren können und so, das ist von vielen 
jungen Menschen einfach zu viel verlangt. 

Deswegen hat Ausbildung heute einen höheren 
pädagogischen Anspruch, den viele Unternehmen 
so noch nicht angenommen haben, einerseits. Es ist 
andererseits auch schwer für viele Unternehmen, 
das muss man einfach sagen. Die können diese Art 
von pädagogischer Nachbildung oder pädagogi-
scher Begleitung nicht leisten, und da kommen wir 
ins Spiel. 

Wir müssen jungen Menschen eine sozialpädago-
gische Begleitung durch die Ausbildung anbieten, 
die wirklich dafür sorgt, dass sie sich neben all den 
biografischen Problemlagen, die sie in diesen jun-
gen Jahren mitbringen, überhaupt auf die Ausbil-
dung konzentrieren können. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

All das müssen wir schaffen, und das ist, finde ich, 
eine Quadratur des Kreises. Ich bin da zwischen-
durch tatsächlich ein bisschen ratlos. Ein Vorschlag 
wird jetzt gerade erarbeitet. Wenn wir den auf dem 
Tisch haben, 

(Zuruf Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]) 

uns austauschen können, was diesen Ausbildungs-
unterstützungsfonds angeht, dann unterhalten wir 
uns auch gern darüber, wie sinnvoll die einzelnen 
Maßnahmen, die Umlage und Co. sind. 

Solange diskutieren wir gern auch über die vielen 
anderen Vorschläge, die inzwischen von allen 
Fraktionen auf dem Tisch liegen. Wir beschäftigen 
uns alle damit, inklusive die Kammern, die sich 
auch seit Monaten den Kopf zerbrechen. Das 
nimmt man in Gesprächen wahr. „Ausbildung in-
novativ“ ist aus meiner Sicht immer noch die beste 
Grundlage, um im Gespräch zu bleiben. 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Aber das 
müssen wir ja erst mal richtig ans Laufen kriegen!) 

Ja, genau, aber das eine schließt das andere ja nicht 
aus. 

Ich glaube nicht, ich bin überzeugt davon, dass 
eine Ausbildungsunterstützungsumlage ein 
Hemmschuh ist, um all das, was über Ausbildung 
schon innovativ vereinbart wurde, umzusetzen. 
Dass wir das dann passfähig hinkriegen müssen, ist 
klar. Von daher, würde ich sagen, beruhigen wir 
uns alle erst mal wieder ein bisschen, gucken, was 
wirklich auf dem Tisch liegt, was wir wirklich an-
bieten können. Uns eint das Ziel, dass wir so viele 
junge Bremerinnen und Bremer und Bremerhave-
nerinnen und Bremerhavener in Ausbildung in 
Bremen und Bremerhaven kriegen wollen. 

Ich freue mich auch über jeden niedersächsischen 
jungen Menschen, aber wir brauchen mehr bremi-
sche in der Ausbildung, und das können wir als 
Ziel, als gemeinsames Ziel, festhalten. Da nickt so-
gar der CDU-Fraktionsvorsitzende. – Vielen Dank, 
ich komme gleich wieder! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Das habe ich mir 
gedacht, Frau Dr. Müller. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Beim Ziel 
haben wir nie gestreikt, nur beim Weg dahin!) 

Als nächster Redner hat der Abgeordnete Volker 
Stahmann das Wort. 

Abgeordneter Volker Stahmann (SPD): Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Ich würde aus 
sozialdemokratischer Sicht gern noch mal sagen, 
was die Intention dieses Fonds ist. Wichtig ist, finde 
ich, dass man sich die Rahmenbedingungen an-
guckt. Wir sind in einer absoluten Krise. Das brau-
chen wir unter uns jetzt hier nicht zu diskutieren. 
Wir haben einen Krieg, wir haben eine Pandemie, 
wir haben Lieferkettenprobleme, und wir haben ei-
nen Arbeitskräftemangel. Das ist im Moment die 
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Situation in den Betrieben. Jetzt bin ich kein Pro-
phet und weiß nicht, wie lange es dauert, bis wir 
die einzelnen Krisen überwunden haben, aber eine 
Krise ist prognostizierbar: Das ist der Fachkräfte-
mangel. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Den hat-
ten wir aber auch schon vor den Krisen! – Abgeord-
nete Susanne Grobien [CDU]: Genau!) 

Der Fachkräftemangel. Völlig klar ist, dass wir – –. 

(Zuruf Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU] 

Herr Strohmann, Intervention oder – –? 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Entschul-
digung, Herr Stahmann!) 

Völlig klar ist, dass uns der Fachkräftemangel in 
den nächsten zehn Jahren als die herausragende 
Herausforderung in den Betrieben begleitet. 2031 
und 2032 werden die Jahrgänge 1964 und 1965, die 
geburtenstärksten Jahrgänge, in Rente gehen und 
verschwunden sein. Bis dahin gibt es einen Teil mit 
Altersteilzeit oder nicht, aber in den Jahren ist die 
Verrentung. 

Wir haben bei Mercedes zurzeit 1 200 Leute in der 
Aktivphase der Altersteilzeit. Wir haben da 
2 500 Leute in fünf Jahrgängen. Wir haben auf der 
Hütte 1 238 Leute, die altersteilzeitfähig werden. 
Wir haben einen Generationenwechsel, und das ist 
auch in den Handwerksbetrieben und bei den Mit-
telständlern so, vielleicht in ein paar Start-ups 
nicht, das stimmt, aber im Kern ist das so. 

Wir haben heute schon einen Facharbeitermangel, 
der zu Verwerfungen führt. Wir haben ein Problem 
mit der Qualifizierung. Wir haben ein Problem mit 
der Qualifizierung, wenn zum Beispiel die Hand-
werkskammer Kurse anbietet und diese 

(Zuruf Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]) 

nicht vollkriegt, weil sie aus den Betrieben hört: 
„Dazu haben wir gerade keine Zeit, weil wir ge-
rade viel Geld verdienen müssen.“ Das ist auch al-
les in Ordnung. Und wir haben eine Veränderung 
auf dem Arbeitsmarkt. Darauf, finde ich, muss man 
noch mal genauer gucken. 

Zu dem, was wir an Arbeitskräften brauchen: Es 
reicht nicht, was aus den Bremer Schulen kommt, 
selbst wenn die alle super ausgebildet sind. Der Ar-

beitsmarkt verändert sich, er wandelt sich von ei-
nem Arbeitsmarkt zu einem Arbeitskräftemarkt. 
Herr Meyer-Heder wird davon ein Lied singen 
können, dass wir einen Wechsel zwischen den Be-
trieben haben, dass wir heute in allen Branchen so-
wohl in der Industrie als auch im Handwerk, in der 
IT und bei den Mittelständlern eine Situation ha-
ben, wo man um Fachkräfte ringen muss und wo 
sich das die Betriebe viel Geld kosten lassen. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Ja!) 

Insofern ist die Frage: Ist das eine enorme Belas-
tung? Ja, es wird eine Belastung, aber wenn wir 
heute nicht Vorsorge für den Facharbeitermangel 
in den nächsten zehn Jahren betreiben, dann wird 
es ein riesen Problem geben. 

(Zuruf Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]) 

Wir haben heute Situationen, dass bei Handwer-
kern auf den Baustellen abgeworben wird. Wir ha-
ben das Problem von Abwerbung, wir haben Hand-
gelder, die gezahlt werden. Die Betriebe müssen 
mit erhöhten Zulagen und erhöhten Entgelten ar-
beiten, um Personal zu kriegen. Übertarifliche Zu-
lagen sind keine Seltenheit. Wir haben ein Prob-
lem, und in diesem Problem kann ein Ausbildungs-
fonds helfen, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Aber un-
ser Problem ist doch kein Geld! Das war doch nicht 
das Problem!) 

weil wir uns auch daran gewöhnen müssen, 

(Zuruf Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]) 

weil wir uns und auch die Betriebe sich daran ge-
wöhnen müssen, dass sie nicht immer nur die Leis-
tungsfähigsten aus den Schulen nehmen können, 
sondern dass wir mit den Beschäftigten und den Ju-
gendlichen arbeiten müssen, die da sind, und die 
brauchen Unterstützung. 

(Beifall SPD) 

Dabei ist nicht nur die Frage, ob die aus dem Bre-
mer Schulsystem kommen, sondern wir haben – 
und die Debatte haben wir auch in diesem Haus 
geführt – 600 unbegleitete Jugendliche. Wer von 
uns will denn behaupten, dass es nicht klug wäre, 
wenn die in eine Struktur, eine Ausbildung rein-
kommen würden, um da Halt zu kriegen? 
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(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Aber wir 
haben doch schon ganz viele Instrumente!) 

Bitte? Ja, wir haben eine Menge Instrumente. Wir 
wollen auch keine Konkurrenz zum Arbeitsamt. 
Der Fonds leistet an dieser Stelle aber sozusagen 
Unterstützung. Er ist in der Lage, Unterstützung, 
ganz praktische Unterstützung, für Unternehmen 
zu leisten, er ist in der Lage, diese Dinge inhaltlich 
aufzugreifen, sowohl, was Sprachförderung an-
geht, was Unterstützung angeht, als auch, was au-
ßerbetriebliche Unterstützung angeht. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Fehlen-
des Geld ist doch nie das Problem gewesen!) 

Deswegen ist der Fonds ein wichtiger Punkt. 

Letzter Punkt dazu: Es wird immer gesagt, Bremen 
darf aber mit dieser finanziellen Belastung keine 
Insel werden. Ich sage, Bremen soll eine Insel wer-
den. Bremen soll eine Insel werden, wo die Ausbil-
dung für Betriebe, die Qualifizierung von Fachar-
beitern unterstützt wird. 

(Zuruf Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]) 

Es geht nicht nur um die finanzielle Belastung, son-
dern es geht darum, dass man die Betriebe an der 
Stelle 

(Abgeordneter Susanne Grobien [CDU]: Nein, bes-
ser machen!) 

unterstützt, und da soll Bremen ein Vorzeigeort 
werden. 

(Beifall SPD) 

Letzter Punkt, Frau Präsidentin: Der Ausbildungs-
fonds, egal wie er denn heißt, wird kommen. Wir 
wollen ihn und wir werden ihn – – . Wir können in 
Bremen auf niemanden verzichten, und zwar we-
der auf die Betriebe noch auf die Auszubildenden, 

(Abgeordnete Bettina Hornhues [CDU]: Die gehen 
doch weg!) 

noch auf – –. Die gehen nicht weg. Die gehen nicht 
weg, denn sie haben bei uns eine Unterstützung, 
die sie woanders nicht haben, und sie haben jetzt 
schon die Mehrkosten, um andere Facharbeiter zu 
bekommen. 

Wir brauchen jeden Betrieb. Wir brauchen jede 
Schülerin und jeden Schüler hier in Bremen, und 

vor allen Dingen brauchen wir auch die Neubre-
mer, die mit Sprachschwierigkeiten hierherkom-
men, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Die wol-
len eine neue Regierung!) 

alle Flüchtlinge. Darum muss man sich kümmern 
und dabei hilft der Ausbildungsfonds. – Herzlichen 
Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Bevor ich die 
nächste Rednerin aufrufe, möchte ich auf der Besu-
chertribüne recht herzlich eine Schülergruppe des 
Gymnasiums Links der Weser begrüßen. Seien Sie 
herzlich willkommen! 

(Beifall) 

Als nächste Rednerin hat die Abgeordnete Susanne 
Grobien das Wort. 

Abgeordnete Susanne Grobien (CDU): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich freue 
mich sehr über diese sehr lebendige Debatte. 
Nicht, dass ich nicht noch ganz viele Fragen habe, 
und, Herr Stahmann, meine Kollegen haben schon 
gesagt: „Bleib ruhig!“, aber es fällt mir schwer, 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Legen Sie los mit Ihren Fragen, Frau Gro-
bien!) 

weil in der Tat, dass mehr Geld und das auch noch 
von den Unternehmen die Probleme auf unserem 
Arbeitsmarkt, auf dem Ausbildungsmarkt lösen 
soll, völlig absurd ist. 

(Beifall CDU, FDP) 

Eigentlich wollte der Senat bereits im September 
ein Eckpunktepapier zur Umsetzung vorlegen, 
aber dazu ist es nicht gekommen. Vielleicht – –. 
Deshalb ist es auch genau richtig, dass wir das jetzt 
debattieren und nicht erst, wenn ein Gesetzesent-
wurf vorliegt, weil natürlich die Kritik von Kam-
mern, Unternehmern so vielfältig war, dass man 
denen in der Tat zur Seite springen muss und jetzt 
sofort Ihre Bemühungen zu diesem Instrument ein-
stellen muss. 

(Beifall CDU) 
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Wir alle haben im Ohr, wie schwer es für kleinere 
Betriebe, insbesondere des Handwerks, ist, gute 
Auszubildende zu finden. Natürlich sind die Erwar-
tungen heute gar nicht mehr so hoch. Dreien und 
Vieren sind längst kein Hinderungsgrund mehr, 
Hauptsache, jemand hat grundlegende Kompeten-
zen, Umgangsformen und ist vielleicht auch ein 
bisschen motiviert. 

Aber genau das – und darüber haben wir gestern 
und vorgestern ausgiebig diskutiert –, dass 
600 Schüler pro Jahr das Schulsystem ohne Schul-
abschluss verlassen, ist nicht hinnehmbar, und das 
ist ein Bildungsproblem und eine Bildungsmisere, 
die wir in diesem Land haben, die können Sie jetzt 
nicht mit einer Zwangsumlage an die Unterneh-
men abwälzen. 

(Beifall CDU, FDP) 

Die soll von einigen Unterstützungsangeboten be-
gleitet werden, aber darüber ist auch noch gar 
nichts bekannt, wie das dann gehen soll, das wird 
aber das Eckpunktepapier zeigen. 

Es soll Instrumente geben und ich habe in meinem 
ersten Beitrag schon gesagt, es gibt schon mehr 
50 Instrumente. Wenn es jetzt 65 sind, dann wissen 
wir besser Bescheid, oder wie? Was soll denn da 
Neues kommen? Wir haben schon so viel, wir müs-
sen sie nur mal konsequent und besser umsetzen. 

(Beifall CDU) 

Dass es sich nur um Bremer Unternehmen handelt, 
die auch viele Niedersachsen ausbilden, über diese 
Grundsatzfrage will ich gar nicht weiter debattie-
ren, da habe ich auch schon Fragezeichen. Über 
den damit verbundenen zusätzlichen Bürokratie-, 
Erhebungs- und Verwaltungsaufwand auch nicht. 
Eine spannende Frage ist auch: Ist diese Zwangs-
umlage auch für bremische Unternehmen und für 
öffentliche Einrichtungen wie Krankenhäuser, 
Kitas, Theater und Kliniken vorgesehen? Oder wol-
len Sie die wieder ausnehmen, ähnlich schon wie 
bei der Umweltplakette? Die galt für die alle nicht, 
sondern nur für private Unternehmen. Das ist auch 
noch mal spannend. Dazu habe ich überhaupt noch 
nichts von Ihnen gehört. Wer A sagt, der muss nicht 
immer B sagen. Es kann auch mal sein, dass A 
schon falsch war. 

(Beifall CDU, FDP – Heiterkeit CDU, FDP) 

Deswegen fordern wir Sie auf: Stoppen Sie die Ein-
führung dieses Ausbildungsfonds und konzentrie-
ren Sie sich lieber darauf, das, was wir tatsächlich 
alternativ haben – auch Dr. Henrike Müller hat 
schon gesagt, was wir alles haben –, richtig umzu-
setzen. An erster Stelle steht zum Beispiel die Stär-
kung der beruflichen Orientierung an den Schulen. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Genau!) 

Die muss flächendeckend umgesetzt werden, und 
auch da sind Eltern einzubeziehen, denn die ken-
nen – vor allem, wenn sie einen Migrationshinter-
grund haben – die duale Ausbildungsform über-
haupt nicht. 

Dann eine Verbesserung des Übergangsmanage-
ments zwischen Schule, Arbeitsvermittlung und 
dem Betrieb: Dazu gibt es die Jugendberufsagen-
tur, aber auch das haben wir hier schon 100-mal 
debattiert, warum die eigentlich nicht so richtig 
zum Laufen kommt. Vielleicht – –. Ja klar, wir sa-
gen, wir müssen aufsuchen, man kann da viel ver-
bessern. 

An dritter Stelle – und auch das ist uns allen ein 
Anliegen –, die benachteiligten Jugendlichen, die 
im ersten Anlauf eben keinen betrieblichen Ausbil-
dungsplatz finden, weiter mitzunehmen und so zu 
qualifizieren, dass sie nachher einen Abschluss ha-
ben, den sie auch anerkennen lassen können. 

Das allein sind nur ein paar Punkte, die in unserem 
Antrag stehen, der sich dadurch von der FDP und – 
–. Das ist alles schon vorhanden, wir müssen es nur 
besser umsetzen und wir sind wie bei so vielem ein-
fach auch viel zu langsam. 

(Beifall CDU) 

Die Debatte um den Ausbildungsfonds lenkt von 
den eigentlichen Problemen ab und ist völlig über-
flüssig. Stellen Sie das bitte ein! – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Lencke Wischhusen das 
Wort. 

Abgeordnete Lencke Wischhusen (FDP): Frau Prä-
sidentin, meine Damen und Herren! Herr Stah-
mann, ich bin von Ihnen immer sehr fundierte De-
batten gewöhnt und muss sagen, mir hat heute so 
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ein bisschen was gefehlt, zumindest im ersten Re-
debeitrag. 

(Zuruf Abgeordneter Kevin Lenkeit [SPD]) 

Beim zweiten fand ich Ihre Analyse, was die Wirt-
schaft angeht, absolut richtig. Sie zählen die gan-
zen Probleme auf. Ja, wir haben einen riesigen 
Krieg. Ja, wir haben Logistikketten, die nicht funk-
tionieren. Wir haben Rohstofflieferungsprobleme. 
Wir haben die Energiekrise. Wir haben Fachkräfte-
mangel und so weiter und so weiter. Aber dann ist 
Ihre Schlussfolgerung, zu sagen: „Und deshalb 
brauchen wir diesen Ausbildungsunterstützungs-
fonds“, absoluter Quatsch. 

(Beifall FDP, CDU) 

Sie wissen doch, was das mit der Wirtschaft macht. 
Sie wissen doch, dass gerade jetzt – und jetzt kann 
man sagen, ja, die Preise, das, was das nachher 
kosten wird, sind überschaubar – jeder Euro mehr, 
den die Wirtschaft aktuell nicht in ihr Unternehmen 
stecken kann, nicht in die Bewältigung all der Kri-
sen – –. Ich habe kaum Zeit, tut mir leid, Herr Stah-
mann, ich muss das erst fertig machen. 

(Abgeordneter Volker Stahmann [SPD]: Das ist 
aber schade!) 

Ich weiß. 

Jeder Euro tut diesen Unternehmen gerade weh. 
Sie können nicht diesen Euro noch ausgeben für 
ein – –. Das gehört doch zur Wahrheit dazu: Was ist 
denn dieser sogenannte Ausbildungsunterstüt-
zungsfonds? Das ist ein staatlicher Unterstützungs-
fonds, um dort zu unterstützen, wo schulische Bil-
dung nicht ausreicht. 

(Beifall FDP) 

Das heißt, die Wirtschaft soll das bezahlen, was der 
Staat versaut hat. Das ist doch Schwachsinn! 

(Zuruf Abgeordneter Volker Stahmann [CDU] – 
Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Das ist unparlamentarisch!) 

Bei allem Respekt: Dieses System macht überhaupt 
keinen Sinn! 

(Zuruf Abgeordneter Volker Stahmann [SPD]) 

Ich muss noch mal die Brücke schlagen, liebe 
Dr. Henrike Müller. Sie haben recht, was die Rah-
menbedingungen angeht, dass es sicherlich ein-
zelne Verfehlungen gibt, dass vielleicht einige 
noch nicht im heutigen Zeitalter angekommen 
sind. So will ich das mal formulieren. Aber de facto 
sind wir auf einem Bewerbermarkt, Bewerberin-
nenmarkt. Heute können sich die Angestellten aus-
suchen, wo sie arbeiten wollen. Wir als Unterneh-
men stellen Obstkörbchen hin, Massagewochenen-
den, irgendwelche Sonderinitiativen, um die Leute 
fröhlich zu halten. 

(Zurufe SPD – Abgeordneter Heiko Strohmann 
[CDU]: Ganz so ist es aber nun auch nicht!) 

Es gibt diverse Angebote für Homeoffice, Kinder-
betreuung, alles wird angeboten, und jetzt ist ver-
dammt noch mal die Zeit, auch wieder etwas für die 
Wirtschaft zu machen und nicht immer nur alles der 
Wirtschaft in die Schuhe zu schieben. 

(Beifall FDP) 

Ich kann diese ganzen Debatten auch wenig hören, 
und mich ärgert das! 

Ich habe von der Senatsbank schon gehört: Ja, Sie 
reden nicht mit der Wirtschaft! Ganz ehrlich, hier 
sitzen Leute – –, da vorne gab es gerade eine Zwi-
schenintervention von den Menschen, die aus der 
Praxis kommen und die wissen, wie der Hase läuft. 
Carsten Meyer-Heder, wenn da 1 300 Leute be-
schäftigt sind und wenn dann von 20 Bewerbern 
fünf nicht funktionieren, dann tut das weh. Wenn 
wir das jetzt aber auf den Mittelstand runterbre-
chen, wo 15 Leute arbeiten, und zwei Azubis oder 
eben einer performen nicht, dann ist die Belastung 
so hoch, dass dieses Nachqualifizieren für dieses 
Unternehmen eine Katastrophe ist. 

Sie haben bewiesen, dass Sie es nicht können, 
sonst bräuchten wir diesen Ausbildungsunterstüt-
zungsfonds überhaupt nicht. 

(Beifall FDP, CDU) 

Ich würde mir wünschen, wir kümmern uns um die 
Attraktivität der dualen Ausbildung, 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das war jetzt der Werbeblock dafür!) 

dass wir uns endlich die Frage stellen: Wie schaffen 
wir es, dass Eltern aufhören, immer nur zu sagen: 
„Du musst studieren, mein Kind“? Wann schaffen 
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wir es denn, diese Überakademisierung zu been-
den, dass Sie, die Sie da oben sitzen, auch wissen, 
wer eine duale Ausbildung macht, der hat etwas 
Handfestes in der Hand, und – Dr. Henrike Müller, 
da gebe ich Ihnen recht – eine duale Ausbildung ist 
ein super Schein für einen Start ins Leben? Immer 
zu glauben, man muss studieren, studieren, studie-
ren, muss nicht der Garant für „erfolgreich“ sein. 

Deswegen, wir brauchen eine Anerkennung der 
dualen Ausbildung, wir brauchen eine Wertschät-
zung, flächendeckend übrigens auch bei den El-
tern, und wir brauchen bitte darüber hinaus auch 
eine Wertschätzung der ganzen Firmen, die näm-
lich über den Bedarf ausbilden 

(Zurufe Abgeordnete Prof. Dr. Eva Quante-Brandt 
[SPD] – Zuruf Abgeordneter Volker Stahmann 
[SPD]) 

und natürlich auch die Verfehlungen, die zum Teil 
auch vom Schulsystem zu verantworten sind, an 
der Stelle ausgleichen. Deswegen erwarten auch 
wir: Stoppen Sie diesen Quatsch mit dem Ausbil-
dungsunterstützungsfonds! Das hilft hier wirklich 
niemandem. – Danke! 

(Beifall FDP, CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Ingo Tebje das Wort. 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleg:innen! Ich will 
noch mal kurz auf zwei, drei Punkte eingehen. 

Herr Meyer-Heder, Sie haben vorhin ein Beispiel 
gebracht, aber ein Unternehmen, das ausbildet und 
eine entsprechende Ausbildungsquote hat, das 
wird doch von diesem Ausbildungsfonds nicht be-
lastet. Wenn sie zusätzliche Leistung bringen – das 
ist genau das, was wir wollen, mit dem Ausbil-
dungsunterstützungsfond im Grunde auch brin-
gen, dass Unternehmen dabei unterstützt werden –
, dann ist es doch ein Vorteil und kein Nachteil, 
deswegen kann ich auch die Intervention nicht ver-
stehen. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Die CDU 
hätte es gesehen! – Abgeordneter Carsten Meyer-
Heder [CDU]: Soll ich mir das aufschreiben?) 

Das Zweite dabei ist: Für wen das tatsächlich eine 
Belastung sein wird, das sind Unternehmen, die gar 
nicht ausbilden. Das ist klar. Auf die kommt tat-
sächlich eine Mehrbelastung zu, aber darum sollen 

sie ja gerade solidarisch einen Beitrag leisten, da-
mit wir insgesamt in der Ausbildungsquote besser 
werden. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Ich habe zu Anfang auch schon gesagt, die Ausge-
staltung steht noch gar nicht und es wird sich schon 
heiß gelaufen. Insofern ist es gut, dass wir noch mal 
darüber diskutieren. Das, worum es uns allen geht 
oder allen gehen muss, ist doch, dass wir den Fach-
kräftebedarf für die Zukunft decken. Ehrlich ge-
sagt, ich habe jetzt viel Kritik gehört, aber einen 
Vorschlag von der Opposition, von der CDU und 
FDP, wie Sie denn mit der Situation umgehen wol-
len – –. 

(Unruhe) 

Die Frage stellt sich doch. 

(Zuruf Jens Eckhoff [CDU]) 

Wir haben junge Menschen, die gerne was in ihrer 
Zukunft machen wollen. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Diese Si-
tuation wäre ja gar nicht gekommen! – Abgeord-
nete Birgit Bergmann [FDP]: Hören Sie doch ein-
fach zu, das ist doch gesagt worden!) 

Wir haben Betriebe, die brauchen dringend Fach-
kräfte, aber Sie bieten da keine Lösung. 

Natürlich gibt es sozusagen – –. Das ist auch eins 
der Ziele, deswegen hatte ich es auch vorhin schon 
gesagt, vom kleinen zum mittleren Unternehmen – 
–. Es ist doch gerade das Ziel, dass es auch eine Un-
terstützung der kleinen und mittelständischen Un-
ternehmen gibt, weil es sich nicht jedes Unterneh-
men leisten kann, noch zusätzliche Unterstüt-
zungssysteme aufzubauen. 

Frau Grobien, Sie haben gesagt, wir haben eine 
Menge Maßnahmen. Das sehe ich auch so, und wir 
sehen an vielen Punkten, dass die Maßnahmen 
auch greifen. Sie reichen aber in der jetzigen Situ-
ation nicht aus, deswegen müssen wir da mehr tun, 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Vielleicht 
sollten Sie die mal überprüfen!) 

damit wir sowohl in der Fachkräftefrage als auch in 
der Unterstützung der Jugendlichen vorankom-
men. 
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Wir wollen doch an der Wahrheit bleiben. Es ist 
nicht so, dass wir keine Erfahrung mit Ausbil-
dungsfonds hätten. Es gibt sie, und es ist die Reali-
tät, dass da, wo sie vorhanden sind, die Betriebe 
und die Unternehmen sagen: „Ja, sie helfen uns. 
Sie helfen uns sowohl bei der besseren Akquirie-
rung von Bewerber:innen für die Ausbildungs-
plätze als auch bei der Durchführung, und wir krie-
gen in der Qualität etwas verbessert.“ Das muss 
doch das Ziel sein, das wir hier gemeinsam errei-
chen wollen, dass wir an den Punkten gemeinsam 
vorankommen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Frau Grobien, wir sind doch schließlich nicht nur 
den Unternehmen verpflichtet – und das sehe ich 
so, ich glaube, das ist auch für die Unternehmen so 
–, sondern wir sind natürlich auch den Jugendli-
chen hier im Land Bremen verpflichtet. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ja!) 

Die haben derzeit einen deutlichen Standortnach-
teil, das haben wir hier auch beschrieben, nämlich 
eine sehr große Ausbildungslücke. Es ist unser Ziel, 
dass wir die drei Punkte erreichen: Eine bessere 
Qualität, eine bessere Versorgung von jungen 
Menschen mit einem wirklich zukunftsgerichteten 
Ausbildungsplatz und eine Verbesserung der 
Fachkräftesituation für die Bremer Unternehmen. – 
Ich danke für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat Senatorin Kristina Vogt das Wort. 

Senatorin Kristina Vogt: Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Abgeordnete! Es ist schon sehr interessant: 
Ich habe gestern bis halb zwölf über den Ausbil-
dungsunterstützungsfonds diskutiert, und zwar mit 
der Wirtschaft, und es war wesentlich differenzier-
ter als hier. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Das ist wahr!) 

Es ist interessant, dass das, an dem wir ansetzen, 
auch in der Haltung deutlich geworden ist. Ich sage 
mal, ein mittelständisches kleines Unternehmen, 
15 Beschäftigte, Auszubildende, von dem der Inha-
ber sagt, ich möchte einen Ausbildungsunterstüt-
zungsfonds, denn wir haben die Probleme mit der 
Demografie, die Volker Stahmann eben beschrie-
ben hat. 

Dazu muss ich sagen, ich habe vor vier, fünf Jahren 
auf Veranstaltungen gesessen, da war ich noch 
nicht Senatorin, und habe gesagt: Leute, denkt 
doch mal an die Demografie! Da wollte es niemand 
wissen, übrigens auch nicht die Kammern. Das ge-
hört zur Wahrheit dazu. 

(Zuruf Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]) 

Ich bin mit einem Staatssekretär, der ein CDU-
Wirtschaftsminister war, der hier Industrieunter-
nehmen besucht hat, der ihnen das vorgerechnet 
hat, wie viele Arbeitsplätze ihnen wegfallen, wenn 
sie nicht mehr ausbilden, – –. Das ist alles richtig, 
und er ist mit Sicherheit kein Linksradikaler, 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Nein!) 

der Herr Nußbaum, nur um das mal zu sagen. Aber 
es war sehr differenziert. 

Die Kleinen haben durchaus gesagt: Wir brauchen 
so etwas wie einen Ausbildungsunterstützungs-
fonds. Vertreter der Industrie haben grundsätzlich 
zugegeben, dass sich gerade die großen, transnati-
onalen Konzerne, deren Standortleitungen hier so-
wieso nicht darüber reden, in den letzten 20 Jahren 
schrittweise aus der dualen Ausbildung verab-
schiedet haben, auf Studenten setzen, Dualis oder 
Quereinstiegsprogramme machen. Es gab natür-
lich auch die zu erwartende Kritik, die ich völlig ak-
zeptabel finde, denn man muss sagen, ein Ausbil-
dungsunterstützungsfonds wird nicht alle Prob-
leme lösen. 

Übrigens würde auch das Bildungssystem nicht ge-
rettet, wenn wir 70 000 Lehrer hätten, die gut qua-
lifiziert sind, weil wir leider eine Segregation ha-
ben. Wir haben Stadtteile, in denen nur noch ein, 
zwei Kinder muttersprachlich Deutsch sprechen, 
und ich kann Ihnen versichern, wenn ich jetzt vor-
schlage, schicken wir mal aus anderen Stadtteilen 
Schüler dahin, damit wir da eine bessere Bildung 
haben oder beste Bildungschancen, dann überlebe 
ich das keine drei Tage, denn dann haut mir je-
mand hinterrücks irgendwie einen auf die Mütze. 
Das ist nämlich auch nackte Wahrheit. 

Jetzt hat die FDP-Fraktion gefordert, alle Überle-
gungen zum Ausbildungsfonds sofort zu beenden. 
Das hatte ich erwartet, das muss man auch, wenn 
man bürgerliche Opposition ist. Weniger erwartbar 
war, dass in dem Antrag sehr viel Richtiges steht, 
jedenfalls in der Prosa. 
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Richtigerweise analysiert die FDP, dass sich die 
Lage am Ausbildungsmarkt nicht signifikant ver-
bessert hat. Richtigerweise weist die FDP darauf 
hin, dass kleine und mittlere Betriebe mehr zur 
Ausbildung junger Menschen beitragen als große. 
Richtigerweise sagt die FDP auch, dass wir uns ge-
rade in einer massiven Krisensituation befinden, 
die die Unternehmen trifft. Sie unterschlagen da-
bei, dass vor allen Dingen Geringqualifizierte von 
dieser Krise am allermeisten betroffen sind, weil 
die nämlich überhaupt kein vernünftiges Qualifi-
kationsniveau haben, um damit umzugehen, wenn 
sie als Erstes freigesetzt werden. 

Der Antrag hebt darauf ab, dass die Betriebe nicht 
weiter belastet werden sollen, und ich sage ich 
ganz frank und frei, weil alles andere unredlich 
wäre: Einige Betriebe wird die Zahlung in den Aus-
bildungsunterstützungsfonds unter dem Strich et-
was kosten: die, die nicht ausbilden, die, die ge-
messen an ihrer Beschäftigungsquote viel zu wenig 
ausbilden. Das betrifft in der Regel vor allen Din-
gen die größeren und sehr großen Betriebe. Es 
wäre Lüge, wenn ich jetzt hier etwas anderes sagen 
würde. 

(Zuruf Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp [DIE 
LINKE)) 

Es stimmt auch, dass es in der Vergangenheit im-
mer so war, dass die kleinen und mittleren Betriebe 
für die größeren mit ausgebildet haben. Mir sind 
die Probleme der Seiteneinstiegsprogramme be-
kannt. Ich kenne Betriebe, die keine Industriekauf-
leute mehr ausbilden. Ich weiß um die Unterneh-
men, die bis zu 20 Prozent mehr Auszubildende 
einstellen, weil sie wissen, dass am Ende der Aus-
bildung ein großes Industrieunternehmen mit mehr 
Eingangsgehalt winkt. Die sind dann am Ende des 
Tages ausgebildet bei einem Betrieb, sind dann 
aber bei einem anderen. 

Unter anderem dieses Ungleichgewicht wollen wir 
mit dem Ausbildungsunterstützungsfonds ausglei-
chen 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

und gerade die kleinen und mittleren Betriebe stär-
ken. 

Frau Wischhusen, ich sage es Ihnen: 73 Prozent al-
ler Betriebe in Bremen haben unter zehn Beschäf-
tigte. Das sind in der Summe 10 624 Betriebe. De-
nen kommt dieser Ausbildungsunterstützungs-
fonds zugute. 

Wir haben einen Paradigmenwechsel. Sie reden 
viel von den Unterstützungssystemen. Wir haben 
Rechtskreise beim Arbeitsamt, wir haben die Ju-
gendberufsagentur, wir haben den originären Bil-
dungsauftrag, ich bin auch dafür, dass wir viel 
mehr für die Berufsorientierung machen. Dafür 
habe ich mich übrigens auch die letzten Jahre im-
mer schon eingesetzt und auch ein paar Ideen der 
Unternehmen mit aufgegriffen und auch mitfinan-
ziert. 

Wir haben aber einen Paradigmenwechsel, weil 
diese Rechtssysteme immer nur aus der Sicht des 
Auszubildenden und der Unterstützung für den 
Auszubildenden denken. Wir haben den Paradig-
menwechsel, dass wir vom ausbildenden Betrieb 
denken wollen, denn es stimmt ja: Wenn ein klei-
ner Betrieb einen sozial-emotionalen Knaller da-
beihat, und die gibt es – ja, ich rede mal einfach so, 
wie es ist –, 

(Zuruf: Nein! – Abgeordneter Heiko Strohmann 
[CDU]: Das ist ja die Wahrheit! Danke!) 

dann hat ein kleiner Betrieb ein größeres Problem 
als ein riesiger Betrieb, in dem es einer ist. 

Deswegen wollen wir vor allen Dingen vier Ziele 
damit verfolgen: Die Verbesserung des Matchings, 
also der Passgenauigkeit zwischen Ausbildungsan-
gebot und den potenziellen Auszubildenden, da 
greifen nämlich die Rechtskreismöglichkeiten der 
Agentur leider noch nicht ganz genau. 

(Zuruf Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]) 

Wir wollen das sehr zielgerichtet machen und be-
darfsorientierte Unterstützungsmaßnahmen errei-
chen, übrigens auch schon bei der Frage: Wie 
kriegt man überhaupt geeignet Bewerberinnen 
und Bewerber? 

Wir wollen genau da bedarfsorientierte Unterstüt-
zungsmaßnahmen ansetzen, damit Betriebe den 
passenden Auszubildenden kriegen und junge un-
versorgte Jugendliche einen Ausbildungsplatz fin-
den. Wir wollen insbesondere das Ausbildungsen-
gagement weiter erhöhen. Wir wollen kleine Be-
triebe unterstützen. Die haben nämlich oft ein In-
vestitionsrisiko, gerade die ganz kleinen, und das 
wollen wir ihnen nehmen, denn sie kriegen nicht 
nur die Unterstützungsleistung, sondern sie be-
kommen auch noch Geld zurück. 

(Beifall DIE LINKE) 
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Unterm Strich erhalten sie mehr, als sie zahlen. 

Dritter Punkt: Die Unterstützung von Betrieben bei 
der Gewinnung und Bindung von Auszubildenden. 
Es sind nämlich eben nicht alle Betriebe, die Sozi-
alräume haben, Massagen anbieten oder sonst was, 
das ist leider nicht Realität. Die gibt es, aber es gibt 
eben auch die anderen. Da muss man sich wirklich 
mal im 21. Jahrhundert – –. Ich kann es doch auch 
nicht ändern. Wir reden eigentlich immer nur von 
Leuten mit dem Zeigefinger, die mühselig und – –. 
Nein, das stimmt doch nicht. Die Hälfte meines 
Freundeskreises sind Handwerker und haben 
Handwerksbetriebe, und die haben junge Auszu-
bildende aus bürgerlichen Stadtteilen mit deut-
scher Biografie in fünfter Generation, die nach drei 
Monaten in den Sack hauen, weil sie sagen: Ich will 
nicht so viel arbeiten. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ja!) 

Damit muss man dann umgehen können. Damit 
muss man umgehen können, und das sind auch Sa-
chen, die wir mit diesem Ausbildungsfonds unter-
stützen wollen. 

Wir wollen natürlich auch die Bewerberinnen und 
Bewerber mit schwierigen Startbedingungen noch 
anders fördern, und zwar mit Maßnahmen, die 
nicht in den Bereich der Berufsschule gehören, son-
dern – –. Tatsächlich machen wir wirklich viel. Wir 
haben in den letzten drei Jahren, glaube ich, 70, 
75 Millionen Euro an öffentlichen Mitteln für die 
Ausbildungsunterstützung ausgegeben. 

Wir brauchen aber auch sozialpädagogische Bera-
tung im Betrieb und Unterstützung. Wir brauchen 
Maßnahmen zur Unterstützung bei der Akquise. 
Wir brauchen eine moderne Ausbildungsgestal-
tung. Wir brauchen übrigens bei manchen auch 
eine Aufstockung der Technik, das können sich 
nicht alle leisten, und nicht alle sind in irgendwel-
chen Innungen, die überbetriebliche Lehrlingsun-
terweisungen haben. Selbst die sind manchmal 
nicht auf dem Stand der Technik. 

Wir wollen gemeinsam mit den Kammern, Unter-
nehmensverbänden, dem DGB in den Betrieben 
konkrete Qualitätsverbesserungen erreichen. 
Dann wollen wir die Verbundsausbildung fördern 
und möglichst nicht nur die überbetriebliche. 

Ich bin immer noch dafür, dass sich unsere Großbe-
triebe, die im TBZ alle ihre Schüler:innen, Berufs-
schüler:innen haben, zusammenschließen und 

nicht mehr nur für ihren eigenen Betrieb qualifizie-
ren und ausbilden, sondern vielleicht mal bran-
chenübergreifend, damit wir dieses demografische 
Problem überhaupt einmal in den Griff kriegen. 

Viertens: Verbesserung der Ausbildungsqualität. 
Jetzt hat uns gestern noch kurzfristig der CDU-An-
trag erreicht. Der ist in den Ausführungen etwas 
differenzierter, geht aber die gleiche Richtung: 
Bitte alles sofort stoppen! 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Ja!) 

Sie machen Alternativvorschläge – zum Teil sind 
die übrigens schon durch die Kammern bei der 
Lenkungsgruppe „Ausbildung: innovativ“ einge-
bracht worden – 

(Zuruf Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]) 

und Sie wollen die Unterrichtsqualität verbessern, 
eine stärkere berufliche Orientierung. Ich bin abso-
lut mit Ihnen d’accord, absolut, übrigens schon seit 
Jahren. Mein Sohn hat nämlich ehrlich gesagt 
überhaupt keine Berufsorientierung gehabt. Das ist 
vor zehn Jahren doch die nackte Wahrheit gewe-
sen. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Ja, genau!) 

Ich möchte aber deutlich klarstellen, dass wir nicht 
in diesen Gegensätzen denken. 

(Beifall DIE LINKE) 

Wir brauchen Anstrengungen bei der schulischen 
Bildung und bei der Kinderbetreuung. Da gebe ich 
Ihnen völlig recht. Gleichzeitig sage ich aber auch 
nicht, dass der Ausbildungsunterstützungsfonds 
die einzige Maßnahme ist, um Jugendliche in Aus-
bildung zu bringen und das Fachkräfteproblem in 
den Griff zu kriegen. Das geht nur mit einem Bün-
del an Maßnahmen und der Ausbildungsunterstüt-
zungsfonds ist nur eine dabei. Wir wollen nicht den 
einen oder den anderen Weg gehen, sondern beide 
beziehungsweise mehrere, denn wir haben ein rie-
siges Problem. 

Die Wirtschaft hat ein Problem, wenn sie keine 
Fachkräfte mehr hat, wir reden inzwischen schon 
von Arbeitskräftemangel, und wir haben ein gesell-
schaftliches Problem, dass wir Jugendliche, die 
vielleicht fünf, sechs, sieben Jahre in irgendeinem 
Zeltlager in der Türkei gewesen sind, hier irgend-
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wie zu einem steten Zeitpunkt in die Schule ge-
kommen sind, um jetzt mal bei dem „mühselig“ 
und den Beladenen zu bleiben, dass wir die 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Alles rich-
tig!) 

Menschen nicht in Lohn und Brot und eine ver-
nünftige Qualifizierung bringen. Dann haben wir 
auch ein verdammtes soziales Problem. 

Mir ist jeder Jugendliche, den man mit viel Unter-
stützung in einem Betrieb – –. Ich weiß selber, weil 
ich ausgebildet habe, dass es viel einfacher ist, 
viele Sachen in der Schule zu lernen. Ich gebe mal 
zu, wann ich einen Dreisatz gelernt habe, nämlich 
in der Ausbildung, als ich Repros machen musste. 
Das war nicht, weil ich das in der Schule nicht be-
griffen habe, sondern weil ich auf dem Gymnasium 
zur Schule gegangen bin, wo man Bruchrechnen 
mit Formeln gemacht hat. Dreisatz tauchte da über-
haupt nicht auf. 

(Unruhe) 

Das gehört auch zur Wahrheit dazu. Wir wissen 
doch, wenn junge Menschen in einem Betrieb sind 
und in der Praxis etwas machen, dann fällt es ihnen 
auch in der Schule leichter. Also müssen wir ein 
System finden, das von den ganzen Übergangssys-
temen weggeht, da bin ich übrigens auch völlig bei 
Ihnen, rein in den Betrieb. Mir ist total bewusst, 
dass das für einen kleinen Betrieb immer ein Risiko 
ist, auch ein investives Risiko. Genau da wollen wir 
ansetzen, und genau die wollen wir unterstützen. 

Ich bin trotzdem froh, dass Sie diese Anträge ge-
stellt haben, denn wir müssen und wir werden auch 
noch darüber diskutieren, wenn die Senatsvorlage 
beschlossen ist. Es muss auch noch ein Gesetz be-
schlossen werden, aber bitte doch etwas differen-
zierter als jetzt hier in den ersten Runden. Wir wer-
den das hier ja noch mal haben und vielleicht kön-
nen wir uns dann wirklich en détail mit allem aus-
einandersetzen. 

So schwarz-weiß ist die Welt nicht, weder auf der 
einen noch auf der anderen Seite. Wir haben eine 
große Herausforderung. Davon ist, glaube ich, die 
demografische Entwicklung die größte, und die ist 
lange verschlafen worden. Wenn jetzt Unterneh-
men zu mir kommen oder Verbände, weil ich ein 
paar Mal im Ausland war, wo wir natürlich auch 
Fachkräfteprogramme abfragen, beim Goethe-
Institut sind mit der GTAI-Unterstützung: Es 
braucht niemand mehr denken, dass man weltweit 

Leute akquirieren kann, um in einem kalten Land 
in Norddeutschland zu arbeiten, denn im Hotel in 
Hanoi verdienen die Menschen inzwischen mehr 
als hier. Das ist die nackte Wahrheit in einigen 
Branchen. Das muss man auch mal sagen. 

Wir können nicht unsere Probleme mit Menschen 
aus dem Ausland lösen, wir müssen unsere Prob-
leme hier vor Ort lösen, und jede Maßnahme, die 
dazu beiträgt, ist hilfreich. Der Ausbildungsunter-
stützungsfonds ist mit Sicherheit nicht der einzige 
Beitrag. – Danke schön! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich lasse zunächst über den Antrag der Fraktion 
der FDP mit der Drucksachen-Nummer 20/1600 
abstimmen. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: FDP, L.F.M., Abgeordneter Thomas Jürge-
witz [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

(CDU, Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Nun lasse ich über den Antrag der Fraktion der 
CDU mit der Drucksachen-Nummer 20/1637 ab-
stimmen. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, FDP, L.F.M., Abgeordneter Peter 
Beck [BIW], Abgeordneter Thomas Jürgewitz 
[AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1600
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1637


5884 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 40. Sitzung am 12.10.2022 und 13.10.2022 

(Dagegen: SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Ich unterbreche die Sitzung der Bürgerschaft 
(Landtag) bis 14:35 Uhr für eine Mittagspause. 

(Unterbrechung der Sitzung 13:02 Uhr) 

 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan eröffnet die Sitzung 
wieder um 14:35 Uhr. 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Die unterbro-
chene Sitzung der Bürgerschaft (Landtag) ist wie-
der eröffnet. 

Als Besuchende begrüße ich recht herzlich die 
12. Klasse Politik des Ökumenischen Gymnasiums 
zu Bremen. – Seien Sie herzlich willkommen in der 
Bürgerschaft! 

(Beifall) 

Wir setzen die Tagesordnung fort. 

Solidarität Europas, Deutschlands und Bremens 
mit der Ukraine ist wichtiger denn je  
Antrag der Fraktion der CDU  
vom 30. September 2022  
(Drucksache 20/1614) 

Dazu als Vertreter des Senats Bürgermeister 
Dr. Andreas Bovenschulte. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Dr. Thomas vom Bruch. 

Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch (CDU): Frau 
Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Seit mehr als einem halben Jahr tobt nun der 
Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine, ein 
verbrecherischer Krieg Russlands, nicht nur, weil 
alle Regeln des Völkerrechts mit Füßen getreten 
werden, sondern auch, weil es tausende Menschen 
gibt, die völlig unschuldig Opfer wurden: getötet, 
verletzt, der Lebensgrundlagen beraubt, vertrieben 

aus Land und Heimat – Verbrechen, die sich in ers-
ter Linie, aber nicht nur gegen die Menschen in der 
Ukraine richten. 

Längst hat das russische Regime auch gegenüber 
der eigenen Bevölkerung alle Masken fallen las-
sen, werden Menschen willkürlich verhaftet, die le-
diglich ihrer Meinung Ausdruck verleihen wollen, 
werden Menschen in einen mörderischen Krieg ge-
zwungen, den ein zunehmend totalitäres Regime 
vom Zaune gebrochen hat und offenkundig mit al-
len Mitteln zu führen bereit ist. 

Es ist für uns wichtig, und das ist das erste Ziel, das 
wir mit unserem Antrag verfolgen, dieses zur Spra-
che zu bringen, diesen Menschen auch hier bei uns 
in Bremen eine Stimme zu geben, diese Schicksale 
zu benennen. Nein, wir sind keine Partei in diesem 
Krieg, aber wir sind parteiisch für die Menschen, 
die unschuldig Opfer geworden sind und die auch 
weiter unsere Unterstützung brauchen. 

(Beifall) 

Ein weiterer Grund, dieses auch hier zu thematisie-
ren, ist die zunehmende Eskalation dieses Krieges. 
Immer offensichtlichere militärische Misserfolge 
Russlands führen nicht etwa zur Einsicht, dass hier 
politischer Wahnsinn am Werke ist, sondern im Ge-
genteil zu immer brutaleren und fanatisierteren 
Maßnahmen. Raketenterror gezielt gegen Zivilis-
ten sind die jüngsten Beispiele dafür, aber Kriegs-
verbrechen gegen die Menschen in der Ukraine 
sind deren tägliche Realität seit nunmehr über sie-
ben Monaten. 

Vier Regionen wurden in der Ukraine jedem Völ-
kerrecht spottend annektiert. Es geht ganz offen-
sichtlich längst nicht nur um die Ukraine. Es geht 
darum, die Zeit in die Sowjetära zurückzudrehen, 
es geht darum, das Recht des Stärkeren brutal 
durchzusetzen – das pure Gegenteil dessen, woran 
wir glauben und was die Grundlagen friedlichen 
Zusammenlebens sein müssen: die Werte der 
Menschlichkeit, des Rechts, der Demokratie, des 
Dialogs und der Verständigung. 

Nicht nur der Einsatz von Waffen erfolgt mit kaum 
noch für möglich gehaltener Brutalität, sondern 
auch die Drohungen mit Waffeneinsatz, einschließ-
lich nuklearer Mittel, scheint aus Sicht der Macht-
haber in Moskau inzwischen fast normale politi-
sche Rhetorik zu sein. Das betrifft längst ganz real 
auch uns gegenwärtig hier in Deutschland und 
Bremen. Diesen Drohungen, diesen Versuchen der 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1614
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Erpressung müssen wir entgegentreten, mit Be-
dacht, aber auch mit Entschlossenheit. Um der Zu-
kunft Willen darf Putin diesen Krieg nicht gewin-
nen, darf er mit seinen Einschüchterungsversuchen 
nicht auch noch Erfolg haben, meine Damen und 
Herren! 

(Beifall) 

Wir müssen uns eingestehen, dass unsere Politik 
des Wandels durch Annäherung, des Wandels 
durch Handel, gescheitert ist. Wir müssen uns ein-
gestehen, dass im Nachhinein betrachtet vieles sich 
schon spätestens seit der Besetzung der Krim abge-
zeichnet hat. 

In Zeiten des Wiederauflebens imperialistischer 
Politik und – ich füge hinzu – einer gezielten Rück-
abwicklung, einer zumindest demokratisch er-
scheinenden Entwicklung innerhalb Russlands hin 
zu einem totalitär-autoritären Staat reicht es nicht, 
nur friedlich und guten Willens sein zu wollen. Es 
erfordert vielmehr eine robuste und international 
vernetzte Antwort. Schon deshalb finden Sanktio-
nen und Waffenlieferungen unsere Unterstützung, 
denn, wenn wir als Dialogpartner auch von den Pu-
tins dieser Welt wieder ernst genommen werden 
wollen, braucht es eine entschlossene und vor al-
lem eine solidarische Politik. 

(Beifall) 

Dieser letztgenannte Begriff insbesondere ist das 
durchgehende Leitmotiv unseres Antrages, und wir 
erwarten ihn national, europäisch, aber auch mit 
Blick auf die Politik als Bremen und in Bremen, 
meine Damen und Herren! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Zu Recht wurde von einer Zeitenwende gespro-
chen. Dieses zwingt zu einer veränderten Politik 
nach außen, aber zunehmend auch nach innen. 
Energiekrise und Inflation sind ganz konkrete Fol-
gen dieses Konfliktes, die viele Menschen drastisch 
treffen. In Berlin ist gar von einem „Energiekrieg“ 
die Rede. 

Wenn wir mit unserem Antrag die Solidarität der 
internationalen Staatengemeinschaft Europas, 
Deutschlands, aber auch der Menschen in Bremen 
einfordern, muss zweierlei klar sein: Von wem So-
lidarität gefordert wird, der hat auch Anspruch auf 
Solidarität. Dass den Menschen in Deutschland 
und in Bremen wirkungsvoll und, ich betone, zeit-

nah geholfen werden muss, kann nicht infrage ste-
hen. Das findet auch aus Sicht der CDU-Fraktion 
unsere ausdrückliche Unterstützung. 

Hier ist in erster Linie der Bund in der Pflicht. Man 
ist versucht, zu sagen: Kommen Sie zu Potte! Nicht 
nur mit Blick auf die Menschen in diesem Land, 
sondern auch mit dem auf die Betriebe und Orga-
nisationen, die diese Gesellschaft tragen. Sie er-
warten jetzt konkrete Signale, meine Damen und 
Herren! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Deshalb ist ein zweiter Punkt wichtig: Solidarität 
kann nicht bedeuten, dass die einen zusätzliche 
Lasten zu tragen haben und die anderen am Ende 
verdienen. Auch wenn hier kein Platz für ideologi-
sche Umverteilungsdiskussionen ist, besteht natür-
lich ein realer Handlungsdruck. Der gesellschaftli-
che Druck ist deshalb auch wichtig zu benennen, 
weil Solidarität Gerechtigkeit erfordert. Wir unter-
stützen hier eine europäische, eine übergreifende 
Lösung in dieser Frage, wie sie diskutiert wird und 
wie sie auf den Weg gebracht wurde. Auch hier 
brauchen wir jetzt zeitnahe und pragmatische Lö-
sungen, meine Damen und Herren! 

Solidarität betrifft aber auch die Frage, was man 
selbst tun kann, und da sind die Antworten in Bre-
men dürftig, ja widersprüchlich. Zu Recht mahnt 
auch unser Bürgermeister an, dass der Bund in der 
Vorhand ist. Allerdings dürfte die Stimme Bremens 
kaum Gewicht haben, weiß man doch in Berlin, 
dass, wenn es um gemeinsame Verantwortung 
geht, auf Bremen eben kein Verlass ist. Ich erinnere 
gerne daran: Herr Bürgermeister, hätten wir uns als 
CDU und Opposition im Bund bei der Abstimmung 
zum 100-Milliarden-Sondervermögen gegenüber 
Ihrer Bundesregierung so verhalten wie Sie, hätte 
es dieses Programm nie gegeben! Rosinenpickerei 
ist eben das Gegenteil von Solidarität 

(Beifall CDU) 

und darf deshalb nicht die Blaupause der Politik 
Bremens bei den anstehenden Verhandlungen 
sein. 

Deshalb ist ein Signal unseres Antrages: Wir wollen 
Ihnen als Bürgerschaft diese Politik nicht alleine 
überlassen – es stehen zu wichtige Entscheidungen 
an. Wir als CDU-Fraktion wollen ein sichtbares und 
ein aktives Parlament, das sich einbringt, das soli-
darisch unterstützt. Deshalb wollen wir regelmä-
ßige Informationen vom Senat, deshalb wollen wir 
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Beteiligung. Wir wollen verhindern, dass nach der 
Pandemie eine zweite Krise unseren Stadtgesell-
schaften weiteren dauerhaften Schaden zufügt. Wir 
wollen, dass der Senat über die Beschlüsse und 
Entwicklungen in den Gremien der Bürgerschaft 
regelmäßig berichtet. Wir wollen wissen, was über 
die Aktivitäten gemeinsam mit Bund und Ländern 
hinaus noch zusätzlich zu tun ist. 

Es reicht nicht, während der Krise Geld zu mobili-
sieren, das dann Projekte betrifft, die einen zwei-
felhaften Bezug zu den Ursachen und Wirkungen 
ebendieser Krise haben. 

(Beifall CDU) 

Es reicht noch viel weniger, Gutscheine zu vertei-
len, um die Stimmung zu verbessern. Wir brauchen 
eine nachhaltige Politik, wir brauchen einen ziel-
gerichteten Einsatz unserer begrenzten Mittel, um 
die Strukturen der Gesellschaft und der Wirtschaft 
zu erhalten und zu stärken. Wir brauchen kein 
„Gut gemeint“, wir brauchen ein „Gut gemacht“, 
meine Damen und Herren! 

(Beifall CDU) 

Lassen Sie mich mit Blick auf unseren Antrag hin-
zufügen: Solidarität braucht Information und auch 
den Erhalt von Kritikfähigkeit. Der Feind von Soli-
darität – und genau deshalb immer häufiger gezielt 
eingesetzt – ist Desinformation, ist auch Häme oder 
Hass gegenüber denjenigen, die jetzt in der Ver-
antwortung stehen und gewiss andere Entschei-
dungen zu vertreten haben, als sie sich bei der 
Wahl vorgestellt haben. 

Wir brauchen stattdessen Solidarität durch Über-
zeugung und durch Taten, nicht durch Spaltung 
der Gesellschaft, und wir brauchen dazu eben nicht 
die Mobilisierung der Straße. Wir schlagen statt-
dessen ein offensives Vorgehen der demokrati-
schen Mitte gegen sogenannte Fake News vor, 
auch gegen Einseitigkeit, insbesondere durch Le-
gendenbildung politischer Schnäppchenjäger von 
ganz rechts und von ganz links, meine Damen und 
Herren! 

(Beifall CDU) 

Solidarität braucht Sicherheit, braucht keinen Alar-
mismus, braucht aber auch keine Lethargie. Wir 
brauchen einen verbesserten Schutz unserer kriti-
schen Infrastruktur, und deshalb ist der Antrag, un-
serer Meinung nach, angesichts der Ereignisse in 
der Ostsee und bei der Deutschen Bahn aktueller 

denn je. Wir brauchen mehr Geschwindigkeit bei 
der Entwicklung von Krisenfestigkeit, Zivilschutz 
und bei der Cybersicherheit. 

Solidarität soll aber auch sichtbar sein, braucht Bot-
schaften in die Gesellschaft. Wir wollen dazu ein 
Zeichen der Solidarität in unseren Stadtbildern, 
zum Beispiel auf Bussen und Bahnen. 

Solidarität ist schließlich geradezu ein Markenzei-
chen einer offenen Gesellschaft, und deshalb ist es 
uns besonders wichtig, Menschen in Not zu helfen. 
Geflüchteten aus der Ukraine, aber auch politisch 
Verfolgten aus einem Russland, wo durch die Teil-
mobilisierung der Krieg immer mehr in der Gesell-
schaft angekommen ist. Menschen, die durch Ver-
folgung, Vertreibung oder Verhaftung Opfer wer-
den, gleich woher sie kommen, können sich auf 
Bremen verlassen, meine Damen und Herren! 

(Beifall) 

Bremen und Bremerhaven haben in vielfältiger Art 
und Weise Solidarität geübt. Dafür gebührt allen in 
Staat und Gesellschaft Dank. Setzen wir auch zu-
künftig den Wert der Gemeinsamkeit und Solidari-
tät gegen Drohungen und Gewalt. 

Moralisch, aber auch politisch hat Putin den Krieg 
schon verloren. Die jüngsten Beschlüsse der UN-
Vollversammlung zeigen eindrucksvoll, wie isoliert 
Russland bereits ist. Seine offenen Einschüchte-
rungsversuche mit atomaren Waffen und seine wei-
tere Eskalation durch Annexion und Mobilisierung 
sind das Gegenteil von Stärke: Es ist der Beweis für 
seinen militärischen und politischen Bankrott. 

Solidarität zu üben heißt insofern auch, eindeutig 
zu bleiben, heißt, dass Entschlossenheit und Ge-
schlossenheit die beste Prävention davor sind, den 
Aggressor und andere potenzielle Aggressoren 
weiter zu ermutigen, 

(Beifall CDU, Bündnis 90/Die Grünen) 

heißt übrigens auch, endlich dafür die Vorausset-
zung zu schaffen, wieder auf der Grundlage von 
Vernunft zum Dialog zurückzukehren, heißt aber 
insbesondere, auf der Seite der Menschen zu sein, 
die weiter in Freiheit, in Frieden in Europa leben 
wollen. Diese Solidarität solidarisch mit Botschaf-
ten, aber auch mit Aktivitäten zu konkretisieren, ist 
der rote Faden unserer Initiative. 
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Wir würden uns deshalb eine solidarische Unter-
stützung des Antrages wünschen. – Herzlichen 
Dank! 

(Beifall CDU, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Bevor ich den 
nächsten Redner aufrufe, möchte ich auf der Besu-
chertribüne recht herzlich eine Besuchergruppe 
des Abgeordneten Herrn Pörschke zum Thema Uk-
raine hier in der Bürgerschaft begrüßen. – Seien Sie 
herzlich willkommen! 

(Beifall) 

Ich bin aber mit der Begrüßung nicht zu Ende. Ich 
möchte auch recht herzlich die ehemalige Europa-
abgeordnete Frau Dr. Trüpel bei uns herzlich will-
kommen heißen! 

(Beifall) 

Als nächster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Thore Schäck. 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Frau Präsiden-
tin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Nach dieser Rede möchte ich den Blick ganz gerne 
noch etwas ausweiten. Wir dürfen nicht vergessen, 
dass die politische Einflussnahme Putins schon 
deutlich älter ist und auch deutlich größere Kreise 
gezogen hat. Denken wir an die Einmischungen in 
den US-Wahlkampf 2016, an die Förderung von 
Rechtspopulisten in Frankreich, in Italien, auch in 
Deutschland. Das alles mit dem Ziel, die Demokra-
tie zu untergraben, ein geeintes Europa zu teilen 
und einen Keil in die westlichen und demokrati-
schen Gesellschaften zu treiben. 

Wir erleben politischen Morde an Kritikern des 
Präsidenten. All dies wurde von uns allen, glaube 
ich, in den letzten zehn Jahren nicht ausreichend 
ernst genommen. Putins zerstörerische Politik zieht 
seit langer Zeit seine Kreise. Der letzte Überfall auf 
die Ukraine Anfang dieses Jahres, der viele friedli-
che Menschen in der Ukraine Tod, Folter und Leid 
ausgesetzt hat, ist letztendlich das mörderische Fi-
nale einer Brandspur, die Putin seit mindestens ei-
nem Jahrzehnt durch Europa zieht. 

Wenn wir ehrlich sind, begann dieser Überfall auf 
die Ukraine auch nicht erst zu Beginn dieses Jah-
res. Putins Angriff auf die Ukraine ist nicht erst im 
Februar 2022 gestartet, sondern hat bereits im Feb-
ruar 2014 mit der Annexion der Krim begonnen. 

Das vergessen wir manchmal bei den Debatten. 
Dieser völkerrechtswidrige Überfall auf die Ukra-
ine im Frühling 2014 und die anschließende Anne-
xion wurde von mehr oder weniger allen westli-
chen Regierungen, auch der deutschen, nach eini-
ger Kritik hingenommen und man ist zur Tagesord-
nung übergegangen. 

Wir haben damals, glaube ich, alle gemeinsam 
nicht die Schlüsse daraus gezogen, die wir hätten 
ziehen müssen und insbesondere auch nicht die 
Reaktionen folgen lassen, die wir hätten folgen las-
sen müssen. 

Nach ein paar internationalen Protestnoten war Pu-
tin sehr schnell wieder auf der internationalen 
Bühne präsent und akzeptiert. Nord Stream 1 lief 
weiter, Nord Stream 2 wurde Hand in Hand ge-
meinsam geplant und von manchen politischen 
Akteuren auch bis zuletzt verteidigt. Natürlich 
auch mit dem Ziel, dass wir alle weiterhin über bil-
liges Gas verfügen. 

Ich bin der festen Überzeugung, dass diese Reakti-
onen des Westens, nämlich dass es keine richtig 
umfassenden Konsequenzen auf diesen ersten 
Überfall auf die Ukraine 2014 gab, den Grundstein 
dafür gelegt hat, dass Putin den Mut gefasst hat, 
Anfang dieses Jahres erneut die Ukraine zu über-
fallen, in der vermeintlichen Annahme, dass auch 
hier keine Konsequenzen drohen. 

Genau das ist es. Wenn manchmal in den Medien 
vom Ukraine-Krieg gesprochen wird, dann läuft es 
mir kalt den Rücken runter. Das ist nicht der Ukra-
ine-Krieg. Denn da schwingt immer mit, dass die 
Ukraine auch einen Anteil daran hätte. Worüber 
wir hier sprechen, ist der völkerrechtswidrige Ver-
such Russlands, sich ein anderes Land einzuverlei-
ben und das müssen wir auch in dieser Klarheit be-
nennen, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

(Beifall FDP, CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Die Warnungen, die in den letzten Jahren insbe-
sondere aus dem Baltikum kamen, wurden igno-
riert und nicht ernst genommen. Viele, und ich 
nehme mich da persönlich nicht aus, haben damals, 
insbesondere zu Beginn dieses Jahres, als die rus-
sischen Truppen in die Ukraine aufmarschierten, 
gedacht, da wird vielleicht eine Drohkulisse aufge-
baut, aber das wird er nicht tun. Das war meine An-
nahme. 

Wir alle haben uns geirrt. Am 24. Februar 2022 
marschierten russische Truppen in die Ukraine ein. 
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Putin überfiel ein freies und demokratisches Land 
und brachte unfassbares Leid über die Menschen 
in der Ukraine. Putin führte und führt einen bruta-
len Angriffskrieg gegen die Menschen in der Ukra-
ine, ohne Rücksicht auf die Zivilbevölkerung. Die 
Menschen in der Ukraine sind brutalen Kriegsver-
brechen von Putins Truppen ausgesetzt. 

Der nächste Schritt, den wir alle erleben mussten, 
dem die Menschen in der Ukraine ausgesetzt wa-
ren, waren die Scheinreferenden in den besetzten 
Gebieten. Diese Referenden waren nicht frei zu-
stande gekommen. Menschen wurden zur „richti-
gen“ Stimmenabgabe gezwungen, teilweise mit 
vorgehaltener Waffe. Sie waren auch nicht reprä-
sentativ, denn ein Großteil der Bevölkerung, der 
nicht dahinterstand, der nicht hinter diesem Ein-
marsch stand, waren schon längst aus diesen Ge-
bieten geflohen, teilweise gab es auch Geschichten 
über herangeschafftes Stimmvolk, das entspre-
chend „richtig“ abstimmen musste. 

Um es klar zu sagen: Diese Scheinreferenden dür-
fen nicht anerkannt werden und sie werden von 
demokratischen Ländern Europas auch nicht aner-
kannt. Diese Teile der Ukraine bleiben ukraini-
scher Grund und Boden. Die Menschen, die dort le-
ben, bleiben Ukrainerinnen und Ukrainer und da-
ran wird auch der Überfall Putins auf die Ukraine 
nichts ändern, sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Antrag der CDU-Fraktion sendet ein klares 
Signal an die Ukraine und positioniert die Fraktion 
und damit auch uns. Um es deutlich zu sagen, für 
uns Freie Demokraten gilt die uneingeschränkte 
Solidarität mit der Ukraine. Wir werden diese Soli-
darität mit der Ukraine weder aufgrund Putins Dro-
hungen, noch durch die Schwierigkeiten, die dieser 
Krieg auch für uns hier in Deutschland mit sich 
bringt, aufkündigen und deswegen werden wir 
diesem Antrag auch zustimmen, sehr geehrte Kol-
leginnen und Kollegen! 

(Beifall FDP, CDU) 

Aber das alleine reicht nicht. Deutschland muss 
Waffen liefern. Anders geht es nicht. Ich war per-
sönlich immer ein großer Kritiker von Waffenliefe-
rungen, auch natürlich mit dem Argument, oder mit 
der Frage, die dahintersteht, ob mehr Waffen in ei-
nem Kriegsgebiet wirklich den Frieden bringen. 
Aber wir müssen die Ukrainerinnen und Ukrainer 
mit Waffen unterstützen, damit die Menschen dort 
in die Lage versetzt werden, sich weiterhin zu ver-
teidigen und ihre Bevölkerung zu beschützen. 

Deutschland muss darüber hinaus auch humani-
täre und finanzielle Unterstützung liefern, um in 
den jetzt hoffentlich Schritt für Schritt wieder be-
freiten Gebieten beim Wiederaufbau zu unterstüt-
zen. Dieser Part wird manchmal vergessen. Wir 
müssen den Menschen auch helfen, ihr Land wie-
deraufzubauen. 

(Beifall FDP, CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Aber, und das gehört vielleicht auch zur unbeque-
men Wahrheit, und zwar zur langfristig unbeque-
men Wahrheit dazu, wir müssen auch unseren ei-
genen Umgang mit anderen Staaten in Bezug auf 
Demokratie und Freiheitsrechte überprüfen. Dies 
sage ich für die Freien Demokraten insbesondere 
mit Blick auf China. Aber natürlich auch mit Blick 
auf beispielsweise den Iran oder auch Saudi-Ara-
bien. Darüber haben wir gestern hier schon debat-
tiert. 

Die Unabhängigkeit von zumindest in Bezug auf 
Demokratie und Menschenrechte fragwürdige 
Staaten wie Russland, Iran oder Saudi-Arabien 
muss meines Erachtens vorangetrieben werden. Es 
darf nicht sein, dass wir uns vor Menschenrechts-
verletzungen wegducken, aus der Angst heraus, 
dass vielleicht die Versorgung mit Waren abbricht 
oder unsere Heizungen in Zukunft für eine gewisse 
Zeit kalt bleiben. 

Die EU und Deutschland müssen nicht nur in Ener-
giefragen unabhängiger von internationalen Lie-
ferketten werden, wir müssen die Souveränität der 
EU in Gänze stärken und zwar in Bezug auf Le-
bensmittel, Medikamente und allen anderen All-
tagsgüter. Das ist Aufgabe der Bundesregierung. 

Was wir aber hier tun können ist, ein Signal zu sen-
den. Ebenso, wie wir gestern gemeinsam festge-
stellt haben, dass das Signal an die Frauen im Iran 
ankommt – es wird gehört, das haben sie gesagt –, 
bin ich fest davon überzeugt, dass auch dieses Sig-
nal, das wir heute senden, bei den Menschen in der 
Ukraine ankommt, dass es gesehen und gehört 
wird. Klar ist, wir stehen hinter diesen Menschen 
und wir können den Menschen helfen. 

Das ist auch unsere humanitäre Verantwortung: 
Hier in Bremen alles zu tun, was wir können und 
diejenigen, die vor Verfolgung, Tod und Folter flie-
hen, vernünftig ankommen zu lassen, sie zu unter-
stützen, solange, bis dieser Krieg, dieser fürchterli-
che Krieg hoffentlich irgendwann ein Ende findet. 
– Herzlichen Dank! 
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(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Cindi Tuncel das Wort. 

Abgeordneter Cindi Tuncel (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Abgeordnete, 
sehr geehrte Gäste! 

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine 
dauert heute 232 Tage! In den letzten Tagen gab es 
massive russische Raketenangriffe gegen Städte 
und zivile Ziele. Auch die Sicherheit des größten 
Atomkraftwerks Europa, Saporischschja, wird im-
mer wieder gefährdet. 

Im russischen Staats-TV wird fast täglich der Ein-
satz von Atombomben gefordert. Das ist die brutale 
und bittere Realität! Dieser Krieg hat die Weltge-
sellschaft verändert. Und wir wissen alle, er verän-
dert auch unser Leben. 

Gestern hat die Generalversammlung der Verein-
ten Nationen die russischen Annexionen der be-
setzten Gebiete für illegal erklärt. Die Abstimmung 
fiel genauso eindeutig aus wie die Abstimmung im 
März, als die UNO den russischen Angriffskrieg 
verurteilt hat. An der Haltung der Weltgesellschaft 
zum russischen Krieg hat sich nichts geändert. Ich 
finde es daher gut, wenn auch wir heute wieder ein 
klares gemeinsames Signal setzen! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Der russische Angriffskrieg ist ein Verbrechen und 
die versuchten Annexionen sind illegal und gegen-
standlos, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir teilen einige Beschlusspunkte im Antrag der 
CDU-Fraktion. Ich begrüße ausdrücklich, dass der 
Antrag sich klar dazu bekennt, denjenigen Schutz 
in der EU zu geben, die aus der russischen Armee 
desertieren. Mit der Teilmobilmachung hat Putin 
eine Linie überschritten. Das hat große Unruhe in 
der russischen Bevölkerung auslöst. Viele fliehen! 
Putin schickt jetzt zehntausende Reservisten an die 
Front. Das wird das Kriegsgeschehen nicht verän-
dern, aber es wird viele das Leben kosten! 

Daher ist es wichtig, dass wir keinen Zweifel las-
sen: Kriegsdienstverweigerung ist ein Asylrecht, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Wer davor flieht, gegen seinen Willen eingezogen 
zu werden, der muss in der EU und in Deutschland 
Sicherheit finden können. Einfach die Grenzen 
dichtzumachen, wie es Finnland macht, das geht 
nicht! 

(Beifall DIE LINKE) 

Es darf kein Zweifel daran bestehen, dass wir Ge-
flüchteten aus der Ukraine weiterhin Schutz und 
Unterstützung geben. Dass CDU-Chef Friedrich 
Merz die Ukrainerinnen und Ukrainer als Sozial-
touristen beschimpft hat, war eine üble Entglei-
sung, die am Ende bei der Wahl in Niedersachsen 
am ehesten der AfD geholfen hat. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen – 
Zuruf Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Wir sehen beispielsweise bei Gewalttaten wie 
jüngst in Leipzig und in Thüringen gegen ukraini-
sche Geflüchtete und ihre Unterkünfte, dass rassis-
tische Übergriffe zunehmen. Dem müssen wir uns 
geschlossen entgegenstellen. 

Ja, viele Kommunen stehen vor großen Herausfor-
derungen. Das ist aber keine Rechtfertigung für an-
tislawischen Rassismus, Angriffe auf Geflüchtete, 
Racial Profiling gegen Drittstaatsangehörige aus 
der Ukraine oder Abschottung gegenüber anderen 
Kriegsregionen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Auch in Syrien herrscht offensichtlich Krieg. In Af-
ghanistan und Iran führt die Regierung, gestern ha-
ben wir darüber gesprochen, Krieg gegen die ei-
gene Bevölkerung. Auch das ist offensichtlich. Wa-
rum wird hier nicht wie bei den ukrainischen Ge-
flüchteten pauschal anerkannt, dass Menschen von 
dort Kriegsflüchtlinge sind. Das würde die Aufnah-
mesysteme massiv entlasten und die Integration 
der Menschen, die von dort zu uns fliehen, enorm 
erleichtern! 

(Beifall DIE LINKE) 

Das wünschen wir uns. Wir wünschen uns auch die 
Bereitschaft, aus dem zu lernen, was jetzt mit der 
Ukraine, den ukrainischen Geflüchteten gut gelau-
fen ist und das auch bei anderen Ländern anzu-
wenden, in denen die Lage ähnlich eindeutig ist. 
Ich habe die Länder eben erwähnt. 

Der Krieg Russlands gegen die Ukraine hat viele 
beunruhigende Konsequenzen. Eine davon ist, 
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dass Länder versuchen, im Schatten dieses Krieges 
ihre eigenen Kriege zu führen. Das ist eine verhee-
rende Entwicklung. Auch der Angriff von Aser-
baidschan auf Armenien muss zu einer klaren Re-
aktion der EU und der internationalen Staatenge-
meinschaft führen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Dasselbe gilt für Erdogan, der systematisch ver-
sucht, die Situation für militärische Angriffe auf die 
Kurden in Syrien und im Irak auszunutzen. Es 
schwächt die Verurteilung der russischen Invasion, 
wenn in solchen Fällen weggeschaut wird. 

(Beifall DIE LINKE) 

Wir können uns zurzeit nicht aussuchen, wo wir 
schnellstmöglich Gas einkaufen, aber das darf 
nicht dazu führen, dass wir plötzlich zu Menschen-
rechtsverletzungen und kriegerischen Handlungen 
schweigen. Käuflich dürfen wir nicht werden! 

(Beifall DIE LINKE) 

Wir sind uns auch einig, die Menschen in Deutsch-
land brauchen eine starke Abfederung der wirt-
schaftlichen Folgen des Krieges. Wir hatten alle ge-
hofft, allmählich aus der Coronakrise herauszu-
kommen, aber jetzt stehen wir in einer Krise, die 
mindestens ebenso groß ist. Das erfordert ent-
schlossenes Handeln. 

Es darf nicht sein, dass Menschen in diesem Winter 
nicht mehr wissen, wie sie ihre Gasrechnung be-
zahlen sollen, wie sie die hohen Lebensmittelpreise 
bezahlen sollen und ob ihre Jobs sicher sind. Da 
müssen jetzt Taten folgen! Deshalb begrüße ich 
ausdrücklich den Bundesratsantrag der Gesund-
heitssenatorin zum Verbot von Energiesperren und 
die Initiative der Wirtschaftssenatorin für eine Gas-
preisdeckelung und die Entlastung von kleinen 
und mittleren Unternehmen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Die Initiative für eine Übergewinnsteuer wurde 
hier vor kurzem noch von der CDU und FDP kriti-
siert. Nun hat die EU aber genau so etwas beschlos-
sen, wenn auch in etwas abgeschwächter Form. 
Auch das ist ausdrücklich richtig so und wäre vor 
kurzem, wie gesagt, noch belächelt worden. Es ist 
gut, dass die Gaskommission einen Vorschlag ge-
macht hat, der einen echten Gaspreisdeckel ent-
hält, das haben wir als LINKE, das haben viele 

Fachleute seit Langem gefordert und das wird jetzt 
Realität. Es hat lange gedauert, aber immerhin. 

Was aber gar nicht geht, ist ein Gaspreisdeckel, der 
ab nächsten März greift oder womöglich noch spä-
ter, nach dem Winter, nach der Heizperiode. Hier 
muss dringend nachgebessert werden. Der Gas-
preisdeckel wird ohnehin in der Jahresabrechnung 
berechnet. Da kann er auch rückwirkend gelten, 
möglichst ab jetzt, weil es jetzt kalt wird und die 
Menschen jetzt anfangen, wieder zu heizen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Das muss auch der Senat gegenüber der Bundesre-
gierung klarmachen. Wir sind der Meinung, dass 
auch auf Landesebene ein Sonderfonds aufgelegt 
werden muss, um die Krisenfolgen zu bekämpfen. 
Berlin macht das, Schleswig-Holstein macht das, 
das Saarland macht das, Thüringen hat es heute 
angekündigt, übrigens mit der Unterstützung der 
CDU. Die Liste der Bundesländer wird immer län-
ger, deshalb brauchen wir dieses Signal auch für 
Bremen und Bremerhaven, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

(Beifall DIE LINKE – Zuruf Abgeordneter Björn Fe-
cker [Bündnis 90/Die Grünen]: Bremen hat doch ei-
nen Zehn-Millionen-Topf!) 

Denn wir sehen ja, was passiert. Die Sportvereine, 
die Krankenhäuser, die Gaststätten, die Kulturver-
anstalter, alle machen sich große Sorgen, wie sie 
die nächsten Monate, teilweise die nächsten Wo-
chen überstehen sollen. 

Da geht es nicht nur um Energiepreise, da geht es 
auch darum, dass die Erholung nach Corona im 
Moment wieder weggefegt wird. Menschen blei-
ben zuhause, halten das Geld zusammen oder ma-
chen sich einfach so große Sorgen, dass sie gar 
nicht mehr unter Leute gehen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. Deshalb wird auch der Gaspreisde-
ckel hier nicht alles lösen. Doppelt so teuer ist es 
schon geworden, das nimmt auch der Deckel nicht 
weg und die Inflation auch nicht. 

Wir werden die Krise nur gut überstehen, wenn wir 
uns um die kümmern, die es am härtesten trifft. Das 
sind alle die, die sowieso schon rechnen müssen, 
um bis zum Monatsende durchzukommen. Da gibt 
es nach Corona keine Reserven mehr. Ich finde es 
völlig richtig, zum Bund zu sagen, du musst für den 
Löwenanteil der Kosten aufkommen. Es wird aber 
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genügend Lücken geben, die wir mit Landesmit-
teln füllen müssen, das steht außer Frage, liebe Kol-
leginnen und Kollegen. 

(Zuruf Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Das hat das Parlament auch schon be-
schlossen!) 

Wir wissen nicht, wie lange der Krieg und die Krise 
dauern. Wir können uns gegen diese Folgen auch 
nicht impfen. Wir dürfen nicht in die Situation kom-
men, dass wir uns die Solidarität mit der Ukraine 
nicht mehr leisten können, weil wir nicht genug ge-
tan haben, den Menschen bei uns Sicherheit zu ge-
ben. 

Deshalb müssen wir beides tun: Die Ukraine wei-
terhin unterstützen und gleichzeitig diejenigen im 
eigenen Land unterstützen, die am meisten unter 
hohen Preisen, schwindender Kaufkraft, unsiche-
ren Jobs leiden. Beides braucht Entschlossenheit, 
die müssen wir gemeinsam aufbringen, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! – Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Dr. Henrike Müller das 
Wort. 

Abgeordnete Dr. Henrike Müller (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Gäste im 
Hause! Ich werde versuchen, wieder mehr über die 
Ukraine und weniger über unsere Lage hier, die in 
der Regel noch gut ist, zu reden. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, FDP) 

Die Woche startete mit dem blanken Terror. Wir 
alle haben die Bilder der Bombardierungen vieler 
ukrainischer Städte gesehen, nicht nur Kiew, son-
dern bis nach Lwiw reichten die russischen Bom-
ben und das ist nun wirklich sehr nah an der 
Grenze zur Europäischen Union. 

Man muss sagen, Putin und sein Regime ändern 
ihre Kriegsführung. Nachdem sie merken, dass sie 
auf dem Schlachtfeld offensichtlich nicht besonders 
gut ausgerüstet sind, jedenfalls nicht gegen die uk-
rainischen Soldatinnen und Soldaten, ändern sie 
ihre Kriegsführung und sie ändern sie in die zyni-
sche Kriegsführung, wie wir sie auch schon in Sy-
rien gesehen haben, nämlich in den blanken Ter-
ror. 

Es ist der blanke Terror eines Regimes gegenüber 
der Zivilbevölkerung eines anderen Landes und ich 
bin sehr froh, dass wir dank des Antrages der CDU-
Fraktion heute aus diesem Hause erneut ein Zei-
chen setzen, dass wir diese entsetzliche Brutalität 
auf das Allerschärfste ablehnen und unverbrüch-
lich solidarisch an der Seite der Ukraine stehen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD, DIE 
LINKE) 

Putins Regime ist derweil, das muss man sich klar-
machen, die Bomben hängen davon ab, in der De-
fensive. Das zeigt, wie erfolgreich die Ukraine Län-
dereien zurückerobern konnte, obwohl ihr auch 
das niemand zugetraut hat. Das zeigen vor allem 
die flüchtenden Männer, die vor der Teilmobilma-
chung flüchten. Ob das zum Großteil Pazifisten 
sind, wage ich zu bezweifeln, sie wollen selbst 
nicht in den Krieg, aber das ist ein Zeichen der Ero-
sion des Regimes Putins. 

Wir sehen, wie sich auf dem Gebiet der Ukraine 
Soldaten ergeben. Aus ihren Panzern, aus ihren 
russische Panzern gekrabbelt kommen, sich erge-
ben und in nicht gerade brutale Kriegsgefangen-
schaft der Ukraine geraten. Wir sehen die neue 
Brutalität, von der ich gerade sprach, die man tat-
sächlich nur noch Terror nennen kann, und wir se-
hen, dass Putin in der Defensive ist, weil er bru-
talste Kriegsverbrecher neu für seine Armee rekru-
tiert. Generäle, die in Tschetschenien durch hohe 
Brutalität und Menschenverachtung und auch in 
Syrien durch unmenschliche Kriegsführung aufge-
fallen sind. Die rekrutiert das russische Regime, 
weil es sich nicht mehr zu helfen weiß. Das ist hof-
fentlich der Anfang vom Ende dieses Krieges von 
Putin gegen die Ukraine. 

Die letzten Kriegswochen zeigen vor allem eines 
und das muss man allen Philosophen, Briefeschrei-
bern und sonstigen Menschen in dieser Bundesre-
publik, die gerne auch in Talkshows rumsitzen, 
nochmal zurufen: Mit diesem Land, mit diesem 
Russland, mit diesem aktuellen Russland wird es 
keine friedensbringenden Verhandlungen geben. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD, FDP) 

So bitter es ist, aber dieses Russland, das aktuelle 
Russland will nicht verhandeln, das haben sie uns 
das eine ums andere Mal deutlich gemacht. 

Sie wollen ausschließlich eines, das, was sie in Sy-
rien auch schon getan haben: Zerstören. Sie zerstö-
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ren ihr Nachbarland. Sie zerstören das Land, die Zi-
vilisation, auch ihre eigene, die in Russland. So eine 
Art von Kriegsführung zerstört natürlich auch die 
Zivilisation des eigenen Landes, und da halte ich es 
ganz mit der finnischen Präsidentin: Dieser Krieg 
wird ausschließlich enden, wenn Russlands Armee 
das Territorium der Ukraine verlassen hat. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD, DIE 
LINKE, FDP) 

Das alles bedeutet für uns aber auch – und das 
merkt man in der Tat sowohl in der öffentlichen 
Meinung, als auch auf der Straße –, dass wir sehr 
klar sein müssen in unserer Solidarität mit der Uk-
raine, dass wir auch gegenhalten müssen. Laut und 
vernehmbar gegenhalten müssen gegen all dieje-
nigen, die es eigentlich nicht abwarten können, 
dass die Ukraine einzelne Ländereien und Regio-
nen hergibt, um zu einem früheren Frieden zu 
kommen, der allerdings absolut auf Kosten der Uk-
raine gehen würde und, machen wir uns nichts vor, 
langfristig auch auf Kosten des Westens und der 
Europäischen Union. Das kann nicht unser Ansin-
nen sein. 

Das ist kein einfacher Weg und niemand will die-
sen Krieg. Ich will das noch einmal betonen: Nie-
mand ergötzt sich an dem Krieg, wie das manche 
hier im Haus, jedenfalls in den sozialen Medien, 
über uns Grüne behaupten. Wir sind nicht froh, 
dass Soldatinnen und Soldaten und Zivilistinnen 
und Zivilisten in der Ukraine in den Krieg ziehen 
und ihr Land verteidigen müssen. Wir bewundern 
allerdings, mit welchem Mut und mit welcher Tap-
ferkeit sie das tun, um sich, ihre Freiheit und unsere 
Freiheit zu verteidigen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD, FDP) 

Also: Niemand will diesen Krieg, wir alle wären 
froh, gäbe es einen Ausweg, der am Verhandlungs-
tisch erreicht werden könnte und wir müssen na-
türlich hoffen und beten, dass es irgendwann eine 
Situation gibt, dass dieser Weg am Verhandlungs-
tisch auch gefunden wird. 

Derzeit ist die Realität eine andere und dies bedeu-
tet auch, dass wir in Europa, in Deutschland und in 
Bremen und Bremerhaven Wege gehen müssen, 
die wehtun. Das bringt ein Krieg so mit sich und wir 
sind vielleicht keine Kriegspartei im formalen 
Sinne, aber natürlich sind wir mit im Krieg und von 
den Kriegsauswirkungen betroffen. 

Das bedeutet, dass wir – –. Ich habe acht Forderun-
gen aufgeschrieben, die sich zum Teil mit denen 
der CDU-Fraktion decken, vielleicht den Antrag 
auch noch ergänzen, aber im Grunde decken sie 
sich sehr stark. Das bedeutet vor allem zuallererst, 
dass unsere Waffenlieferungen schneller gesche-
hen müssen. 

Da darf man ruhig – –, ja. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP) 

Also, ich bin sehr froh, dass das Flugabwehrsystem 
jetzt endlich geliefert wurde, aber, und die Wahr-
heit muss man einfach auch aussprechen, wenn die 
Bundesregierung schneller gewesen wäre, hätte es 
in dieser Woche so manchen Toten in der Ukraine 
nicht gegeben, dann wäre nämlich das Flugab-
wehrsystem rechtzeitig vor Ort gewesen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD) 

Das muss man sich auch eingestehen. 

Ich bleibe dabei, meine Fraktion bleibt dabei, die 
Waffen, die die Ukraine benötigt, um sich zu ver-
teidigen, müssen so schnell wie möglich auch aus 
Deutschland heraus geliefert werden. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD) 

Ein zweiter Punkt, der bezieht sich tatsächlich eher 
auf unsere Verhältnisse hier. Wenn wir gucken, 
was mit der Gaspipeline passiert ist und auch mit 
der Deutschen Bahn, wobei da noch nicht so ganz 
klar ist, wer dahintersteckte – –. Wir sind gut bera-
ten, unsere kritische Infrastruktur zu überprüfen 
und zu sichern. Wir haben gestern überlegt, wie ist 
es eigentlich mit den Institutionen A und B und, 
ehrlich gesagt, mussten wir immer sagen: Ich weiß 
es nicht so genau. Weil wir uns lange nicht darum 
gekümmert haben, uns lange nicht darum küm-
mern mussten. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Weil es 
auch nicht nötig war!) 

Genau, aber wir müssen genau jetzt unsere kriti-
sche Infrastruktur sichern und da hat die CDU-
Fraktion, finde ich, eine sehr gute Formulierung im 
Antrag gefunden. 

Punkt Nummer drei, die Abfederung sozialer Här-
ten durch die Energiekrise, die eben auch, nicht 
nur, aber auch, eine Folge des Krieges sind und na-
türlich ist es ganz wichtig, dass wir denjenigen im 
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Land, die sehr wenig haben, die Härten nehmen. 
Ich halte allerdings nichts davon, so zu tun, als 
würde niemand in diesem Land eine Zeche für den 
Krieg zahlen. Es wird Menschen geben, die durch 
diesen Krieg finanzielle Einbußen werden hinneh-
men müssen, und man tut besser nicht so, als würde 
es niemanden betreffen. 

Gott sei Dank, sagen die Umfragedaten immer 
noch, dass in Deutschland sehr viele Menschen be-
reit sind, aus Solidarität zur Ukraine Einbußen in 
Kauf zu nehmen und das ist doch wirklich eine gute 
Botschaft, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD) 

Mein vierter Punkt: Klare öffentliche Aufklärung. 
Es gehen so viele Falschmeldungen, so viele Fal-
schinterpretationen über die Geschichte der Ukra-
ine, über Russlands Geschichte, über das Verhält-
nis Ukraine und Russland um und daraus werden 
so viele falsche Konsequenzen abgeleitet. Alle die-
jenigen, die mehr Informationen haben und die 
sich wirklich gut auskennen, die brauchen öffentli-
che Plattformen. 

Lassen wir sie doch sprechen, laden wir sie ein auf 
Podien, damit sie eine Öffentlichkeit haben, damit 
Menschen aus der Ukraine, die heute auch hier 
sind, selbst über ihr Verhältnis zum großen Bruder 
sprechen können – oder zum Bruder, groß war er 
früher, heute ist er nicht mehr ganz so groß. Hören 
wir ihnen doch zu, anstatt alte Ideologien oder alte 
Versprechen oder, ich weiß nicht, Jugendträume 
weiterzuverbreiten, die sich schon längst ausge-
träumt haben. 

Meine Nummer fünf: Wir müssen uns jetzt natür-
lich auf weitere Geflüchtete vorbereiten. Diese per-
fide Kriegsstrategie von Putin, die dafür sorgt, dass 
in Städten in der Ukraine viele wahrscheinlich im 
Winter ohne Wasser, ohne Strom, ohne Wärme aus-
kommen müssen, wird dazu führen, natürlich, das 
sich noch mehr Menschen auf den Weg machen, 
um Schutz vor dieser Brutalität und vor ihren Aus-
wirkungen zu suchen. 

Wir wissen alle, wie eng es in den Kommunen, 
nicht nur bei uns, sondern bundesweit bestellt ist, 
aber wir müssen uns darauf vorbereiten, dass wir 
mehr Geflüchteten Schutz bieten können und wir 
müssen jetzt humanitäre Hilfe in die Ukraine schi-
cken, damit sie, wenn es kalt wird auch schon vor 
Ort vorhanden ist. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU) 

Meine letzten beiden Punkte, weil ich das gerade 
erst gehört habe: Wir müssen hier, wo wir zustän-
dig sind, sehr stark dafür sorgen, dass sich die be-
ginnenden und auch verstärkten Anfeindungen so-
wohl gegen die Ukrainerinnen und Ukrainer als 
auch gegen Russinnen und Russen nicht weiter 
verstärken. Auch da braucht es eine klare offene 
und öffentliche Ansprache, dass wir kein Mobbing 
an den Schulen dulden, dass wir keine Angriffe auf 
russische und ukrainische Menschen, die hier 
Schutz suchen, dulden. Das muss harte Strafverfol-
gung und harte Ansprachen zur Konsequenz ha-
ben. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, SPD, DIE 
LINKE, FDP) 

Ich möchte ganz ausdrücklich der CDU-Fraktion 
und dem Kollegen Thomas vom Bruch für den Auf-
schlag, für den Antrag danken, den wir in weiten 
Teilen gerne unterstützen. 

Es gibt einzelne Punkte, bei denen wir als Fraktion 
jetzt nicht noch sagen konnten, da gehen wir mit, 
weil wir dazu noch ein paar parteiinterne Diskussi-
onen führen müssen. Ich weiß nicht, wie es in ei-
nem halben Jahr aussieht. Ich beantrage deswegen 
für heute getrennte Abstimmung. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Kevin Lenkeit. 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Frau Präsiden-
tin, Kolleginnen und Kollegen! Seit dem 24. Feb-
ruar 2022, dem Tag des russischen Angriffs auf die 
Ukraine, hat sich für uns alle viel verändert. Der 
Angriffskrieg bedeutete eine Zäsur für viele Berei-
che unseres politischen Lebens, aber vor allem 
sorgte er für unermessliches, menschliches Leid, 
10 000 Getötete und Millionen von Geflüchteten in 
Europa. 

Wir müssen uns daher immer wieder vor Augen 
führen: Die russische Aggression hat viele Deck-
mäntel, aber letztendlich nur ein Ziel, die Zerstö-
rung der ukrainischen Demokratie und Rechts-
staatlichkeit und die Auslöschung der ukrainischen 
gesellschaftlichen Strukturen. Machen wir uns 
nichts vor, die Ukraine steht hier stellvertretend für 
etwas. Sie steht stellvertretend für die demokrati-
schen pluralistischen Gesellschaften der westli-
chen Welt. Diese haben Putin und seine Schergen 
im Blick. Es sind Frauenrechte, es sind Transrechte, 



5894 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 40. Sitzung am 12.10.2022 und 13.10.2022 

es sind Minderheitenrechte, es sind allesamt Men-
schenrechte, die hier angegriffen werden. Es ist die 
unabhängige Presse, die attackiert wird und es sind 
die demokratischen Strukturen, die im Fokus des 
russischen Angriffs stehen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Auch das wurde hier schon richtigerweise ange-
merkt, demokratische Strukturen werden von 
Russland seit mehr als einem Jahrzehnt in Europa 
und weltweit angegriffen. Wir waren nur lange Zeit 
gewillt, dies zu übersehen, dies zu übergehen – zu-
rück zur Tagesordnung. 

Egal ob in Italien, Frankreich, den Vereinigten 
Staaten, aber natürlich auch bei uns in Deutsch-
land, das russische Regime war und ist Treiber hin-
ter radikalen Kräften, die nur ein Ziel eint, die 
Schwächung der Demokratie und das Stärken von 
Antidemokraten, denen allesamt unsere modernen 
Gesellschaften zuwider sind, Kolleginnen und Kol-
legen! 

Umso perfider ist es natürlich, dass nun angeblich 
demokratische Referenden genutzt werden, um 
von russischer Seite eine Legitimität für die völker-
rechtswidrige Besetzung ukrainischer Gebiete zu 
suggerieren. Umso wichtiger ist es, dass die UN-
Vollversammlung die Annexion mit großer Mehr-
heit verurteilt hat. Ja, es gab auch sich enthaltende 
Staaten, aber – und das ist meine Hoffnung – es 
wird langsam einsamer um Putin. 

Hierzu noch ein kleiner Hinweis: Wenn man als 
vermeintlich reichster Mensch der Welt bei der 
Frage der Annexion auf einer Seite mit Staaten wie 
Nordkorea, Belarus oder Syrien steht, dann sollte 
man sich ganz vielleicht einmal kritisch selbst hin-
terfragen. Augen auf bei der nächsten E-Auto-
Kaufwahl. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE – 
Präsident Frank Imhoff übernimmt wieder den Vor-
sitz.) 

Kolleginnen und Kollegen, Bremen ist solidarisch 
mit den Menschen in der Ukraine und an dieser 
Stelle ist es bei solchen Reden verpflichtend, im po-
sitiven Sinne verpflichtend, den vielen ehrenamtli-
chen Helferinnen und Helfern zu danken, ohne 
welche wir die Aufnahme, die Unterbringung und 
auch die Integration der vielen Geflüchteten nie-
mals hätten bewältigen können. – Vielen Dank 
Ihnen allen! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Das andauernde große Leid der Menschen in der 
Ukraine ist uns bewusst und wir halten es im Be-
wusstsein, denn Inflation und Energiekrise sind 
wichtige Themen in unserem Land. Sie wirken al-
lerdings unbedeutend im Vergleich zu den Tortu-
ren, welche die Menschen in der Ukraine durchle-
ben müssen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Angst vor Krieg, Angst vor Folter, Angst vor Verge-
waltigung und Vertreibung und vielem anderen 
wiegen schwerer als die Angst vor einer 19 Grad 
warmen Arbeitsstätte, Kolleginnen und Kollegen! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Deswegen werden wir Geflüchtete aus der Ukraine 
weiterhin in Bremen und Bremerhaven willkom-
men heißen und mithilfe der Zivilgesellschaft bei 
uns aufnehmen. An dieser Stelle möchte ich ganz 
deutlich machen, dass unsere Solidarität natürlich 
allen Geflüchteten aus Kriegs- und Krisengebieten 
gilt, und ja – auch das wurde hier schon richtiger-
weise angesprochen –, wir haben da zurzeit eine 
Ungleichbehandlung von Geflüchteten und wir 
werden in Bremen und Bremerhaven weiterhin das 
rechtlich Mögliche tun, alle Geflüchtete gleich zu 
behandeln. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Menschlich heißen wir sowieso alle Menschen 
gleich in Bremen und Bremerhaven willkommen. 

(Beifall SPD) 

Trotzdem – Sprung zurück zu den Auswirkungen 
des Krieges auf die Menschen hier vor Ort –, begrü-
ßen wir natürlich auch die Entlastungspakete des 
Bundes, welche die Menschen hier vor Ort bei uns 
adressieren. Und ja, wir kritisieren einzelne As-
pekte der Entlastungspakete, und ja, auch wir 
wünschen uns grundsätzlich mehr, aber wir erken-
nen an, dass der Bund und seine Lösungen ein pas-
sender Deckel für einen relativ großen Topf sein 
müssen und deswegen haben und werden wir wei-
ter an landesspezifischen Programmen arbeiten 
und diese auch finanziell ausstatten. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ebenso ist uns natürlich klar, und ich hege die leise 
Hoffnung, dass es auch der letzte Ministerpräsident 
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in Süddeutschland jetzt verstanden hat, dass es ei-
ner Energiewende bedarf, die den Namen auch 
verdient. Wir brauchen mehr Windenergie, mehr 
Onshore, mehr Offshore. Wir brauchen auch mehr 
Solaranlagen auch auf unseren Dächern ─ in den 
Flächen und auf den Dächern. Vor allem brauchen 
wir aber funktionierende Speicherlösungen. Beim 
Thema Windenergie und auch beim Thema Solar-
energie müssen wir aber aufpassen, dass wir uns 
von einer Abhängigkeit nicht in die nächste Ab-
hängigkeit bewegen, denn ebenso wie die Produk-
tion von Windkraftanlagen in Bremerhaven abge-
würgt wurde, kommen fast alle unsere Solarpanels 
aus China, da ist nichts mehr „Made in Germany“. 
Da müssen wir unsere Souveränität zurückerlan-
gen, nicht zwingend national, aber mindestens eu-
ropäisch, Kolleginnen und Kollegen! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Deutschland geht voran, sei es bei den Waffenlie-
ferungen, ziviler Hilfe, auch international, wenn es 
um die Verurteilung der russischen Aggressionen 
geht, auch wenn dies vor dem Hintergrund unserer 
bisherigen Osteuropapolitik für viele ein Dogmen-
wechsel bedeutet. Deutschland initiierte und un-
terstützte die anhaltenden und richtigen Sanktio-
nen gegen Russland und Profiteure des Regimes in 
Moskau, und egal was der Hobbyökonom der AfD 
hier im Haus auch gestern wieder zum Besten ge-
geben hat, die Sanktionen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, wirken, die russische Wirtschaft ächzt 
unter ihnen und auch die Mär, dass Russland sein 
Öl und sein Gas teurer als bisher in andere Länder 
verkauft, ist ausschließlich russische Propaganda. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Die prorussischen Claqueure, die prorussische Pro-
paganda ist allgegenwärtig und sie sitzt auch in 
den deutschen Parlamenten und marschiert im 
Gleichschritt mit Wutbürgern und Faschisten auf 
unseren Straßen. Dort wird dann über das Ende des 
nicht existenten Gasembargos schwadroniert oder 
die Öffnung von Nordstream 2 gefordert. Prakti-
scherweise hat der Anschlag eine Pipeline anschei-
nend so heil gelassen, dass man da noch Gas nach 
Deutschland transportieren könnte. 

Der Anschlag auf Nordstream 2 ist ein gutes Stich-
wort. Es bedarf eines besseren Schutzes unserer 
Infrastrukturen, Bahntrassen, Kommunikationslei-
tungen, Strommasten, Umspannungswerke, Tank-
lager und vielem mehr. Hier wäre es klug gewesen, 
einen Teil des Sondervermögens Bundeswehr in 

die Sicherung unserer Infrastruktur zu investieren, 
da müssen wir nachbessern. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Kolleginnen und Kollegen, es erfüllt mich mit 
Scham und Wut, wenn auf Demonstrationen in un-
serem Land unter dem Deckmantel der Besorgnis 
vor den steigenden Energie- und Lebenspreisen 
ukrainefeindliche, rechtsextremistische Parolen 
gerufen werden. Diese Demonstrationen standen 
und stehen unter dem Motto „Unser Land zuerst“ 
und sind dahingehend selbst entlarvend, denn die 
Demonstrationszüge bahnten sich meist ihren Weg 
wehend unter der russischen Flagge durch unsere 
Straßen. Wenn prorussische Demonstranten Ukrai-
nerinnen und Ukrainer ins Visier nehmen, ihnen 
sogar den Tod wünschen, dann sind Grenzen über-
schritten, dann muss der Staat eingreifen, Kollegin-
nen und Kollegen! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Deswegen ist es wichtig, den Tenor des Titels des 
Antrags immer wieder zu betonen, unsere unein-
geschränkte Solidarität gilt dem ukrainischen Volk, 
und ja, sie gilt auch jenen unterdrückten und ein-
gesperrten demokratischen Kräften in Russland, 
die gegen das Regime auf die Straße gegangen 
sind! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Die Solidarität mit der Ukraine ist die Mehrheits-
meinung in unserem Land und in unseren Städten. 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, Kolleginnen und 
Kollegen! 

(Präsident Frank Imhoff: Hey! – Heiterkeit Bündnis 
90/Die Grünen) 

Hey? – Steht es hier doch richtig. 

Sehr geehrter Herr Präsident, Kolleginnen und Kol-
legen, ich bin der festen Überzeugung, Anträge 
wie der hier heute debattierte sind zielführender 
als beispielsweise der Streit, ob es jetzt wirklich da-
rauf ankommt, ob man sagt, dass die Ukraine den 
Krieg nicht verlieren darf oder ob man sagt, die Uk-
raine muss diesen Krieg gewinnen. 

Kolleginnen und Kollegen der CDU-Fraktion, ha-
ben Sie vielen Dank für diesen Antrag und haben 
Sie vielen Dank für die vielen richtigen Punkte. 
Bitte lassen Sie uns gemeinsam für die Punkte, die 
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wir als demokratische Fraktionen allesamt unter-
stützen, stimmen und diese auch weiterhin in den 
Mittelpunkt stellen. Sie sind sicherlich nicht über-
rascht, dass es auch einige Punkte gibt, die wir 
nicht mitgehen werden. Ich bin mir sicher, Sie sind 
auch nicht überrascht, dass wir beispielsweise die 
Streichung der Zivilklausel hier nicht im Hand-
schlag mitbeschließen. 

(Zuruf CDU: Schade! – Abgeordneter Dr. Thomas 
vom Bruch [CDU]: Genau lesen!) 

Ich habe es genau gelesen, Herr Dr. vom Bruch. Ja. 

Auch glauben wir, dass die sichtbare und seit Mo-
naten wehende Flagge der Ukraine am Rathaus 
und auch am Haus der Bürgerschaft und am Schüt-
ting ein deutliches und besseres Statement zur So-
lidarität darstellen, als die Beflaggung der Fahr-
zeuge der BSAG zum Freimarkt umzustellen. 

Deswegen beantragen wir, die Kollegin Dr. Müller 
hat es eben schon gesagt, getrennte Abstimmung. 
Die Punkte 10, 12, 14, 16, 17 und 19 gehen wir nicht 
mit. Dem Rest stimmen wir aus Überzeugung zu. ─ 
Abermals danke für den Antrag! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Kolleginnen und Kollegen, zum Schluss bleibt mir 
nur zu sagen: Lassen Sie uns gemeinsam für die So-
lidarität mit der Ukraine starkmachen, solange bis 
die staatliche Souveränität wiederhergestellt ist 
und auch der letzte russische Soldat die Ukraine 
verlassen hat. Lassen Sie uns gemeinsam die Hand-
lungsfelder angehen, die wir angehen müssen, die 
wir angehen können, um die Solidarität in unserer 
Gesellschaft zu bewahren, aber auch um entschlos-
sen und geschlossen als demokratische Gesell-
schaft gegen jene Kräfte aufzustehen, die unsere 
jetzige Situation nutzen wollen, um ein Gegenei-
nander anstelle eines Miteinanders zu schaffen. – 
Haben Sie vielen Dank für die Aufmerksamkeit 
und „Slava Ukrajini“! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Thomas Jürgewitz. 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Zunächst: Putin hat es vergeigt, könnte man mei-
nen. Militärisch ist Russland ziemlich in der Bre-

douille, aber täuschen wir uns nicht: Wo ist eine Al-
ternative zu Putin, wie soll Russland militärisch be-
siegt werden? 

Der Westen, also die Amis konnten bisher nicht 
einmal die Atomwaffenzwerge Nordkorea und Pa-
kistan oder den Iran ausschalten und dort Regime 
stürzen. Warum? Angst vor dem Atomkrieg. Jetzt 
soll Russland besiegt werden? Wacht auf! 

Solidarität mit der Ukraine. Sie schreiben in Ihrem 
Antrag, „der Krieg mitten in Europa hat in erster 
Linie, aber nicht nur, Folgen für die Ukraine“. Rich-
tig. „Die internationalen Beziehungen, insbeson-
dere in den Bereichen Wirtschaft, Handel, Produk-
tion sind nachhaltig gestört.“ Richtig. „Inflation 
und Energieknappheit bedrohen die Welt und ins-
besondere auch Deutschland.“ Auch richtig! Das 
ist aber nicht die ganze Wahrheit. Fangen wir von 
hinten an. 

Inflation und Energieknappheit sind hausgemacht, 
von Ihnen hier, den Politikern der alten Systempar-
teien von Merkels CDU wurden gravierende Fehler 
begangen und Sie machen sie munter weiter, mit 
tatkräftiger Unterstützung von Sozis und Grünen 
und der in zwei Ministerien gescheiterten Uschi 
von der CDU, 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Was für eine Uschi?) 

die wegen offensichtlicher Unfähigkeit nach Brüs-
sel abgeschoben wurde und nun nachhaltig die 
höchste Inflation in Europa verursacht hat. Diese 
hat Deutschland seit dem Zweiten Weltkrieg nicht 
gesehen. 

Geradezu maximaler Dilettantismus ist es, sich von 
Dritten abhängig zu machen, und zwar egal, von 
wem. Es ist genauso falsch, sich von Russland ab-
hängig zu machen, wie von den Amis oder vom 
Kongo. Dem Kongo, wenn es um die Heilsbringer-
partei der Grünen geht mit ihrer E-Mobilität. Ab-
hängigkeiten führen immer dazu, dass ein unsicht-
barer Dritter 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Wir sind auch gegen Autos, E-Autos!) 

am Entscheidungstisch sitzt und mitredet, auch 
wenn er nicht zu sehen ist. Gruß nach Washington 
an dieser Stelle. 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 40. Sitzung am 12.10.2022 und 13.10.2022 5897 

Wirtschaft, Handel und Produktion sind nachhaltig 
gestört. ─ Ja! Warum? Unter anderem wegen sinn-
loser Sanktionen gegen Russland, die nicht Putin, 
sondern uns, unsere Wirtschaft, unseren Handel, 
unsere Produktion, unsere Bürger, unseren Staat 
nachhaltig schädigen. 

Die EU und die Regierungen der EU-Länder haben 
einen der größten Wirtschaftsräume der Welt frei-
willig von einem Großteil der Energieversorgung 
abgekappt und damit die Preise in astronomische 
Höhen getrieben. In Westeuropa gehen nicht nur 
sprichwörtlich die Lichter und auch die Heizungen 
aus, es werden immer mehr Produktionen stillge-
legt oder ins Ausland verlegt. Fast 100 Milliarden 
Euro sind von den Börsen hier zum Großteil in die 
USA abgewandert. Die Weichwährung Euro befin-
det sich im Sinkflug. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Das muss Sie doch freuen! – Zuruf Abge-
ordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]) 

Die Inflation klettert auf über zehn Prozent. Wei-
marer Verhältnisse demnächst wohl auch auf 
Deutschlands Straßen. 

(Heiterkeit Bündnis 90/Die Grünen) 

Der Krieg mitten in Europa – Lachen Sie nicht Frau 
Dr. Müller, das kommt! – ist nicht unser Krieg, es ist 
ein Stellvertreterkrieg der Ukraine, den diese für 
die USA führt und das hat gravierende Folgen für 
Deutschland, wie ich schon ausgeführt habe. Soli-
darität fordern Sie! Solidarität ist aber keine Ein-
bahnstraße. Sie verstehen unter Solidarität unter 
anderem Sanktionen und Waffenlieferungen. Sie 
wollten deutsches Volksvermögen in Bar oder in 
Sachleistungen wie Waffen an die Ukraine ver-
schenken. 

(Lachen CDU, Bündnis 90/Die Grünen) 

Welche Lasten werden da gerecht verteilt, frage 
ich? Worin liegt die Solidarität der Ukraine uns ge-
genüber? In den unverschämten Kommentaren ei-
nes Botschafters, 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Ach Du meine Güte!) 

den überzogenen Forderungen eines Präsidenten? 
Bezahlt die Ukraine eigentlich das, was sie von uns 
bekommt? Im Zweiten Weltkrieg wurden hier zwi-
schen den Amis und den Alliierten klare Verträge 
geschlossen mit Rückzahlungsverpflichtungen bis 

weit nach dem Zweiten Weltkrieg. Das könnte man 
eine faire Lastenverteilung nennen. Die Ukraine, 
die wird allenfalls Waffen mit dem Geld kaufen, 
das wir ihr vorher geschenkt haben. 

(Zuruf Abgeordneter Kevin Lenkeit [SPD]) 

Meine Damen und Herren, man kann sich natürlich 
all dieser Realitäten verschließen, aber die Folgen 
und Auswirkungen dieses, Ihres Realitätsverlustes 
kann man nicht ignorieren. Jetzt erwarten Sie von 
der Bevölkerung Verständnis, Solidarität für die 
Auswirkungen Ihrer politischen Entscheidungen. 
Man wird sehen, wie viel Geduld die Bevölkerung 
im Winter – frieren aus Solidarität für Selenskyj o-
der doch für die Amis, bis diese uns das sündhaft 
teure Fracking-Gas verhökert haben – aufbringen 
wird. 

Letztlich – letzter Satz – gute Beziehungen zu Russ-
land sind nie ein Fehler. Billiges Öl und Gas sind 
auch per se nicht falsch. Engagieren Sie sich für ei-
nen baldigen Frieden, damit ist allen, nein, aber zu-
mindest uns, denn es ist nicht unser Krieg, gehol-
fen. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Germany First!) 

Danke schön und ich beantrage auch hier Einzel-
abstimmung, weil die 20 Punkte der CDU doch 
sehr undifferenziert sind. – Danke schön! 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort Bürgermeister Dr. Andreas Bovenschulte. 

(Abgeordneter Martin Günthner (SPD): Machen 
Sie erst mal den Schwefelgeruch da vorne weg!) 

Bürgermeister Dr. Andreas Bovenschulte: Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Der Überfall 
Russlands auf die Ukraine war von Anfang an völ-
kerrechtswidrig und moralisch verwerflich, und an 
diesem Urteil hat sich natürlich in der Vergangen-
heit, in den vergangenen Tagen und Wochen 
nichts geändert, 

(Beifall) 

sondern das Urteil fällt noch klarer und deutlicher 
aus, wenn man es heute fällt! Gleiches gilt für die 
Annexion ukrainischen Staatsgebietes, ebenfalls 
ein eklatanter Verstoß gegen internationales Recht 
und auch politisch in keiner Weise zu rechtfertigen. 
Um es ganz klar zu sagen: Undemokratisch organi-
sierte, einseitig angesetzte Plebiszite von oben 
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können nichts legitimieren, schon gar nicht die 
Verschiebung und die Veränderung von Staats-
grenzen. Das ist, glaube ich, Gemeingut und wird 
von niemandem bestritten. 

Unsere volle Solidarität gehört deshalb nach wie 
vor den Menschen in der Ukraine – und ja, dazu 
gehört auch die Lieferung von Waffen zur Verteidi-
gung. Ich unterstütze in dieser Hinsicht ausdrück-
lich die Politik und die Haltung der Bundesregie-
rung! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 

Richtig ist allerdings auch: Es kann nicht in unse-
rem Interesse sein, in unser aller Interesse, dass der 
Krieg weiter eskaliert. Mich hat schon etwas betrof-
fen gestimmt, dass der amerikanische Präsident zu 
der Einschätzung gelangt ist, dass die Gefahr eines 
Atomkriegs so groß ist wie seit 60 Jahren nicht 
mehr, seit der Kubakrise, und dass praktisch kein 
Tag vergeht, an dem er nicht in eindringlichen 
Worten vor einer weiteren Eskalation bis hin zu ei-
ner atomaren Auseinandersetzung warnt. 

Ich gebe offen zu, ich habe kein Patentrezept, wie 
diese Eskalation verhindert werden kann. Ich 
glaube, niemand hat das. Ich weiß aber, dass diese 
Gefahr, die benannt wird – und das nicht von einem 
drittrangigen Experten, von einem Ratgeber, son-
dern vom amerikanischen Präsidenten –, dass man 
die ernst nehmen muss und dass sich dem Impera-
tiv, nach einer Lösung zu suchen, wie eine weitere 
Eskalation verhindert werden kann, niemand ent-
ziehen kann. 

Ich habe in den Redebeiträgen nichts Gegenteili-
ges gehört, nur die große Ratlosigkeit, wie das an-
gesichts der realen russischen Politik denn bewerk-
stelligt werden und erreicht werden könnte. Die 
Zielsetzung, eine weitere Eskalation zu verhindern, 
die sollte allerdings unsere gemeinsame Zielset-
zung sein. Die Diskussion und Auseinandersetzung 
darüber, wie das erreicht werden kann, ist eine 
sehr schwierige, und ich habe da, das sage ich ganz 
offen, im Moment keine Lösung parat. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, zur Solidarität mit den Menschen in der 
Ukraine gehört natürlich auch, dass wir in den ver-
gangenen Monaten viele Menschen, viele tausend 
Flüchtlinge hier in Bremen aufgenommen haben 
und dass wir uns bemüht haben, ihnen die Mög-
lichkeiten, hier ihr Leben zu leben, so möglich zu 
machen, wie das irgend geht, damit sie die Mög-
lichkeiten haben, hier eine Form des Alltagslebens 

zu entwickeln, vom Arbeiten über den Schulbe-
such, über den Kitabesuch, mit allen Schwierigkei-
ten, die damit verbunden sind. 

Ich sage an dieser Stelle ganz deutlich die Haltung 
des Senats: Natürlich ist diese Solidarität auch eine, 
die in die Zukunft gerichtet ist, wir werden selbst-
verständlich auch weiterhin Menschen aus der Uk-
raine aufnehmen, die aufgrund des Krieges flüch-
ten müssen, weil sie um ihren Leib und ihr Leben 
fürchten müssen! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ja, zur Wahrheit gehört auch: Zusammen mit den 
anderen Menschen, die aus anderen Teilen der 
Welt zu uns flüchten, kommen wir langsam an die 
Grenze unserer Leistungsfähigkeit. Das ist eine 
extreme Herausforderung, Unterbringung zu ge-
währleisten, es ist eine extreme Herausforderung, 
Schulbesuch für alle Kinder zu gewährleisten, Kita-
betreuung für alle Kinder zu gewährleisten, und 
das muss offen angesprochen werden, dass da eine 
Anspannung der Kräfte notwendig ist. 

Das hat auch etwas mit der Finanzierung zu tun, 
und ja, das sage ich auch, da steht der Bund in der 
Pflicht, die Länder und Kommunen zu unterstützen. 
Es hat aber auch etwas mit der praktischen Orga-
nisation von Wohnraum, von Schulplätzen, von 
Kitaplätzen und von Arbeitsplätzen zu tun. Wir 
müssen diese Herausforderung offen ansprechen, 
denn nur dann können wir auch eine Chance ha-
ben, sie gemeinsam zu bewältigen, weil wie gesagt 
an der Notwendigkeit, Solidarität auch in dieser 
Hinsicht zu üben, ja kein Zweifel bestehen kann. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, die Krise, die aufgrund des Krieges in der 
Ukraine in ganz Europa und in der Welt entstanden 
ist, trifft natürlich auch Deutschland. Es ist völlig 
unmöglich, für irgendeine Instanz, auch für den 
Staat, alle Folgen dieser Krise ungeschehen zu ma-
chen. Der grundlegende Wohlstandsverlust, der 
mit der Krise verbunden ist, der wird sich in unserer 
Gesellschaft an der einen oder anderen Stelle nie-
derschlagen und kann nicht vollständig vermieden 
werden, das gehört zur Ehrlichkeit dazu und das ist 
ja in der Debatte auch schon gesagt worden. 

Richtig ist allerdings: Der Staat – Bund, Länder, 
Kommunen – muss alles tun, damit kein Mensch 
aufgrund der Krise in existenzielle Not gerät, und 
muss alles tun, damit unsere Wirtschaft nicht 
schweren Schaden nimmt, sondern damit wir diese 
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Zeit, die hoffentlich eine begrenzte Zeit ist, so über-
stehen können, dass sowohl die Menschen durch 
diese Zeit getragen werden und kommen, als auch 
die Wirtschaft, und wir dann in absehbarer Zeit 
wieder in eine gesellschaftliche und wirtschaftliche 
Normallage zurückkehren können. 

Das ist die Strategie – keine vollständige, kein voll-
ständiges Abfangen der Krisenfolgen, weil das un-
möglich ist, aber ein Abfangen der Krisenfolgen so 
weit, dass die Menschen und die Wirtschaft mit die-
sen Folgen umgehen können und nicht so weit 
überfordert sind, dass sie unter den Lasten im 
wahrsten Sinne des Wortes zusammenbrechen. 

Das entscheidende Instrument dafür, daran kann, 
glaube ich, kein Zweifel bestehen, ist die Energie-
preisbremse in ihren verschiedenen Ausformun-
gen, Gaspreisbremse, Strompreisbremse, vielleicht 
auch für Öl und für andere Energieformen. Das ist 
das mit Abstand wirkungsmächtigste Instrument, 
das auch mit dem größten finanziellen Volumen 
ausgestaltet ist. 

Allerdings sind noch ganz, ganz viele Fragen offen, 
nämlich bei ihrer Anwendung. Das betrifft zum ei-
nen die grundsätzliche Ausgestaltung der Gas-
preisbremse und auch der Strompreisbremse. Die 
Expertenkommission hat dazu Vorschläge ge-
macht, aber da sind natürlich noch ganz viele 
Punkte zu bedenken und zu überdenken. Aus die-
ser Offenheit der Fragen spricht natürlich vor allen 
Dingen eines: wie komplex es ist, eine solche Gas-
preisbremse, genauso wie eine Strompreisbremse, 
in die Praxis umzusetzen. Das ist ja nicht politischer 
Unwille der Regierung, zu sagen, wir machen das 
erst ab März, sondern die Sorge, dass wir es mit ei-
ner so komplexen Angelegenheit zu tun haben, 
dass man es nicht vorher umgesetzt bekommt. Bei 
der Gasumlage hat man gesehen, was passiert, 
wenn ein Schnellschuss gemacht wird und nachher 
nicht intendierte Nebenfolgen eintreten. 

(Abgeordnete Sofia Leonidakis [DIE LINKE]: Spa-
nien hat es schneller geschafft!) 

Ich bin fest davon überzeugt, wenn man es schnel-
ler umsetzen kann, dann kann man es auch schnel-
ler umsetzen, dann werden wir in den Beratungen 
feststellen, dass man es möglicherweise auch schon 
einen Monat vorher umsetzen kann. Nach meinem 
jetzigen Kenntnisstand glaube ich bloß, dass so 
viele Fragen involviert sind, dass man tatsächlich 
eine bestimmte Zeit brauchen wird. 

Damit stellt sich, und das ist ja völlig berechtigt, die 
Frage: Was passiert eigentlich in der Übergangs-
zeit? Reicht da die einmalige Übernahme der Ab-
schlagzahlung in diesem Jahr, brauchen wir mög-
licherweise im nächsten Jahr auch noch eine, damit 
das funktionieren kann? Müssen die von der Kom-
mission genannten Begleitmaßnahmen – ein vom 
Bund definierter Härtefallfonds, der die Zeit bis 
zum 28. Februar überbrücken soll –, zeitnah ins 
Werk gesetzt werden? Brauchen wir den ebenfalls 
im Kommissionsbericht genannten Schutzschild für 
die sozialen Einrichtungen, und wie soll das ausge-
staltet sein? 

Jede Menge offener Fragen, das gebe ich sofort zu, 
und die müssen beantwortet werden. Allerdings 
kann man erst dann, wenn das beantwortet ist, und 
das muss in den nächsten Wochen, jedenfalls sehr 
zeitnah, beantwortet werden, erst dann kann man 
beurteilen, ob es noch Ansatzpunkte und Lücken 
für spezifische Landesprogramme gibt. Ich warne 
davor, ein ungeordnetes Nebeneinander von Bun-
desregelungen und Landesregelungen zu haben, 
von Landesregelungen, bei denen man nicht weiß, 
ob die ein Problem adressieren, das nicht an ande-
rer Stelle adressiert wird. 

Deshalb plädiere ich sehr dafür: Lassen Sie uns die 
Reihenfolge einhalten, lassen Sie uns jetzt darauf 
drängen, und ich werde darauf drängen, dass die 
Rahmenbedingungen der Bundesregelungen jetzt 
klar und deutlich definiert und ausbuchstabiert 
werden! Auf dieser Grundlage können wir dann 
schauen, ob und in welcher Form die bisher bereit-
gestellten zehn Millionen ausgeweitet werden 
müssen. 

Klar ist doch schon eines: Natürlich werden wir im 
nächsten Jahr im öffentlichen Bereich extrem stei-
gende Energiepreise haben, und das muss ich ab-
bilden. Natürlich werden wir im Bereich der sozia-
len und kulturellen Initiativen im nächsten Jahr 
Herausforderungen haben, und wenn das der Bund 
nicht abfängt, dann wird sich das in Landespro-
grammen abbilden müssen. So wird es möglicher-
weise auch noch weitere Herausforderungen ge-
ben, aber definieren und ins Werk setzen können 
wir die erst, wenn wir tatsächlich wissen, was im 
Bund gemacht wird und wie das richtig und ver-
nünftig ineinandergreifen kann. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Für diese Vorgehensweise möchte ich nachhaltig 
plädieren. 
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Abschließend: Ich habe mich gefreut über den Re-
debeitrag des Kollegen der CDU, Herrn Dr. vom 
Bruch, der die Hand ausgestreckt und gesagt hat, 
es ist wichtig in so einer Zeit, dass man staatspoliti-
sche Verantwortung gemeinsam wahrnimmt. Ich 
glaube, das ist richtig. In Zeiten der Krise müssen 
Bund, Länder und Kommunen zusammenarbeiten, 
es müssen Staat und Zivilgesellschaft zusammen-
arbeiten und es müssen, ohne dass es eine Stillle-
gung des Wettbewerbs um die besten Ideen gibt, 
auch Regierung und demokratische Opposition zu-
sammenarbeiten. 

Ich verspreche, dass wir vom Senat die ausge-
streckte Hand natürlich annehmen, was selbstver-
ständlich ist. Ich hätte gedacht, dass wir transpa-
rent informieren, aber wenn das zu wenig ist, dann 
werden wir uns bemühen, das besser zu machen. 
Ich hätte auch gedacht, dass wir uns auf eine sach-
liche Diskussion einlassen, aber wenn das zu wenig 
ist, dann werden wir uns künftig bemühen, das 
besser zu machen. 

Ich habe ein sehr großes Interesse – noch einmal! – 
nicht daran, dass alle dasselbe erzählen oder dass 
der Wettbewerb um den besten Weg aufgegeben 
wird, aber ich habe ein großes Interesse daran, dass 
der sachlich und konstruktiv geführt wird, weil die 
Herausforderungen so groß sind, dass nur durch so 
eine, ich sage mal, Aktion des Zusammenhalts es 
tatsächlich gelingen kann, die Gesellschaft so mit-
zunehmen, dass wir die Krise unbeschadet durch-
stehen. 

Das sage ich aus vollem Herzen, das ist meine feste 
Überzeugung, dass das die richtige und die gute 
politische Strategie ist. Insofern habe ich mich über 
den Beitrag gefreut, und die kleinen Invektiven, 
Kritiken, Beschimpfungen – na gut, die gehören 
natürlich auch zur parlamentarischen Gepflogen-
heit. Ich gehe darauf jetzt gar nicht mehr ein, für 
mich war das Angebot, das gemeinsam zu diskutie-
ren, eines, das ich sehr gut finde. – In diesem Sinne 
bedanke ich mich für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Dr. Thomas vom Bruch. 

Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch (CDU): Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Zunächst möchte ich mich erstmal ganz herz-
lich dafür bedanken, dass der Duktus unseres An-
trages, der Tenor unseres Antrages, das Anliegen 
unseres Antrages, Solidarität im Allgemeinen zum 

Ausdruck zu bringen, hier so freundlich Aufnahme 
gefunden hat, so freundlich kommentiert worden 
ist. Damit hat sich das Einbringen dieses Antrages 
schon gelohnt, meine Damen und Herren! 

(Beifall CDU) 

Herr Bürgermeister, auf Ihre Rede auch zunächst 
herzlichen Dank für die vorwiegend freundliche 
Kommentierung unseres Antrages. Auch herzli-
chen Dank dafür, dass Sie die Bereitschaft erklä-
ren, mit dem Parlament verstärkt zusammenzuar-
beiten. Als wir diesen Antrag verfasst haben, war 
gar nicht so sehr Kritik der Grund für unser Anlie-
gen, das Parlament einzubeziehen, war gar nicht so 
sehr Kritik an Ihrer Arbeit das Motiv dafür, sondern 
waren es eigentlich die positiven Erfahrungen, die 
wir in der Pandemie gemacht haben, zwischen Se-
nat und Bürgerschaft ein enges Einvernehmen her-
zustellen, und das ist eigentlich der Hintergrund 
unseres Vorschlages gewesen. 

Meine Damen und Herren, die Zivilklausel ist zur 
Sprache gekommen. Ja, dazu würde ich gerne 
auch noch zwei Sätze sagen. Solidarität ist etwas 
mehr, als das zu wissen, was andere tun sollen. So-
lidarität ist auch die Bereitschaft, sich zu hinterfra-
gen. Die Zivilklausel ist mit Blick auf eine Zeiten-
wende eine veraltete Botschaft, nämlich die Bot-
schaft eines egoistischen: „Lass die anderen mal 
machen.“ Wir sind der Auffassung, dass die Sicher-
heitskräfte unseres Landes die bestmögliche Aus-
stattung, die bestmögliche Ausrüstung, die best-
mögliche Ausbildung genießen sollen, und da wol-
len wir die Hochschulen einbeziehen können, 
meine Damen und Herren! 

(Beifall CDU) 

Vorletzte Bemerkung: Ich glaube, wir müssen hier 
auch nochmal betonen, Solidarität hat eine europä-
ische Dimension. Mich hat das etwas irritiert, die 
Diskussion auch aus Europa heraus als Reaktion 
auf das, was jüngst auf der Bundesebene diskutiert 
worden ist. Solidarität heißt, die anderen mitzuneh-
men. Solidarität heiß auch teilen, und deshalb, 
glaube ich, ist es ganz entscheidend wichtig, dass 
wir nicht die nationale Ebene gegen die europäi-
sche Ebene ausspielen, sondern dass wir hier auch 
die europäische Dimension im Blick haben. 

(Beifall CDU) 

Das heißt übrigens auch, dass wir Solidarität zwi-
schen den Generationen wahren. Wenn wir über 
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aktuelle Fragen der Energieknappheit in der Ge-
genwart sprechen, dann muss es auch so sein, dass 
wir diese Diskussion nicht gegen nach wie vor 
wichtige Anliegen der Klimaschonung in der Zu-
kunft ausspielen. Beide Zielsetzungen müssen wir 
im Blick behalten, meine Damen und Herren! 

(Beifall CDU) 

Letzte Anmerkung an Sie, Herr Jürgewitz: Ich bin 
durchaus nicht der Auffassung, dass wir in diesem 
Land Weimarer Verhältnisse haben oder haben 
werden. Wenn es aber in diesem Land einmal Wei-
marer Verhältnisse gegeben hat, dann hat es an 
Typen wie Ihnen gelegen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Hier ist getrennte Abstimmung beantragt worden. 

Ich lasse zunächst über die Ziffer 1 des Antrags ab-
stimmen. 

Wer der Ziffer 1 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: L.F.M.) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW], Abgeordneter 
Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Ziffer 1 des Antrags zu. 

Nun lasse ich über die Ziffer 2 des Antrags abstim-
men. 

Wer der Ziffer 2 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, Abgeordneter Thomas Jürgewitz 
[AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(L.F.M., Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Ziffer 2 des Antrags zu. 

Nun lasse ich über die Ziffer 3 des Antrags abstim-
men. 

Wer der Ziffer 3 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

(L.F.M., Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Ziffer 3 des Antrags zu. 

Jetzt lasse ich über die Ziffer 4 des Antrags abstim-
men. 

Wer der Ziffer 4 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(L.F.M., Abgeordneter Peter Beck [BIW], Abgeord-
neter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Ziffer 4 des Antrags zu. 

Nun lasse ich über die Ziffer 5 des Antrags abstim-
men. 
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Wer der Ziffer 5 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(L.F.M., Abgeordneter Peter Beck [BIW], Abgeord-
neter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Ziffer 5 des Antrags zu. 

Jetzt lasse ich über die Ziffer 6 des Antrags abstim-
men. 

Wer der Ziffer 6 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, L.F.M., Abgeordneter Thomas Jürge-
witz [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Ziffer 6 des Antrags zu. 

Nun lasse ich über die Ziffer 7 des Antrags abstim-
men. 

Wer der Ziffer 7 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, Abgeordneter Thomas Jürgewitz 
[AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(L.F.M., Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Ziffer 7 des Antrags zu. 

Jetzt lasse ich über die Ziffer 8 des Antrags abstim-
men. 

Wer der Ziffer 8 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

(L.F.M., Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Ziffer 8 des Antrags zu. 

Nun lasse ich über die Ziffer 9 des Antrags abstim-
men. 

Wer der Ziffer 9 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, L.F.M., Abgeordneter Thomas Jürge-
witz [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Ziffer 9 des Antrags zu. 

Nun lasse ich über die Ziffer 10 des Antrags ab-
stimmen. 

Wer der Ziffer 10 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, FDP, L.F.M., Abgeordneter Thomas 
Jürgewitz [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt die 
Ziffer 10 des Antrags ab. 
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Jetzt kommen wir zur Ziffer 11 des Antrags. 

Wer der Ziffer 11 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: L.F.M., Abgeordneter Thomas Jürge-
witz [AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Ziffer 11 des Antrags zu. 

Jetzt lasse ich über die Ziffer 12 des Antrags ab-
stimmen. 

Wer der Ziffer 12 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, FDP, L.F.M., Abgeordneter Thomas 
Jürgewitz [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt die 
Ziffer 12 des Antrags ab. 

Jetzt kommen wir zur Ziffer 13 des Antrags. 

Wer der Ziffer 13 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, L.F.M.) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Ziffer 13 des Antrags zu. 

Jetzt lasse ich über die Ziffer 14 abstimmen. 

Wer der Ziffer 14 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, L.F.M., Abgeordneter Thomas Jürgewitz 
[AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt die 
Ziffer 14 des Antrags ab. 

Nun lasse ich über die Ziffer 15 des Antrags ab-
stimmen. 

Wer der Ziffer 15 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, L.F.M.) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW], Abgeordneter 
Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Ziffer 15 des Antrags zu. 

Weiterhin lasse ich über die Ziffer 16 des Antrags 
abstimmen. 

Wer der Ziffer 16 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, FDP, Abgeordneter Thomas Jürge-
witz [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 
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Stimmenthaltungen? 

(L.F.M., Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt die 
Ziffer 16 des Antrags ab. 

Jetzt lasse ich über die Ziffer 17 des Antrags ab-
stimmen. 

Wer der Ziffer 17 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, L.F.M., Abgeordneter Thomas Jürgewitz 
[AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt die 
Ziffer 17 des Antrags ab. 

Nun lasse ich über die Ziffer 18 des Antrags ab-
stimmen. 

Wer der Ziffer 18 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, L.F.M., Abgeordneter Thomas Jürge-
witz [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Ziffer 18 des Antrags zu. 

Jetzt lasse ich über die Ziffer 19 des Antrags ab-
stimmen. 

Wer der Ziffer 19 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, L.F.M., Abgeordneter Thomas Jürgewitz 
[AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt die 
Ziffer 19 des Antrags ab. 

Jetzt kommen wir zur letzten Ziffer des Antrags, die 
Ziffer 20. 

Wer der Ziffer 20 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, L.F.M.) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW], Abgeordneter 
Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Ziffer 20 des Antrags zu. 

Meine Damen und Herren, ich möchte mich aus-
drücklich bei den Abgeordneten für das kon-
zentrierte Abstimmen bedanken. 

(Beifall) 

Gesetz zur Anpassung der Besoldungs- und Be-
amtenversorgungsbezüge für das Jahr 2022 in 
der Freien Hansestadt Bremen sowie zur Ände-
rung dienstrechtlicher Vorschriften  
Mitteilung des Senats vom 6. September 2022  
(Drucksache 20/1568) 

Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf 
in ihrer 39. Sitzung am 14. September 2022 in ers-
ter Lesung beschlossen. 

Wir kommen zur zweiten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1568
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Wer das Gesetz in zweiter Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in zweiter Lesung. 

(Einstimmig) 

Erstes Gesetz zur Änderung des Bremischen 
Waldgesetzes  
Mitteilung des Senats vom 20. September 2022  
(Drucksache 20/1594) 

Dazu 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU  
vom 11. Oktober 2022  
(Drucksache 20/1625) 

Dazu als Vertreterin des Senats Staatsrätin Gab-
riele Nießen. 

Wir kommen zur ersten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Ralph Saxe. 

Abgeordneter Ralph Saxe (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Diese Mal lege ich die Zettel nicht auf das Mikro-
fon, das habe ich jetzt gelernt. 

Ich freue mich sehr, dass wir uns jetzt mit diesem 
Bremischen Waldgesetz beschäftigen können. Ich 
hatte eigentlich gedacht, dass würde ohne Debatte 
gehen, aber die CDU hat einen Änderungsantrag 
gestellt, den wir, glaube ich, jetzt vor allen Dingen 
debattieren, denn ein Großteil dessen, was darin 
steht, sind technische Anpassungen, das sind Sa-
chen, die vom Bremischen Naturschutzgesetz in 
dieses Waldgesetz herüberkamen. Da steckt auch 
stark der Gedanke der Prävention zum Schutz des 
Waldes drin. 

Was jetzt, glaube ich, die Kontoverse auslöst, das 
ist einerseits, wie lange wir Natur auf Zeit haben 
wollen, und was die Kontroverse noch ausgelöst 
hat ist, ab welcher Höhe ist Wald Wald. 

Wir haben uns koalitionär diesem Thema gewid-
met, wir hatten mehrere Runden von Wirtschafts-
politiker:innen – oder waren es nur Männer? –, 

(Abgeordnete Ilona Osterkamp-Weber [Bündnis 
90/Die Grünen]: Da geht’s schon los!) 

Wirtschaftspolitikern, glaube ich, und Umweltpoli-
tikern, auch nur Männer, und wir haben uns wirk-
lich intensiv ausgetauscht und versucht, diese bei-
den Sachen miteinander auszutarieren. Ich finde 
erstmal, dass dieses, was vorgelegt worden ist, ein 
ausgesprochen fortschrittliches Gesetz ist, das wir 
da machen. Das ist ein bisschen abgekupfert bei – 
– 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Saxe, wenn 
ich Sie kurz unterbrechen darf. Es ist wirklich Un-
ruhe hier im Saal, und ich bitte doch, dem Redner 
zuzuhören. – Danke schön! 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Herr Rohmeyer! Der kriegt das gar nicht mit!) 

Abgeordneter Ralph Saxe (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Das haben wir ein bisschen von Nordrhein-
Westfalen abgekupfert, ich finde aber, wir haben 
es auch weiterentwickelt, weil jetzt einfach mehr 
Sachen erfasst sind. Also nicht nur Sachen, die wir 
in Nordrhein-Westfalen, ich – –. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Warten Sie doch mal eben, Herr Saxe!) 

Ja. Dann geht er raus, das ist auch okay. 

Das ist also sehr viel weitergehender, als das, was 
in Nordrhein-Westfalen gemacht worden ist, was 
wir uns als Vorbild genommen haben, weil eben 
nicht nur Flächen eingeschlossen werden, die 
schon gewerblich genutzt und bebaut worden sind, 
sondern das geht ein bisschen weiter. Das, finde 
ich, ist ein Fortschritt. 

Dieser Gedanke der Natur auf Zeit ist etwas, das 
sehr wichtig ist, denn den rasanten Verlust an bio-
logischer Vielfalt müssen wir aufhalten und dabei 
eben auch neue und ungenutzte Potenziale nutzen, 
und da sind solche Flächen besonders wichtig, 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

das ist vollkommen klar. 

Es war früher so, dass die Besitzer von solchen Flä-
chen – –. Die haben gesagt, okay, wir müssen das 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1594
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1625
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dauernd, ich sage mal, clean halten, weil die Ge-
fahr besteht, dass wir kompensieren müssen. Die-
ser Gedanke der Natur auf Zeit, der sagt nein, ihr 
könnt euren Wald 15 Jahre wachsen lassen, und 
erst ab 15 Jahren setzt die Kompensation ein. 

Jetzt ist die Kontroverse darüber, glaube ich, wo 
fängt Wald an? Damit haben wir uns auch intensiv 
auseinandergesetzt. Ich kann nur sagen, Herr Mi-
chalik, Sie sind ja Sprecher für Umwelt: Dieser 
Blick auf die Umwelt, das ist ja auch mein Blick, der 
besagt eigentlich, es wären besser zehn Jahre ge-
wesen oder vielleicht sogar fünf Jahre. Ich kann 
auch begründen, warum das so ist: 

Auf solchen Flächen siedeln sich auch Tiere an. In 
der Regel sind das Arten, logischerweise, die am 
Anfang etwas mobiler sind. Wenn diese Fläche län-
ger da ist, werden Sie auch Brutvögel dort haben, 
die Sie eben nicht so einfach umsetzen können. 
Von daher ist es aus naturfachlicher Sicht, nicht aus 
wirtschaftlicher Sicht, aber Sie sind ja kein Spre-
cher für Wirtschaft, ist es wirklich geboten, das 
möglichst niedrig zu halten. 

Wir haben dann versucht, das miteinander auszu-
tarieren, das waren keine einfachen Gespräche, 
wir haben in diesem Männerkreis mehrere Runden 
miteinander gehabt, und gesagt, okay, es ist gerade 
noch verantwortlich, diese 15 Jahre zu nehmen. 

Ich habe dann mal nachgeguckt, wie machen es die 
anderen Länder? Nordrhein-Westfalen hat dazu 
keine Regelung, in Bayern gibt es etwas zur Kom-
pensation. Bayern hat ebenfalls diese 15 Jahre ge-
wählt, die wir Ihnen jetzt vorschlagen. 

Dann ist die Frage: Ab wann ist denn Wald nun 
Wald? Wie hoch? Darüber kann man auch verschie-
dener Meinung sein. Es steht ziemlich deutlich et-
was im Bundeswaldgesetz. Danach muss man sa-
gen, Ihre 1,50 m sind dadurch nicht abgedeckt und 
auch unsere 50 Zentimeter schöpfen dieses, was 
wir im Bundeswaldgesetz haben, schon ziemlich 
großzügig aus. Wir sind aber der Meinung, dass das 
gerade noch geht. 

Sie haben – –. Etwa bei den 50 Zentimetern ist es 
so, dass die Bäume Kronen bilden und aus dem 
Gräserbestand herauswachsen. Von daher sind die 
50 Zentimeter eine fachlich absolut nachvollzieh-
bare Geschichte, und eigentlich, wenn man es na-
turfachlich ganz hart sieht, auch unter den 50 Zen-
timetern ist es bald schon Wald. 

Deswegen, glaube ich, haben wir einen guten 
Kompromiss miteinander gefunden. Wir haben ein 
Waldgesetz, für das wir uns nicht schämen müssen, 
sondern mit dem wir auch bundesweit Beispiele 
setzen und ich würde mich freuen, wenn Sie das 
unterstützen würden. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner erhält 
das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Wald ist nun nicht die prägende Landschaftsform 
in Bremen, aber umso mehr sollte sie uns wichtig 
sein und wir sollten über sie mit Bedacht reden. Wir 
sollten überlegen, wo diese Landschaftsform bei 
uns sein soll. Die Frage ist, ob man in einem Land, 
das aus zwei Städten besteht, da nicht schon noch 
die Planungshoheit bei aller Natur behalten 
möchte. Dann stellt sich die Frage, wenn man vor-
hat, mit Flächen etwas zu machen, in welcher Frist 
man sich denn einig ist, dass dort etwas entstehen 
kann und wann man es dann wieder wegnimmt. 

Wir wissen von Blühwiesen, wenn man sie dann 
mäht, dass das natürlich für die einzelnen Lebewe-
sen schädlich ist, aber es hilfreich ist für die Arten-
vielfalt, die auch dadurch entsteht, wenn man das 
richtig macht. Nun ist es hier nicht der Fall, dass 
man dann immer wieder Wald pflanzt nach 19 oder 
nach 14 Jahren, sondern, weil man sich eine Ent-
wicklung vorbehalten will. Aber, dass sich in dieser 
Zeit Natur entwickeln kann, finde ich erstmal gut, 
denn was ist die Alternative? Ich kenne die. An an-
deren Industriestandorten ist das der bestellte 
Gärtner, der da jede Woche mäht im Zweifel. Ist 
das eine sinnvollere Zwischennutzung? Nein! 

Deswegen ist für uns als Freie Demokraten klar, 
dass wir hier neben den rechtlichen Änderungen 
auch diese Friständerung mittragen. Wir würden 
auch die weiteren Änderungen der CDU mitgehen 
– das ist ja der Änderungsantrag. Ich kann aber 
schon sagen, falls der abgelehnt wird, leben wir 
auch mit dem Spatz in der Hand und nicht nur mit 
der Taube auf dem Dach, um das einmal mit einem 
Bild zu sagen. Da nehmen wir gerne auch den 
Kompromiss, den die Koalition gefunden hat, hier 
an und werden auch dem dann zustimmen, weil es 
eben eine richtige und wichtige Klarstellung ist, 
damit die Grundeigentümer wissen, wie sie mit ih-
ren Flächen umgehen müssen, übrigens auch soll-
ten, denn natürlich sind diese Fristsetzungen auch 
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eine Aufforderung, wenn man da eine Planung hat, 
irgendwann diese umzusetzen. 

Überlegen wir doch mal, wie das mit manchem Mö-
belhaus, das seit Jahr und Tag nicht entsteht, aber 
gebaut werden soll, in Osterholz und mit anderen 
ist. Auch das ist ja eine Aufforderung. Es kann uns 
ja nicht darum gehen, eine Regelung zu treffen, bis 
wann wir es akzeptieren, dass dort so ein Aufwuchs 
passiert. Das tun wir ja auch immer vor dem Ziel, 
dass dort eine Planung besteht, dass dort etwas an-
deres passiert. Da muss man sich dann natürlich 
auch fragen, wenn nach einem Vierteljahrhundert 
nichts passiert ist, dass man dann ernsthaft auch die 
Frage stellen muss, ob da auch die richtige Planung 
zugrunde liegt, wenn sie innerhalb von 20 Jahren 
nicht realisiert wird. Diese Wahrheit gehört dazu. 

Ansonsten haben wir eben eine Waldsituation, wo 
uns der Wald, den wir haben, etwas Wert sein 
sollte. Das ist aber nicht das Wesentliche, das wir 
heute diskutieren, da werden wir über Wald und 
Bau et cetera nachdenken. Einiges passiert ja auch 
natürlich, der Bestand wird sich verändern. Das 
wird auch diese Zwischennutzungsflächen betref-
fen, aber am Ende des Tages ist es so: Wir als Städte 
wollen die Planungshoheit behalten, auch darüber, 
wo Wald entsteht. Wir können das für Städte nach-
vollziehen. Wir sind hier nicht der Raum, in dem 
sich Wald natürlich entwickelt, aber dann sollten 
wir das auch regeln. Das wird hiermit getan mit 
dem Gesetzesvorschlag. Wie gesagt, wir würden 
die Änderungen der CDU gern beschlossen sehen. 
Wenn sie keine Mehrheit findet, stimmen wir dem 
Vorschlag der Koalition zu. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Ingo Tebje. 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleg:innen! Heute 
liegt uns die Änderung des Bremischen Waldgeset-
zes vor, endlich vor, muss man vielleicht sagen, 
denn es sollte ja eigentlich schon im Zusammen-
hang mit anderen Gesetzen wie dem Jagdgesetz 
auf einem Schlag ein Mantelgesetz beschlossen 
werden. Wie wir aber alle wissen, wir waren uns 
noch nicht ganz einig, wie wir das Konzept „Natur 
auf Zeit“, Ralph Saxe hat das auch gerade darge-
stellt, wie wir das bestmöglich umsetzen. Deshalb 
wurden die anderen Gesetze ohne das Waldgesetz 
beschlossen, was uns die Zeit gab, eine wirklich 
gute Lösung, denke ich, auszuarbeiten. 

Das Bremische Waldgesetz musste novelliert wer-
den, da bestand von Anfang an kein Zweifel. Es 
mussten redaktionelle Änderungen vorgenommen 
werden, sogenannte Blindverweise gestrichen wer-
den. Es mussten Verhaltensregeln für den Aufent-
halt im Wald eingefügt werden, die zwischenzeit-
lich rausgefallen sind, weil ein anderes Fachgesetz 
entfallen ist und der Waldbehörde mussten be-
stimmte Befugnisse erteilt werden. 

Neu führen wir, wie schon gesagt, das Konzept 
„Natur auf Zeit“ ein. Auf Flächen, die bereits als 
Gewerbe- oder Baufläche ausgewiesen sind, sollen 
so, unserer aller gemeinsamer Wunsch, zumindest 
zeitweise bewaldete Flächen entstehen dürfen, 
ohne dass dafür Ausgleichsflächen geschaffen wer-
den müssen oder Ersatzzahlungen anfallen. Ganz 
im Sinne einer klimafreundlichen und nachhalti-
gen Gebietsentwicklung, und das hat ja Ralph Saxe 
eben auch schon ganz gut ausgeführt, wollen wir 
ja, dass auf diesen Flächen etwas entsteht und sie 
nicht ständig wieder abgemäht werden. 

Die bisherige Regelung sieht das nämlich so vor, 
dass nach einem Bewuchs von über 50 Zentimetern 
entsprechende Kompensationsmaßnahmen zwin-
gend sind. Das ist natürlich ökologischer Murks. 
Das wollen wir uns in der Zeit der Klimakrise und 
des rasanten Verlustes der Biodiversität auch nicht 
weiter so leisten. Es ist aber natürlich auch klar, die 
Pflege dieser Flächen, wie es bisher war, kostete 
entsprechend Zeit und so richtig planen kann dann 
auch niemand. Die Planung und Entwicklung von 
Gewerbe- und Bauprojekten kostet nun mal auch 
Zeit und es braucht Planungssicherheit. Die stän-
dige Befassung mit eventuellen Kompensationen 
steht dann eventuell auch solchen Projekten entge-
gen. Das können und wollen wir uns auch nicht 
leisten und deswegen sind wir diesen Weg gegan-
gen. 

Das Problem beim Konzept „Wald auf Zeit“, das 
hat Ralph Saxe auch gerade schon angesprochen, 
bestand also an den zwei Fragen: Wann ist ein 
Wald ein Wald? Ab wann muss kompensiert wer-
den? Diese zwei Fragen haben wir als Koalition ge-
meinsam mit den Kolleg:innen beim Umweltressort 
und im Wirtschaftsressort intensiv beackert. Die 
jetzt hier vorliegende Lösung ist, der Bewuchs, der 
älter als 15 Jahre ist, muss kompensiert werden. 
Solange kann aus diesen Flächen wachsen, was 
will. So können auch Zwischennutzungen im Sinne 
der Biodiversität entstehen und den Investoren und 
Eigentümern verschafft es Zeit und Planungssi-
cherheit. 
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Es wäre auch der Wunsch gewesen, bei dieser Be-
wuchshöhe und damit bei der Begriffsdefinition des 
Waldes etwas zu ändern, denn, ja, sie kommt schon 
ein bisschen willkürlich vor und für viele hier 
scheint das vielleicht etwas absurd, bei einer 
Wuchshöhe von 50 Zentimetern von einem Wald zu 
sprechen. Das hat, glaube ich, aber Ralph Saxe 
auch schon ganz gut dargestellt. 

Die meisten Waldgesetze haben gar keine Zenti-
metergrenze. Das ist schon mal ein Zugeständnis 
im Bremischen Waldgesetz, damit Eigentümer wis-
sen, was auf gar keinen Fall ein Wald ist. Entschei-
dend ist das Binnenklima. Eigentlich müsste man 
sich das von Fall zu Fall ansehen. Das wollen wir 
aber im Sinne einer Praktikabilität auf jeden Fall 
vermeiden. Es ist ja nicht so, dass der Wald jenseits 
von 50 Zentimetern auf gar keinen Fall mehr weg-
kann. Er muss nur kompensiert werden, weil eben 
eine gewisse ökologische Qualität schon entstan-
den ist. Ich kann mir auch etwas mehr vorstellen, 
aber 1,50 Meter wären das mit Sicherheit nicht. 
Dann sind es eben die 50 Zentimeter. Darüber 
streiten – –, also, wenn man sich Niedersachsen an-
guckt, da heißt es dann kniehoch und das ist viel-
leicht auch nicht wirklich ein Vorteil. 

Deshalb, liebe Kolleg:innen der CDU, auch wenn 
eine höhere Wuchshöhe und eine längere Jahres-
frist durchaus auch bei uns in der Diskussion wa-
ren, so weit wie wir im Änderungsantrag gehen 
wollen, so weit wollen wir halt gehen und wir ha-
ben einen guten Kompromiss gefunden. Wir wer-
den das Fass hier bestimmt nicht wieder aufma-
chen. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Martin Michalik. 

Abgeordneter Martin Michalik (CDU): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und 
Herren, liebe Gäste! 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Es sind 
doch gar keine Gäste da!) 

Doch, online! Ich begrüße auch die Menschen zu 
Hause. So viel Respekt muss doch sein, oder? 

Ja, heute debattieren wir über eine Novelle des 
Bremischen Waldgesetzes. Bevor ich in die Bürger-
schaft kam, war ich auch völlig überrascht, dass wir 
ein Waldgesetz haben, denn Bremen ist nicht dafür 
bekannt, große Wälder zu haben, aber es gibt 

selbstverständlich schützenswerte Abschnitte in 
unserem Land und es gibt Abschnitte, die nicht so 
schützenswert sind und vor allem ist es dann da 
wichtig, vernünftig zu definieren, ab wann ein 
Wald vorliegt. 

Im Januar dieses Jahres hat die Senatorin für Kli-
maschutz, Umwelt, Mobilität, Stadtentwicklung 
und Wohnungsbau ein Mantelgesetz vorgelegt in 
der Deputation für Klima, Umwelt, Landwirtschaft 
und Tierökologie, in dem es unter anderem um die 
Überarbeitung der Regelung des Waldgesetzes, 
des Naturschutz-, Jagd- und Wasserrechts gehen 
sollte. Interessanterweise war dieses oder offen-
sichtlich war dieses Mantelgesetz nicht mit dem 
Wirtschaftsressort abgestimmt, sodass in einer 
merkwürdigen Zickzackaktion plötzlich die Novel-
len des Waldgesetzes verschwunden sind. Eine 
entsprechende Novellierung wurde dann später 
noch einmal kurzfristig vorgelegt, die wir als CDU-
Fraktion abgelehnt haben. 

Der Grund für diese Aktion ist der Streit zwischen 
dem Wirtschaftsressort und dem Umweltressort um 
die Definition des Waldes, das Alter der Bäume und 
die Kompensationspflichten, denn scheinbar wur-
den Einwände des Wirtschaftsressorts ignoriert. 

Die bisherige Regelung im Bremischen Waldgesetz 
führte in der Vergangenheit insbesondere zu Kon-
flikten in der Gewerbeflächenentwicklung. In der 
Vergangenheit haben eben diese ausbleibenden 
Pflegemaßnahmen unter anderem von der Wirt-
schaftsförderung Bremen (WFB), zuzuordnen dem 
Wirtschaftsressort, dazu geführt, dass Flächen zu-
gewuchert waren und plötzlich ein Wald mit Kom-
pensationspflichten entstanden ist. Diese Konflikte 
führten dazu, dass die Flächen nicht anständig in 
Anspruch genommen werden konnten oder wirt-
schaftliche Nachteile entstanden sind für diejeni-
gen, die diese Flächen in Anspruch nehmen woll-
ten. 

Nun lag letzten Monat, im September, eine Novelle 
des Waldgesetzes vor und diese haben wir als 
CDU-Fraktion auch in der entsprechenden Depu-
tation schon abgelehnt und diesen Änderungsan-
trag angekündigt. Ich möchte hier auch nicht auf 
die Kleinigkeiten in Ihrer Novelle eingehen, denn 
für uns fehlen eben diese wesentlichen Punkte. 

Ich gehe ganz kurz auf unseren Antrag ein. Dort 
finden Sie unter Punkt 1 des Änderungsantrages 
die Höhe, die Sie auch angesprochen haben, die 
1,50 Meter. Die halten wir für praxistauglicher als 
diese 50 Zentimeter. Herr Buhlert hat es zutreffend 
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gesagt, sonst kommen die Leute und fangen an mit 
dem Rasenmäher einmal die Woche drüberzufah-
ren, damit da nichts wächst. Dann haben wir auch 
keine Natur auf Zeit, dann haben wir Brachflächen 
mit ein bisschen Rasen. 

(Beifall CDU) 

Dann müssen Sie sich auch vor Augen halten, dass 
innerhalb von einigen Jahren – –. Ich habe auch 
mal am Wochenende geguckt, was alles unter 
Waldbäume fällt, 

(Vizepräsidentin Sülmez Dogan übernimmt den 
Vorsitz.) 

da sind unter anderem auch Nadelbäume drin. Die 
können in einigen Jahren schon viel höher als 
50 Zentimeter sein. Das würde automatisch dazu 
führen, dass man dann wieder einen Wald hätte. 

(Zuruf Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]) 

Das sagt der Naturwissenschaftler, genau. 

Es ist auch so, wir sollten schon ein Interesse auf 
oder an „Natur auf Zeit“ haben, um die Biodiversi-
tät zu fördern. 

Bei Punkt 2 haben wir uns dann auch Gedanken 
gemacht über die Jahre. Wir halten auch Ihre 
15 Jahre nicht für ausreichend, denn müssen wir 
uns nichts vormachen, das beste Beispiel wurde ge-
bracht mit dem Möbelhaus in Osterholz. Da dauert 
es quasi ein Vierteljahrhundert bis was passiert. 
Das ist genau der Punkt. Wir müssen hier – –. Sie 
haben Beispiele genannt, NRW, Bayern, ja, das 
sind Flächenländer. Das sind Flächenländer, die 
über ausreichende Kompensationsflächen verfü-
gen. Das haben wir in Bremen nicht. Wir können 
mit den Grundstücken, die wir hier haben in Bre-
men und Bremerhaven, nicht gleich umgehen wie 
Flächenländer, die ganz andere Möglichkeiten ha-
ben. Das ist auch die Intention unseres Änderungs-
antrages. Im Endeffekt halten wir diese Novellie-
rung tatsächlich nicht für den großen Wurf. Das war 
auch die Intention des Antrags, weil wir haben 
auch das Gefühl bekommen, dass irgendwie – und 
deswegen auch die 20 Jahre – Holz schneller arbei-
tet als der Senat. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Arno Gottschalk das Wort. 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Aus der 
bisherigen Diskussion ist deutlich geworden, es 
geht um zwei Punkte, bei denen wir einen Dissens 
haben. Das eine ist die Frage, ab wann ein Wald 
beginnt ein Wald zu sein von der Höhe der Bäume 
her und zum anderen die Frage der Dauer eines 
Waldes auf Zeit von „Natur auf Zeit“. 

Ich würde es gern mal so ein bisschen grundsätz-
lich noch betrachten, auch für diejenigen, die sich 
nicht lange in diesem Bereich umgeschaut und Li-
teratur gelesen haben. 

Wir haben bislang eine Regelung in unserem Wald-
gesetz, die besagt: Wald ist jede mit Forstpflanzen 
bestockte Grundfläche, die aufgrund ihrer Größe 
und Baumdichte einen Naturhaushalt mit einem ei-
genen Binnenklima aufweist. Das ist nicht sehr 
konkret, aber eine durchaus deutliche Definition. 
In Bremen sagen wir dann zusätzlich, zum Wald 
gehören auch Grundflächen mit natürlichen Ansa-
mungen, wenn sich Waldbäume von mindestens 
50 Zentimeter Höhe entwickelt haben. Das ist die 
landesgesetzliche Regelung. Demgegenüber hat 
der Bund schlicht und einfach die Formulierung: 
Wald im Sinne dieses Gesetzes – also das Bun-
deswaldgesetz – ist jede mit Forstpflanzen be-
stockte Grundfläche. Dann werden bestimmte Aus-
nahmen abschließend aufgezählt. 

Deshalb müssen wir es so sehen, dass wir uns mit 
unserer Regelung eigentlich schon einen gewissen 
darüber hinausgehenden Freiraum verschaffen, in 
dem wir sagen, na ja, alles was unter 50 Zentimeter 
ist, das definieren wir hier in Bremen nicht als 
Wald. Das ist ein Schritt, wo wir ein Stück weit über 
das Bundesgesetz hinausgehen. Wir tun das nicht 
ganz allein, sondern wir machen das – Herr Tebje 
hat das auch angesprochen – quasi im Schulter-
schluss mit Niedersachsen, die kennen die Zenti-
metermaße noch nicht, sondern die sprechen von 
kniehohen Waldbäumen, aber so ungefähr kann 
man sich vorstellen, dass damit das Gleiche ge-
meint ist. 

(Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp [DIE LINKE]: 
Wie alt muss das Kind sein?) 

Das ist das Problem, Herr Rupp, aber ich nehme 
mal an, so ungefähr meinen die auch 50 Zentime-
ter. Die meisten anderen Waldgesetze, so weit ich 
sie kenne und mir angucken konnte, haben diese 
Ausnahmeregelung überhaupt nicht. Das zeigt 
also, dass wir in diesem Bereich in sehr vorsichtiger 
Weise vom Bundeswaldgesetz abweichen und der 
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Meinung sind, dass damit allerdings auch tatsäch-
lich die Freiräume im Wesentlichen ausgeschöpft 
sind und dass wir mit einer Definition, die bis 
1,50 Meter gehen würde, mit Sicherheit in Konflikt 
kommen würden mit dem Bundeswaldgesetz. Des-
halb diese erste Regelung. 

Der zweite Dissens, das ist ausführlich gesagt, der 
Zeitraum, ab wann ein Wald entsteht auf ausge-
wiesenen Bebauungsplänen oder ansonsten ausge-
wiesenen Flächen, auch Wälder, die per Ansamung 
entstehen. Auf 15 Jahre haben wir uns nach einer 
langen Diskussion darüber geeint. Es ist so, Herr 
Michalik, man kann darüber streiten. Es gibt diese 
Argumente, ob man es noch länger lässt, ansonsten 
muss man ja nach 14, 15 Jahren, wenn es länger 
dauert, die einmal runtermachen, wo man sagen 
könnte, das lässt man länger stehen. 

Ralph Saxe hat darauf hingewiesen, na ja, wir kön-
nen nicht nur die Pflanzen begucken, wir müssen 
ja auch gucken, was sich in diesen Zeiträumen an 
Tierwelt dort ansiedelt und sein Argument in die-
sem Bereich ist, wir werden dann sehr viel mehr 
Tiere haben, die sehr viel eher ortsgebunden sind 
als diejenigen in den frühen Phasen. Das ist jetzt 
eine Abwägungssache. Wir haben es diskutiert, wir 
haben diesen Kompromiss gefunden und wir ste-
hen zu diesem Kompromiss und wir sind auch über-
zeugt, dass wir damit eine vertretbare, eine gute 
Lösung gefunden haben. In dem Sinne werden wir 
auch diesem Gesetz zustimmen. – Danke schön! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat Staatsrätin Gabriele Nießen das Wort. 

Staatsrätin Gabriele Nießen: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, sehr geehrte Abgeordnete! Jetzt habe 
ich ihn doch gerade vorhin gesehen. Gestern haben 
wir mit dem Abgeordneten Imhoff über Landwirt-
schaft gesprochen, auch nicht ein so großer Flä-
chenanteil in unserem Land, heute machen wir das 
zu einem wichtigen, genauso wichtigen Teil unse-
res Landes: Zum Thema Wald. 

(Zuruf Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]) 

Heute beraten wir das Erste Gesetz zur Änderung 
des Bremischen Waldgesetzes. Ich darf Ihnen sa-
gen, meine sehr verehrten Damen und Herren, dar-
über freue ich mich sehr und noch mehr freue ich 
mich, wenn es gleich zu einem positiven Beschluss 
kommt. Das habe ich zumindest aus zahlreichen 
Wortmeldungen herausgehört. 

Bevor ich im Detail auf die Änderungen eingehe, 
die aber ehrlich gesagt genau die sind, die Sie auch 
schon angesprochen haben, und mein Vorredner 
und meine ganzen Vorredner haben sie erwähnt, 
möchte ich noch einmal begründen, warum uns 
dieses Gesetz und diese erste Änderung so wichtig 
sind. 

Sie geben uns durch das Instrument „Natur auf 
Zeit“ Handlungs- und Beurteilungsmöglichkeiten 
an die Hand. Das ist besonders wichtig bei Gebie-
ten mit Satzungsbeschluss, ich gucke mal zu allen 
Bau-Deputierten. Wir wünschen uns ja, dass das 
Gelände entwickelt wird, wenn der Satzungsbe-
schluss da ist. Wie häufig aber, und ich befürchte 
leider noch zunehmend in der kommenden Zeit, 
werden Satzungsbeschlüsse nicht sofort ausge-
nutzt werden können. Das bedauere ich sehr, und 
deswegen verschaffen Sie mit diesem Gesetz uns 
und der Natur die Chance, sich dort in den nächs-
ten 15 Jahren zu entwickeln und sie verschaffen 
auch Arten- und Biotopschutz eine Möglichkeit, 
sich dort zu entfalten. 

Der Vorteil daran ist, auch das ist vielfach ange-
klungen, wenn dann entwickelt wird, führt das zu 
keinen finanziellen Belastungen für den Vorhaben-
träger und keinen Belastungen für das Baurecht. In 
der Zwischenzeit, auch das ist von Ihnen, von allen 
Rednern, erwähnt worden, ersparen wir uns, dass 
man auf diese liegengelassenen Flächen guckt und 
jedes Jahr mäht, damit ja nichts wächst und ge-
deiht. Deswegen mein ganz herzlicher Dank! 

Einmal zur Genese. Herr Michalik, Sie hatten da-
rauf hingewiesen – –. Ich gucke mal, dass Herr Mi-
chalik mir zuhört, wenn ich – –. 

(Abgeordneter Martin Michalik [CDU]: Ich höre 
Ihnen zu!) 

Danke, super! 

Einmal zur Genese, Herr Michalik, Sie haben das 
richtig angesprochen, wir sind gestartet mit dem 
Mantelgesetz. Das Mantelgesetz enthielt das Na-
turschutzgesetz, das Jagd- und das Wasserrecht, da 
war das Waldgesetz ebenfalls eingebunden, und 
wir wollten dieses Mantelgesetz gemeinsam ab-
stimmen. Dann wurde Gesprächsbedarf artikuliert. 

Ich gucke einmal zur Wirtschaftssenatorin, die an-
wesend ist. Ich habe an vielen Stellen gehört: Streit, 
Konflikt, da mussten wir uns erstmal zanken. So 
habe ich das nicht verstanden, und ich möchte das 
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ausdrücklich zurückweisen. Aber ich finde es rich-
tig, dass wir uns, wenn Gesprächsbedarf angemel-
det wird, zusammensetzen und darüber unterhal-
ten: Was können wir auf der Kompromisslinie ge-
meinsam erreichen? 

Ich möchte auch auf die Jahreszahl für „Natur auf 
Zeit“ und auf die Wuchshöhe eingehen. Natürlich, 
das konnten Sie der ersten Gesetzesänderung ent-
nehmen, haben wir damit auch noch viel Hand-
werkliches erledigt. Es gab Normen, die einmal 
existiert haben, heute ist das nicht mehr der Fall, 
deswegen haben wir auch das geändert. Wir haben 
redaktionelle Änderungen vorgenommen und es 
werden auch Verhaltensregeln zum Aufenthalt in 
bremischen Wäldern eingefügt. 

Kommen wir aber zu den zwei zentralen Punkten. 
Das erste Thema ist „Natur auf Zeit“ für wie viele 
Jahre? Es ist einmal angeklungen, danke, Herr 
Saxe, nochmal für die Erwähnung der anderen 
Bundesländer. Wir haben mit diesem § 8a Natur 
auf Zeit eine kleine Anleihe in Nordrhein-Westfa-
len gemacht. Dort gibt es keine Jahreszahl. 

Wir sind mit zehn Jahren in die Beteiligung gestar-
tet. Von der Wirtschaftssenatorin und vom Wirt-
schaftsressort, nicht ausschließlich von der Senato-
rin alleine, aber vom Ressort kam der Vorschlag: 20 
Jahre, so wie das auch im Antrag der CDU-Fraktion 
steht und wir haben in den Gesprächen mit den 
wirtschaftspolitischen, den baupolitischen und den 
umweltpolitischen Sprechern, das ist auch schon 
mehrfach erwähnt worden, 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Der Ko-
alition! – Abgeordneter Martin Michalik [CDU]: Ich 
war nicht dabei!) 

der Koalition, ich präzisiere das, Herr Dr. Buhlert, 
der Koalition, uns darauf verständigt, dass wir im 
Gesetz 15 Jahre verankern. 

Ich möchte gern begründen, warum. Auch das ist 
schon erwähnt worden: Wälder und Anpflanzun-
gen, die älter sind als 15 Jahre, haben eine ökolo-
gische Werthaltigkeit, und können ehrlich gesagt, 
meine Damen und Herren, nicht ohne Kompensa-
tion ersatzlos gerodet werden. Das ist der Grund, 
warum wir uns auf 15 Jahre verständigt haben. 
Dann sind die Bäume entsprechend aufgewachsen, 
es haben sich dort Arten angesiedelt und deswegen 
ist das die Grenze, auf die wir uns bezogen haben. 

Vielleicht auch an der Stelle der Hinweis: Wir ha-
ben das Gesetz an einer zentralen Stelle geändert. 

Aus diesem Grund haben wir bezogen auf die 15 
Jahre noch mal eine Beteiligung der Naturschutz-
verbände und der Naturschutzvereine durchge-
führt, die diesem Kompromiss ebenfalls zuge-
stimmt haben. Das ist für uns eine Bestätigung in 
der Sache. 

Ich komme zu dem weiteren Punkt, der angespro-
chen wurde, das ist die Wuchshöhe. Auch das ha-
ben Sie jetzt schon gehört: Im Bundeswaldgesetz 
gilt alles das als Wald, wo sich schon Ansamungen 
finden, wo ein Aufwuchs stattfindet, und der ist 
nicht begrenzt auf eine Höhe, sondern das gilt alles 
per Gesetz als Wald. 

Zudem ist es auch so, dass der Bundesgesetzgeber 
im Bundeswaldgesetz genau vorgibt, was Wald ist. 
Da dürfen wir nichts herausnehmen. Wir können 
weitere Flächen als Wald deklarieren und hinzufü-
gen, herausnehmen darf man nichts. Es gibt sehr 
wenige Ausnahmen, das sind Weihnachtsbäume 
und Schmuckreisigkulturen. Ich glaube, da sind 
wir uns auch einig, die gehören nicht dazu. An-
sonsten dürfen wir aus diesem Begriff nichts her-
ausnehmen. 

Deswegen haben wir uns das fachlich hergeleitet, 
dass nach einem zweimaligen Blatt- und Zweigaus-
trieb, auch das hat Herr Saxe, habe ich gehört, 
schon erwähnt, ein Kronenschluss entstanden ist, 
dass man hier von einem aufwachsenden Wald 
sprechen kann, und das ist bei der Höhe von 50 
Zentimetern. 

Deswegen, meine Damen und Herren, legen wir 
Ihnen heute die Erste Änderung des Waldgesetzes 
vor, mit einer festgelegten Jahreszahl für „Natur 
auf Zeit“ und keiner festgelegten Wuchshöhe. Wir 
freuen uns, dass wir damit auch Gebieten, die ei-
nen Satzungsbeschluss für eine bauliche Entwick-
lung haben, in der Zwischenzeit die Möglichkeit 
für Natur auf Zeit schenken und damit auch dem 
Arten- und Biotopschutz gerecht werden. Ich freue 
mich auf Ihre Unterstützung und bedanke mich für 
Ihre Aufmerksamkeit! – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Martin Michalik. 

Abgeordneter Martin Michalik (CDU): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und 
Herren, liebe Gäste, lieber Herr Günthner! Sie se-
hen vor lauter Wald die Bäume nicht. 



5912 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 40. Sitzung am 12.10.2022 und 13.10.2022 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Jetzt sind 
da zwei Gäste!) 

Sehen Sie, jetzt haben Sie keinen Einwand. 

Es ist so, wie ich es vorhin vorgetragen habe, Ihre 
Argumente überzeugen da nicht. Wir als CDU-
Fraktion werden auch Ihren Antrag ablehnen, weil 
er in Abhängigkeit mit unserem Änderungsantrag 
nur Sinn ergeben würde. Ich merke, dass Sie, und 
das ist auch – –. Ich wollte mir den zweiten Teil spa-
ren und vor allem nach der Staatsrätin, kommt ja 
hier nicht so ganz gut an, habe ich gehört. 

(Abgeordneter Volker Stahmann [SPD]: Machen 
Sie doch immer! – Abgeordnete Gönül Bredehorst 
[SPD]: Das hat schon langsam Methode!) 

Tja, parlamentarische Rechte! Also, Sie sprechen 
hier von „Natur auf Zeit“. Das finde ich ganz inte-
ressant, weil Sie außerhalb dessen wenig von Natur 
insgesamt sprechen. Sie tun jetzt hier, als würden 
Sie die Welt damit retten mit „Natur auf Zeit“, aber 
an anderer Stelle holzen Sie die Bäume der Reihe 
nach weg. 

(Beifall CDU) 

Gehen Sie mal zur Stresemannstraße oder gucken 
Sie sich die Platanen an. Die Bäume, die wirklich 
einen CO2-Impact haben, die hauen Sie alle weg 
und das, was Sie nachpflanzen, sind entweder 
keine Bäume oder Bäume, die irgendwie nach ein 
paar Jahren eingehen. Dann planen Sie irgendwas 
und berücksichtigen das nicht einmal. 

(Zuruf Abgeordneter Arno Gottschalk [SPD]) 

Nein, das ist Greenwashing, was Sie machen mit 
solchen Gesetzen. 

(Beifall CDU) 

Es ist schon völlig verrückt, 

(Zuruf Abgeordneter Ralph Saxe [Bündnis 90/Die 
Grünen]) 

jetzt hier so zu tun, als würden Sie die Welt retten 
und wie toll Sie das verkaufen, aber ich wünschte 
mir diese Ambitionen halt auch bei den Straßen-
bäumen. Das haben wir zum Beispiel auch in der 
Enquetekommission beschlossen. Das umgehen 
Sie auch komplett. 

Wenn ich das hier so höre, dann passt das mit den 
anderen Ambitionen, die Sie haben, irgendwie gar 
nicht zusammen. Ich weiß nicht, wie Sie das den 
Leuten verkaufen wollen, weil der richtige CO2-Im-
pact, der kommt anders. Den kriegen Sie nicht mit 
„Natur auf Zeit“. Damit fördern wir Biodiversität. 
Das haben wir auch vor mit unseren Forderungen, 
mit der Wuchshöhe, mit den Zeiten, weil wir ganz 
genau wissen, dass es bei Ihnen lange dauert, weil 
es da Reibungen zwischen den Behörden gibt. De 
facto ist es aber so – das richtet sich wirklich an die 
Grünen –, Ihr Freund der Baum, der ist schon lange 
tot. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Ralph Saxe das Wort. 

Abgeordneter Ralph Saxe (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Da freue ich mich ja, da ist doch noch ein bisschen 
Leben in die Bude gekommen. Wenn das jetzt in 
den Sozialen Medien wäre, würde ich sagen: 
Whataboutism. 

(Abgeordneter Martin Michalik [CDU]: Was?) 

Also das ist etwas, bei dem man völlig vom Thema 
abgewichen ist, 

(Abgeordnete Sofia Leonidakis [DIE LINKE]: Das 
müssen Sie erklären!) 

aber ich werde trotzdem darauf eingehen, machen 
Sie sich keine Sorgen. 

Sie sind inhaltlich gar nicht mehr so richtig auf das 
eingegangen, was hier gesagt worden ist. 

(Abgeordneter Martin Michalik [CDU]: Doch!) 

Im Bundeswaldgesetz steht: Wald ist jede mit 
Waldpflanzen bestockte Grundfläche. Eigentlich 
müsste man sagen, wenn die Samen gesprossen 
sind, ist das schon Wald. Das hört sich zwar in Ihren 
Ohren komisch an – –. Sie haben, und so sind Sie 
auch angekommen – –. Deswegen habe ich gefragt, 
sind Sie Sprecher für Umwelt oder sind Sie Spre-
cher für Wirtschaft? Dann hätten Sie den Sprecher 
für Wirtschaft schicken sollen. Sie sind hier letzten 
Endes der Lobbyist – –. 

(Lachen CDU) 
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Ja, so ist es gewesen, dann schicken Sie die her. 
Aus naturfachlicher Sicht sind zehn Jahre tatsäch-
lich okay und man sollte nicht mehr machen. 

Dann haben Sie gesagt: Ja, und dann hat es wieder 
diesen Streit gegeben, den Sie, glaube ich, konstru-
ieren. Es ist vollkommen klar, dass die Wirtschafts-
senatorin auch im Senat Lobbyistin im Sinne der 
Wirtschaft ist, und natürlich versucht, im Sinne der 
Allgemeinheit etwas abzuwägen. Und was macht 
dieses Ressort? Dieses Ressort bringt die Belange 
des Naturschutzes hinein. Dann setzt man sich zu-
sammen, dann redet man vielleicht auch ein paar-
mal und dann findet man einen Kompromiss. Das 
ist doch das Normalste der Welt. Und dieses ist ein 
Kompromiss. 50 Zentimeter sind ein Kompromiss, 
da könnte man auch über weniger reden, und die 
15 Jahre sind auch ein Kompromiss. 

Jetzt will ich noch einmal über das, was Sie am 
Schluss gesagt haben, reden. Wir haben das letzte 
Mal über das Begrünungsortsgesetz Bremen ge-
sprochen, das, wie ich finde ein sehr fortschrittli-
ches Instrument ist. Von Ihnen habe ich so etwas 
hier in der Bürgerschaft noch nicht gesehen im 
Sinne eines Wettbewerbs um die besten Konzepte. 

Reden wir mal über Straßenbäume. Das ist auch die 
Mär, die immer wieder rausgetragen wird, die aber 
nicht stimmt. Sie sitzen doch selber in der Umwelt-
deputation. Die Anzahl der Straßenbäume ist in 
den letzten Jahren gestiegen. Von 69 000 auf 
73 000. Da können Sie so viel Kokolores erzählen, 
wie Sie wollen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Wir arbeiten jetzt daran, die Baumschutzsatzung zu 
verbessern. Ich weiß gar nicht, ob Sie das Wort 
schon einmal gehört haben. Das wäre etwas gewe-
sen, worüber sich eine Opposition mal Gedanken 
machen könnte. Der Umweltbereich ist nicht nur 
einer, der sich Wirtschaftsinteressen unterordnet, 
wie in Ihrem Wortbeitrag, sondern das ist eben der 
Umweltbereich. Sie sind der Sprecher für Umwelt, 
Sie haben hier aber wie ein Sprecher für Wirtschaft 
agiert 

(Abgeordneter Martin Michalik [CDU]: Das haben 
Sie nicht vorzuschreiben!) 

und das, finde ich, ist meinetwegen von der Aus-
richtung der CDU her verständlich, wird aber auf 
jeden Fall nicht dem Auftrag gerecht, den Sie ei-
gentlich hätten erfüllen müssen. Deswegen würde 

ich sagen, Sie haben letztlich den Auftrag, den Sie 
als Sprecher haben nicht erfüllt, 

(Lachen CDU – Abgeordnete Bettina Hornhues 
[CDU]: Schön, dass Sie das beurteilen!) 

im Sinne der Naturfachlichkeit etwas zu tun. – Vie-
len Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat die Staatsrätin Gabriele Nießen noch ein-
mal das Wort. 

Staatsrätin Gabriele Nießen: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Vie-
len Dank, jetzt habe ich auch die Systematik mit 
der Uhr verstanden, deswegen wollte ich mich 
auch noch einmal zu Wort melden. 

Herr Michalik, ich finde, wir sollten die Dinge, über 
die wir hier reden, auseinanderhalten. Wir reden 
gerade über die Erste Änderung des Waldgesetzes. 
Sie haben, wenn ich es richtig verstanden habe, 
den Entfall von Bäumen in Bauleitplanverfahren, 
Planfeststellungsverfahren und ähnlichem ange-
sprochen. Da hätte ich Sie genauso, 

(Zuruf Abgeordneter Martin Michalik [CDU]) 

vielen Dank, Herr Saxe, genauso als Umweltdepu-
tierter angesprochen. 

Darüber führen wir vielfach die Debatte und die 
Diskussion und Sie wissen, wenn, und das ist die 
Systematik, die uns allen eingängig ist, wenn 
Bäume entfallen, sind der Eingriff und der Aus-
gleich zu bewerten. Das hat entweder an Ort und 
Stelle zu erfolgen, falls das nicht geht, auch das 
wissen Sie, muss das gleichwertig und gleichartig 
an anderer Stelle kompensiert werden. 

Damit befassen wir uns immer, und das sind genau 
die Kompensationsmaßnahmen, die Sie in Bauleit-
planverfahren, in Planfeststellungsverfahren im-
mer als Gegenstand der Planungsunterlagen ha-
ben, weil das natürlich nach Naturschutzrecht un-
sere Aufgabe ist, das entfallende Chlorophyll an 
anderer Stelle zu ersetzen. 

Das sind nicht die Bäume in der Größe, wie sie ent-
fallen, deswegen sind es an anderer Stelle immer 
mehr und immer gelöst und als Kompensation dar-
gestellt. 
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Das bitte ich hier zu berücksichtigen und in Wert 
zu setzen. Ich danke nochmal, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, für Ihre Aufmerksamkeit, 
wollte aber diese Klarstellung auf jeden Fall hier 
unterbringen. – Danke schön! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Gemäß § 62 Absatz 7 unserer Geschäftsordnung 
lasse ich zunächst über den Änderungsantrag, 
Drucksache 20/1625, der Fraktion der CDU abstim-
men. 

Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Änderungsantrag ab. 

Jetzt kommen wir zur ersten Lesung des Gesetzes-
antrags. 

Wer das Gesetz in erster Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE, 
FDP, L.F.M.) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen CDU, Abgeordneter Peter Beck [BIW], 
Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 

Meine Damen und Herren, interfraktionell wurde 
vereinbart, Behandlung und Beschlussfassung in 
erster und zweiter Lesung vorzunehmen. Ich lasse 
deshalb darüber abstimmen, ob wir jetzt die zweite 
Lesung durchführen wollen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, L.F.M., Abgeordneter Peter Beck 
[BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 

Wir kommen zur zweiten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in zweiter Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE, 
FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen CDU, L.F.M., Abgeordneter Peter Beck 
[BIW], Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 

Stimmabgabe erleichtern – Wahlbeteiligung stei-
gern!  
Antrag der Fraktionen der SPD, DIE LINKE, 
Bündnis 90/Die Grünen und der FDP  
vom 23. September 2022  
(Drucksache 20/1601) 

Wir verbinden hiermit: 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1625
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1601
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Wahlbeteiligung nachhaltig fördern, Briefwahl 
an Ort und Stelle in Schulen ermöglichen – Ge-
setz zur Änderung des Bremischen Wahlgesetzes  
Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, 
der SPD und DIE LINKE  
vom 23. September 2022  
(Drucksache 20/1602) 

Dazu als Vertreter des Senats Senator Ulrich Mäu-
rer. 

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Kevin Lenkeit. 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Wie-
der einmal debattieren wir heute, wie wir die Wahl-
beteiligung in unserem Land, in unseren zwei Städ-
ten Bremen und Bremerhaven erhöhen können. 
Täglich grüßt das Murmeltier, und das ist auch gut 
so. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir sind der Überzeugung, dass eine starke demo-
kratische Gesellschaft sich durch eine hohe Beteili-
gung an freien, gleichen und geheimen Wahlen 
auszeichnet. Wir erleben aktuell wieder, und ha-
ben dies bereits debattiert, dass es in Teilen dieser 
Welt – gar nicht so weit entfernt, nämlich in den von 
Russland besetzten Gebieten in der Ukraine – erst 
vor kurzem dazu gekommen ist, dass Wahlen 
durchgeführt wurden, die natürlich keiner der von 
mir genannten Grundlagen einer demokratischen 
Wahl gerecht geworden sind – nicht frei, nicht 
gleich, nicht geheim. 

(Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]: Da seid 
Ihr ja auf einem guten Weg!) 

Unsere Demokratie ist ein Schatz und wir sollten 
uns diese Tatsache viel öfter bewusstmachen, Kol-
leginnen und Kollegen! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Je höher die Beteiligung an Wahlen, desto stärker 
ist auch die Legitimation. Leider haben wir bei den 
letzten Landtagswahlen, sowohl in Nordrhein-
Westfalen als auch in Niedersachsen, gesehen, 
dass dort weniger Menschen von ihrem Wahlrecht 
Gebrauch gemacht haben, wenn auch unterschied-
lich stark. 

Auch bei der Bürgerschaftswahl im Jahr 2015 gab 
es eine historisch niedrige Wahlbeteiligung mit nur 
noch knapp über 50 Prozent. Bei der letzten Wahl 
im Jahr 2019 haben wir einen erfreulichen Anstieg 
verzeichnen können. Das hing vielleicht damit zu-
sammen, dass wir gut gearbeitet haben, dass wir 
mehr Menschen für Politik begeistern konnten, 
vielleicht aber auch mit der zeitgleich stattfinden-
den Europawahl. Wie gesagt, das ist ein positives 
Signal, aber darauf wollen wir uns nicht ausruhen. 

Was auffällig war und was auffällig ist: In den letz-
ten Jahren hat die Stimmabgabe per Briefwahl 
kontinuierlich an Bedeutung gewonnen und ge-
rade in den Zeiten der Pandemie hat diese einen 
starken Schub erhalten. Ich möchte ganz ehrlich 
sein, ich bin ein großer Freund der Stimmabgabe 
am Wahltag im Wahllokal. Ich glaube sogar, dass 
die Briefwahl auch Nachteile mit sich bringen 
kann. 

Wir wissen um den Fakt, dass immer mehr Men-
schen ihre Wahlentscheidung immer dichter zum 
Wahltag treffen. Wenn wir uns die letzte Landtags-
wahl in Baden-Württemberg angucken, dann war 
eine Partei sicherlich recht froh, dass viele Men-
schen ihre Wahlentscheidung per Briefwahl schon 
gemacht hatten, weil nämlich kurz vor der Wahl ein 
kleiner Skandal rund um Masken ans Tageslicht 
kam, in den eine Partei besonders stark involviert 
war. 

(Heiterkeit SPD – Abgeordneter Elombo Bolayela 
[SPD]: Das wissen wir!) 

Nichtsdestotrotz wollen wir und können wir Reali-
täten nicht ignorieren. Wenn die Briefwahl für viele 
Menschen attraktiv ist, dann wollen wir Barrieren 
abbauen, um die Briefwahl weiter zu stärken. Für 
Bürgerinnen und Bürger ist dabei das Angebot, die 
Wahlunterlagen auch bei persönlicher Abholung 
direkt auszufüllen, sehr attraktiv und das fördert 
die Wahlbeteiligung. Bisher bestand diese Mög-
lichkeit beim Wahlamt am Bremer Hauptbahnhof, 
im Stadthaus in Vegesack sowie im Bürgerbüro 
Nord und im ehemaligen Bürgerbüro Mitte in Bre-
merhaven. 

In einem ersten Schritt soll daher das bisherige An-
gebot zunächst auf alle fünf Stadtbezirke der Stadt 
Bremen ausgeweitet werden. Frühzeitig vor der 
Wahl sollen Bürgerinnen und Bürger zu angemes-
senen und attraktiven Zeiten die Möglichkeit er-
halten, wohnortnah vor Ort die Briefwahlunterla-
gen abzuholen, auszufüllen und gleich abzugeben. 
Wir wollen außerdem in Stadtbezirken wie zum 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1602
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Beispiel „Ost“ dafür Sorge tragen, dass aufgrund 
der dichten Bevölkerungszahlen die Einrichtung 
von mehreren Briefwahlzentren zu prüfen und 
auch zu ermöglichen ist. Als Wahlorte könnten – als 
Vorschlag von uns – in den genannten Regionen 
zum Beispiel die Ortsämter als Außenstellen des 
Wahlamtes genutzt werden, soweit diese barriere-
frei und mit allen Verkehrsmitteln gut erreichbar 
sind. 

Weil das in der Vergangenheit schon die Frage 
war: Ich gehe stark davon aus, dass der Magistrat 
Bremerhaven für die Stadt Bremerhaven vernünf-
tige Vorschläge machen wird, in welchen Lokalitä-
ten das da geschehen kann, weil Bremerhaven bei-
spielsweise keine Ortsämter hat. 

(Beifall SPD) 

Für die erforderliche Sachausstattung und Bereit-
stellung von Personal soll rechtzeitig Sorge getra-
gen werden. Da wollen wir, da werden wir, wenn 
nötig, für eine finanzielle Flankendeckung sorgen. 

Kolleginnen und Kollegen, ich möchte an Sie alle 
appellieren, den Antrag zu unterstützen. Lassen 
Sie uns gemeinsam unsere Demokratie stärken und 
dafür Sorge tragen, dass rechte Rattenfänger in 
Bremen bei 4,x Prozent landen, gerne weniger. Das 
wäre ein schönes, demokratisches Statement! – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Ralph Saxe das Wort. 

Abgeordneter Ralph Saxe (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, 
wir haben uns das gut aufgeteilt, der Kollege Len-
keit und ich, der zunächst vor allen Dingen über 
den ersten Antrag gesprochen hat, und ich erzähle 
dann ein bisschen über den zweiten Antrag. Ich 
würde das als Stufen verstehen. 

Wir versuchen das zu machen, was zur nächsten 
Wahl schon geht, und das ist, tatsächlich nieder-
schwellige Angebote vor Ort für Briefwahl einzu-
führen. Das weitere Ziel nennt sich „Wählen an 
Schulen“. Das ist in dem Sinne ja nichts Neues. Wir 
hatten in der letzten Legislaturperiode einen Wahl-
rechtsausschuss unter Vorsitz der SPD, damals. 
Dann haben wir als ein Ergebnis dieses Wahl-
rechtsausschusses 2019 hier in die Bürgerschaft ei-

nen Antrag eingebracht, dass der Senat, um es ein-
mal salopp zu sagen, das möglich machen soll mit 
dem Wählen an Schulen. 

Wir haben gedacht, damit haben wir unsere Auf-
gabe erfüllt. Dem war nicht so, der Senat hatte ers-
tens rechtliche Bedenken bei diesem Vorhaben 
und hat uns dann nichts vorlegen können, was wir 
hier hätten beschließen können. So haben wir uns 
als Koalition selber ans Werk gemacht und ver-
sucht, etwas zu formulieren. Das ist ein sehr um-
fangreiches Werk geworden. Wenn Sie die Anla-
gen gelesen haben, über 20 Seiten, haben wir da 
auch abgewogen. 

Es ist bei einem so weitreichenden Vorhaben, wie 
wir es vorschlagen, vollkommen klar: Damit betre-
ten wir Neuland und damit sind auch verfassungs-
rechtliche Bedenken verwoben, die wir prüfen 
müssen. Das heißt, wir können Ihnen jetzt nicht 
vorschlagen: Das machen wir schon zu den nächs-
ten Wahlen. Denn bis dahin muss tatsächlich noch 
einiges begutachtet werden. Deswegen legen wir 
das dem Staatsgerichtshof vor. Das machen wir als 
Parlament nicht so oft, aber bei so einer weitrei-
chenden Frage, wenn wirklich ein Wahlsystem ver-
ändert wird, und auch innovativ verändert wird, 
weil es so etwas in Deutschland sonst nicht gibt. 

Ich möchte zwei, wie soll ich sagen, zwei Gruppen 
danken, einmal einer Einzelperson und dann zwei 
Gruppen. Das sind einmal die Schüler:innen der 
Gesamtschule Ost. Die haben das damals vorge-
schlagen und gesagt, das ist doch eine Möglichkeit, 
die Wahlbeteiligung tatsächlich nachhaltig zu stär-
ken. Die Bertelsmann-Stiftung hat das dann aufge-
nommen und hat gesagt, wir finden auch, dass das 
eine wirklich gute Sache ist, wenn wir das hinkrie-
gen würden, und hat das sehr stark unterstützt, 
auch dass Bremen tatsächlich dieses Pilotprojekt 
macht. Das hat jetzt ein bisschen länger gedauert, 
es ist immer noch ein Pilotprojekt, aber wie gesagt, 
wir müssen diese Schleife noch nehmen. 

Dem zweiten, dem ich danken möchte, das ist eine 
Einzelperson. Wir haben bei uns in der Fraktion 
wirklich den Demokratieexperten par excellence, 
den viele hier noch aus der Bürgerschaft kennen, 
Wilko Zicht, der wirklich seine ganze Expertise ein-
gebracht hat und ich möchte ihm sehr dafür dan-
ken, dass er uns als Koalition dabei geholfen hat. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Warum macht man das eigentlich, wählen an Schu-
len? Es ist so, das Wahlverhalten von Menschen, oft 
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auch das lebenslange Wahlverhalten, wird sehr 
stark dadurch geprägt, wie das bei der ersten Wahl 
läuft. Da entscheidet sich, ob man sein Leben lang 
wählen geht, oder wahlfern ist. Von daher ist so 
eine Möglichkeit, an einem vertrauten Ort wählen 
zu können, sicherlich ein Angebot, welches zur Ak-
tivierung gerade der Jüngeren führt. 

Wir müssen feststellen, wir haben bei der Wahlbe-
teiligung bei uns mehrere Probleme. Das eine Prob-
lem ist: Wir haben diese wahnsinnige Spaltung in 
der Wahlbeteiligung, das heißt zwischen den 
10 Prozent der Ortsteile, die am meisten wählen, 
und den 10 Prozent, die am wenigsten wählen, ha-
ben wir 40 Prozent Unterschied. Wenn wir in Horn-
Lehe 83 Prozent haben, dann haben wir in Gröpe-
lingen 43 Prozent. 

Das ist natürlich demokratietheoretisch ausgespro-
chen problematisch und solche Angebote an Schu-
len, die können, glaube ich, eine Möglichkeit sein, 
dass wir aus diesem Dilemma miteinander raus-
kommen, denn irgendwann geht die Legitimation 
unseres Hauses auch verloren, wenn wir es nicht 
schaffen, mehr Leute an die Wahlurnen zu bekom-
men. Da sind gerade Schulen besonders geeignet. 
Schulen haben auch einen Auftrag, an politischer 
Bildung teilzunehmen, der auch in der Verfassung 
festgelegt ist, also sind das unserer Ansicht nach 
die richtigen Orte. 

Wir haben uns sehr viel Mühe damit gegeben, das 
gleichmäßig zu verteilen. Das ist auch klar: Es gibt 
Bedenken über die Freiheit und Gleichheit der 
Wahl. Es gibt auch Bedenken: Ist es eigentlich rich-
tig, dass wir in einer Woche wählen? Weil eigent-
lich bei uns in der Landesverfassung steht, dass das 
ein Tag, nämlich der Sonntag, sein soll. Diese gan-
zen Sachen haben wir uns angeguckt. Man kann so 
etwas dem Staatsgerichtshof nur vorlegen, wenn 
man diese Bedenken erwogen hat, und gesagt hat, 
warum man der Meinung ist, dass das nicht geht. 

Also, ich glaube, da meine Redezeit jetzt zu Ende 
ist, dass die Schulen auch im Rahmen ihres Bil-
dungsauftrages ein ausgesprochen guter Ort sind. 
Auch, um Debatten anzufangen über den Sinn und 
Unsinn von Wahlen, sind Schulen, glaube ich, be-
sonders geeignet. 

Das, was wir heute machen, wird die erste Lesung 
sein. Dann unterbrechen wir das Verfahren und 
werden das dem Staatsgerichtshof vorlegen. Ich 
hoffe, vielleicht sagt er, wir müssen noch ein paar 
Änderungen machen. Hoffentlich sagt er nicht, das 

geht alles nicht. Ich wünsche mir, dass der Staats-
gerichtshof das dann wieder an uns zurückgibt und 
dass wir hier wirklich eine durchgreifende Innova-
tion im Wahlsystem in Deutschland als Pilotprojekt 
versuchen werden und damit auch Erfolg haben. – 
Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Peter Beck. 

Abgeordneter Peter Beck (BIW): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Die 
Regierungsfraktionen legen uns heute einen An-
trag vor, mit dem die Stimmabgabe bei den Land-
tags- und Kommunalwahlen auch in Schulen er-
möglicht werden soll. Nach Auffassung der Koali-
tion soll dieser Vorstoß einen Beitrag zur Erhöhung 
oder zur Stabilisierung der Wahlbeteiligung leis-
ten. 

Wir Bürger in Wut lehnen diesen Vorschlag heute 
ab, denn er ist nicht nur verfassungsrechtlich äu-
ßerst bedenklich, sondern auch unnötig. Bereits 
heute sieht § 22 Absatz 5 der Landeswahlordnung 
vor, dass einem Wahlberechtigten, der an der Brief-
wahl teilnehmen möchte und den dafür erforderli-
chen Wahlschein sowie die Briefwahlunterlagen 
bei der Gemeindebehörde persönlich abholt, die 
Möglichkeit gegeben wird, die Briefwahl an Ort 
und Stelle auszuüben. Diese Regelung soll nach 
dem Willen der Antragsteller künftig in einen 
neuen § 29a überführt, um die Schulwahl erweitert 
und durch die Bürgerschaft beschlossen werden. 

Die in § 22 Absatz 5 der Landeswahlordnung ana-
log zur Bundeswahlordnung vorgesehene Möglich-
keit der Briefwahl an Ort und Stelle ist vom Gesetz-
geber als eine Ausnahmeregelung konzipiert wor-
den. Sie ist ausdrücklich nicht als vorverlagerte Ur-
nenwahl gedacht, da keine Bedingungen wie am 
Wahltag im Wahllokal bestehen und die Gemein-
debediensteten nicht die Befugnisse eines Wahl-
vorstandes haben. 

(Abgeordneter Ralph Saxe [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Deswegen werden die auch nicht ausge-
zählt!) 

Insbesondere fehlt es an der Öffentlichkeit der 
Wahl, die vom Bundesverfassungsgericht als 
Grundvoraussetzung für eine demokratische politi-
sche Willensbildung bezeichnet wird und deren 
Bedeutsamkeit auch vom Staatsgerichtshof Bre-



5918 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 40. Sitzung am 12.10.2022 und 13.10.2022 

men in seiner Wahlrechtsprechung wiederholt be-
tont worden ist. Anders als bei der Stimmabgabe im 
Wahllokal vollzieht sich die Stimmabgabe bei der 
Briefwahl vor Ort eben nicht unter den Augen der 
Öffentlichkeit, die dort nicht anwesend ist – ja nicht 
anwesend sein kann, weil die Briefwähler nicht in-
nerhalb eines bestimmten, überschaubaren Zeit-
raums bei der Gemeindebehörde von ihrem Wahl-
recht Gebrauch machen. 

Das gilt auch für die von den Antragstellern ge-
wollte Schulwahl, die sich über eine Woche erstre-
cken soll, was eine öffentliche Kontrolle des Wahl-
vorgangs durch interessierte Bürger praktisch aus-
schließt. Die Antragsteller wollen die Möglichkeit 
der Briefwahl vor Ort über die vier Briefwahlzen-
tren in Bremen und Bremerhaven hinaus in allen 
Schulen der Sekundarstufe II, und zwar nicht nur 
den dortigen Schülerinnen und Schülern, sondern 
allen Wahlberechtigten ermöglichen. Das verstärkt 
den Eindruck, dass es sich eben nicht um eine 
Briefwahl, sondern um eine vorgezogene Urnen-
wahl handelt. Die in der Antragsbegründung ver-
wendete Formulierung, dass sich die Ausführung 
des Wahlaktes bei der Schulwahl aus Sicht der 
Wählenden kaum von der konventionellen Urnen-
wahl unterscheidet, bestätigt diesen Verdacht. De 
facto findet die Urnenwahl im Land Bremen nicht 
mehr an einem einzigen Tag statt, sondern verteilt 
über den Zeitraum von einer Woche vor dem Wahl-
sonntag. 

Die Abweichung von einem einheitlichen Wahlter-
min widerspricht aber nicht nur dem Wortlaut von 
Artikel 75 Absatz 5 der Landesverfassung und § 14 
Bremisches Wahlgesetz, sondern wird in der ein-
schlägigen Literatur auch aus verfassungsrechtli-
chen Gründen verworfen. Auch wenn grundsätz-
lich alle Wahlberechtigten das Recht erhalten sol-
len, an weiterführenden Schulen in Bremen an Ort 
und Stelle an der Briefwahl teilzunehmen, so wird 
erklärtermaßen auf eine bestimmte Wählergruppe 
fokussiert, nämlich auf die der Schülerinnen und 
Schüler, und hier vor allem die Erstwähler. Diese 
Bürger – so die Begründung – machten von ihrem 
Wahlrecht signifikant weniger Gebrauch als der 
Durchschnitt der Gesamtwählerschaft. 

Nun gibt es aber weitere Gruppen, von denen be-
kannt ist, dass sie sich vergleichsweise selten an 
Wahlen beteiligen. Ein Beispiel sind eingebürgerte 
Einwanderer. Will man künftig also auch diesen 
Bürgern ein auf sie zugeschnittenes niederschwel-
liges Zusatzangebot zur Wahlteilnahme unterbrei-
ten, indem man zum Beispiel einem ethnischen 

Kulturverein die Briefwahl an Ort und Stelle er-
möglicht? Und wer entscheidet eigentlich darüber, 
in welchen Wählergruppen ein größerer Förderbe-
darf besteht als bei anderen? 

Ich kann mich des Eindrucks nicht erwehren, dass 
es den Antragstellern vor allem darum geht, bei der 
Schulwahl Jugendliche zu mobilisieren, von denen 
bekannt ist, dass sie überproportional die SPD und 
vor allem die Grünen wählen. 

(Abgeordneter Kevin Lenkeit [SPD]: Nein, das 
stimmt nicht!) 

Herr Lenkeit, Sie werden sicherlich nicht gewählt. 

Im Übrigen stellt sich die Frage, woher eigentlich 
das erforderliche Personal der Gemeindebehörde 
kommen soll, um eine den gesetzlichen Bestim-
mungen entsprechende Durchführung der Brief-
wahl vor Ort an insgesamt 40 Standorten in der 
Stadt Bremen und weiteren sieben in Bremerhaven 
durchführen zu können. Das wäre eine Verzehnfa-
chung gegenüber den heute existierenden vier 
Briefwahlzentren. Die Antragsteller beziffern die 
für diesen Zweck erforderliche Zahl von Mitarbei-
tern auf etwa 150, die wohl aus der öffentlichen 
Verwaltung kommen müssten, obwohl die jetzt 
schon völlig überlastet ist. Schon aus diesem 
Grunde halte ich das Gesetzesvorhaben für illuso-
risch. 

Insgesamt ist der Antrag unausgegoren und verfas-
sungsrechtlich höchst fragwürdig. Ich werde die-
sem deshalb nicht zustimmen. – Vielen Dank! 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Thomas Jürgewitz das 
Wort. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Es ist doch nach 17 Uhr, Herr Jürgewitz ist 
doch eigentlich schon zu Hause!) 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Frau Prä-
sidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Briefwahl ist laut Bundesverfassungsgericht 
die Ausnahme, die 10 Prozent der abgegebenen 
Stimmen nicht überschreiten soll. Sonst ist die 
Wahl aufgrund von möglichen Manipulationen o-
der Fehlern nicht legitimiert, nicht verfassungsge-
mäß. 

In Zeiten des Coronastaatstheaters hat das Bundes-
verfassungsgericht Ausnahmen von diesem 
Grundsatz zugelassen, was dazu führte, dass 
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25 Prozent, teilweise sogar mehr, der Wähler von 
der Briefwahl Gebrauch gemacht haben. Die soge-
nannte Pandemie ist aber nun zu Ende und somit 
auch die Ausnahme der Möglichkeit, Wahlergeb-
nisse signifikant zu verfälschen oder zu manipulie-
ren. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Dieser Vorwurf ist durch nichts belegt!) 

Somit ist auch Ihr Antrag verfassungswidrig, denn 
Sie wollen der Wahlmanipulation Tür und Tor öff-
nen. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Auch das ist eine Falschaussage!) 

Warum? Sie wollen auf die richtige Stimmabgabe 
der Wähler Einfluss nehmen, 

(Zuruf Abgeordneter Holger Welt [SPD]) 

die richtigen Stimmen letztlich für Sie, die Kartell-
parteien, die Angst vor Machtverlust, vor finanziel-
lem Ruin haben. Sie wollen Wahlen unter öffentli-
chem Druck, Sie wollen Wahlen wie bei Putin, in 
Nordkorea, Syrien, in der DDR oder im 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das ist absurd!) 

Nationalsozialismus, 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Dieser Vergleich ist absolut bescheuert! Die 
Wahlen in der BRD mit Nordkorea zu vergleichen! 
– Zuruf Abgeordneter Kevin Lenkeit [SPD]) 

wo die gesamte Straße mit dem ABV, mit dem Ab-
schnittsbevollmächtigten oder dem Blockwart, 
wählen ging und dieser akribisch darauf achtete, 
dass das Ergebnis auch stimmte. Dann ermittelte er 
bei 98 oder 97 Prozent, wer das schwarze Schaf 
war, das dann Repressalien zu befürchten hatte. 

Sie wollen eine klare Beeinflussung des Wählerwil-
lens. Bereits in der Schule betreutes, kollektives 
Wählen wie in der DDR, hier von Schülern. Was 
aber machen Sie, wenn drei oder fünf dieser Schü-
ler oder gar 

(Zuruf SPD) 

30 oder 50 der Schüler an einer berufsbildenden 
Schule AfD wählen, Herr Fecker? 

(Zuruf Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grünen] – Ab-
geordneter Kevin Lenkeit [SPD]: Was träumen Sie 
eigentlich nachts?) 

Was machen Sie dann? Gehen Sie dann auf die Su-
che? Stellen Sie die „Versus-Schüler“ unter Gene-
ralverdacht, Demokratiefeinde zu sein? Werden Sie 
dann, wie Merkel in Thüringen, Neuwahlen for-
dern, weil einige Schüler von Ihnen noch nicht dis-
zipliniert worden sind? 

(Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]: Das ist eine 
geheime Wahl, haben Sie das verstanden? Wir le-
ben in einer Demokratie!) 

Nun sagen Sie, gerade Sie hier: Alles Quatsch! Ich 
erinnere gerne an die SPD- und CDU-Angebote an 
Oma und Opa, diese zu den Wahllokalen zu führen 
und dadurch zu ermöglichen, dass diese ja richtig 
wählen. Ähnliches passierte auch in Altenheimen 
und passiert weiter. 

Gerade die Ausführungen von Herrn Lenkeit 

(Zuruf Abgeordneter Kevin Lenkeit [SPD]) 

und auch vom Kollegen Saxe, ja, genau diese be-
stätigen das. 

Fazit: 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Die Rede war schon vorher fertig!) 

Sie wollen Jugendliche und Heranwachsende be-
einflussen, manipulieren, in Kollektivhaft nehmen 
für Ihre fehlgeleitete Politik. Ihr Antrag ist schein-
heilig, und er ist vor allem durchsichtig. Er ist ver-
werflich, 

(Zuruf Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die 
Grünen]) 

er ist undemokratisch, er ist verfassungswidrig. 
Wenn der Staatsgerichtshof hier in Bremen das bil-
ligen sollte, was ich nicht glaube, dann müssten 
alle Wahlrechtskommentare umgeschrieben wer-
den. 

Machen Sie also endlich eine bessere Politik für das 
deutsche Volk, 

(Lachen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 
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dann gehen diese auch zur Wahl, und nicht nur 
50 Prozent. Letztendlich sind Sie dafür verantwort-
lich. Unsere Wähler kommen und stimmen auch für 
uns ab. – Danke schön! 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Professor Dr. Hilz das 
Wort, aber ich gehe gleich, nachdem ich das ge-
prüft habe, noch einmal auf Sie, Herr Jürgewitz, 
ein. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Zuhörende, 
meine lieben demokratischen Kolleginnen und 
Kollegen! 

(Beifall FDP, CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Demokratie ist auch, wenn man das aushält, was 
Verfassungsfeinde hier vom Rednerpult aus von 
sich geben, weil sie tatsächlich in geheimen, glei-
chen Wahlen 

(Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]: Verfas-
sungsfeinde!) 

in die Bürgerschaft gewählt worden sind. 

(Beifall FDP, CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Mehr möchte ich dazu gar nicht sagen, sondern auf 
die beiden Anträge eingehen. Wir haben uns, wie 
Sie gesehen haben, sehr gern dem ersten Antrag 
angeschlossen, „Ausweitung der Briefwahllokale“, 
also der Briefwahl vor Ort mit direkter Möglichkeit 
der Stimmabgabe, das weiter in die Fläche zu brin-
gen. Das ist bisher möglich, das war auch vor 
Corona möglich. Das wird auch weiter möglich sein 
und auch die Zeiten sollen ausgeweitet werden, so-
dass auch am Samstag die Stimmabgabe möglich 
ist. 

Ich sage bewusst, das ist ein kleiner Baustein für 
die Erhöhung der Wahlbeteiligung, es den Men-
schen einfacher zu machen zu wählen, den Bedürf-
nissen der Menschen, die ja uns wählen, die ja die-
ses Parlament tragen, ihnen die Möglichkeit zu ge-
ben, einfacher ihre Stimme abzugeben – –. Das ist 
der erste Punkt und da sind wir sehr gerne dabei 
und haben uns dem Antrag angeschlossen. 

(Beifall FDP) 

Der zweite Antrag, der ist etwas komplexer. Wir 
haben durchaus Sympathien für das Vorhaben, 
Schülerinnen und Schüler möglichst früh an unser 

demokratisches Wahlsystem heranzubringen, auch 
die Möglichkeit der Wahl zu eröffnen. Ich habe in 
der Mittagspause noch eine Schulklasse besucht, 
es waren ja auch heute wieder mehrere Schulklas-
sen da, die sich den Parlamentsablauf angeguckt 
haben, und ich freue mich immer, wir freuen uns 
als Freie Demokraten immer, wenn sie sich den 
Austausch mit dem Parlament, mit den Abgeordne-
ten aussuchen und auch in der Schule das entspre-
chend vorbereiten. Das ist gut und das ist ein gro-
ßer Fund auch für das Tragen dieses Parlamentes 
durch die Bevölkerung draußen, durch die Schüle-
rinnen und Schüler. 

Aber, ich bin ja nun auch Mitglied gewesen, Herr 
Saxe hat ihn angesprochen, des Wahlausschusses 
in der letzten Legislaturperiode. Ich habe mir na-
türlich den Bericht rausgesucht, das ist die Druck-
sache 19/2185, für diejenigen, die das noch mal 
nachgucken wollen. Daraus möchte ich Ihnen kurz 
zitieren, da steht es auf Seite 4, Zitat Anfang: „In 
den Anhörungen und Stellungnahmen wurde deut-
lich, dass neben der Bundeswahlleiterin auch die 
Bremer Exekutive“, der Senator für Inneres, 
„rechtliche Vorbehalte gegen diese verlängerte 
Briefwahl an Schulen vorträgt. Im Wesentlichen 
sind es diese“, den ersten überspringe ich, der 
zweite heißt, der ist entscheidend, „es könnte nicht 
ausgeschlossen werden, dass im Klassen- und Jahr-
gangsverband Druck dahingehend ausgeübt 
werde, ein bestimmtes Stimmverhalten auszuüben. 
Hierzu reiche es auch, dass überhaupt Druck im so-
zialen Verband dahingehend ausgeübt würde, 
wählen zu gehen. Der Wahlgrundsatz der freien 
Wahl gehöre es auch, frei zu entscheiden, über-
haupt seine Stimme abzugeben.“ 

Das ist das verfassungsrechtlich Bedenkliche an Ih-
rem Entwurf, den Sie haben, denn Sie schreiben, 
das zitiere ich auch noch mal, damit das im Zusam-
menhang deutlich wird, in § 29a, Absatz 3, den Sie 
uns hier vorlegen zur Abstimmung: „Die Schulen, 
an deren Standorten Schulwahlstellen eingerichtet 
sind, sollen ihren Schülerinnen und Schülern, so-
weit schulische Notwendigkeit nicht entgegen-
steht, einmalig während der Unterrichtszeit Gele-
genheit zur Stimmabgabe geben.“ Das insbeson-
dere ist noch ein weiterer Grund aus unserer Sicht, 
hier die Verfassungsmäßigkeit anzuzweifeln, denn 
dadurch wird natürlich ein sozialer Druck zur 
Stimmabgabe ausgeübt. 

Deswegen haben wir uns entschieden, dieses An-
sinnen – –, auch wenn wir die Idee mittragen. Die 
Idee ist ja durchaus richtig, aber sie muss verfas-
sungsrechtlich sicher sein und wir erwarten nicht, 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/2185
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dass dieses Gesetz der Prüfung des Staatsgerichts-
hofes standhalten wird. Deswegen werden wir an 
dieser Stelle bereits diesen Gesetzesentwurf ableh-
nen, meine Damen und Herren! Beim ersten An-
trag sind wir dabei. 

Noch ein Wort zur Wahlbeteiligung. Es ist gut, ei-
nen attraktiven, spannenden Wahlkampf zu füh-
ren, Unterschiede unserer Parteien, die hinter un-
seren Fraktionen stehen, deutlich zu machen, auch 
mit Leidenschaft für die verschiedenen Positionen 
zu kämpfen. Ich glaube, das ist der größte Beitrag, 
um die Wahlbeteiligung zu erhöhen. 

(Glocke) 

– Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Herr Professor 
Dr. Hilz, erlauben Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten – –. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hilz [FDP]: Ich bin am 
Ende meiner Rede, deswegen nein!) 

Okay. 

Abgeordneter Peter Beck (BIW): Kann ich bitte 
eine Kurzintervention machen? 

(Zurufe SPD, Bündnis 90/Die Grünen: „Frau Präsi-
dentin!“) 

Frau Präsidentin? 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Sehr gerne! Sie 
haben eineinhalb Minuten. – Bitte schön! 

Abgeordneter Peter Beck (BIW): Danke schön! Ich 
möchte von Herrn Hilz ganz gerne wissen, wen er 
in seiner Rede als Verfassungsfeind bezeichnet. 
Danke schön! 

(Zurufe SPD: Das ist eine Frage, keine Kurzinter-
vention!) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Herr Beck, das 
war eine Frage, die hat Herr Hilz vorhin verneint. 
Nach unserer Geschäftsordnung sieht eine Kurzin-
tervention etwas anderes vor. Das will ich jetzt da-
bei belassen. 

Ich möchte mich aber jetzt nach der Prüfung an Sie, 
Herr Jürgewitz, wenden. Sehr geehrter Herr Jürge-
witz, Sie haben in Ihrer Rede die Formulierung ge-
wählt, „Sie wollen Wahlen wie bei Putin, Wahlen 
wie in Nordkorea“ verwendet und darüber hinaus 
auch den anderen Parteien demokratiefeindliche 
Bestrebungen unterstellt. Diese Formulierung ent-
hält eine beleidigende Meinungsäußerung. Ich 
rufe Sie gemäß § 52 Absatz 2 Satz 3 der Geschäfts-
ordnung wegen Verletzung der Würde und Ord-
nung des Hauses nachträglich zur Ordnung. Ich 
weise darauf Sie hin, dass ich Ihnen gemäß § 53 der 
Geschäftsordnung nach einem erneuten Ord-
nungsruf in derselben Sitzung das Wort entziehen 
kann. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE – 
Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]: Frau Präsi-
dentin, Sie haben von Geschichte keine Ahnung!) 

Als nächster Redner hat der Abgeordnete Klaus-
Rainer Rupp das Wort. 

Abgeordneter Klaus-Rainer Rupp (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin, verehrte Anwesende! Mir ist 
noch mal wieder klargeworden, dass Parteien, die 
finden, dass sie zu wenig gewählt werden, 

(Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]: Das sagt 
der Richtige!) 

und antidemokratische Grundhaltungen haben, 
dass die dazu neigen, Stimmen, die nicht für sie ab-
gegeben werden, in irgendeiner Weise als falsche 
Stimmen oder unter manipulativen oder repressi-
ven Bedingungen abgegebene Stimmen zu dekla-
rieren. Ich bin ziemlich sicher, dass – –. 

(Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]: Das sagen 
auch die Kommunisten!) 

Okay. 

(Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]: Stalin 
lässt grüßen!) 

Es gibt einen Unterschied zwischen Menschen von 
der AfD und mir: Ich habe aus den Fehlern der Ver-
gangenheit gelernt. 

(Beifall – Zuruf Abgeordneter Thomas Jürgewitz 
[AfD]) 

Wir diskutieren zwei Anträge. Der erste Antrag 
möchte gerne, dass Bürgerschaftswahlen an meh-
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reren Orten an Ort und Stelle als Briefwahl vollzo-
gen werden können. Das ist überaus vernünftig 
und notwendig und sollte eigentlich schon längst 
gelebte Praxis sein. Das soll jetzt zur nächsten Wahl 
eingeführt werden, das ist einfach notwendig, 
praktisch und dazu gibt es kaum was zu sagen. 

Ein zweiter Antrag beschäftigt sich mit der Frage: 
Kann man zum Beispiel an weiterführenden Schu-
len noch mehr Wahllokale einrichten, in denen 
Briefwahl vor Ort gemacht werden kann? Auch das 
ist ein wahrscheinlich vernünftiger Ansatz. Das 
muss nur noch mal geprüft werden, denn es gibt 
offensichtlich – das habe ich offen gesagt nicht 

(Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]: Das mer-
ken Sie aber spät!) 

so genau verstanden – Vorschriften im Wahlrecht, 
dass Wahlen diskriminierungsfrei und nicht beein-
flusst und sonst was durchgeführt werden müssen. 
Ob das an Schulen so ist, weil man da eine beson-
dere Gruppe von Wähler:innen anspricht, muss 
man prüfen. Ansonsten finde ich es eigentlich auch 
in Ordnung, das zu machen. 

Wir werden damit aber möglicherweise zwei Dinge 
nicht grundsätzlich lösen. Ich befürchte fast, dass 
eine niedrige Wahlbeteiligung nur zu einem gerin-
gen Teil auf nicht vorhandene Gelegenheiten zur 
Wahl zurückzuführen ist, sondern ich spüre tat-
sächlich in meinem Umfeld eine Form von Politik-
verdrossenheit, die mich einschließt. 

Oft sagen mir Menschen: „Nützt das was, was du 
da machst? Hilft das in irgendeiner Weise?“ Das 
nehme ich sehr ernst, weil es tatsächlich sagt – –. 
Daran haben bestimmte Formen von Verschwö-
rungstheorien und populistischem Unsinn einen 
Anteil, aber manchmal auch die Art und Weise, 
auch meiner eigenen Partei, wie wir hier leben, Po-
litik machen. Wir müssen konstatieren, dass wir 
uns möglicherweise von einigen Wählerinneren 
und Wählern schon ein Stück weit entfernt haben. 
Das lösen wir nicht mit mehr Wahllokalen und 
Briefwahl vor Ort. 

Deswegen bin ich überzeugt davon, dass wir uns 
über die Frage „Brauchen wir einfach mehr Wahl-
lokale?“ hinaus Gedanken machen müssen, wie 
wir diese grundsätzliche Frage in den Fokus neh-
men. Die Tatsache, dass die Wahlbeteiligung stadt-
teilmäßig unglaublich unterschiedlich ist und in 
Stadtteilen, in denen Menschen unter prekären Be-
dingungen wohnen, noch niedriger ist als an-
derswo, sollte uns auch zu denken geben. 

Ich will das nur ansprechen, denn ich finde die bei-
den Vorschläge gut und richtig, ich gebe mich aber 
nicht der Illusion hin, dass sich die Wahlbeteiligung 
dann von 50 auf 85 Prozent steigern lässt. Da müs-
sen wir noch ein paar andere Sachen machen, und 
ich glaube, wir müssen auch viel tun, damit Demo-
kratie so, wie wir sie wollen, in Wert gesetzt und 
auch wertschätzt wird. – Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Marco Lübke das Wort. 

Abgeordneter Marco Lübke (CDU): Frau Präsiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, in der Analyse sind wir uns alle einig, näm-
lich dass die Wahlbeteiligung zu niedrig ist bei ei-
nigen Wahlen. Wenn zum Beispiel nur 50 Prozent 
der Menschen, die wählen gehen dürfen, auch tat-
sächlich ihre Stimme abgeben, ist das viel zu wenig 
und tut der Demokratie insgesamt nicht gut. Des-
wegen ist es auch folgerichtig, dass man sich mit 
den Gründen und mit der Ursache wie in einem 
Ausschuss auseinandersetzt, um eine Strategie zu 
entwickeln und Lösungsansätze zu finden, um die-
sem negativen Phänomen entgegenzuwirken. Des-
wegen sollten alle Demokraten in diesem Haus ein 
großes Interesse daran haben, dass wir diese Wahl-
beteiligung steigern, meine Damen und Herren! 

(Beifall CDU) 

In diesem Antrag wird davon ausgegangen oder 
sich darauf fokussiert, die faktischen oder empfun-
denen Barrieren durch wahlorganisatorische Maß-
nahmen zu senken. Ich möchte aber auf ein paar 
Punkte eingehen, das geht in die Richtung, was der 
Kollege Rupp eben gesagt hat: Wenn man sich die 
Faktorenanalyse der Forschung und Wissenschaft 
anschaut – und da gibt es ja erhebliche Ähnlichkei-
ten bei den verschiedenen Forschungen –, dann 
gibt es im Prinzip drei Faktoren, ich sage mal, der 
Dimensionen, die den Nichtwahlmotiven zugrunde 
liegen. 

(Präsident Frank Imhoff übernimmt wieder den 
Vorsitz.) 

Der erste Faktor bezieht sich konkret auf Parteien 
und Politiker und zeichnet ein Bild politischer Ent-
fremdung gekoppelt mit dem Gefühl, dass Politik 
nicht auf die eigenen Bedürfnisse eingehe. Der 
zweite Themenkomplex beinhaltet konkret Kritik 
an Parteien, wobei Nichtwahl als Denkzettel in 
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Form eines Protestes gesehen wird. Es geht letzt-
lich darum, der Partei einen Denkzettel verpassen 
zu wollen, zum anderen ihre bisherige Partei nicht 
mehr wählen zu wollen und man will den Parteien 
zeigen, dass es so wie bisher nicht weitergeht. 

Der dritte Faktor beschreibt den zufriedenen Nicht-
wähler, der nicht zur Wahl geht, weil etwa die Aus-
gangslage seiner Partei komfortabler und er gene-
rell mit allem zufrieden sei. Ich möchte das deswe-
gen nur erwähnen, weil ich glaube, dass das auch 
Probleme sind, die wir unabhängig von diesem An-
trag nicht aus den Augen lassen dürfen und uns 
auch damit beschäftigen müssen, meine Damen 
und Herren. 

Kurzum, zu diesem Antrag oder zu diesen Anträ-
gen wird ja nun gefordert, in der Landeswahlord-
nung die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass 
dort Wahlberechtigte eine Woche vor dem Wahl-
termin ihre Stimme abgeben können. Insofern wird 
natürlich nur ein kleiner Teil dieses Problems be-
reits angesprochen, nämlich dass man gerade jün-
gere Menschen einfacher anspricht und Hürden 
abbaut. Das unterstützen wir als CDU-Fraktion 
ausdrücklich. 

Ich möchte aber trotzdem auf ein paar Bedenken 
eingehen, die eben auch schon genannt worden 
sind: Ich glaube, die praktischen Bedenken sind 
nicht von der Hand zu weisen. Ich finde, wir sollten 
sie auch ernstnehmen. Darauf hat der Landeswahl-
leiter ja auch eindrücklich hingewiesen, aber auch 
mit diesen verfassungsrechtlichen Bedenken müs-
sen wir uns auseinandersetzen. Ich glaube, eine 
immer größere Ausweitung der Briefwahlmöglich-
keit ist ja am Anfang der Verfassung auch nicht so 
gewollt gewesen. Ich glaube, das sind Punkte, die 
müssen wir alle irgendwie so hinbekommen, dass 
es dann auch der Verfassung standhält. 

Ich glaube, in Zukunft müssen wir auch darauf ach-
ten, ob diese neue Regelung hilfreich, praktikabel 
ist und ob sie auch genutzt wird. Es wurde eben 
auch schon angesprochen: Es muss natürlich aus-
geschlossen werden, dass Druck auf Schüler aus-
geübt wird, und dann muss man sich ehrlicher-
weise eingestehen, das hat sich so nicht bewährt, 
da müssen wir nachbessern. Ich finde, darauf müs-
sen wir auch ein Auge haben. 

Meine Damen und Herren, wir als CDU-Fraktion 
werden den beiden Anträgen zustimmen. Ich bin 
nicht sicher, ob wir oder dass wir durch diesen An-
trag die Wahlbeteiligung spürbar steigern werden, 
weil das Problem ehrlicherweise viel komplexer ist. 

Auch wenn es nur ein kleines Puzzlestück ist und 
wir es aber schaffen, ein paar mehr junge Men-
schen zur Stimmabgabe zu bewegen, ist es eine 
gute Sache, und deshalb werden wir die Anträge 
unterstützen. 

(Beifall CDU) 

Eine letzte Anmerkung noch: Wenn wir diesen 
Schritt machen und er sich am Ende des Tages be-
währt hat, dann sollten wir auch überlegen, ob wir 
diesen neuen Weg, den wir gehen, zum Beispiel 
auch auf Sportvereine oder Kirchengemeinden 
übertragen können, 

(Beifall SPD) 

weil ich glaube, ich bin da auch eher derjenige, so 
wie der Kollege Lenkeit, der sonntags zur Wahl-
urne geht, aber ich glaube, in der heutigen Gesell-
schaft müssen wir neue Wege gehen, die die Wäh-
ler ansprechen. Deswegen glaube ich, dass wir, 
wenn sich das bewährt hat – das werden wir dann 
noch sehen – diese Möglichkeit für Menschen – wie 
gesagt, es sind nur Beispiele – in Sportvereinen o-
der Kirchengemeinden, wo viele Menschen zusam-
men sind, dass wir dort auch etwas anbieten. Inso-
fern, ich bin gespannt, und wir unterstützen diese 
Anträge. – Herzlichen Dank! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Meine Damen und Her-
ren, bevor ich den nächsten Redner aufrufe, 
möchte ich noch etwas hier von mir geben. Und 
zwar, sehr geehrter Herr Abgeordneter Jürgewitz, 
Sie haben eben den Ordnungsruf der Präsidentin, 
den Sie erhalten haben, mit den Worten kommen-
tiert: „Frau Präsidentin, Sie haben von Geschichte 
keine Ahnung!“ sowie „Stalin lässt grüßen!“ Diese 
Formulierung enthält erneut beleidigende Worte, 
und Sie haben mit dem Verhalten den ordnungsge-
mäßen Sitzungsablauf damit gestört. Ich rufe gegen 
Sie deswegen gemäß § 52 Absatz 2 und 3 der Ge-
schäftsordnung wegen Verletzung der Würde des 
Hauses erneut einen Ordnungsruf auf. 

Ich weise Sie darauf hin, dass Sie die Ordnungsrufe 
dieses Hauses nicht zu kommentieren haben, und 
ich weise darauf hin, dass ein erneuter Ordnungs-
ruf für Sie zum Ausschluss des heutigen Tages hier 
führen kann. – Danke schön! 

(Beifall – Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 
90/Die Grünen]: Er macht schon Feierabend!) 
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Als nächster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Heinrich Löhmann. 

Abgeordneter Heinrich Löhmann (L.F.M.): Sehr 
geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Anwesende! 
Die beiden Anträge sollen, ich sage mal, den Wäh-
ler an die Politik bringen. Ich glaube, unsere Auf-
gabe ist es, die Politik so zu gestalten, dass der 
Wähler sich wieder für die Politik interessiert. Hier 
ist eine Parallelgesellschaft entstanden – nicht von 
Migranten oder was, sondern die Parallelgesell-
schaft ist die Politik und das Volk. Da müssen Sie 
sich mal wirklich alle Gedanken drüber machen. 
Der Bürger kommt nicht zur Wahl, weil die Bürger 
sich nicht mehr mit der Politik identifizieren. 

Gerade SPD und CDU, Sie interessieren sich ja 
nicht mal mehr für die Mitglieder, Sie interessieren 
sich nur für Ihre Delegierten. Sie machen Politik 
von oben nach unten. Wie gesagt, 

(Zurufe CDU – Unruhe) 

wenn Sie etwas wollen, machen Sie es für das Volk 
interessant und machen Sie Politik, die das Volk 
will. Dann kommen die Leute auch wieder zum 
Wählen. – Vielen Dank! 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort Senator Mäurer. 

Senator Ulrich Mäurer: Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wenn ich mich dun-
kel erinnere, sind wir seit 2017 mit diesem Thema 
befasst. Am Anfang der Debatte stand eine Studie 
der Bertelsmann-Stiftung, die habe ich noch in Er-
innerung. Das Thema „Wahlbeteiligung erhöhen“, 
ja, es hat nichts an seiner Aktualität verloren. Die 
Ergebnisse auch in andere Bundesländern zeigen 
uns, dass wir uns etwas überlegen müssen. 

Sie haben zwei Vorschläge gemacht, die ich kurz 
kommentieren möchte. Der erste Vorschlag, also 
die Zahl der Briefwahlausgabestellen zu erhöhen, 
da würde ich sagen, das ist ein Selbstläufer. Wir ha-
ben wie gesagt heute „An der Weide“ in Bremen, 
in Vegesack, glaube ich, ist eine Einrichtung und 
eine in Osterholz. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Senator, darf ich Sie 
kurz unterbrechen? Ich bitte für die restliche Zeit, 
die wir heute noch haben, um die Konzentration 
der einzelnen Abgeordneten, damit Herr Mäurer 
seine Position darlegen kann. – Danke schön! 

Senator Ulrich Mäurer: Herzlichen Dank. Ich bin 
der Auffassung, dass Sie bereits bisher Ihre Brief-
wahlunterlagen sowohl in Vegesack als auch in Os-
terholz entgegennehmen konnten. Ich sehe Zu-
stimmung. Insofern kann ich mich beschränken auf 
drei weitere Standorte, in unserer Planung sind das 
Huchting, Obervieland und West. Das soll bei den 
Ortsämtern umgesetzt werden. Wir haben das 
schon vorbereitet, sodass Sie dieses bereits für die 
Bürgerschaftswahl nutzen können. 

Das Ganze, sage ich an dieser Stelle, hat natürlich 
seinen Preis. Es gibt eine erste Kostenschätzung, 
die liegt bei circa 105 000 Euro. Das Geld habe ich 
nicht, aber ich habe gehört, dass die Bürgerschaft 
daran denken wird, wenn wir zur Wahl schreiten 
und anschließend die Kostenrechnung präsentie-
ren. 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Provozie-
ren Sie uns nicht nachzugucken, ob wir das Geld 
finden!) 

Ich glaube, dieses Thema können wir abhaken. 

Das andere: Klar, es ist richtig, mit diesem Vor-
schlag betritt man völliges juristisches Neuland. Ich 
muss sagen, das liegt mir aber sehr, weil ich das 

(Heiterkeit SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

zur Praxis gemacht habe, immer Dinge anzufan-
gen, die bisher noch niemand gemacht hat, ins Ri-
siko zu gehen, auch das Risiko in Kauf zu nehmen, 
dass man dabei mal eine Niederlage einsteckt – in-
sofern bin ich in der Sache auf Ihrer Seite –, aber in 
diesen Fällen geht es immer um meinen Kopf. Beim 
Wahlrecht sind Sie die Betroffenen, das heißt in 
dieser Frage, wer am Ende im Juni, Juli hier sitzen 
wird, das muss man klar vor Augen haben. 

Wir kennen die Praxis: Egal ob Bundestagswahlen, 
Landtagswahlen – nachher gibt es immer Wahl-
anfechtungen. Es gibt Wahlprüfungsgerichte, die 
letztlich entscheiden, wie die Welt aussieht. Ge-
rade kann man leidvoll am Beispiel von Berlin ver-
folgen, welches Desaster man da anrichten kann. 

Deswegen ist das so eine Sache, wenn man das 
Wahlrecht ändert, und erst im Nachhinein, wenn 
man die Wahl durchgeführt hat, ein Verwaltungs-
gericht, wenn Sie alle hier wieder sitzen, mit einem 
riesigen Aufwand sagt, nein, das war es nicht, alles 
zurück auf null und von vorne wählen. Das wäre 
ein Debakel. 
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Deswegen bin ich natürlich glücklich darüber, dass 
Sie den sicheren Weg gewählt haben, dass Sie sa-
gen, wir beschließen diese Änderung nicht einfach 
in erster und zweiter Lesung, sondern wir machen 
eine Schleife, und am Ende entscheidet zunächst 
einmal der Staatsgerichtshof darüber. Das gibt uns 
die Sicherheit, denn wir haben bei der Bundestags-
wahl die Erfahrung gemacht, dass der Bundes-
wahlleiter gesagt hat, er hat große Probleme damit. 
Das kann sein, muss aber nicht sein. Insofern ist 
eine Klärung die sicherste Sache. In diesem Sinne 
würde ich dieses Verfahren weiterhin positiv be-
gleiten. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich lasse zunächst über den Antrag der Fraktionen 
der SPD, DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen und 
der FDP mit der Drucksachen-Nummer 20/1601 
abstimmen. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: L.F.M., Abgeordneter Peter Beck [BIW]) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Antrag zu. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wie hat denn Herr Jürgewitz abgestimmt? – 
Herr Jürgewitz ist wohl schon gegangen!) 

Der ist schon gegangen. 

(Abgeordneter Elombo Bolayela [SPD]: Der hat 
schon Feierabend!) 

Okay, das war eine Gegenstimme. So habe ich das 
auch empfunden. 

(Abgeordneter Peter Beck [BIW]: Ich habe vorhin 
Enthaltung verstanden!) 

Wir müssen an der Kommunikation arbeiten! 

Nun lasse ich über den Antrag der Fraktionen 
Bündnis 90/Die Grünen, der SPD und DIE LINKE 
mit der Drucksachen-Nummer 20/1602 abstimmen. 

Ich lasse hier zunächst über den Gesetzentwurf ab-
stimmen, dies ist die Ziffer 1 des Antrags. 

Wer das Gesetz in erster Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: FDP, L.F.M., Abgeordneter Peter Beck 
[BIW]) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 

Nun lasse ich über die Vorlage des Gesetzentwurfs 
an den Staatsgerichtshof abstimmen, dies ist die 
Ziffer 2 des Antrags. 

Wer der Ziffer 2 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür: CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen: FDP, L.F.M., Abgeordneter Peter Beck 
[BIW]) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Ziffer 2 des Antrags zu. 

Klimaschutzziele des Senats der Freien Hanse-
stadt Bremen  
Mitteilung des Senats vom 7. Juni 2022  
(Drucksache 20/1489) 

Dazu als Vertreter des Senats Staatsrat Enno Not-
telmann. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1601
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1602
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1489
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Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort 
des Senats Kenntnis. 

(Heiterkeit und Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, DIE LINKE) 

So, jetzt ist anscheinend – –. Herr Michalik hat sich 
nicht genug kenntlich gemacht, dass wir das hier 
oben bemerkt haben, also jetzt gibt es doch eine 
Beratung. Bitte schön, Herr Michalik, Sie haben 
das Wort! 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Also eigentlich haben Sie die Beratung schon 
geschlossen, Herr Präsident! Bei uns wäre jetzt ein 
Rückholantrag notwendig!) 

Ach, das können die Grünen doch ab. 

Abgeordneter Martin Michalik (CDU): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und 
Herren! Ich hoffe, dass ich mich umso beliebter ma-
che. 

(Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Es geht 
ums Klima!) 

Ich werde mich nicht rechtfertigen, denn ich habe 
mich gemeldet, vielleicht nicht so sichtbar, aber – –
. 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Vergessen 
Sie die Gäste nicht!) 

Genau, die Gäste habe ich auch begrüßt, aber ich 
begrüße auch Sie, Herr Günthner. Ich beginne mit 
etwas Pathos, das habe ich schon häufiger ge-
macht, und es ist so: Ich wollte diese Debatte, weil 
mir das doch wichtig ist, und ich möchte nicht, dass 
es untergeht, und das ist auch nichts, was wir mal 
eben abbügeln können, zumal wir auch noch in der 
Zeit sind, muss ich dazusagen. 

Klimaschutz ist eine globale Aufgabe, aber sie be-
ginnt – das habe ich auch schon ein paarmal gesagt 
– vor Ort. Das gemeinsame Ziel ist es, die durch-
schnittliche Erdtemperatur zu begrenzen. Auf glo-
baler Ebene betrachtet ist es das Pariser Klima-
schutzabkommen mit etwa 196 Unterzeichnern, 
das auch festgelegt hat, die Erderwärmung bis 

2050 auf unter 2 Grad zu bekommen, nach Mög-
lichkeit sogar unter 1,5 Grad. Worauf will ich hin-
aus? Das ist eine politische und auch praktische 
Aufgabe, die wir zu lösen haben. Um diese Klima-
ziele seriös im Einklang mit dem Pariser Klima-
schutzabkommen wirklich zu erreichen, bedarf es 
Verpflichtungen und vor allem auch unserer Arbeit 
vor Ort, denn das lässt sich von ganz oben nicht lö-
sen. 

Wir haben damals fraktionsübergreifend die En-
quetekommission einberufen. Warum sage ich das? 
Da gingen die Ziele auseinander. Der politische 
Wille dieser Koalition waren 80 Prozent CO2-Ein-
sparung gegenüber 1990. Diese 80 Prozent waren 
der politische Wille, während in der Enquetekom-
mission etwas anderes erarbeitet wurde. Ich sage 
das auch in der Deutlichkeit, weil bei diesen 
80 Prozent aus dem Koalitionsvertrag für uns zum 
Beispiel nicht klar war, ob Sie überhaupt das Stahl-
werk berücksichtigt haben oder nicht. An diesen 
Stellen haben Sie häufig herumgeeiert. 

Deswegen ist es auch richtig, dass wir Ihre Ziele als 
unrealistisch dargestellt haben, dass wir die En-
quetekommission initiiert haben und dass wir dann 
aber auch gemeinsam an seriösen und ernst ge-
meinten Zielen gearbeitet haben. Diese Ziele ha-
ben wir dann auch verankert. Sie können sich erin-
nern – es ist ja auch gar nicht so lange her, etwa ein 
Jahr –, dass wir bis 2030 60 Prozent gegenüber 
1990 einsparen wollen, bis 2033 85 Prozent gegen-
über 1990 und dass wir in Bremen dann im Jahr 
2038 die Klimaneutralität erreichen wollten. 

Nun hat der Senat Klimaschutzziele definiert, die 
sehr nah an denen der Enquetekommission sind. 
Trotzdem möchte ich einiges dazu sagen. Sie ha-
ben auch erst mal die Methoden gegenüberge-
stellt. Das heißt, Sie haben die Methoden aus dem 
Koalitionsvertrag der Methode aus dem Enquete-
bericht gegenübergestellt – da geht es um die 
Quellenbilanz und die Verursacherbilanz –, haben 
dann aber auch gemerkt, dass die Methode, die Sie 
im Koalitionsvertrag angewandt haben, anschei-
nend auf keine Mehrheit gestoßen ist. Es ist auch 
sehr schlüssig, dass wir dann in der Enquetekom-
mission nach der Quellenbilanz gingen und da un-
sere Ziele angesiedelt haben. 

Sie haben damals auf das falsche Pferd gesetzt. Das 
korrigieren Sie damit – das muss ich dazusagen 
und es ist an der Stelle ja auch gut –, dass Sie die 
Ziele weitestgehend – und das sage ich auch so – 
übernehmen, denn das ist nämlich eine Sache, die 
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mir aufgefallen ist: Da fehlen ein wenig die Ver-
bindlichkeiten, denn gerade bei den Sektorzielen 
weichen Sie durch gewisse Formulierungen eini-
ges auf. Das ist auch etwas, woran wir uns als CDU-
Fraktion etwas stören, und wir hoffen, dass Sie am-
bitioniert an der Umsetzung dieser Ziele arbeiten 
werden und sich nicht die Hintertür gebaut haben. 
Das merken Sie daran, dass da drauf steht „durch 
Veränderung“ oder sonst etwas. 

Sie sehen die aktuelle Lage. Wir sind jetzt mit Din-
gen konfrontiert, mit denen wir vor einem Jahr 
nicht rechnen konnten. Plötzlich fahren wir die 
Kohlekraftwerke wieder hoch. Das Stahlwerk 
soll/kann/wird vielleicht temporär runtergefahren. 
Das wirft all unsere Ziele durcheinander. Das soll 
uns aber nicht von dem Kurs abbringen, diese Ziele 
doch irgendwie als Maßgabe im Hinterkopf zu be-
halten, auch wenn sie jetzt mittlerweile etwas 
schwerer zu realisieren sind. 

(Beifall CDU) 

Ich würde Sie sehr darum bitten, dass wir auch auf 
Sicht fahren, denn das ist das Problem der Vergan-
genheit gewesen. Viele Punkte – das hat Arno 
Gottschalk mal zutreffend in einer Deputationssit-
zung gesagt – waren in der Vergangenheit einfach 
vom Zufall abhängig, und das dürfen wir nicht zu-
lassen. Wir müssen die Zahlen, auf die wir Einfluss 
haben, auch beeinflussen, damit wir diese Ziele tat-
sächlich erreichen können. Wir dürfen nichts dem 
Zufall überlassen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
der Abgeordnete Dr. Magnus Buhlert das Wort. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Es ist schön, dass nach der Enquetekommission, die 
festgestellt hat und erarbeitet hat, was möglich sein 
kann, und darüber einen Konsens hergestellt hat, 
jetzt auch der Senat in die Umsetzung einsteigt, in-
dem er sich ein eigenes Ziel setzt, denn das ist der 
politische Prozess: erst die Empfehlung der En-
quete und jetzt eben der Prozess, in dem umgesetzt 
wird. Hier ist dann die Frage, und die muss man 
sich dann immer beim Realitätscheck stellen: Hat 
sich etwas in der Zwischenzeit zwischen Empfeh-
lung und heute geändert? 

Nein, wir wollen die Ziele nicht infrage stellen, 
aber wir müssen sagen, dass die Alarmsignale, ob 

die Ziele erreichbar sind, deutlich lauter geworden 
sind, wie das generell für die Klimaziele weltweit 
gilt, weil natürlich der Krieg Russlands gegen die 
Ukraine eine Rolle spielen wird und die Frage, wie 
sich andere Staaten verhalten. Wir müssen uns 
dann auch die Frage stellen, ob wir unsere Ressour-
cen nur auf Klimaschutz oder nicht auch noch stär-
ker auf Klimaanpassung werfen müssen, weil wir 
einfach viele Klimaanpassungsmaßnahmen ma-
chen müssen, wenn es denn schlichtweg nicht 
reicht. 

Es wird nicht reichen, wenn nur wir oder nur 
Deutschland aktiv ist, sondern wir können nur Vor-
bild sein und das global einfordern, genauso wie 
wir schauen müssen, dass die Maßnahmen effizient 
sind, aber eben auch schauen müssen, dass wir an-
dere mitreißen, aber eben auch, dass wir nicht nur 
unsere Mittel einsetzen, sondern dass wir viele Mit-
tel von außen einwerben, um diese Klimaziele zu 
erreichen, denn ohne die Mittel von außen wird es 
nicht gelingen, unsere Klimaschutzziele zu errei-
chen. 

Ein Szenario wollen wir alle nicht: dass wir durch 
Rezession, Schließen der Stahlwerke und anderer 
Industrien unsere Klimaziele erreichen. Das ist 
nicht Ziel. Ziel muss es sein, unseren Industrie-
standort klimaneutral zu machen, das heißt im 
Sinne der Definition, dass 95 Prozent der Treib-
hausgase gegenüber vorindustrieller Zeit eben 
nicht mehr entstehen, bewusst auch so gesagt, weil 
das Restliche sehr aufwendig wäre. Da ist es dann 
ehrlich gesagt einfacher, das durch entsprechende 
Technologien wieder aus der Luft herauszuholen, 
als zu sagen, wir vermeiden das in jedem Prozess 
selbst. Das kann man nämlich dann als offenen 
Kreislauf – so würde der Naturwissenschaftler das 
bezeichnen – verstehen, und das ist sinnvoll, das an 
der Stelle einzusetzen. 

(Beifall FDP) 

Wir haben im Controllingausschuss – also im 
Klima-Controllingausschuss, man muss das ja jetzt 
differenzieren – lange darüber gestritten, was denn 
jetzt die einzelnen Maßnahmen des Senats sind. 
Das haben wir heute noch nicht. Darauf warten wir. 
Das ist für uns sehr interessant, zu wissen, was 
denn wie geschehen wird – „Maßnahmeneffizienz“ 
habe ich eben als Wort gesagt –, denn eines ist doch 
klar: Im Ziel sind wir uns einig – das ist bei politi-
schen Auseinandersetzungen häufig so –, der Weg 
ist aber der umstrittene Punkt. 
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Wir haben in Bremerhaven bei einer Debatte über 
Push- und Pull-Maßnahmen und wie die richtige 
Dosis ist, gestritten. Wir werden hier auch feststel-
len, dass wir alle einig sind, dass man mehr Solar 
braucht. Die Frage der Solarpflicht haben wir dann 
schon diskutiert. Wir hatten die Frage des Parkens, 
die diskutiert wurde, und die Frage des Autover-
kehrs bis hin zur Frage, ob die Menschen freiwillig 
auf Fleischkonsum verzichten können und das 
auch tun werden, oder ob man ihnen das vorschrei-
ben muss. 

(Zuruf Abgeordneter Philipp Bruck [Bündnis 
90/Die Grünen]) 

All diese Diskussionen haben wir geführt und wer-
den sie weiterführen. Insofern freuen wir uns da-
rauf, freuen uns aber erst mal, dass wir diesen 
wichtigen Schritt hier zur Kenntnis nehmen kön-
nen. Ansonsten, wie gesagt, wird es weiter eine 
Auseinandersetzung darüber geben müssen – denn 
sonst sind die Maßnahmen am Ende auch nicht gut 
–, was die besten Maßnahmen sind, und da wird es 
eben den Streit zwischen Regierung und Opposi-
tion geben, denn nur dann gelingt es, diese Pro-
zesse zu optimieren. Insofern, lieber Herr Staatsrat, 
sind wir gespannt auf die Tabellen, die einzelnen 
Maßnahmen und Vorschläge. Darauf warten wir 
alle dringend. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
der Abgeordnete Ingo Tebje das Wort. 

Das ist so. Wenn der Arm zuckt, ist man dran. 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Die Gäste sind schon nach Hause gegangen, 
aber wir wollen dank Herrn Michalik doch noch 
kurz über die Klimaschutzziele sprechen. Insofern 
will ich es auch kurz machen und nur ganz kurz auf 
Sie eingehen, Herr Michalik. Wir machen hier den 
nächsten Schritt bei der Umsetzung der gemeinsam 
verabredeten Ziele der Klima-Enquete, das ist ge-
rade auch von Herrn Dr. Buhlert entsprechend ho-
noriert worden. 

Ich will noch mal auf das eingehen, was Sie mit den 
60 Prozent gesagt haben. Ja, es ist richtig, wir ha-
ben durch die Klima-Enquete auch festgestellt, 
dass wir es tatsächlich ganz real nicht so schnell 
schaffen, wie wir uns das als Koalition zum Anfang 
vorgestellt haben. Ich glaube, das war ein guter 
Prozess. Wir haben aber momentan die Schritte auf 

den Weg gebracht, jetzt in die Umsetzung zu ge-
hen. 

Ich weiß, dass wir im Frühjahr darüber diskutiert 
haben, was die Übernahme der Ziele angeht, des-
wegen verstehe ich Ihren Einwand auch nicht so 
ganz. Da haben wir gesagt, man muss immer ziel-
gerichtet angucken, 

(Abgeordneter Martin Michalik [CDU]: Das hat 
sehr lange gedauert!) 

wie man Maßnahmen bestmöglich umsetzt und wie 
man sie auch anpasst. Eben gerade haben Sie doch 
genau das eingefordert. Im Frühjahr, da haben Sie 
noch gesagt: Nein, das muss eins zu eins so umge-
setzt werden, egal, wie sich die Situation ändert. 

Ich glaube, wir machen genau das Richtige, wir 
halten an den Zielen fest, und, Herr Dr. Buhlert, 
nein, ich sehe das nicht so, dass wir die Ziele wegen 
der veränderten Rahmenbedingungen entspre-
chend anpassen müssen, sondern die veränderten 
Rahmenbedingungen machen die Ziele ja noch mal 
viel wichtiger und viel drängender, was die Um-
stellung und das Erreichen unserer Ziele angeht. 

(Beifall DIE LINKE) 

Die Umsetzung werden wir jetzt entsprechend vor-
legen, und jetzt will ich es dabei auch belassen, 
weil wir ja Feierabend machen wollen. Bis dann. – 
Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
der Abgeordnete Philipp Bruck das Wort. 

Abgeordneter Philipp Bruck (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleg:in-
nen! Der Senat hat sich für die Klimaschutzziele der 
Enquete entschieden, die wir heute hier zur Kennt-
nis nehmen werden, er hat aber auch – –. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Da war 
er gut beraten!) 

Da war er gut beraten von uns, genau. Er hatte aber 
auch eine andere Möglichkeit, das ist auch Teil der 
Vorlage, nämlich das ifeu-Gutachten, das hatten 
wir in der Enquete schon diskutiert. 

Es lohnt sich ein Blick in dieses ifeu-Gutachten, um 
zu gucken, welche Ziele wir hier festlegen und wie 
man zu Zielen kommen kann. In dem Gutachten ist 
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die Unterscheidung gemacht in einerseits Top-
down-Ziele und andererseits Bottom-up-Ziele. 
Man hat ausgerechnet, man guckt, was man sich 
an Maßnahmen vorstellen kann, wie viel Prozent 
man damit einsparen kann, das ist Bottom-Up. Da-
bei kam nicht so viel raus. 

Es gab einen zweiten Ansatz, Top-down: Man hat 
ein übergeordnetes Ziel, nämlich das Pariser Kli-
maschutzabkommen, und dann guckt man: Was 
muss ich schaffen, um das Pariser Klimaziel einzu-
halten? Was muss ich dafür in Deutschland, in Bre-
men schaffen? Was für Szenarien kann ich mir in 
diesem Zusammenhang vorstellen, und was brau-
che ich am Ende für Maßnahmen? 

Angesichts von planetaren Grenzen, die die Klima-
krise uns nun mal vorgibt, ist der einzig richtige 
Ansatz dieser Top-down-Ansatz. Insofern, zu der 
Frage, ob wir auf das falsche Pferd gesetzt haben: 
Das kann man, glaube ich, deutlich zurückweisen. 
Die Idee, einen Top-down-Ansatz zu machen, aus 
dem Pariser Klimaschutzziel ein bremisches Ziel 
abzuleiten, ist genau die richtige. 

Streng genommen ist auch nur ein Budgetansatz 
genau das Richtige, und es ist bedauerlich, dass es 
uns in der Enquetekommission nicht gelungen ist, 
uns damit durchzusetzen, dass wir genau so einen 
Ansatz verfolgen. Richtig wäre es gewesen, weil 
genau das die planetaren Grenzen respektiert, die 
der Maßstab sein müssen, wenn wir Klimaziele de-
finieren. 

Trotzdem ist es gut, dass wir diese Klimaziele in der 
Enquete definiert haben und dass wir sie immerhin 
auch durchgerechnet und abgeglichen haben. Wir 
haben immerhin einen Abgleich gemacht: Was 
schaffen wir mit unseren Maßnahmen? Passt das 
ungefähr? Das, was da rauskommt, haben wir hier 
im Februar schon mal diskutiert, aber weil es noch 
nicht erwähnt wurde, allerdings bedeutend ist, will 
ich die wichtigsten Punkte noch einmal wiederho-
len. 

Wir haben – –. Ich höre ein Aufstöhnen, aber man 
muss sich das bewusst machen, und ich habe das 
Gefühl, wir machen uns das nicht – –. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Ich habe nichts gesagt! – Abgeordnete 
Sofia Leonidakis [DIE LINKE]: Es liegt nicht an 
Ihnen!) 

Nicht Sie, Frau Dr. Müller! 

Ich glaube aber, es ist einfach zentral, dass man 
sich, wenn man Klimaschutzziele beschließt, oder 
wenn wir sie hier als Haus nach Beschluss des Se-
nats zur Kenntnis nehmen, vor Augen führt: Was 
sind denn das für Klimaziele? Ist das jetzt das Non-
plusultra? 

Im Februar habe ich hier bereits festgestellt, dass 
das, was wir in der Enquete beschossen haben, ge-
rade mal ausreicht, um 1,75 Grad Erderwärmung 
einzuhalten. Wenn wir den Grundsatz der Klima-
gerechtigkeit ernst nehmen, dann haben wir mit 
diesen Zielen, die wir heute zur Kenntnis nehmen, 
keine Chance, 1,5 Grad einzuhalten. Das muss man 
sich verdeutlichen, wenn man die Politik an diesen 
Zielen ausrichtet. 

Man muss sich auch vergegenwärtigen, dass es nur 
nach der Quellenbilanz geht, das haben wir auch 
schon diskutiert. Nach der Verursacherbilanz, ins-
besondere, wenn man die global denkt, wären wir 
davon meilenweit entfernt, unter anderem, weil 
zum Beispiel der Ernährungssektor, der für die Bi-
lanz unglaublich entscheidend ist, Sektorziele ge-
funden hat, die eben nicht pariskompatibel sind. 
Das heißt, wir haben hier nicht die perfekten Kli-
maziele definiert, sondern wir haben etwas, das 
man vielleicht das absolute Minimum dessen nen-
nen kann, was man als Klimaschutzziele definieren 
kann. 

Es wäre sicherlich besser, wenn wir jede Gelegen-
heit nutzen, diese Ziele zu übertreffen, also früher 
die nötigen Treibhausgasminderungen zu errei-
chen. Trotzdem macht sich, glaube ich, niemand Il-
lusionen darüber, dass es einfach wäre, das einzu-
halten, was wir hier aufgeschrieben haben. Wir ha-
ben schon oft beschworen, dass wir dafür alle zu-
sammenarbeiten sollten. Ich bin mir nicht sicher, ob 
das bisher in der letzten Konsequenz funktioniert 
hat. Wofür ich mir das aber wünschen würde, ist für 
das, was jetzt ansteht, nachdem wir diese Ziele ha-
ben, nämlich den Prozess des Controllings. 

Wir haben den Klimacontrollingausschuss. Es ist 
super, dass es den gibt, und da müssen wir immer 
wieder die Emissionsentwicklungen im Auge be-
halten. Wenn wir feststellen, das läuft aus dem Ru-
der, dann müssen wir nachsteuern, und das muss 
in Bremen besser laufen, als es zum Beispiel auf 
Bundesebene läuft, wo zwar das Gesetz stark ist, 
wo wir aber im Bundesverkehrsministerium sehen, 
dass sich ein Ministerium diesem Nachsteuerungs-
mechanismus nicht anschließt. 
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Daraus, glaube ich, müssen wir für Bremen lernen 
und sagen, wenn wir die Klimaziele zu verfehlen 
drohen, dann muss jeder Politikbereich alles dafür 
tun, dass das wieder auf den Kurs kommt. Das ist 
auf Landesebene schwieriger, weil wir weniger 
Handlungsmöglichkeiten haben, aber es ist natür-
lich trotzdem absolut zentral. Es gilt immer abzu-
gleichen: Was kann Bremen, was kann die Kom-
mune verändern, oder was können nur der Bund 
und die EU ändern? 

Das ist das, was wir jetzt im Klimacontrollingaus-
schuss als Aufgabe haben, dieses Nachsteuern, das 
in allen Bereichen im Blick zu behalten. Ich glaube 
ehrlich gesagt, der Verkehrsbereich wird auch in 
Bremen die größte Herausforderung sein, da wir 
uns in dem Bereich schon in der Enquete nicht ei-
nig geworden sind. 

Da werden wir wohl als Erstes nachsteuern müs-
sen. Ich hoffe, das gelingt uns. Ich hoffe, es gelingt 
uns dann auch, das gemeinsam zu machen. Die Kli-
maziele, 

(Glocke) 

die wir heute hier – so eine Punktlandung mit der 
Glocke habe ich aber selten gehabt – zur Kenntnis 
nehmen, die der Senat gesetzt hat, geben, glaube 
ich, den richtigen Maßstab dafür an. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Arno Gottschalk. 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Senat 
hat die Ziele, über die wir heute bei diesem Tages-
ordnungspunkt sprechen, bereits im Juni vorge-
legt. Wir haben sie mehrfach kommentiert, und 
man muss der Ehrlichkeit halber sagen, dies ist 
eine Besprechung von Zielen, die in einen Bereich 
gehören, wo der Senat schon deutlich weiter ist. 

Es wird gegenwärtig daran gearbeitet, diese zu-
nächst skizzierten Ziele zu konkretisieren, eine Kli-
maschutzstrategie bis 2038 auszuformulieren und 
einen Klimaschutzaktionsplan zu entwerfen, der 
auch die Maßnahmen der sogenannten „Fast 
Lane“ umsetzen wird. Darüber hinaus ist der we-
sentliche Punkt, an dem jetzt gearbeitet wird die 
Frage, wie das finanziert werden soll, denn das 
wird natürlich der entscheidende Punkt sein. 

Für uns, mit Blick auf heute, ist es vielleicht inte-
ressant, zu fragen: Hat sich was geändert? So ist die 
Frage eben auch schon gestellt worden. Ich glaube, 
wir müssen zwei Dinge vor Augen haben: Das eine 
ist, wir sehen die Folgen dieses russischen Über-
falls auf die Ukraine, des Kriegs, die ganzen Ver-
werfungen im Energiebereich. Die machen all das, 
was wir in der Klimaschutz-Enquete formuliert ha-
ben, noch mal viel, viel dringender. Sie sind im 
Grunde genommen der externe Schock, der uns 
jetzt zwingt, nach vorne zu kommen, und der für 
eine neue Qualität sorgt. Das ist der erste Punkt. 

Der zweite Punkt, den wir auch sehen müssen, ist: 
Wir haben immer gedacht, mit der Finanzierung 
werden wir in Bremen gewissermaßen der Pilot 
sein, nach vorne zu gehen, einen neuen Finanzie-
rungsweg zu gehen. Jetzt sehen wir, das Saarland 
– auch ein Bundesland, das Sanierungshilfen be-
kommt – prescht nach vorne, geht in ein großes 
Transformationsprojekt und öffnet die Schulden-
bremse, geht einen Weg, der in vielen Fällen posi-
tiv kommentiert worden ist, über den man auch aus 
anderen Ländern sagt: Ja, das sind die Wege, die 
wir jetzt gehen müssen. Wir sehen im Moment 
auch, dass der Bund bei aller Rhetorik gegen wei-
tere Verschuldung einen gigantischen Schirm von 
200 Milliarden Euro aufspannt, in diesem Jahr noch 
in dem Zug, wo die Ausnahme Tatbestand ist. Das 
sind natürlich Sachen, die in der Frage der Finan-
zierung für Bremen auch ein Punkt sind, von denen 
wir sagen können: Es ermutigt, diesen Weg zu ge-
hen. 

Das zeigt uns mit Sicherheit auch, dass wir uns in 
den Begründungen sehr eng halten sollten, auch 
was aus diesem anderen Bereich kommt. Dass ge-
rade die Frage des zusätzlichen Drucks des Krieges 
in der Ukraine, des Überfalls, der Folgen, die sich 
daraus ergeben, in unseren Begründungen für das, 
was wir finanzieren wollen, aufgenommen wird. 

Insofern denke ich mit Blick darauf, wo wir jetzt 
stehen: Ich bin gespannt auf das Ergebnis des Se-
nats. Das werden wir diskutieren und das auch ein-
gehender machen. Ich bin aber gleichzeitig opti-
mistisch, dass wir in der entscheidenden Frage, wie 
finanzieren wir das dann, eine Situation haben, von 
der wir sagen können: Ja, den Mut sollen wir auf-
bringen, so sollten wir es machen, das wird klap-
pen. Davon bin ich auf jeden Fall überzeugt, und 
das ist mein abschließender Kommentar dazu für 
heute Abend. – Danke schön! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE – 
Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]: Jawohl!) 
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Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Heinrich Löhmann. 

Abgeordneter Heinrich Löhmann (L.F.M.): Herr 
Präsident, noch mal liebe Anwesenden! Ich weiß, 
dass ich keinen großen Einfluss habe, aber ich bitte 
euch alle – –. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Wir duzen uns nicht!) 

Entschuldigung, euch ist – –? Okay. Ich bitte Sie 
alle – wunderbar –, das noch mal zu überlegen. Ihr 
könnt eure Klimaschutzziele ja gerne vor Augen 
behalten, aber nach Corona mit der aktuellen Uk-
raine-Situation solltet ihr vielleicht mal überlegen 
und eine Inventur machen. 

(Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]: Sie!) 

Da sollten Sie vielleicht mal überlegen, eine Inven-
tur zu machen und diese Sachen auszusetzen, 

(Zuruf Abgeordneter Kevin Lenkeit [SPD]) 

nicht aufzuheben, aber auszusetzen. Nicht den Kli-
mawandel – –, Klimawandel kann auch Natur zer-
stören. Alles gut. – Vielen Dank! 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
Staatsrat Enno Nottelmann das Wort. 

Staatsrat Enno Nottelmann: Sehr geehrter Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Ich freue 
mich, dass es so viel Einigkeit beim Thema Klima-
schutz gibt und dass die meisten Redner anerkannt 
haben, dass das eine Gemeinschaftsaufgabe ist. 
Wie wir sie umsetzen, werden wir im Weiteren se-
hen. 

Der Senat plant am 1. November eine Befassung 
mit einem Landesprogramm, eine Klimaschutzstra-
tegie der Freien Hansestadt Bremen bis 2038 zu be-
schließen. Wir werden dem Senat im Rahmen des-
sen ein Landesprogramm Klimaschutz und einen 
Aktionsplan vorlegen und – Arno Gottschalk hat 
das eben angesprochen und deutlich gemacht – 
dazu wird es auch einen Finanzierungsvorschlag 
geben. 

Es ist aber nicht nur ein Finanzierungsvorschlag, 
sondern es wird verschiedene Finanzierungswege 
geben müssen, denn es reicht nicht aus, zusätzlich 
Geld aufzunehmen. In Zukunft geht es sicherlich 
auch darum, die Fördermittel, die die Bundes- und 
die europäische Ebene zur Verfügung stellen, in 

diesen Prozess einzubringen und auch andere Fi-
nanzierungsformen zu nutzen, um die Ziele, die 
sich der Senat gesetzt hat und die auf der Basis des 
Enqueteberichts basieren, in den folgenden Jahren 
umzusetzen, sodass wir bis 2038 bis 95 Prozent un-
serer Emissionen gesenkt haben. 

Es ist durch die Vorredner auch schon deutlich ge-
macht worden, dass der Krieg in der Ukraine dazu 
führt, dass wir Kohlekraftwerke länger laufen las-
sen und dass das eher kontraproduktiv ist. Ich 
glaube aber, dass das angesichts der Situation im 
Moment angemessen ist und dass das in den Folge-
jahren dazu führen wird, dass wir unsere Anstren-
gungen noch verstärken müssen, um das wieder 
einzuholen. Das ist der eine Punkt. 

Der andere Punkt ist: Diese Krise zeigt deutlich, sie 
wird die Transformation verstärken. Wir werden 
viel stärker über andere Technologien diskutieren, 
und wir werden das Gas als Brückentechnologie 
gar nicht so stark in den Blick nehmen, wie das ur-
sprünglich in der Diskussion war, sondern gleich 
bei den anderen Technologien einsteigen. 

Ehrgeizige Ziele waren ein Thema. Der Ausstieg 
aus der Kohleverstromung ist nur ein wenig aufge-
schoben, an vielen Stellen schon umgesetzt. Das ist 
aber weiterhin unser Ziel. Der Ausbau der erneu-
erbaren Energien muss in Bremen und Bremer-
haven – –. Wir haben es heute Morgen gehört, da 
gibt es noch ein bisschen zu tun, und über Förder-
programme müssen wir uns auch noch unterhalten. 
Ich hatte es dem Kollegen Günthner schon gesagt: 
Dazu, was hinsichtlich der Finanzierung geht und 
was nicht, gibt es noch Informationen. 

Photovoltaik – und ich glaube, da sind die Bremer-
havenerinnen und Bremerhavener mit ihrer Initia-
tive ganz sicher auf dem richtigen Weg – muss in 
den beiden Städten Bremen und Bremerhaven wei-
ter ausgebaut werden, weil das im urbanen Raum 
die erneuerbare Energie ist, die sicherlich besser zu 
nutzen ist, als wenn wir über Wind diskutieren. 
Auch da können wir durch Repowering aber noch 
Effekte erzielen. 

Die Dekarbonisierung des Stahlwerks ist ein großer 
Baustein in der Vorlage, die wir am 1. November 
beschließen werden, aber es geht auch um die 
grundsätzliche Dekarbonisierung der Wirtschaft in 
Bremen und Bremerhaven, sodass wir auch hier als 
Senat ganz gezielt – –. Das muss ich auch ganz 
deutlich sagen: Es wurden heute in verschiedenen 
Vorreden und Debattenbeiträgen Dissonanzen 
zwischen Ressorts angeführt. Selbstverständlich 
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gibt es manchmal Dissonanzen, aber am Ende eini-
gen wir uns und schaffen gemeinsame Lösungen 
für Bremen, für Bremerhaven und für dieses Bun-
desland. 

Das werden wir beim Klimaschutz genauso tun. Die 
Kolleginnen und Kollegen haben in diesem Som-
mer sehr intensiv an einer gemeinsamen Vorlage 
gearbeitet, und wir sind sehr froh über die Ergeb-
nisse und den gemeinsamen Geist, den wir da er-
zielen konnten. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Der Kollege Herr Dr. Buhlert hat eben noch gesagt, 
das Thema Anpassung an den Klimawandel wird 
uns weiter beschäftigen. Das ist ein Thema, das 
sozusagen die andere Medaille der Diskussion ist. 
Daran müssen wir weiterhin arbeiten und Anpas-
sungsstrategien entwickeln, aber der Klimaschutz 
steht an erster Stelle, und da werden wir Ihnen in 
der nächsten Zeit etwas vorlegen. Wir als Senat 
müssen diese Aufgabe mit Macht verfolgen, und 
vor allem die beiden Kommunen müssen ihren Auf-
gaben entsprechend Hausaufgaben machen und 
das auch umsetzen. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Die Aussprache ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats mit der Drucksachen-Nummer 
20/1489 Kenntnis. 

Damit sind wir am Ende der heutigen Tagesord-
nung angekommen. Ich bedanke mich für die kon-
struktiven Debatten und schließe die Sitzung. – Ei-
nen schönen Feierabend Ihnen allen! 

(Schluss der Sitzung um 18:09 Uhr) 

 

 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/1489
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Anhang zum Plenarprotokoll 

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus 
der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) vom 

13. Oktober 2022 

Anfrage 8: Bremen – Hochburg der Unterneh-
mensinsolvenzen? 
Anfrage der Abgeordneten Carsten Meyer-He-
der, Heiko Strohmann und Fraktion der CDU 
vom 8. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Wie bewertet der Senat den Umstand, dass 
das Land Bremen laut Daten des Verbandes der 
Vereine Creditreform e. V. im ersten Halbjahr 
2022 mit 77 Insolvenzen pro 10 000 Unterneh-
men nach Berlin die zweithöchste Insol-
venzquote bundesweit zu verzeichnen hat? 

2. Wie ordnet der Senat die Entwicklung der Un-
ternehmensinsolvenzen im Land Bremen im 
Hinblick auf weitere Faktoren, wie etwa der 
Rechtsform, der Unternehmensgröße, des Alters 
und des jeweiligen Wirtschaftsbereichs ein? 

3. Welche Rückschlüsse zieht der Senat daraus 
auf die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen im 
Land Bremen? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: In der hier angeführten Meldung von 
Creditreform werden die Bundesländer mitei-
nander verglichen. Der Bundesländervergleich 
ist im Hinblick auf das Insolvenzgeschehen al-
lerdings nicht aussagekräftig, da Städte auf-
grund ihrer Wirtschaftsstruktur ein höheres In-
solvenzgeschehen als ländliche Räume aufwei-
sen. In Städten gibt es mehr Gründungen, insbe-
sondere von Kleinstunternehmen und Start-ups, 
die häufiger nicht am Markt bestehen können. 
Auch sind Städte viel stärker von Dienstleis-
tungsbranchen geprägt, von denen manche sich 
durch ein deutlich überdurchschnittliches Insol-
venzaufkommen auszeichnen. Eine angemes-
sene Bewertung des Insolvenzgeschehens im 
Land Bremen müsste daher durch einen Ver-
gleich mit anderen Städten vergleichbarer 
Größe erfolgen. 

Die Daten des Statistischen Bundesamtes erlau-
ben derzeit Städtevergleiche bis zum Jahr 2020. 
Diese Daten zeigen, dass das Insolvenzgesche-
hen in den Städten Bremen und Bremerhaven 

keinesfalls ungewöhnlich ist. In Dortmund, Es-
sen oder Nürnberg, also in Städten die ähnlich 
groß wie Bremen sind, gab es in der Vergangen-
heit sogar mehr Insolvenzen als in Bremen. Be-
merkenswert ist zudem, dass das Insolvenzauf-
kommen in Bremen und Bremerhaven im ersten 
Halbjahr dieses Jahres bislang niedriger ausfällt 
als in den ersten Jahreshälften der vergangenen 
Jahre. 

Zu Frage 2: Ergänzende Daten zum Insolvenzge-
schehen in Bremen und Bremerhaven liegen ak-
tuell bis einschließlich 2021 vor. Diese Daten zei-
gen, dass das Insolvenzgeschehen in beiden 
Städten überwiegend von kleinen, jüngeren Un-
ternehmen bestimmt wurde, das heißt von Un-
ternehmen, die jünger als acht Jahre am Markt 
sind und zehn oder weniger Beschäftigte aufwei-
sen. Im Hinblick auf die Wirtschaftsbereiche 
konzentrierte sich das Insolvenzaufkommen in 
Bremen und Bremerhaven überwiegend auf das 
Baugewerbe, den Handel, die Gastronomie so-
wie die freiberuflichen und sonstigen Dienstleis-
tungen. Im Hinblick auf die Rechtsform domi-
nierten hier Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung das Insolvenzgeschehen. Diese Daten 
zeigen somit, dass das Insolvenzgeschehen in 
Bremen und Bremerhaven bis Ende des vergan-
genen Jahres keine Besonderheiten aufwies, 
sondern vielmehr den von Creditreform berich-
teten Bundesdurchschnittswerten entsprach. In-
wieweit es im aktuellen Jahr zu besonderen Ent-
wicklungen gekommen sein könnte, lässt sich 
mangels Daten derzeit noch nicht beurteilen. 
Konkrete Hinweise liegen dazu aktuell aller-
dings nicht vor. 

Zu Frage 3: Die Antworten zu den beiden ersten 
Fragen zeigen deutlich, dass das Insolvenzge-
schehen in Bremen und Bremerhaven keine Be-
sonderheiten aufweist. Insofern sieht der Senat 
hierzu auch keinen speziellen Handlungsbedarf. 
Gleichwohl ist dem Senat sehr wohl bewusst, 
dass die aktuelle gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung, allen voran die steigenden Energie-
preise, viele Unternehmen im Land Bremen vor 
große Herausforderungen stellt. Folglich kann 
derzeit nicht ausgeschlossen werden, dass es im 
Verlauf der nächsten Monate auch im Land Bre-
men vermehrt zu Insolvenzen kommen könnte. 
Der Senat setzt sich daher intensiv dafür ein, 
dass die angelaufenen und weiter angekündig-
ten Hilfsmaßnahmen des Bundes auskömmlich, 
effektiv und schnellstmöglich umgesetzt wer-
den. 
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Anfrage 9: „Gesundheitskioske“ im Land Bre-
men? 
Anfrage der Abgeordneten Rainer Bensch, 
Heiko Strohmann und Fraktion der CDU 
vom 8. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Unterstützt der Bremer Senat die Initiative des 
Bundesgesundheitsministers zur Einrichtung 
von sogenannten Gesundheitskiosken und wie 
viele solcher sind in den Städten Bremen und 
Bremerhaven geplant? 

2. Wie setzt der Senat die Bundesvorgabe zur Fi-
nanzierung der Gesundheitskioske um, wonach 
diese niedrigschwelligen medizinischen Versor-
gungsangebote in sozial benachteiligten Gebie-
ten zu 75 Prozent über die gesetzliche Kranken-
versicherung, zu 5 Prozent über die private 
Krankenversicherung und zu 20 Prozent mit 
kommunalen Mitteln finanziert werden sollen? 

3. Wie und in welcher Größenordnung sollen 
Pflegekräfte für dieses Vorhaben in Verantwor-
tung von Kommunal- und Landespolitik in den 
Städten Bremen und Bremerhaven gewonnen 
werden angesichts eines sowieso schon eklatan-
ten Fachkräftemangels im Gesundheitswesen? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Die Initiative des Bundesministeri-
ums für Gesundheit, BMG, zur Einrichtung von 
„Gesundheitskiosken“ wird vom Senat mit Inte-
resse verfolgt. Zurzeit gibt es außer ersten gro-
ben „Eckpunkten“ jedoch noch keine hinrei-
chende Informationsgrundlage zur Beurteilung 
des Vorhabens und zu konkreten Auswirkungen 
auf die Kommunen im Land Bremen. 

Der Senat verfolgt seit Jahren die Zielrichtung, 
vulnerablen Personengruppen in gesundheitlich 
benachteiligten Quartieren einen verbesserten 
Zugang zum Gesundheitssystem durch nied-
rigschwellige und präventive Hilfen und Bera-
tung zu ermöglichen. 

Das Konzept der „Gesundheitskioske“ ist ein 
Beispiel von mehreren vorstellbaren Ansätzen 
für mehr Prävention und Gesundheitsförderung 
in Quartieren. Noch sind die Effekte des Ge-
sundheitskiosks laut ersten Begleitforschungen 
der Universität Hamburg eher vorsichtig positiv 
zu bewerten. Trotzdem hat der Gemeinsame 
Bundesausschuss bereits die Empfehlung zur 

Einführung solcher Ansätze in die Regelversor-
gung ausgesprochen. Dies zeigt nach Ansicht 
des Senats die hohe Dringlichkeit einer gerech-
teren und sozial sensitiveren Gesundheitsversor-
gung in Deutschland. Der Senat sieht sich des-
halb in seiner Politik zur Stärkung gesundheitli-
cher Chancengleichheit und Partizipation vul-
nerabler Personengruppen bestätigt. Dafür sind 
die Gesundheitskräfte in den Schulen, den 
Quartieren und das erste Gesundheitszentrum 
LIGA in Gröpelingen gute Beispiele. 

Zu Frage 2: Bisher gibt es keinerlei Vorgaben zur 
Ko-Finanzierung dieser neuartigen Versor-
gungsstrukturen durch die Kommunen, sondern 
lediglich unverbindliche Eckpunkte in Presse-
meldungen. Eine Positionierung seitens des Se-
nats erfordert einen konkreten Gesetzentwurf 
des Bundes. Seitens des Senats wird allerdings 
darauf geachtet, dass Aktivitäten in den Stadt-
teilen anschlussfähig an die Entwicklungen auf 
Bundesebene gehalten werden. 

Die bekannt gewordenen Vorstellungen des 
BMG zur Finanzierung von Gesundheitskiosken 
sind bislang, nach Kenntnis des Senats, nicht mit 
den Akteuren im Gesundheitswesen abge-
stimmt. Insbesondere Länder und Kommunen 
wurden vorab nicht involviert. 

Zu Frage 3: Es können zum jetzigen Zeitpunkt 
noch keine verlässlichen Angaben zu potenziel-
len Aufgaben und zur Anzahl von Pflegefach-
kräften in Gesundheitskiosken gemacht werden. 

Grundsätzlich sind Pflegefachkräfte als Heilbe-
rufs-Angehörige gut für das Handlungsfeld rund 
um Hilfen und Beratung in gesundheitlichen 
Fragen geeignet. Insbesondere für die akademi-
sierten „Community Health Nurses“ eröffnen 
sich damit neue, angemessene Handlungsfelder 
in der Regelversorgung. 

Eine Aufwertung des beruflichen Tätigkeits- 
und Verantwortungsprofils in der Pflege ver-
schärft nach Auffassung des Senats nicht den 
Fachkräftemangel, sondern erhöht vielmehr – 
das zeigen internationale Erfahrungen – die At-
traktivität des Pflegeberufs für Ausbildungs- und 
Studieninteressent:innen. 

Anfrage 10: Hat die Pandemie Suchtprobleme 
von jungen Menschen verstärkt? 
Anfrage der Abgeordneten Sahhanim Görgü-
Philipp, Ilona Osterkamp-Weber, Christopher 
Hupe, Björn Fecker und Fraktion Bündnis 
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90/Die Grünen 
vom 8. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Zu welchen Ergebnissen kommt die SCHUL-
BUS-Studie, die im letzten Jahr bei Schüler:in-
nen in Bremen, Bremerhaven und Hamburg zum 
Umgang mit Suchtmitteln durchgeführt wurde 
und inwiefern unterscheiden sich die Ergebnisse 
der drei Städte? 

2. Welche Schlüsse zieht der Senat aus den Er-
gebnissen der SCHULBUS-Studie im Hinblick 
auf die bestehenden Unterstützungsangebote 
für Kinder und Jugendliche und den Bedarf an 
zukünftigen Präventionsmaßnahmen im Land 
Bremen? 

3. In welchem zeitlichen und personellen Um-
fang arbeiten derzeit die Jugendsuchtberatungs-
stelle [Esc]ape und die kinder- und jugendpsy-
chiatrische Beratungsstelle KIPSY und wie lange 
beträgt die Wartezeit bis zu einer Beratung? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Laut der SCHULBUS-Studie ist der 
vielfach befürchtete Anstieg der Verbreitung 
des jugendlichen Umgangs mit Suchtmitteln im 
‚Coronajahr‘ 2021 insgesamt ausgeblieben. Es 
kam in allen drei Städten zu einem Rückgang 
des Konsums im Rahmen von Partys und Feiern 
als Effekt der Kontaktbeschränkungen und der 
Schließung der Diskomeilen. Andererseits war 
bei mehr als der Hälfte der Jugendlichen, deren 
Konsummuster bereits vor der Pandemie als ris-
kant zu bezeichnen waren, eine Zunahme des 
Konsums zu verzeichnen. 

Die Verbreitung des Alkoholkonsums unter Ju-
gendlichen ist erfreulicherweise gesunken, liegt 
jedoch trotz der geltenden Jugendschutzrege-
lungen bei über 60 Prozent immer noch auf rela-
tiv hohem Niveau. Zudem ist der Konsum von 
Neuen Psychoaktiven Substanzen, NPS, und 
Ecstasy mit gut dreieinhalb Prozent bei Jugend-
lichen zwar ansteigend, aber immer noch auf 
niedrigem Niveau. Das Tabakrauchen hat unter 
Jugendlichen weiter an Attraktivität verloren, 
der Anteil des regelmäßigen Rauchens bei Ju-
gendlichen liegt im Land Bremen bei gut 7 Pro-
zent. 

Probleme im Zusammenhang mit der selbstkriti-
schen Körperwahrnehmung als Risiko für die 

Entwicklung von Essstörungen und der freizeit-
orientierten Nutzung des Internets als substanz-
ungebundene Formen suchtgefährdenden Ver-
haltens haben insgesamt und besonders bei 
Mädchen deutlich zugenommen. Rund 30 Pro-
zent der Schüler:innen haben ein erhöhtes Ri-
siko für problematisches Essverhalten. Beim Me-
diengebrauch kam es zu einer Verdoppelung 
des problematischen Konsums, der nun etwa von 
einem Fünftel der Befragten beschrieben wurde. 

Immer noch knapp die Hälfte der Schüler:innen 
in Bremen und Bremerhaven nehmen Schmerz-
mittel ohne ärztliche Rücksprache ein. Auch 
wenn der Wert im Vergleich zur vorherigen Stu-
die sinkend ist, muss der Schmerzmittelkonsum 
bei Jugendlichen weiter beobachtet werden. 

Im Vergleich der drei Städte hat Bremen die 
höchsten Werte in den Konsumprävalenzen bei 
Alkohol, Tabak, Cannabis ─ hier jedoch nicht 
beim problematischen Konsum. Hamburg hat 
die höchsten Werte bei den illegalen Drogen au-
ßer Cannabis, beim problematischen Cannabis-
gebrauch, bei den Werten zur selbstkritischen 
Köperwahrnehmung und bei der problemati-
schen freizeitbezogenen Internetnutzung. Bre-
merhaven hat den höchsten Wert beim regelmä-
ßigen Rauchen und bei der mehrmals monatli-
chen Glücksspielteilnahme um Geld. Die Unter-
schiede sind teilweise signifikant, aber mit ge-
ringen Wertunterschieden. Der Autor der Studie 
schlussfolgert, dass sich während der Pandemie 
eine Egalisierung der in den vorherigen Unter-
suchungen aufgetretenen regional- und ge-
schlechtsspezifischen Unterschiede feststellen 
lässt im Sinne einer Angleichung der Lebensbe-
dingungen und damit der Ausgangsbedingun-
gen für die Bereitschaft der Jugendlichen, Sucht-
mittel zu konsumieren. 

Zu Frage 2: Die SCHULBUS-Studie liegt seit 
dem 12. September vor. Die Befunde und Ergeb-
nisse der Studie werden nun mit den bestehen-
den Präventions- und Suchtberatungsangeboten 
abgeglichen, um Handlungsbedarfe zu identifi-
zieren. Aus der Analyse ist dann gemeinsam mit 
den Akteur:innen der Suchtprävention und der 
Suchtberatung zu erörtern, ob, wie und von wem 
die bestehenden Angebote anzupassen sind und 
wo neue Angebote der Suchtprävention zu ent-
wickeln beziehungsweise umsetzbar sind. 
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Folgende Maßnahmen wurden jedoch schon 
aufgrund der sich abzeichnenden oder schon be-
kannten Problematiken vor Veröffentlichung der 
Studienergebnisse eingeleitet: 

Die Förderung des Projekts „Beratung von ex-
zessivem Medienkonsum“ der Fachstelle Medi-
enabhängigkeit wurde seit Anfang dieses Jahres 
verdoppelt. Dort werden je nach Schweregrad 
der Beeinträchtigung entsprechend differen-
zierte Hilfen angeboten oder weiterführende 
Hilfsangebote vermittelt. Noch in diesem Herbst 
startet das Präventionsprojekt „Gesunder Um-
gang mit Medien im Kindes- und Jugendalter“ 
beim GKV-Bündnis für Gesundheit in strukturell 
benachteiligten Quartieren und Schulen. Der 
Schutz vor schädlichen Mediengebrauchsfor-
men soll zudem noch mehr in den Fokus der Ver-
mittlung von digitalen Bildungsangeboten rü-
cken. 

Das Landesinstitut für Schule, LIS, plant zusam-
men mit der Apothekerkammer Bremen eine 
Aufklärungskampagne zum angemessenen Ge-
brauch von Arzneien in Form des Konzepts 
„Apotheke macht Schule“ in die schulische 
Suchtprävention der Stadt Bremen zu integrie-
ren. 

Der Senat wird sich zudem weiterhin für ein Ver-
bot von Werbung für Tabakprodukte, E-Zigaret-
ten und Alkohol einsetzen. 

Zum Monitoring der weiteren Entwicklung des 
Suchtmittelkonsums und exzessiver Verhaltens-
weisen von Jugendlichen wird eine erneute 
Durchführung der SCHULBUS-Untersuchung in 
drei Jahren angestrebt. 

Zu Frage 3: Die Jugendsuchtberatungsstelle 
[Esc]ape und die kinder- und jugendpsychiatri-
sche Beratungsstelle KIPSY sind montags bis 
freitags immer ab 8:30 Uhr bis 17:00 Uhr geöff-
net. Bei [Esc]ape sind aktuell drei Fachkräfte im 
Umfang von 1,76 Vollzeitstellen tätig. In der 
KIPSY arbeiten acht Fachkräfte im Umfang von 
6,5 Vollzeitstellen. Bei [Esc]ape ist ein reguläres 
Erstgespräch innerhalb von ein bis zwei Wochen 
möglich, bei der KIPSY beträgt die Wartezeit ak-
tuell elf bis zwölf Wochen. Notfälle haben grund-
sätzlich Vorrang und werden umgehend ver-
sorgt. 

Anfrage 11: Inanspruchnahme der unabhängi-
gen Asylverfahrensberatung und der psycholo-

gischen Beratung in der Erstaufnahmeeinrich-
tung für Geflüchtete im Land Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Sahhanim Görgü-
Philipp, Björn Fecker und Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen 
vom 8. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Wann hat die unabhängige Asylverfahrensbe-
ratung ihre Arbeit aufgenommen, in welchen 
Außenstellen der Erstaufnahmeeinrichtung fin-
det sie gegebenenfalls auch statt und wie häufig 
wurde sie bisher in Anspruch genommen? 

2. Wann hat die psychologische Erstberatung 
ihre Arbeit aufgenommen, in welchen Außen-
stellen der Erstaufnahmeeinrichtung findet sie 
gegebenenfalls auch statt und wie häufig wurde 
sie bisher in Anspruch genommen? 

3. Wie bewertet der Senat die bisherige Inan-
spruchnahme der Beratungsgebote für Geflüch-
tete und welche Möglichkeiten sieht der Senat – 
sofern als notwendig angesehen –, das Angebot 
bekannter zu machen? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Die Asylverfahrensberatung hat ihre 
beratende Tätigkeit im November 2021 aufge-
nommen. Neben dem Hauptsitz der Asylverfah-
rensberatung in der Erstaufnahmeeinrichtung 
Lindenstraße führt die Asylverfahrensberatung 
Beratungsgespräche im Integrationszentrum 
Bremerhaven durch. 

Bisher haben rund 850 Beratungen in Bremen 
und 106 Beratungen in Bremerhaven stattgefun-
den. 

Zu Frage 2: Die psychologische Erstberatung hat 
ihre beratende Tätigkeit im August 2021 in der 
Erstaufnahmeeinrichtung Lindenstraße aufge-
nommen. Ab April 2022 wurde zusätzlich eine 
psychologische Erstberatung in der Messehalle 
eingerichtet. Bisher haben rund 1 400 Beratun-
gen stattgefunden. 

Zu Frage 3: Beide Beratungsangebote werden 
seitens der Bewohnerinnen und Bewohner sehr 
gut angenommen. Die psychologische Erstbera-
tung wurde aufgrund des hohen Beratungsbe-
darfes im April 2022 um eine weitere Stelle aus-
gebaut. 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 40. Sitzung am 12.10.2022 und 13.10.2022 5937 

Das Betreuungspersonal der Erstaufnahmeein-
richtung verweist die Bewohnerinnen und Be-
wohner auf die Möglichkeit, sich nach Bedarf bei 
der Asylverfahrensberatung und der psychologi-
schen Erstberatung beraten zu lassen. Über Pla-
kate in unterschiedlichen Sprachen wird über 
die Angebote informiert. Teilweise finden auch 
aufsuchende Beratungen statt. 

Anfrage 12: Stand der Vorbereitungen für die 
vorgezogene PRIMO-Testung der Nicht-Kita-
Kinder 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Solveig Eschen, 
Christopher Hupe, Björn Fecker und Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen 
vom 12. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Welche Vorbereitungen hat der Senat für die 
PRIMO-Testung der Nicht-Kitakinder im Vor-
wege des Kindergartenjahres 2023/24 getroffen, 
wann sollen diese stattfinden und welche Rolle 
nimmt dabei die aufsuchende Testung ein? 

2. Wie viele Kitaplätze wurden im laufenden 
Kindergartenjahr 2022/23 mit vorherigen Nicht-
Kitakindern besetzt und wie viele stehen im 
kommenden Kindergartenjahr 2023/24 für 
Nicht-Kitakinder im Rahmen des Brückenjahres 
zur Verfügung? 

3. Welche Möglichkeiten wurden im Zusammen-
hang mit einer flexiblen und mobilen PRIMO-
Testung geprüft, wird diese bereits für die in die-
sem Herbst anstehende Testung von Nicht-Kita-
kindern zur Verfügung stehen und falls nein, 
warum nicht? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: In der Stadtgemeinde Bremen laufen 
aktuell die Vorbereitungen für das Sprachstand-
feststellungsverfahren 2022/2023 dahingehend, 
dass die Nicht-Kitakinder in der KW 49/2022 an 
voraussichtlich acht Standorten getestet werden. 
Die Auswertung erfolgt unmittelbar nach der Te-
stung, so dass die Eltern von Kindern mit Sprach-
förderbedarf rechtzeitig zu Beginn der Kita-An-
meldephase das Ergebnis vorliegen haben wer-
den. Ein aufsuchendes Angebot Elternberatung 
im Sozialraum befindet sich in der Erarbeitung. 
Eine Beratung zu Sprachförderangeboten für 
Nicht-Kitakinder mit festgestelltem Sprachför-
derbedarf findet im Sozialraum statt. Hierzu 

werden aktuell Flyer entwickelt und Standorte 
rekrutiert. 

In der Stadtgemeinde Bremerhaven findet aktu-
ell die Datenauswertung zur Ermittlung der 
Nicht-Kitakinder statt. Örtlichkeiten für die Um-
setzung der PRIMO-Testung werden geprüft, 
um sozialraumorientiert Angebote machen zu 
können. Die Testungen werden Anfang Dezem-
ber stattfinden und bis Mitte Dezember abge-
schlossen sein. Ein aufsuchendes Angebot befin-
det sich in der Erarbeitung und wird erst im 
Folgejahr zur Anwendung kommen können. Bei 
festgestelltem Sprachförderbedarf bei Nicht-
Kitakindern findet eine Beratung statt, um An-
gebote aufzuzeigen. 

Zu Frage 2: Bei der vorgezogenen PRIMO-Tes-
tung im Januar 2022 in der Stadtgemeinde Bre-
men konnte für 134 Nicht-Kitakinder ein Sprach-
förderbedarf festgestellt werden. Davon haben 
109 Kinder bis heute einen Vertrag in einer Kita 
oder eine Zusage. 

Zehn weitere Kinder wurden Einrichtungen zur 
Aufnahme vorgeschlagen, bei denen noch eine 
Rückmeldung durch die Einrichtung aussteht. 
Für 15 Kinder wurde eine Absage erstellt, zwölf 
davon sind von den Eltern ausgegangen. Für die 
übrigen Kinder halten die Vermittlungsbemü-
hungen an. Insgesamt haben von den 469 Nicht-
Kitakindern aktuell 236 Kinder im laufenden 
Kitajahr einen Vertrag in einer Einrichtung. 

In der Stadtgemeinde Bremerhaven wurde im 
Frühjahr 2022 insgesamt für 30 Kinder eine An-
meldung abgegeben und der Nachweis zum 
Sprachförderbedarf vom Schulbereich vorge-
legt. Diese Kinder wurden, sofern die Eltern mit 
dem angebotenen Platz einverstanden waren, 
aufgenommen. 

Zu Frage 3: Eine Umstellung zu einer PRIMO-
Testung im Umfeld der zu testenden Kinder ist 
aufgrund technischer Fragen, die auch die Da-
tensicherheit betreffen, derzeit in beiden Stadt-
gemeinden nicht umsetzbar. Ferner ist mit den 
aktuell vorhandenen personellen Ressourcen die 
dafür notwendige Organisation nicht abbildbar. 

Statt der Testdurchführung vor Ort erscheint 
eine persönliche Zustellung der Einladungs-
briefe zum Nachtest als vielversprechend, wie 
sich im aktuellen Durchgang in der Stadtge-
meinde Bremen gezeigt hat. Durch die persönli-
che Ansprache der Eltern konnte die Bedeutung 
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der Teilnahme am PRIMO-Test vermittelt wer-
den und führte dazu, dass Eltern, die persönlich 
angetroffen wurden, in der Regel mit den Kin-
dern zur Testung erschienen sind. Allerdings ist 
bei der aufsuchenden Elternberatung auch deut-
lich geworden, dass nicht alle Kinder im Verfah-
ren ausfindig gemacht werden konnten, zum 
Beispiel keine beschriftete Klingel oder Briefkas-
ten. Ergänzend ist daher der Aufbau von Bera-
tungsstrukturen im Sozialraum erforderlich. 
Auch in Bremerhaven soll ein aufsuchendes An-
gebot ab dem nächsten Jahr stattfinden (verglei-
che Frage 1). 

Anfrage 13: Berufsbegleitender Bachelor-Er-
werb für altrechtlich ausgebildete Hebammen – 
wie unterstützt der Senat die Hebammen in Bre-
men und Bremerhaven? 
Anfrage der Abgeordneten Rainer Bensch, 
Susanne Grobien, Heiko Strohmann und Frak-
tion der CDU 
vom 13. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Wie beurteilt der Senat das Konzept eines be-
rufsintegrierenden Studienangebots des Heb-
ammenlandesverbandes Bremen für exami-
nierte Hebammen und unter welchen Prämissen 
unterstützt er es? 

2. Wie beurteilt der Senat die hohe Eigenfinan-
zierungspflicht des angedachten Hebammen-
Weiterbildungsmodells an der HSB Professional 
School angesichts der Zusage im Koalitionsver-
trag, altrechtlich ausgebildete Hebammen in ih-
rer akademischen Weiterqualifizierung aktiv zu 
fördern, und des fraktionsübergreifenden Wil-
lens in der Bürgerschaft, die Problematik zu-
gunsten der altrechtlich ausgebildeten Hebam-
men nach mehreren Jahren zu lösen? 

3. Welche rechtlichen, baulich-strukturellen, 
personellen und sonstigen Voraussetzungen 
müssen durch den Senat bis wann umgesetzt 
werden, um das in Frage 1. angeführte Studien-
angebot zu schaffen? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Es wird begrüßt, dass der Hebam-
menlandesverband sich konstruktiv und mit ei-
nem eigenen Vorschlag in den Prozess der Ent-
wicklung eines Angebotes für altrechtlich aus-
gebildete Hebammen zur Erlangung eines aka-
demischen Abschlusses einbringt. 

Im Einklang mit den im Rahmen der Kultusmi-
nisterkonferenz getroffenen Vereinbarungen se-
hen die hochschulrechtlichen Vorgaben vor, 
dass für einen Bachelorabschluss nicht weniger 
als 180 Europäischer Credit-Leistungspunkte 
nachzuweisen sind und dass außerhalb des 
Hochschulbereichs erworbene Kompetenzen in 
Höhe von bis zu 50 Prozent auf ein Studium an-
gerechnet werden können. Diesen Vorgaben soll 
der Vorschlag des Hebammenlandesverbandes 
nach eigener Darstellung Rechnung tragen. 
Nach Kenntnis des Senats veranschlagt das Kon-
zept des Hebammenverbandes ergänzend zu ei-
ner pauschalen Anerkennung in Höhe von 
50 Prozent allerdings lediglich die Belegung von 
acht Modulen mit einem Gesamtumfang von 60 
Credit-Leistungspunkten zum Erwerb des Ba-
chelorabschlusses. Die fehlenden 30 Credit-
Punkte sollen in Form reflektierter Berufspraxis 
und über den Erwerb von Zusatzqualifikationen 
als Praxisanleiterin erworben werden. 

Damit weicht das Konzept des Hebammenver-
bandes inhaltlich deutlich von dem im Frühjahr 
seitens der Hochschule Bremen entwickelten 
Konzept ab und es ist zu prüfen, ob trotz dieser 
Abweichungen den üblichen Anforderungen an 
eine wissenschaftliche Qualifikation entspro-
chen wird. 

Zu Frage 2: Die Zielsetzung eines Angebotes zur 
Erlangung eines akademischen Grades liegt ne-
ben der fachlichen Weiterqualifizierung der 
Teilnehmenden zum einen in der Herstellung ei-
ner Anschlussfähigkeit an Masterstudiengänge 
und damit in der Eröffnung von weiteren Betäti-
gungsfeldern wie beispielsweise die Lehrtätig-
keit im Studium. Zum anderen soll mit dem Er-
reichen des Bachelor-Grades eine tarifliche Ein-
gruppierung analog den Absolventinnen des 
neuen Studienganges ermöglicht werden. 

Beide Ziele sind sehr zu begrüßen und stellen für 
die altrechtlich ausgebildeten Hebammen eine 
deutliche Erweiterung ihrer Karrieremöglichkei-
ten dar. Insofern ist die Einbringung von Zeitres-
sourcen und auch von finanziellen Eigenanteilen 
als Investition in die eigene Karriereplanung zu 
verstehen. 

Das von der HSB Professional School vorgelegte 
Konzept sieht eine Aufteilung der noch zu stu-
dierenden Inhalte in verschiedene Module vor, 
die einzeln belegt werden können. Sie sind auch 
offen für Hebammen, die keinen akademischen 
Grad anstreben. Wenn alle Module absolviert 
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wurden, werden die erforderlichen ECTS-
Punkte erreicht. Die aufwendige Modulentwick-
lung soll abgeschlossen werden, wenn eine hin-
reichende Nachfrage auf Basis des Konzeptes 
der HSB dokumentiert ist. Erst dann kann eine 
klare Aussage über die tatsächlich entstehenden 
Kosten getroffen werden. Ein für die Hebammen 
kostenloses Angebot ist nicht vorgesehen, ande-
renfalls würde es zu Einschränkungen im grund-
ständigen Angebot kommen, insbesondere hin-
sichtlich der Aufnahmekapazität. 

Die vom Hebammenlandesverband kritisierte 
Höhe der Eigenbeteiligung in Höhe von 7 500 
Euro bezieht sich auf einen Schätzwert und stellt 
auf keine abschließende Kalkulation ab. Seitens 
des Verbandes wird aufgrund der geschätzten 
Eigenbeteiligung eine sehr geringe Nachfrage 
im Land Bremen erwartet. Diese Einschätzung 
erscheint insbesondere für die Personen nach-
vollziehbar, die keine weitere Qualifizierung o-
der Tätigkeit nach der Verleihung des Bachelor-
grades anstreben. Da die Entwicklung der Ge-
haltsstruktur im Mangelberuf Hebammen noch 
in den Anfängen nach der Berufsreform steht, 
kann hier noch nicht abgeschätzt werden, wel-
che Investition hier als lohnend anzusehen ist. 

Der Senat nimmt die kritischen Aussagen des 
Hebammenlandesverbandes bezüglich der 
Höhe des Anteils der selbst aufzubringenden 
Kosten sehr ernst und wird diese in die weiteren 
Gespräche zur Entwicklung eines Angebotes an 
der Hochschule Bremen Professional School ein-
fließen lassen. Die konzeptionellen Vorschläge 
des Hebammenlandesverbandes werden auf 
Eignung und Möglichkeiten der Verbindung mit 
dem Konzept der HSB Professional School, ins-
besondere auch auf die Möglichkeiten der Redu-
zierung der Kosten für die Teilnehmenden, ein-
gehend geprüft. 

Zu Frage 3: Aufgrund des enormen Fachkräfte-
mangels in den Gesundheitsfachberufen im All-
gemeinen und in der Geburtshilfe im Speziellen 
hatte sich die Hochschule Bremen bereits vor 
dem Start des Hebammenstudiengangs dazu 
entschlossen, die ursprünglich geplante Aufnah-
mekapazität von 20 Studienplätzen auf rund 40 
Plätze zu verdoppeln und damit einen wichtigen 
Beitrag zur Versorgungssicherheit zu leisten. 

Da die Studienplätze in allen Studiengängen des 
Gesundheitsschwerpunkts aufgrund des hohen 
Praxisanteils, der geringen Gruppengrößen und 
der umfangreichen Ausstattungsanforderungen 

weitüberdurchschnittliche Kosten verursachen, 
sind erhebliche Ressourcen der Hochschule ge-
bunden worden. Damit der Aufbau und die 
Durchführung eines Weiterqualifizierungsange-
bots für altrechtlich ausgebildete Hebammen 
nicht zu Lasten des grundständigen Angebots 
und damit zu einer Reduzierung der Aufnahme-
kapazitäten führt, bedarf es zusätzlicher perso-
neller Kapazitäten. 

Im Falle der Einrichtung eines berufsbegleiten-
den Studiengangs im Umfang von sechs Semes-
tern und pauschaler Anerkennung von drei Se-
mestern würde sich ein Curricularwert in Höhe 
2,8 ergeben. Bei unterstellten 20 Studienanfän-
ger:innenplätzen pro Jahr ergeben sich damit 56 
SWS an zusätzlichem Lehrbedarf, was umge-
rechnet rund 1,6 zusätzlichen Professuren ent-
spricht. 

Eine zeitnahe Rekrutierung des erforderlichen 
Personals erscheint nicht nur aufgrund der feh-
lenden finanziellen Ressourcen fraglich, da der-
zeit nicht ausreichend Hebammen-Professorin-
nen am Arbeitsmarkt verfügbar sind. Des Weite-
ren verfügt die Hochschule nicht über ausrei-
chend Raumkapazitäten für die Unterbringung 
zusätzlicher Studierender in diesem Bereich, so 
dass weitere Anmietungen erforderlich würden. 
Die Finanzierung der zusätzlichen Raum- und 
Personalkapazitäten ist aus dem bestehenden 
Haushalt nicht darstellbar. Aus Sicht des Senats 
ist daher die Entscheidung der Hochschule 
nachvollziehbar, vorhandene Ressourcen vor-
rangig in der Ausbildung zusätzlicher Fach-
kräfte einzusetzen und bei Weiterqualifizie-
rungsangeboten, die zusätzliche Karriereoptio-
nen eröffnen, wie üblich auf eine angemessene 
Kostenbeteiligung der Teilnehmenden zu set-
zen. 

Anfrage 14: Energierechts- und Energiebudget-
beratung im Land Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Sina Dertwinkel, 
Sigrid Grönert, Heiko Strohmann und Fraktion 
der CDU 
vom 14. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Welche Beratungsmöglichkeiten bezüglich 
Energierecht und Energiebudget haben Ver-
braucherinnen und Verbraucher im Land Bre-
men? 
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2. Wie viele Beratungen haben seit 2019 stattge-
funden (bitte getrennt nach Angebotsart durch-
führender Institution und Jahren aufschlüsseln)? 

3. Hält der Senat die bestehenden Beratungsan-
gebote gerade vor dem Hintergrund der vorherr-
schenden Energiekrise für auskömmlich; wenn 
nein, wann und in welcher Größenordnung be-
absichtigt der Senat das Beratungsangebot aus-
zubauen? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Die Verbraucherzentrale Bremen 
e. V. berät und informiert Verbraucherinnen und 
Verbraucher im Land Bremen zu Energiethe-
men. Dies erfolgt derzeit auf folgenden vier We-
gen: 1. Energieberatung, 2. Energiechecks, 3. 
Energievorträge sowie 4. Energiebudgetbera-
tung. 

Die ersten drei Instrumente, Energieberatung, 
Energiechecks und Vorträge, werden vollstän-
dig durch den Bund finanziert und dienen der 
Unterstützung von Verbraucherinnen und Ver-
brauchern unter anderem zur Senkung der Ener-
giekosten und des Energieverbrauchs. Auch 
werden hier Prüfungen der Heizkostenabrech-
nung vorgenommen und beim Wechsel des 
Energieanbieters aus Kosten- oder Klimaschutz-
gründen beraten. Auch in den Energievorträgen 
werden rechtliche Fragestellungen behandelt. 
Die von der swb finanzierte Energiebudgetbera-
tung unterstützt Verbraucherinnen und Ver-
braucher bei der Abwendung angedrohter oder 
durchgeführter Energiesperren. 

Zu Frage 2: Die Anzahl der Beratungen seit 2019 
bei der Verbraucherzentrale Bremen zu Ener-
giethemen nach Art des Angebotes stellt sich 
wie folgt dar: 

Art des Angebotes Finanziert durch 2019 2020 2021 01.01.-
31.07.2022 

Energieberatung BMWK* 2.645 1.844 2.554 1.484 

Energiechecks BMWK* 690 562 903 764 

Energievorträge BMWK* 803 1.509 1.811 3.919 

Summe bundesgeförderte Energieberatung 4.138 3.915 5.268 6.167 

Energiebudgetbera-
tung 

Im Auftrag der swb AG 157 301 571 172 

*BMWK = Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz  
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Zu Frage 3: Aus Sicht des Senates ist die Ver-
braucherzentrale Bremen bei der Beratung zur 
Vermeidung von akuten Energiesperren und zu 
Energieeinsparung gut aufgestellt. Hinsichtlich 
der aktuellen Energiepreiskrise und den damit 
zusammenhängenden Fragestellungen von Ver-
braucherinnen und Verbrauchern wird der zu-
sätzliche Bedarf für die Errichtung einer Ener-
gierechtsberatung sowie einer allgemeinen Bud-
getberatung gesehen. 

Die Energierechtsberatung hätte das Ziel der 
Prüfung und Beratung bei individuellen Rechts-
fragen von Verbraucherinnen und Verbrauchern 
zu Vertragsangelegenheiten mit Energieanbie-
tern und würde eine Ergänzung zur allgemeinen 
Verbraucherrechtsberatung darstellen. Hinter-
grund sind die aktuellen und absehbaren Tari-
fentwicklungen im Energiebereich, die einer 
rechtlichen Überprüfung bedürfen. Diese soll als 
Ergänzung bei der bestehenden Verbraucher-
rechtsberatung angesiedelt werden. 

Die Budgetberatung hätte das Ziel, im Hinblick 
auf die drastisch gestiegenen Energiepreise Ver-
braucherinnen und Verbraucher bei der Bewäl-
tigung dieser Krise zu unterstützen. Mit Hilfe der 
Budgetberatung könnten Einsparpotenziale in 
privaten Haushalten aufgezeigt werden, um 
Verbraucherinnen und Verbraucher in die Lage 
zu versetzen, die Preissteigerungen besser be-
wältigen zu können. 

Für die Energierechtsberatung und die Budget-
beratung wird zunächst ein Bedarf im Umfang 
von jeweils einer Vollzeitstelle gesehen, die im 
Eckpunktepapier des Senats zum Haushalt 
2022/23 berücksichtigt wurde. 

Anfrage 15: Handlungsmöglichkeiten zur Ent-
lastung der Notaufnahmen 
Anfrage der Abgeordneten Ute Reimers-Bruns, 
Mustafa Güngör und Fraktion der SPD 
vom 20. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Welche Kenntnis hat der Senat zu einer stei-
genden Anzahl von Patient:innen in den Notauf-
nahmen der Krankenhäuser des Landes Bremen, 
die mit hausärztlichen Anliegen kommen? 

2. Welche Gründe identifiziert der Senat für die-
sen Anstieg und gibt es Hinweise darauf, dass 

eine Unterversorgung mit Hausärzt:innen in be-
stimmten Stadtteilen zur aktuellen Lage bei-
trägt? 

3. Welche kurzfristigen und perspektivischen 
Handlungsmöglichkeiten sieht der Senat, ge-
meinsam mit den Krankenhäusern und der kas-
senärztlichen Vereinigung diesen Problemlagen 
entgegenzuwirken? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Dem Senat liegen keine Erkennt-
nisse vor, dass die Anzahl von Patient:innen in 
den Notaufnahmen der Krankenhäuser des Lan-
des Bremen mit einem hausärztlichen Anliegen 
zugenommen hat. Weder aus den vorliegenden 
Abrechnungsdaten der Krankenhäuser noch aus 
den Informationen des Rettungsdienstes kann 
eine Zunahme von Patient:innen mit hausärztli-
chen Anliegen in Notaufnahmen der Kranken-
häuser abgeleitet werden. 

Auch der Landeskrankenhausgesellschaft, 
HBKG, liegen dazu keine Erkenntnisse vor. Die 
Kassenärztliche Vereinigung Bremen, KV Bre-
men, hat auf Anfrage mitgeteilt, dass es bei der 
vertragsärztlichen Hausarztversorgung keine 
wesentlichen Veränderungen in der Verfügbar-
keit von Versorgungsangeboten in der mittelfris-
tig zurückliegenden Zeit gegeben hat. Zahlen, 
die einen Anstieg der Patienten:innenzahlen in 
den Notaufnahmen darstellen oder belegen, lie-
gen der KV Bremen nicht vor. 

Zu Frage 2: Da ein Anstieg von Patient:innen in 
den Notaufnahmen der Krankenhäuser des Lan-
des Bremen mit einem hausärztlichen Anliegen 
aus den vorliegen Informationen nicht erkenn-
bar ist, können dementsprechend auch keine 
Gründe für einen solchen Anstieg benannt wer-
den 

Zu Frage 3: Unabhängig davon, dass dem Senat 
zu der konkreten Fragestellung keine Problem-
lage bekannt ist, wird bei der Notfallversorgung 
Reformbedarf gesehen. 

Die Bundesregierung hat zur Reform der Kran-
kenhausversorgung eine Regierungskommis-
sion eingesetzt, die derzeit unter anderem an 
konkreten Vorschlägen zur Reform der Notfall-
versorgung arbeitet. Aufgrund der weitgehen-
den Gesetzgebungskompetenz des Bundes bei 
der ambulanten ärztlichen Versorgung sowie 
insbesondere den Krankenhausentgelten obliegt 
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es vorrangig dem Bundesgesetzgeber in Abstim-
mung mit den Ländern strukturelle Maßnahmen 
zur Verbesserung der Notfallversorgung zu er-
greifen. Das Bundesland Bremen bringt sich im 
laufenden und zukünftigen Verfahren zur Re-
form der Notfallversorgung im Rahmen seiner 
Möglichkeiten auf Bundesebene ein. 

Anfrage 16: Was hat der Innensenator die letz-
ten Jahre in Bremen gegen Clankriminalität ge-
tan? 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, 
Heiko Strohmann und Fraktion der CDU 
vom 27. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Welche Maßnahmen hat der Senator für Inne-
res in den vergangenen drei Jahren ergriffen, 
um die Clankriminalität in Bremen einzudäm-
men und die weitere Verfestigung der kriminel-
len Clanstrukturen zu verhindern? 

2. Wie bewertet der Senator für Inneres die ge-
planten Maßnahmen der Bundesinnenministerin 
zur Bekämpfung der Clankriminalität wie eine 
hohe Polizeipräsenz an bestimmten Brennpunk-
ten oder auch die Ausweitung der Videoüberwa-
chung an entsprechenden Orten? 

3. Welche Ermittlungserfolge konnten in diesem 
Zusammenhang im Land Bremen ohne die Hilfe 
von Bundesbehörden oder aufgrund internatio-
naler Hinweise anderer Ermittlungsbehörden er-
zielt werden? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Der Senator für Inneres hat zusam-
men mit der Polizei in den vergangenen Jahren 
die erfolgreichen ressort- und länderübergrei-
fenden Initiativen zur Bekämpfung der Clankri-
minalität beständig weiterentwickelt. Die Polizei 
konnte mehrere komplexe Ermittlungsverfahren 
in diesem Zusammenhang erfolgreich abschlie-
ßen. Auch im Themenfeld der sogenannten En-
chrochat-Verfahren gibt es Überschneidungen 
zur Clankriminalität. So wurden durch die Er-
mittlungen des LKA Bremen im Zusammenhang 
mit kryptierter Kommunikation seit Sommer 
2020 bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt, Stichtag 
1. September 2022, 47 Personen verurteilt. Die 
Gesamtfreiheitsstrafe dieser Verurteilungen be-
trägt 300 Jahre und fünf Monate. 

Darüber hinaus konnte neben der Sicherstellung 
einer großen Menge an Betäubungsmitteln und 
mehrerer erlaubnispflichtiger Schusswaffen eine 
Summe von über 32 Millionen Euro an vorläufi-
gen Vermögensarresten erwirkt werden. Hierbei 
wurden unter anderem 85 Fahrzeuge vorläufig 
sichergestellt und 51 Immobilien mit Siche-
rungshypotheken belegt. Die Summe der durch 
ein Gerichtsurteil festgelegten Einziehung von 
Vermögenswerten betrug zum Stichtag über 
19 Millionen Euro, wovon eine Summe von 
knapp drei Millionen Euro an Vermögenswerten 
bereits gerichtlich eingezogen werden konnte. 

Der Senator für Inneres fasst die bestehenden 
präventiven und repressiven Ansätze derzeit zu 
einem integrierten Konzept zur Bekämpfung von 
Clankriminalität zusammen. Dieses wird auch 
ein Lagebild beinhalten. Dazu wird der Senator 
für Inneres der Deputation für Inneres weiter be-
richten. 

Zu Frage 2: Eine hohe Polizeipräsenz an Brenn-
punkten sowie die Videoüberwachung krimino-
gener Orte sind als geeignetes Mittel zur Krimi-
nalitätsbekämpfung zu bewerten. 

Zu Frage 3: Der Phänomenbereich kann nicht 
auf einzelne Deliktsformen heruntergebrochen 
und messbar kategorisiert werden. Eine Tren-
nung zwischen Ermittlungsverfahren, die mit 
beziehungsweise ohne die Hilfe von Bundesbe-
hörden oder aufgrund internationaler Hinweise 
anderer Ermittlungsbehörden erzielt werden, ist 
nicht darstellbar. Es handelt sich in vielen Fällen 
gerade um eine erfolgreiche Zusammenarbeit 
mehrerer Landes- und/oder Bundesbehörden, 
die zu Verurteilungen ‒ auch im Ausland ‒ führ-
ten. 

Anfrage 17: Männer durch Messerstiche schwer 
verletzt 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, 
Heiko Strohmann und Fraktion der CDU 
vom 27. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Inwieweit konnten im Fall einer Auseinander-
setzung zwischen vier Männern in der Bremer 
Neustadt am 1. September 2021 gegen 15 Uhr, 
bei dem zwei Beteiligte mit Messerstichen 
schwer verletzt wurden, Polizeimeldung 658, 
Tatverdächtige von der Polizei ermittelt werden? 
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2. Zu welchem Ergebnis führten die strafrechtli-
chen Ermittlungen (Einstellung, Strafbefehl, An-
klage, Verurteilung, Freispruch, Haftstrafe et 
cetera) und konnte der Tatverdächtige gegebe-
nenfalls inhaftiert werden? 

3. Inwieweit sind eventuell Tatverdächtige seit-
her erneut strafrechtlich in Erscheinung getre-
ten? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Im Rahmen der Ermittlungen der Po-
lizei Bremen konnten zwei Beschuldigte ermit-
telt werden. Gegen beide konnten Untersu-
chungshaftbefehle erwirkt und vollstreckt wer-
den. 

Zu Frage 2: Durch die Staatsanwaltschaft Bre-
men wurde gegen die zwei Beschuldigten An-
klage zur Jugendkammer beim Landgericht Bre-
men wegen des Tatvorwurfs des versuchten Tot-
schlags erhoben. Die Angeklagten wurden in 
der Hauptverhandlung am 27. September 2022 
freigesprochen und am gleichen Tag aus der Un-
tersuchungshaft entlassen. 

Zu Frage 3: Die beiden Beschuldigten sind bis-
her nicht erneut strafrechtlich in Erscheinung 
getreten. 

Anfrage 18: Verdächtige nach Straßenraub ver-
urteilt? 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, 
Heiko Strohmann und Fraktion der CDU 
vom 27. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Inwieweit konnten im Falle eines Straßen-
raubs, bei dem eine Personengruppe einem 29-
Jährigen seine Goldkette und Armbanduhr in 
Bremen-Mitte am 25. September 2021 in der 
Nacht von Freitag auf Samstag um 02:20 Uhr 
raubte, Polizeimeldung 720, alle Tatbeteiligten 
von der Polizei ermittelt werden? 

2. Zu welchem Ergebnis führten die strafrechtli-
chen Ermittlungen bei den Tatverdächtigen 
(Einstellung, Strafbefehl, Anklage, Verurteilung, 
Freispruch, Haftstrafe et cetera) und konnten die 
Tatverdächtigen gegebenenfalls inhaftiert wer-
den? 

3. Inwieweit sind die Tatverdächtigen seither er-
neut strafrechtlich in Erscheinung getreten? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Die Polizei Bremen konnte zwei Per-
sonengruppen unmittelbar nach der Tat in Tat-
ortnähe antreffen, auf die die Personenbeschrei-
bung der Täter zutraf. Drei Beteiligte aus einer 
dieser Personengruppen wurden in der Folge als 
Beschuldigte erfasst. 

Zu Frage 2: Die Ermittlungen dauern gegenwär-
tig an. Ein dringender Tatverdacht gegen die Be-
schuldigten konnte bislang nicht begründet wer-
den. 

Zu Frage 3: Einer der in der Antwort auf Frage 1 
benannten Beschuldigten ist nach Kenntnis des 
Senats seit der Tat sechs Mal strafrechtlich in Er-
scheinung getreten. Bei diesen Taten handelte 
es sich um vier Gewalt- und zwei Eigentumsde-
likte. 

Anfrage 19: Straßenräuber dingfest gemacht? 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, 
Heiko Strohmann und Fraktion der CDU 
vom 27. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Inwiefern konnte im Falle eines Raubes in der 
Bremer Neustadt am 6. September 2021 gegen 
13 Uhr, bei dem sich ein Unbekannter einem 79-
Jährigen zunächst näherte und ihm dann von 
hinten eine Goldkette vom Hals riss, sodass die-
ser ins Straucheln geriet, Polizeimeldung 669, 
ein Tatverdächtiger von der Polizei ermittelt 
werden? 

2. Zu welchem Ergebnis führten die strafrechtli-
chen Ermittlungen (Einstellung, Strafbefehl, An-
klage, Verurteilung, Freispruch, Haftstrafe) und 
konnte der Tatverdächtige gegebenenfalls in-
haftiert werden? 

3. Inwieweit ist der in diesem Fall gegebenen-
falls ermittelte Täter seither erneut strafrechtlich 
in Erscheinung getreten? 

Antwort des Senats 

Die Fragen 1 bis 3 werden zusammen beantwor-
tet: 

Im Rahmen der polizeilichen und staatsanwalt-
schaftlichen Ermittlungen konnte bis heute 
keine tatverdächtige Person ermittelt werden. 
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Das Verfahren wurde mangels hinreichenden 
Tatverdachts eingestellt. 

Anfrage 20: Räuber bedrängt Seniorin 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, 
Heiko Strohmann und Fraktion der CDU 
vom 27. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Inwieweit konnte im Falle eines Raubes in 
Bremen-Schwachhausen am 6. Oktober 2021 um 
11:50 Uhr, als ein unbekannter Mann eine 83 
Jahre alte Bremerin in einem Hausflur be-
drängte, sie gegen eine Tür drückte und ihr die 
Geldbörse raubte, Polizei-meldung 747, ein Tat-
verdächtiger von der Polizei ermittelt werden? 

2. Zu welchem Ergebnis führten die strafrechtli-
chen Ermittlungen (Einstellung, Strafbefehl, An-
klage, Verurteilung, Freispruch, Haftstrafe) und 
konnte der Tatverdächtige gegebenenfalls in-
haftiert werden? 

3. Inwieweit ist der gegebenenfalls in diesem 
Fall ermittelte Täter seither erneut strafrechtlich 
in Erscheinung getreten? 

Antwort des Senats 

Die Fragen 1 bis 3 werden zusammen beantwor-
tet: 

Im Rahmen der polizeilichen und staatsanwalt-
schaftlichen Ermittlungen konnte bis heute 
keine tatverdächtige Person ermittelt werden. 
Das Verfahren wurde mangels hinreichenden 
Tatverdachts eingestellt. 

Anfrage 21: Mann mit Schusswaffe bedroht 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, 
Heiko Strohmann und Fraktion der CDU 
vom 27. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Inwieweit konnte im Falle eines versuchten 
Raubüberfalls am 7. Oktober 2021 gegen 19 Uhr 
auf einem Rastplatz an der A 1 in Fahrtrichtung 
Hamburg, als ein Unbekannter einen 54-Jähri-
gen mit einer Schusswaffe bedrohte und seine 
Wertgegenstände forderte, Polizeimeldung 750, 
ein Tatverdächtiger von der Polizei ermittelt 
werden? 

2. Zu welchem Ergebnis führten die strafrechtli-
chen Ermittlungen (Einstellung, Strafbefehl, An-
klage, Verurteilung, Freispruch, Haftstrafe) und 
konnte der Tatverdächtige gegebenenfalls in-
haftiert werden? 

3. Inwieweit ist der in diesem Fall gegebenen-
falls ermittelte Täter seither erneut strafrechtlich 
in Erscheinung getreten? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Im Rahmen der Ermittlungen der Po-
lizei Bremen konnte ein Beschuldigter ermittelt 
werden. 

Zu Frage 2: Das staatsanwaltschaftliche Ermitt-
lungsverfahren, welches sich gegen einen Be-
schuldigten richtete, wurde am 7. April 2022 ein-
gestellt, nachdem durch die Ermittlungen kein 
hinreichender Tatverdacht begründet werden 
konnte. 

Zu Frage 3: Der in der Antwort auf die Frage 1 
benannte Beschuldigte ist seither nicht erneut 
strafrechtlich in Erscheinung getreten. 

Anfrage 22: Gaststätte in der Neustadt überfal-
len 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, 
Heiko Strohmann und Fraktion der CDU 
vom 27. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Inwieweit konnte im Falle eines Raubüberfalls 
in der Bremen-Neustadt am Morgen des 3. Ok-
tober 2021 gegen 6 Uhr, als ein Unbekannter 
eine Gaststättenmitarbeiterin mit einem Messer 
bedrohte und Bargeld erbeutete, Polizeimeldung 
736, ein Tatverdächtiger von der Polizei ermittelt 
werden? 

2. Zu welchem Ergebnis führten die strafrechtli-
chen Ermittlungen (Einstellung, Strafbefehl, An-
klage, Verurteilung, Freispruch, Haftstrafe) und 
konnte der Tatverdächtige gegebenenfalls in-
haftiert werden? 

3. Inwieweit ist der in diesem Fall gegebenen-
falls ermittelte Täter seither erneut strafrechtlich 
in Erscheinung getreten? 

Antwort des Senats 
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Die Fragen 1 bis 3 werden zusammen beantwor-
tet: 

Im Rahmen der polizeilichen und staatsanwalt-
schaftlichen Ermittlungen konnte bis heute 
keine tatverdächtige Person ermittelt werden. 
Der Abschluss des Verfahrens steht noch aus. 

Anfrage 23: Auseinandersetzung in Mitte 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, 
Heiko Strohmann und Fraktion der CDU 
vom 27. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Inwieweit konnten im Falle einer Auseinan-
dersetzung in der Bahnhofsvorstadt am 10. Ok-
tober 2021 gegen 22 Uhr, bei der zwei Männer 
in einem Lokal aneinandergerieten, wobei unter 
anderem Tritte gegen den Kopf erfolgten, Poli-
zeimeldung 754, beide Tatverdächtigen von der 
Polizei ermittelt werden? 

2. Zu welchem Ergebnis führten die strafrechtli-
chen Ermittlungen (Einstellung, Strafbefehl, An-
klage, Verurteilung, Freispruch, Haftstrafe et 
cetera)? 

3. Inwieweit sind die in diesem Fall gegebenen-
falls ermittelten Täter seither erneut strafrecht-
lich in Erscheinung getreten? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Die Polizei Bremen konnte noch am 
Tattag einen Beschuldigten ermitteln. Im weite-
ren Verlauf der Ermittlungen konnte der Tatver-
dacht gegen den Beschuldigten erhärtet werden. 

Zu Frage 2: Mit Verfügung vom 20. September 
2022 wurde durch die Staatsanwaltschaft Bre-
men Anklage zum Amtsgericht Bremen, Ju-
gendschöffengericht, erhoben. Wegen des Tat-
vorwurfs der gefährlichen Körperverletzung 
konnten die Voraussetzungen für einen Haftbe-
fehl nicht erbracht werden. Allerdings wurde ge-
gen den Beschuldigten am 16. Juli 2022 in einem 
anderen Verfahren Untersuchungshaft angeord-
net. 

Zu Frage 3: Der in der Antwort auf Frage 1 be-
nannte Beschuldigte ist seit der Tat 16 Mal in 
Bremen mit Eigentums- und Gewaltdelikten so-
wie Verstößen gegen das Betäubungsmittelge-
setz und Aufenthaltsgesetz strafrechtlich in Er-

scheinung getreten. Mehrere dieser seither be-
gangenen Delikte wurden mit dem der Frage zu-
grundeliegenden Verfahren verbunden und in 
die dortige Abschlussentscheidung einbezogen. 

Anfrage 24: Räuber mit Schlagstock 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, 
Heiko Strohmann und Fraktion der CDU 
vom 27. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Inwieweit konnten im Falle einer räuberischen 
Erpressung in Bremen-Huchting am 23. Oktober 
2021 um 23:30 Uhr, als Unbekannte versuchten 
einen 20-Jährigen und zwei 21-Jährige auszu-
rauben und dabei auch einen Schlagstock ein-
setzten, Polizeimeldung 794, Tatverdächtige von 
der Polizei ermittelt werden? 

2. Zu welchem Ergebnis führten die strafrechtli-
chen Ermittlungen (Einstellung, Strafbefehl, An-
klage, Verurteilung, Freispruch, Haftstrafe et 
cetera) und konnten die Tatverdächtigen gege-
benenfalls inhaftiert werden? 

3. Inwieweit sind die eventuell ermittelten Täter 
seither erneut strafrechtlich in Erscheinung ge-
treten? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Im Rahmen der Ermittlungen der Po-
lizei Bremen konnte ein Beschuldigter ermittelt 
werden. 

Zu Frage 2: Das Ermittlungsverfahren wurde bei 
der Staatsanwaltschaft gemäß § 154 Absatz 1 
Strafprozessordnung im Hinblick auf eine ander-
weitige rechtkräftige Verurteilung des Beschul-
digten vom 24. März 2022 eingestellt. 

Zu Frage 3: Der in der Antwort auf die Frage 1 
benannte Beschuldigte ist seit der Tat erneut als 
Tatverdächtiger mit Verstößen gegen das Betäu-
bungsmittelgesetz und Gewaltdelikten straf-
rechtlich in Erscheinung getreten. 

Anfrage 25: Schießender Räuber gefasst? 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, 
Heiko Strohmann und Fraktion der CDU 
vom 27. September 2022 

Wir fragen den Senat: 



5946 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 40. Sitzung am 12.10.2022 und 13.10.2022 

1. Inwieweit konnte im Falle eines Raubüberfalls 
auf einen Supermarkt in Bremen-Obervieland 
am 21. Oktober 2021 um 19:50 Uhr, als ein Un-
bekannter den Markt betrat, unter Vorhalt einer 
Waffe Geld von einer 54-jährigen Kassiererin 
forderte und sogar Schüsse im Kassenbereich 
abgab, Polizeimeldung 788, ein Tatverdächtiger 
von der Polizei ermittelt werden? 

2. Zu welchem Ergebnis führten die strafrechtli-
chen Ermittlungen (Einstellung, Strafbefehl, An-
klage, Verurteilung, Freispruch, Haftstrafe et 
cetera) und konnte der Tatverdächtige gegebe-
nenfalls inhaftiert werden? 

3. Inwieweit ist der eventuell ermittelte Täter 
seither erneut strafrechtlich in Erscheinung ge-
treten? 

Antwort des Senats 

Die Fragen 1 bis 3 werden zusammen beantwor-
tet: 

Im Rahmen der polizeilichen und staatsanwalt-
schaftlichen Ermittlungen konnte bis heute 
keine tatverdächtige Person ermittelt werden. 
Das Verfahren wurde mangels hinreichenden 
Tatverdachts eingestellt. 

Anfrage 26: Hundebesitzer bei Spaziergang 
ausgeraubt 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, 
Heiko Strohmann und Fraktion der CDU 
vom 27. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Inwieweit konnten im Falle eines Raubüber-
falls auf einen Hundebesitzer in Bremen-Heme-
lingen am 18. Oktober 2021 um 11:25 Uhr, als 
drei Unbekannte ein Messer zogen und den 67 
Jahre alten Mann, der auf dem Weserwehr mit 
seinem Hund spazieren war, aufforderten ihnen 
sein Geld herauszugeben, Polizeimeldung 779, 
alle Tatverdächtigen von der Polizei ermittelt 
werden? 

2. Zu welchem Ergebnis führten die strafrechtli-
chen Ermittlungen (Einstellung, Strafbefehl, An-
klage, Verurteilung, Freispruch, Haftstrafe et 
cetera) und konnten die Tatverdächtigen gege-
benenfalls inhaftiert werden? 

3. Inwieweit sind die eventuell ermittelten Täter 
seither erneut strafrechtlich in Erscheinung ge-
treten? 

Antwort des Senats 

Die Fragen 1 bis 3 werden zusammen beantwor-
tet: 

Im Rahmen der polizeilichen und staatsanwalt-
schaftlichen Ermittlungen konnte bis heute 
keine tatverdächtige Person ermittelt werden. 
Das Verfahren wurde mangels hinreichenden 
Tatverdachts eingestellt. 

Anfrage 27: Auslaufen des Bundesprogramms 
Sprach-Kitas 
Anfrage der Abgeordneten Sofia Leonidakis, 
Nelson Janßen und Fraktion DIE LINKE 
vom 27. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Welche finanziellen und inhaltlichen Auswir-
kungen entstehen durch den Wegfall der Mittel 
aus dem Bundesprogramm Sprach-Kitas für das 
Bremische Konzept durchgängige Sprachbil-
dung? 

2. Für den Fall, dass die Mittel aus dem Hand-
lungsfeld Sprachliche Bildung des Kita-Quali-
tätsgesetzes ab 2023 nicht für Sprach-Kitas ver-
wendet werden können: Wie hoch wären die 
landesseitigen oder kommunalen Aufwendun-
gen bei einer vergleichbaren Fortführung des 
Bundesprogramms Sprach-Kitas? 

3. Welche personellen und finanziellen Auswir-
kungen würden sich für das Jahr 2023 und die 
Folgejahre ergeben für den Fall, dass das Bun-
desprogramm Sprach-Kitas bis Mitte 2023 befris-
tet fortgeführt wird? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Sollte das Programm Sprach-Kitas 
wegfallen, betrifft das im Land Bremen 60 Fach-
kraftstellen in den Einrichtungen sowie vier Stel-
len zur Fachberatung, insgesamt ein Volumen 
von rund 1,885 Millionen Euro. Rechnet man die 
Digitalisierungszuschüsse für die Einrichtungen 
hinzu, sind es circa 2 Millionen Euro pro Jahr. 

Die qualifizierten, zusätzlichen Fachkräfte sind 
direkt in der Kita tätig und beraten, begleiten 
und unterstützen diese bei der Entwicklung von 
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Angeboten im Bereich der Sprachbildung und 
Sprachförderung. Außerdem fungieren sie als 
Ansprechpartner:innen für die Kolleg:innen und 
Eltern. Ergänzend gibt es eine trägerübergrei-
fende Fachberatung, die sowohl Kitaleitungen 
als auch Fachkräfte kontinuierlich berät und un-
terstützt. 

Die fachlichen Impulse durch das Bundespro-
gramm fließen überdies in die Konzepte zur 
durchgängigen Sprachbildung ein. Durch den 
Wegfall der Mittel aus dem Bundesprogramm 
würde, sofern keine Kompensation mit bremi-
schen Mitteln erfolgte, somit eine fachliche Lü-
cke sowohl in den Kitas selbst, als auch insge-
samt für die Qualitätsentwicklung im Bereich 
der sprachlichen Bildung entstehen. 

Zu Frage 2: Um die derzeit 60 Fachkraftstellen 
und vier Fachberatungsstellen im Land Bremen 
sicherzustellen, bedarf es eines Ansatzes von 
1,885 Millionen Euro pro Jahr. 

Zu Frage 3: Sollte es möglich sein, mit dem Bund 
eine Übergangslösung für die Weiterführung 
von Sprach-Kitas bis zum Sommer 2023 zu ver-
einbaren, würde sich der Mitteleinsatz für das 
Jahr 2023 um rund die Hälfte reduzieren. 

Der jährliche Mittelbedarf für die Folgejahre 
würde sich weiterhin auf 1,885 Millionen Euro 
zuzüglich möglicher Tarifsteigerungen belaufen 
und die bisherige Bundesfinanzierung müsste 
aus Landes- oder kommunalen Mitteln kompen-
siert werden. 

Anfrage 28: Wird in Bremen zur Entlastung der 
Bürger im kommenden Winter der Weiterbe-
trieb von Kaminöfen erlaubt? 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Magnus Buhlert, 
Lencke Wischhusen und Fraktion der FDP 
vom 28. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Inwieweit und ab wann ist in Bremen geplant, 
angesichts der Energiekrise temporär zu erlau-
ben, dass Kamine und Holzöfen, die schon ent-
sprechend der Sanierungsfristen der Ersten Ver-
ordnung zur Durchführung des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes, 1. BImSchV, außer Betrieb 
genommen wurden und noch nicht abgebaut 
wurden beziehungsweise die noch weiter betrie-
ben wurden, auf Antrag wieder befristet genutzt 

werden dürfen, so wie es etwa in anderen Bun-
desländern durch Ausnahmeregelung ermög-
licht wird? 

2. In welcher Form plant der Senat die entspre-
chenden Ausnahmen zu gestalten, damit das 
Heizen mit diesen Kaminen und Holzöfen mög-
lichst schnell und unbürokratisch ermöglicht 
werden kann? 

3. Mit welchen Mehrbelastungen bezüglich der 
Luftschadstoffemissionen rechnet der Senat im 
Land Bremen bei entsprechenden Ausnahmen 
für die Wintermonate und wie würde sich dies 
bezüglich der Einhaltung der Emissionswerte im 
Land Bremen auswirken? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Die Senatorin für Klimaschutz, Um-
welt, Mobilität, Stadtentwicklung und Woh-
nungsbau plant derzeit eine Ausnahmeregelung 
für den Notfall für Kamine und Holzöfen, die ent-
sprechend der Sanierungsfristen der 1. BImSchV 
außer Betrieb genommen und noch nicht abge-
baut wurden. Als besonderer Notfall ist eine Stö-
rung der öffentlichen Versorgung mit Fern-
wärme, Strom oder Gas definiert, die dazu führt, 
dass die Beheizung des Wohnraumes für mehr 
als 24 Stunden unterbrochen ist. 

Eine Ausnahmeregelung, welche Kamine bezie-
hungsweise Holzöfen als Ersatzheizung zur Ga-
seinsparung vorsieht, ist nicht geplant. Hinter-
grund ist, dass eine solche Ausnahme eine nicht 
schädliche Umwelteinwirkung voraussetzt. Eine 
schädliche Umwelteinwirkung kann bei dem 
durchgängigen Weiterbetrieb von den entspre-
chenden Anlagen nicht ausgeschlossen werden. 

Zu Frage 2: Es ist nur eine Ausnahme für den 
Notfallbetrieb von Kaminen beziehungsweise 
Holzöfen geplant. 

Zu Frage 3: Eine Abschätzung der Mehrbelas-
tung, also der Zunahme von Luftschadstoffbelas-
tung durch entsprechende Ausnahmen während 
der Wintermonate ist kaum möglich, da weder 
die Anzahl eventueller Ausnahmeregelungen 
noch der tatsächliche Schadstoffausstoß der Ein-
zelfeuerungsanlagen quantifiziert werden kann. 
Es ist von einer erhöhten Feinstaubfreisetzung 
durch eine Ausnahmeregelung auszugehen, 
doch der gesetzlich vorgeschriebene Grenzwert 
für Feinstaub PM10 wird dadurch sehr wahr-
scheinlich nicht überschritten werden. 
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Anfrage 29: Gesellschaftlicher Wandel beim 
Schwangerschaftsabbruch 
Anfrage der Abgeordneten Sina Dertwinkel, 
Sigrid Grönert, Rainer Bensch, Heiko Stroh-
mann und Fraktion der CDU 
vom 29. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Inwiefern teilt der Senat die Auffassung der 
Gesundheitssenatorin, dass § 218 Strafgesetz-
buch, den Geist einer patriarchalen Bevormun-
dung, die im 21. Jahrhundert nichts zu suchen 
hat, verbreite und in welchem Verhältnis dazu 
sieht er die Rechte der Embryos und Föten? 

2. Inwiefern plant der Senat Schritte, um 
Schwangerschaftsabbrüche zu einer regulären 
Leistung der Gesundheitsversorgung werden zu 
lassen? 

3. Plant der Senat eine Bundesratsinitiative zur 
Streichung des § 218 aus dem Strafgesetzbuch? 

Antwort des Senats 

Die Fragen 1 bis 3 werden zusammen wie folgt 
beantwortet: 

Der Senat teilt die Auffassung, dass die Regelun-
gen über den Abbruch einer Schwangerschaft 
nicht zum Strafrecht gehören sollten. Der Senat 
hält eine Stärkung des Selbstbestimmungsrech-
tes der Frauen auch in Schwangerschaftskonflik-
ten und auch nach der Abschaffung des § 219a 
StGB für geboten. Ferner ist der Senat der Auf-
fassung, dass Frauen, die sich für einen Schwan-
gerschaftsabbruch entscheiden, wohnortnah Zu-
gang zu einer hochwertigen und sicheren medi-
zinischen Behandlung haben müssen, die daher 
Teil der medizinischen Grundversorgung sein 
muss. Dafür setzt der Senat sich auf Bundes-
ebene weiterhin ein. Eine Bundesratsinitiative 
plant der Senat mangels Erfolgsaussichten aktu-
ell nicht. 

Anfrage 30: Was folgt aus der Studie zum Ent-
wicklungsplan Migration und Bildung? 
Anfrage der Abgeordneten Sahhanim Görgü-
Philipp, Christopher Hupe, Björn Fecker und 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
vom 29. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Welche Schlussfolgerungen zieht der Senat 
aus den Ergebnissen der Studie zum Entwick-
lungsplan Migration und Bildung hinsichtlich 
der zukünftigen Ausgestaltung des Bremer 
Schulalltags? 

2. Welche konkreten Umsetzungsschritte sind 
bereits erfolgt oder in Planung, um insbesondere 
die veränderten Rahmenbedingungen durch die 
kriegsbedingte Zuwanderung aus der Ukraine, 
unter anderem die Einrichtung eigener Willkom-
mensschulen, in die weitere Bildungsplanung 
und -angebote ebenfalls für andere Zuwande-
rungsgruppen einfließen zu lassen? 

3. Gibt es Bestrebungen, analog zu den kurzfris-
tigen Einstellungen von Lehrkräften aus der Uk-
raine, auch Lehrkräfte aus anderen Herkunfts-
ländern kurzfristig einzustellen, wenn nein, aus 
welchen Gründen nicht? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Die bestehende Regelstruktur zur 
Beschulung neu zugewanderter Schülerinnen 
und Schüler wird – ebenso wie alle anderen 
schulischen Sprachförderangebote – fortwäh-
rend weiterentwickelt und berücksichtigt in ih-
rer Ausrichtung die unterschiedlichen Bedarfe 
dieser sehr heterogenen Gruppe. Dies betrifft 
unter anderem die Weiterentwicklung der Vor-
kurs-Modelle und des herkunftssprachlichen 
Unterrichts. 

Die im Januar 2021 vorgelegte „Studie zum Ent-
wicklungsplan Migration und Bildung, EMiBi,“ 
gibt einen Überblick über zentrale Umsetzungs-
maßnahmen des Entwicklungsplans unter den 
Rahmenbedingungen der seit 2015 stark erhöh-
ten Zuwanderung und zeigt in diesem Kontext 
mögliche Handlungsoptionen auf. Zentrales An-
liegen ist und bleibt die Entkopplung von sozia-
ler Lage, Migrationsstatus und Bildungserfolg. 
Die in der Studie enthaltenen Empfehlungen 
werden im Zuge der laufenden Erarbeitung des 
Entwicklungsplans Inklusion und Migration so-
wie des Sprachbildungskonzepts und bei der 
Überarbeitung des Orientierungsrahmens 
Sprachbildung einbezogen. Ein besonderes Au-
genmerk liegt dabei auf der Bedeutung und dem 
qualitativen Ausbau von herkunftssprachlichen 
Angeboten. 

Zu Frage 2: Das „Rahmenkonzept des Landes 
Bremen zur Beschulung von Geflüchteten zum 
Schuljahr 2022/23 im Kontext der Ukraine-
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Krise“ beschreibt grundlegend, wie zugewan-
derte Kinder und Jugendliche im Land Bremen 
beschult werden. Bremen verfügt bereits seit 
2016 über eine Regelstruktur für neu zugewan-
derte Schülerinnen und Schüler. Ein besonderer 
Fokus liegt aktuell auf Maßnahmen für die sehr 
große und prognostisch weiter anwachsende 
Gruppe ukrainischer Schülerinnen und Schüler. 
Zur aktuellen Woche, KW 40, verzeichnet die Se-
natorin für Kinder und Bildung 1 426 Schulan-
meldungen im allgemeinbildenden Bereich so-
wie 148 weitere Schülerinnen und Schüler im 
berufsbildenden Bereich. Die Anzahl neu zuge-
wanderter Schülerinnen und Schüler anderer 
Nationalitäten liegt bei circa 500 seit Mitte März 
2022. 

Angesichts dieser Zahlen strebt die Senatorin für 
Kinder und Bildung eine Verdopplung der be-
reits bestehenden Vorkursstruktur an. Bis dato 
konnten an 30 Grundschulstandorten und 17 
weiterführenden Standorten Vorkurse ausge-
baut werden. 

Zudem soll die Einrichtung von standortüber-
greifenden, regionalen Vorkursen die kapazitä-
ren Engpässe in besonderen Regionen entlasten. 
Die Regelstruktur zur Beschulung von Geflüch-
teten sieht für Grundschülerinnen und Grund-
schüler den Besuch einer wohnortnahen Schule 
vor. Dies soll beibehalten werden. Für den Fall, 
dass die Grundschulen in den Regionen durch 
Verdopplung der Vorkurse an ihre Kapazitäts-
grenzen kommen, werden standortübergrei-
fende, regionale Vorkurse als Nachmittagsange-
bot eingerichtet. Nach einem halben Jahr wech-
seln diese Schülerinnen und Schüler in ihre Re-
gelschule. 

Vorausschauend hat die Senatorin für Kinder 
und Bildung die Einrichtung von Willkommens-
standorten für die Stadtgemeinde Bremen be-
schlossen. Nach der Einrichtung des Standortes 
„Ohlenhof“ hat mit Beginn des neuen Schuljah-
res 2022/23 nun auch der Standort „Willkom-
mensschule an der Stresemannstraße“ seinen 
Betrieb aufgenommen. Nach den Herbstferien 
wird der Willkommensstandort an der Helsin-
kistraße in Betrieb genommen. Die Ausweitung 
der Kapazitäten erfolgt bedarfsorientiert. Ziel ist 
es, weiterhin am teilintegrativen Vorkursmodell 
festzuhalten und die Schüler:innen spätestens 
nach einem Jahr in die Regelschulen einzuglie-
dern. 

Auch der Magistrat hat bereits mit dem Beginn 
größerer Zuwanderungsbewegungen und somit 
lange Zeit bevor Geflüchtete aus der Ukraine 
Bremerhaven erreicht haben, Bildungsangebote 
geschaffen. So gibt es als niederschwelliges An-
gebot, ähnlich wie in der Stadt Bremen, „Alpha-
Kurse“ für Schülerinnen und Schüler, die das la-
teinische Alphabet nicht kennen, also zum Bei-
spiel nur das kyrillische oder arabische. In der 
Trägerschaft der AWO wurden Willkommens-
kurse für Geflüchtete und für Zugewanderte ein-
gerichtet. Außerdem gibt es an den Schulen Vor-
kurse, aus denen heraus über den Wechsel der 
Schülerinnen und Schüler in die Regelbeschu-
lung entschieden wird. 

Zu Frage 3: Um die Anzahl der Vorkurse verdop-
peln und die Willkommensstandorte wie geplant 
in Betrieb nehmen zu können, bedarf es einer 
hinreichenden Anzahl an Lehr- und Sprachför-
derlehrkräften. Dabei setzt die Senatorin für Kin-
der und Bildung auch auf neue Ansätze der Per-
sonalgewinnung. Eine dieser Strategien bein-
haltet die Einstellung ukrainischer Lehrkräfte 
auch ohne bewilligten Gleichstellungsantrag. 
Ukrainische Lehrkräfte mit ausgewiesenen Qua-
lifikationen im Fach Deutsch können als Sprach-
förderlehrkräfte standortunabhängig eingesetzt 
werden. Dies gilt grundsätzlich auch für Lehr-
kräfte anderer Nationalitäten. Lehrkräfte mit 
ausländischer Lehramtsqualifikation werden zu-
nächst befristet eingestellt. 

Grundsätzlich gilt: Lehrkräfte aus dem Ausland 
sind in Bremen herzlich willkommen! Sie ermög-
lichen nicht nur Sprachvielfalt und länderspezi-
fisches interkulturelles Wissen, sondern können 
auch für Schülerinnen und Schüler eine Vorbild-
funktion entwickeln. Lehrkräfte, die ihre Berufs-
qualifikation im Ausland erworben haben, kön-
nen gemäß der Verordnung zur Anerkennung 
ausländischer Lehrkräfteberufsqualifikationen 
in Bremen, AV-L, ein Anerkennungsverfahren 
zur Gleichstellung ihrer Berufsqualifikation mit 
einer Lehramtsqualifikation durchlaufen. Der 
Magistrat stellt auch Lehrkräfte aus anderen 
Herkunftsländern ein, sofern die Einstellungsvo-
raussetzungen gegeben sind. Hierzu gehört un-
ter anderem ein deutsches Sprachniveau min-
destens der Stufe C1. 

Die Senatorin für Kinder und Bildung ist auch 
weiterhin bestrebt, Lehr- und Fachkräfte aus an-
deren Herkunftsländern zu gewinnen. Das aktu-
ell in Erarbeitung befindliche Personalentwick-
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lungskonzept der Senatorin für Kinder und Bil-
dung bezieht daher ausdrücklich auch neue 
Ideen und Ansätze der Gewinnung und Qualifi-
zierung von Quer- und Seiteneinsteiger:innen 
und von Menschen mit ausländischen Lehrkräf-
tequalifikationen ein. 

Anfrage 31: Personal für Sonderermittlungs-
gruppen bei der Bremer Polizei 
Anfrage der Abgeordneten Birgit Bergmann, 
Lencke Wischhusen und Fraktion der FDP 
vom 29. September 2022 

Wir fragen den Senat: 

1. Wie viele Ermittlungsgruppen gibt es seit Ja-
nuar 2022 bei der Bremer Polizei und für welche 
Themen-/Extremismusfelder? 

2. Wie viel polizeiliches und fachfremdes Perso-
nal (Berufsbezeichnungen, Spezialexpertisen) 
ist in jeder dieser Gruppen, bitte aufschlüsseln 
nach Mindestanzahl, Dauerbesetzung, Ergän-
zung im Bedarfsfall – also nicht ständig? 

3. Wie viele Polizeibeamtinnen und Polizeibe-
amte sind folglich insgesamt in Ermittlungsgrup-
pen tätig? 

Antwort des Senats 

Zu Frage 1: Im Jahr 2022 gab beziehungsweise 
gibt es bislang bei den Polizeibehörden im Land 
Bremen 20 Ermittlungsgruppen; davon dreizehn 
bei der Polizei Bremen und sieben bei der Orts-
polizeibehörde Bremerhaven. In den Ermitt-
lungsgruppen werden die Themengebiete Orga-
nisierte Kriminalität, Encrochat, Wohnungsein-
bruchdiebstahl, Linksextremismus, Rechtsextre-
mismus, Islamismus, Querdenker, Impfpassfäl-
schungen, Greensill-Bank, Insolvenz, Straßen-
kriminalität, Drogenkriminalität und Kapitalde-
likte bearbeitet. 

Zu Frage 2: Die Stärke einer Ermittlungsgruppe 
richtet sich nach der jeweiligen Aufgabenstel-
lung und dem Umfang eines Ermittlungskom-
plexes. Im Schnitt liegt eine Ermittlungsgruppe 
bei einer Personalstärke von acht. Je nach Er-
mittlungsstand oder Priorisierung anderer Er-
mittlungsgruppen ist eine Aufstockung oder 
eine Verringerung der Personalstärke sowie der 
Arbeitszeit in der Ermittlungsgruppe erforder-
lich. In den Ermittlungsgruppen werden ganz 
überwiegend Mitarbeiter:innen des Polizeivoll-
zugsdienstes verwendet, im Bedarfsfall aber 

auch beschäftigte Spezialist:innen unter ande-
rem für Finanz- und Wirtschaftsthemen, der In-
formationstechnik oder der strategischen und 
operativen Analyse. 

Zu Frage 3: Seit Jahresbeginn wurden über-
schlägig 203 Mitarbeiter:innen ganz oder antei-
lig in einer oder sogar mehreren Ermittlungs-
gruppen eingesetzt. 
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Konsensliste 

Von der Bürgerschaft (Landtag) in der 40. Sitzung nach interfraktioneller Absprache  
beschlossene Tagesordnungspunkte ohne Debatte. 

 Tagesordnungspunkt Beschlussempfehlung 

29. 

Änderung des Bremischen Gebühren- und 
Beitragsgesetzes zur Anpassung an das Da-
tennutzungsgesetz und die Open Data- und 
PSI-Richtlinie der Europäischen Union 
Mitteilung des Senats vom 13. September 
2022 
(Drucksache 20/1588) 

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Ge-
setz in erster und zweiter Lesung. 

34. 

Gesetz zur Änderung des Bremischen Aus-
führungsgesetzes zum Tierische Nebenpro-
dukte-Beseitigungsgesetz 
Mitteilung des Senats vom 20. September 
2022 
(Drucksache 20/1595) 

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Ge-
setz in erster und zweiter Lesung. 

40. 

Neufassung der Bremischen Landesbauord-
nung (BremLBO) im Hinblick auf die Digita-
lisierung der bauaufsichtlichen Verfahren 
Mitteilung des Senats vom 27. September 
2022 
(Drucksache 20/1605) 

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Ge-
setz in erster und zweiter Lesung. 

43. 

Stellungnahme des Senats zum 4. Jahresbe-
richt der Landesbeauftragten für Daten-
schutz nach der Europäischen Datenschutz-
grundverordnung 
Mitteilung des Senats vom 27. September 
2022 
(Drucksache 20/1608) 

Die Bürgerschaft (Landtag) überweist die Stel-
lungnahme des Senats an den Ausschuss für 
Wissenschaft, Medien, Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit. 

44. 

Berichterstattung gemäß § 4 Absatz 1 Opfer-
anlaufstellengesetz 
Mitteilung des Senats vom 27. September 
2022 
(Drucksache 20/1609) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von dem 
Bericht Kenntnis. 

49. 

Gesetz zur Änderung des Bremischen Per-
forma Nord Gesetzes (BremPerformaG) 
Mitteilung des Senats vom 4. Oktober 2022 
(Drucksache 20/1617) 

Die Bürgerschaft (Landtag) beschließt das Ge-
setz in erster und zweiter Lesung. 

 

 Frank Imhoff 
 Präsident der Bremischen Bürgerschaft 
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